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Vorbemerkung 

Gegenstand der Bemerkungen 

Der Bundesrechnungshof hat bedeutsame Prüfungsergebnisse in Be-
merkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung zusammengefaßt. 
Sie betreffen auch die Sondervermögen des Bundes und bundesunmit-
telbare sowie sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts 
(§§ 111, 112 BHO, § 55 HGrG). In die Bemerkungen sind Ergebnisse der 
Vorprüfung einbezogen. 

Die Bemerkungen sind nicht auf ein Haushaltsjahr beschränkt (s. § 97 
Abs. 3 BHO). Das gilt auch für die Feststellungen.zur Haushalts- und 
Vermögensrechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 1986 vgl. Nr. 1, 
die besondere Bedeutung für die Entscheidung über die Entlastung 
haben. Die Bemerkungen erfassen Prüfungsergebnisse so zeitnah wie 
möglich. 

Der Bundesrechnungshof kommt auf frühere Bemerkungen zurück, so-
weit Beschlüssen des Deutschen Bundestages nicht hinreichend Rech-
nung getragen worden ist. 

Über inzwischen ausgeräumte Beanstandungen berichtet der Bundes-
rechnungshof ausnahmsweise dann, wenn die ihnen zugrundeliegen-
den Sachverhalte Aufschluß über die Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung in bestimmten Bereichen geben oder den Sachverhalten sonstwie 
beispielhafte Bedeutung zukommt. 

In besonderen Abschnitten berichtet der Bundesrechnungshof über 
seine Beratungstätigkeit (vgl. Nr. 65) und über die Beratungstätigkeit 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (vgl. Nr. 66). 

Außerdem wird zur Unterrichtung des Deutschen Bundestages und des 
Bundesrates über bedeutsame Fälle, in denen die Verwaltung Empfeh-
lungen des Bundesrechnungshofes gefolgt ist, in einer Kurzfassung be-
richtet (vgl. Nr. 67). 

Politische Bewertungen und entsprechende Entscheidungen unterlie-
gen nicht der Beurteilung durch den Bundesrechnungshof. Prüfungser-
kenntnisse, die die Voraussetzungen oder Auswirkungen derar tiger 
Entscheidungen betreffen, können aber eine Überprüfung durch die 
zuständigen Stellen gerechtfertigt erscheinen lassen; insoweit hält es 
der Bundesrechnungshof für geboten, hierüber zu berichten. 

Die Bundesminister und die betroffenen juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts hatten Gelegenheit, zu den ihre Geschäftsbereiche 
berührenden Sachverhalten Stellung zu nehmen. Soweit sie abwei-
chende Auffassungen vorgebracht oder Ergänzungen zu den Sachver-
halten vorgetragen haben, kommt dies in den Bemerkungen zum Aus-
druck. Im übrigen sind die Prüfungsfeststellungen in der Regel schon 
vorher, soweit anderes nicht ausdrücklich erwähnt ist, mit den geprüften 
Stellen erörtert worden. Es kann daher davon ausgegangen werden, daß 
über die dargestellten Sachverhalte Meinungsverschiedenheiten nicht 
bestehen. 

Stand des Entlastungsverfahrens 

Der Deutsche Bundestag hat der Bundesregierung für das Haushaltsjahr 
1985 gemäß Artikel 114 GG i. V. m. § 114 BHO Entlastung erteilt (Ple

-

narprotokoll 11/85 S. 5766 i. V. m. Drucksache 11/2443); der Bundesrat 

 



Drucksache 11/3056 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

hat der Bundesregierung am 5. Februar 1988 Entlastung erteilt (Druck-
sache 11/1797). 

Prüfungsumfang 

Die Prüfung des Bundesrechnungshofes erfaßt regelmäßig alle Einzel-
pläne des Bundeshaushaltsplans, die Sondervermögen des Bundes, ins-
besondere Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost, sowie bun-
desunmittelbare und sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts und die Betätigung des Bundes bei privatrechtlichen Unterneh-
men. 

Der Bundesrechnungshof prüft die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
— zum Teil in abgegrenzten Bereichen — der juristischen Personen des 
privaten Rechts u. a. dann, wenn eine Prüfung durch ihn vereinbart ist 
(§ 104 Abs. 1 Nr. 3 BHO) oder wenn sie nicht Unternehmen sind und in 
ihrer Satzung mit Zustimmung des Bundesrechnungshofes eine Prüfung 
vorgesehen ist (§ 104 Abs. 1 Nr. 4 BHO). Solche Prüfungsrechte beste-
hen bei einigen Körperschaften. 

Der Bundesrechnungshof setzt für seine Prüfungstätigkeit Schwer-
punkte und macht von der Möglichkeit Gebrauch, seine Prüfungen auf 
Stichproben zu beschränken (§ 89 Abs. 2 BHO). Auch unter Einbezie-
hung der Kapazität der Vorprüfungsstellen kann damit nur ein geringer 
Teil des ständig wachsenden Prüfungsstoffs erfaßt werden. Die Tatsa-
che, daß einige Ressorts in diesen Bemerkungen umfangreicher, andere 
dagegen weniger oder gar nicht behandelt werden, läßt nicht den 
Schluß zu, daß die Resso rts unterschiedliches Gewicht auf die Einhal-
tung der für die Haushalts- und Wirtschaftsführung geltenden Vor-
schriften und Grundsätze gelegt haben. Allerdings bemüht sich der 
Bundesrechnungshof, im Verlauf größerer Zeitabschnitte alle wesentli-
chen Bereiche der Haushalts- und Wirtschaftsführung zu erfassen und 
die Stichproben so auszuwählen, daß sie ein aussagekräftiges Bild von 
dem jeweiligen Teilbereich vermitteln. Die Berichterstattung über meh-
rere Jahre hinweg läßt daher eher erkennen, wie sich die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung des Bundes insgesamt entwickelt hat. 

Nach § 79 Abs. 4 Nr. 2 BHO regelt der Bundesminister der Finanzen das 
Nähere über die Einrichtung der Bücher und Belege im Einvernehmen 
mit dem Bundesrechnungshof. Unter den Regelungsbereich des § 79 
BHO fallen somit auch alle automatisierten Verfahren des Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesens, insbesondere für die Berechnung und 
Festsetzung von Zahlungen, Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln, Er-
teilung von Kassenanordnungen, Zahlbarmachung sowie Buchführung 
und Rechnungslegung. Dies gilt auch für alle Verfahren außerhalb der 
Bundesverwaltung, mit denen Bundesmittel bewirtschaftet werden. Bei 
diesen Verfahren prüft der Bundesrechnungshof, ob die Vollständigkeit, 
Transparenz und Richtigkeit der Buchführung sowie die Nachprüfbar-
keit der Entscheidungen einschließlich der Verantwortlichkeit gewähr-
leistet sind. Diese Aufgabe gewinnt an Bedeutung, weil die Datenver-
arbeitung auf dem Gebiet des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswe-
sens immer stärker eingesetzt wird. 

Mitwirken von Bediensteten des Bundesrechnungshofes bei der 
Prüfung von internationalen Einrichtungen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied bei internationalen (zwi-
schenstaatlichen) und supranationalen (überstaatlichen) Einrichtungen. 
Ausgaben für Vorhaben, die aufgrund inter- oder supranationaler Ver-
einbarungen abgewickelt werden, unterliegen — soweit nicht etwas 
anderes bestimmt ist — der Rechnungsprüfung durch die jewei ligen 
inter- oder supranationalen Kontrolleinrichtungen. In diesen Fällen 
kann der Bundesrechnungshof aber das Handeln des zuständigen Bun-
desministers prüfen. 
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Für die externen Prüfungsorgane dieser Einrichtungen hat auch die 
Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat Prüfer zu stellen. In aller 
Regel wird in diesen Fällen der Bundesrechnungshof gebeten, geeig-
nete Bedienstete zu benennen. Nach dem Stand von Anfang 1988 üben 
elf Beamte des Bundesrechnungshofes zusätzlich zu ihrem Hauptamt 
eine Nebentätigkeit bei insgesamt sechs internationalen Einrichtungen 
aus. Über das Ergebnis ihrer Prüfungen berichten sie den Kontrollorga-
nen dieser Einrichtungen unmittelbar. 
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1 Feststellungen zur Haushalts- und Vermögensrechnung des Bundes 
für das Haushaltsjahr 1986 
(einschließlich eines Überblicks über die finanzwirtschaftliche Entwicklung) 

1.1 Grundlage der Haushaltsführung, Entwicklung 
der Einnahmen und Ausgaben 

1.1.1 

Die Haushaltsführung im Haushaltsjahr 1986 richtete 
sich nach dem Haushaltsgesetz 1986 vom 19. Dezem-
ber 1985 (BGBl. I S. 2338), das die Einnahmen und 
Ausgaben auf 263,480 Mrd. DM feststellte. 

1.1.2 

Die Einnahmen ohne Kredite und Münzeinnahmen 
(die nachfolgenden Zahlen sind durchweg gerundet) 
blieben um 0,5 v. H. hinter dem Einnahme-Soll zurück 
(im Vorjahr lagen sie 0,1 v. H. über dem Soll). Die 
Steigerungsrate gegenüber dem Vorjahr betrug 
1,7 v. H. (bei einem Soil von 2,2 v. H.), während sie im 
Haushaltsjahr 1985 5 v. H. (bei einem Soll von 
4,9 v. H.) betragen hatte. 

Mindereinnahmen in Höhe von per Saldo 1,246 Mrd. 
DM haben sich vor allem bei der Einfuhrumsatzsteuer 
und der Körperschaftsteuer ergeben. Demgegenüber 
lag das Aufkommen insbesondere bei der Umsatz-
steuer über dem Soll. 

Bei den Verwaltungseinnahmen sind u. a. die aus der 
Veräußerung von Anteilsrechten des Bundes und aus 
der Liquidation von Bundesunternehmen im Ver-
gleich zum Soll gestiegen; bei den übrigen Einnah-
men verminderten sich besonders diejenigen aus Kre-
diten am Kreditmarkt. 

1.1.3 

Die Ausgaben (ohne haushaltstechnische Verrech-
nungen und durchlaufende Mittel) blieben um 
0,7 v. H. unter dem Soll des Haushaltsplans. Gegen-
über dem Vorjahr wuchsen die Haushaltsausgaben 
um 1,7 v. H. (1985: 2,1 v. H.) bei einer vorgesehenen 
Steigerungsrate von 2,5 v. H. (1985: 3 v. H.). 

Minderausgaben in Höhe von per Saldo 1,955 Mrd. 
DM sind insbesondere bei den Investitionen (vor al-
lem bei den Entschädigungen aus Bürgschaften, Ga-
rantien und sonstigen Gewährleistungen, bei Zahlun-
gen zur Abwendung oder Minderung von Schäden 
sowie bei den allgemeinen Investitionszuschüssen zur 
Verstärkung der eigenen Mittel der Deutschen Bun-
desbahn — ohne Streckenbau —), bei den Zuweisun-
gen an die Bundesanstalt für Arbeit (Arbeitslosen-
hilfe, Kindergeld) sowie bei den sächlichen Verwal-
tungsausgaben (Bet riebsstoff für die Bundeswehr) 
eingetreten. Mehrausgaben entstanden besonders bei 

den Personalausgaben und bei den Investitionszu-
schüssen für den Streckenausbau zur Verstärkung der 
eigenen Mittel der Deutschen Bundesbahn. 

Der Bundesminister der Finanzen (Bundesminister) 
hat die wesentlichen Abweichungen vom Haushalts-
soll in Nr. 3.5 des Abschlußberichts sowie in Nr. 4.7 
und 4.8 der Übersichten zur Haushaltsrechnung dar-
gestellt. 

1.1.4 

Die Entwicklung der Ist-Einnahmen und Ist-Ausga-
ben ergibt sich für die Jahre 1977 bis 1987 aus dem 
Schaubild 1 (s. Seite 11). 

1.2 Kassenmäßiger Abschluß, 
Finanzierungsrechnung 

1.2.1 

Nach Nr. 2.1.1 der Haushaltsrechnung 1986 schließt 
das kassenmäßige Jahres- und Gesamtergebnis mit 
Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben in Höhe von 261,979 
Mrd. DM ausgeglichen ab. 

Der Ausgleich des kassenmäßigen Jahresergebnisses 
wird durch den Vermerk bei Kapitel 32 01 zugelassen, 
wonach Einnahmen aus Kreditaufnahmen in das fol-
gende Haushaltsjahr umgebucht und am Anfang des 
folgenden Haushaltsjahres eingehende Einnahmen 
aus Kreditaufnahmen noch zugunsten des abzuschlie-
ßenden Haushaltsjahres gebucht oder umgebucht 
werden dürfen. Im Haushaltsjahr 1986 wurde zum 
Ausgleich des kassenmäßigen Jahresergebnisses bei 
Kapitel 32 01 Titel 325 11 ein Betrag von 7,535 Mrd. 
DM in das Haushaltsjahr 1987 umgebucht (bezüglich 
der Umbuchung aus dem Haushaltsjahr 1985 vgl. 
Nr. 1.8.2). 

1.2.2 

Die Finanzierungsübersicht zum Bundeshaushalts-
plan 1986 sah einen Finanzierungssaldo von 23,990 
Mrd. DM vor. 

Infolge von Minderausgaben verringerte sich der Fi-
nanzierungssaldo um 737 Mio. DM auf 23,253 Mrd. 
DM (Nr. 2.1.2 der Haushaltsrechnung). 
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Schaubild 1 

Entwicklung des Bundeshaushalts 1 ) 
Einnahmen. Ausgaben 

1 ) Ohne Münzeinnahmen, Haushaltskredite, haushaltstechnische Verrechnungen und durchlaufende Mittel 

1.3 Mitteilung nach § 97 Abs. 2 Nr. 1 BHO 

Der Bundesrechnungshof und die Vorprüfungsstellen 
haben für das Haushaltsjahr 1986 keine Abweichun-
gen zwischen den Beträgen festgestellt, die in der 
Bundeshaushaltsrechnung und der Vermögensrech-
nung sowie in den Büchern aufgeführt sind. Dies gilt 
entsprechend für die Rechnungen der Sondervermö-
gen. Soweit die Einnahmen und Ausgaben stichpro-
benweise geprüft worden sind, waren diese im allge-
meinen ordnungsgemäß belegt. 

1.4 Globale Minderausgaben 

Im Haushaltsjahr 1986 waren folgende globale Min-
derausgaben veranschlagt: 

DM 
Kapitel 11 13 	Titel 972 01 	63 000 000 
Kapitel 30 01 	Titel 972 01 	135 000 000 
Kapitel 31 01 	Titel 972 01 	60 000 000  

258 000 000 

Nach der Haushaltsrechnung wurden die globalen 
Minderausgaben innerhalb der betreffenden Einzel-
pläne (Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
für Forschung und Technologie sowie für Bildung und 
Wissenschaft) erwirtschaftet. 

1.5 Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

1.5.1 

Im Haushaltsjahr 1986 wurden Mehrausgaben in 
Höhe von 2,113 Mrd. DM über- und außerplanmäßig 
geleistet. 

Es entfielen auf 
überplanmäßige Ausgaben 	1 414,523 Mio. DM 
außerplanmäßige Ausgaben 	698,519 Mio. DM. 

Der Gesamtbetrag entspricht 0,8 v. H. der Soll-Aus-
gaben in Höhe von 263,480 Mrd. DM. 

Die Haushaltsüberschreitungen waren um 173,3 Mio. 
DM höher als im Vorjahr. Die Zunahme wurde insbe-
sondere verursacht durch Zuschüsse zur Entlastung 
landwirtschaftlicher Unternehmer von Beiträgen zur 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung, Leistungen 
nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz, Wohngeld-
leistungen und die Erfüllung von Ausgleichsansprü-
chen nach § 38 Abs. 2 Atomgesetz infolge des Reak-
torunfalls in Tschernobyl. 

Die Haushaltsüberschreitungen sind im einzelnen in 
Nr. 3.4 und 4.1 der Haushaltsrechnung dargestellt. 

Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben konnten 
durch Einsparungen (Minderausgaben) bei anderen 
Ausgaben gedeckt werden. 
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1.5.2 

Ohne Einwilligung des Bundesministers sind bei 15 
Einzelplänen insgesamt 95,9 Mio. DM überplanmäßig 
ausgegeben worden (im Vorjahr bei 14 Einzelplänen 
4,1 Mio. DM). 

Davon entfallen auf die Einzelpläne: 

Übersicht 1 

Zahl 
der in Mio. 

Posten DM 

Bundesminister 	für 	Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 	 3 42,331 

Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung 	  4 36,082 

Bundesminister der Verteidigung 6 8,314 

Bundesminister für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit 	 6 7,177 

19 93,904 

11 weitere Einzelpläne 	 29 2,001 

48 95,905 

In 32 der 48 Fälle handelt es sich nach der Jahresrech-
nung um Posten, die erst beim Rechnungsabschluß 
festgestellt wurden (im Vorjahr 31 Fälle von insgesamt 
41); in 14 Fällen betrugen die Überschreitungen im 
einzelnen weniger als 10 000 DM. Neun Vorgänge 
wurden als Vorgriffe behandelt. In zwölf Fällen (Ge-
samtvolumen rd. 93,4 Mio. DM; dies sind 97,4 v. H. 
von 95,9 Mio. DM) hat der Bundesminister in der 
Haushaltsrechnung bestätigt, daß er bei rechtzeitiger 
Vorlage des Antrags seine Einwilligung nach Arti-
kel 112 GG gegeben hätte. 

1.6 Haushaltsreste 

Die in das Haushaltsjahr 1987 übertragenen Ausgabe-
reste (einschließlich Vorgriffe) belaufen sich auf ins-
gesamt 3,527 Mrd. DM (davon Vorgriffe 3,5 Mio. DM). 
Sie betragen 1,3 v. H. (im Vorjahr 1,5 v. H.) der Ist

-

Ausgaben. 

Nach der Übersicht Nr. 4.9 zur Haushaltsrechnung hat 
sich der Restebestand seit dem Haushaltsjahr 1982 um 
1,897 Mrd. DM, gegenüber dem Vorjahr um 290 Mio. 
DM, vermindert. 

1.7 Verpflichtungsermächtigungen und deren 
Inanspruchnahme 

Nach der Anlage zur Haushaltsübersicht (Teil I des 
Gesamtplans) standen an Ermächtigungen für Maß-
nahmen, die den Bund zur Leistung von Ausgaben in 
künftigen Haushaltsjahren verpflichten können, ins-
gesamt 44,397 Mrd. DM zur Verfügung. 

Nach einer aufgrund der Ressortmeldungen vom Bun- 
desminister erstellten Übersicht waren Verpflich

-

tungsermächtigungen (einschließlich der über- und 
außerplanmäßigen) zum Jahresende 1986 in Höhe 
von 31,913 Mrd. DM in Anspruch genommen. 

Die Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächti-
gungen läßt sich nicht nachprüfen, weil sie in die 
Rechnungslegung noch nicht einbezogen sind. Der 
Bundesminister will  die Höhe der Verpflichtungen 
und der Geldforderungen im Sinne des § 71 Abs. 1 
Satz 2 BHO im Rahmen der Automatisierung des 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens, mit de-
ren Entwicklung er sich bereits seit dem Jahre 1969 
befaßt, in der Jahresrechnung nachweisen (§ 80 
Abs. 2 BHO). In diesem Zusammenhang hat der Bun-
desminister im Jahre 1987 einen Entwurf von Richtli-
nien für die Buchung von Verpflichtungsermächti-
gungen erstellt, der zur Zeit mit den obersten Bundes-
behörden abgestimmt wird. 

Über die Entwicklung des automatisierten Verfahrens 
für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des 
Bundes hat der Bundesrechnungshof zuletzt in den 
Bemerkungen 1984 (Drucksache 10/2223 Nr. 1.4) be-
richtet. 

1.8 Inanspruchnahme von Kreditermächtigungen 
und Nettokreditaufnahme 

1.8.1 

Die dem Bundesminister im Jahre 1986 zur Deckung 
von Ausgaben und zur Tilgung zur Verfügung stehen-
den Kreditermächtigungen waren zum 31. Dezember 
1986 wie folgt in Anspruch genommen (Nr. 3.3 der 
Vermögensrechnung) : 

Übersicht 2 

Ermäch- in An- 
tigungs- Spruch ge- 
betrag nommen 

in Mrd. DM 

Restlicher 	Ermächtigungs- 
betrag aufgrund des Haus- 
haltsgesetzes 1985 	 11,143 0,000 

Zur Deckung von Ausgaben 
gemäß § 2 Abs. 1 Haushalts- 
gesetz 1986 	  23,660 14,911 

Zur Tilgung (§ 2 Abs. 2 Haus- 
haltsgesetz 1986) 	 60,426 59,080 

Vorgriffsermächtigung 	ge- 
mäß § 2 Abs. 3 Haushaltsge- 
setz 1986 	  7,904 7,535 

Bruttokreditaufnahme 1 ) 	 103,134 2) 81,526 

1) In kapitalmarktmäßiger Abgrenzung 
2) Abweichung durch Runden von Zahlen 

Die im Haushaltsjahr 1985 nicht ausgeschöpfte Kre-
ditermächtigung zur Deckung von Ausgaben (§ 2 
Abs. 1 Haushaltsgesetz 1985) in Höhe von 11,143 Mrd. 
DM, die gemäß § 18 Abs. 3 BHO bis zum Ende des 
Haushaltsjahres 1986 weiter galt, wurde nicht in An-
spruch genommen und ist deshalb mit Ablauf des 
Haushaltsjahres 1986 verfallen. 
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Die nicht in Anspruch genommene Kreditermächti-
gung zur Deckung von Ausgaben gemäß § 2 Abs. 1 
Haushaltsgesetz 1986 in Höhe von 8,749 Mrd. DM 
stand im Haushaltsjahr 1987 noch zur Verfügung (§ 18 
Abs. 3 BHO). 

Erstmals im Haushaltsjahr 1986 wurde die Vorgriff s-
ermächtigung gemäß § 2 Abs. 3 Haushaltsgesetz 1986 
in Anspruch genommen, über die die Übergangsfi-
nanzierung der Haushaltsjahre 1986/1987 abgewik-
kelt wurde. Die danach aufgenommene Kreditsumme 
in Höhe von 7,535 Mrd. DM ist auf die Kreditermäch-
tigung des Haushaltsjahres 1987 anzurechnen (§ 2 
Abs. 3 Satz 2 Haushaltsgesetz 1986). 

1.8.2 

Von der im Haushaltsplan veranschlagten Nettokre-
ditaufnahme in Höhe von 23,660 Mrd. DM wurden 
22,926 Mrd. DM benötigt, die sich wie nachfolgend 
dargestellt ergeben: 

in Mrd. DM  

Bruttokreditaufnahme in kapitalmarkt- 
mäßiger Abgrenzung (vgl. Nr. 1.8.1) 	81,526 

Im Haushaltsjahr 1985 aufgenommen 
(§ 72 Abs. 6 BHO 1 ) 	 + 9,362 

Auf das Haushaltsjahr 1987 übertragen 
(§ 72 Abs. 6 BHO 1) 	 — 7,535  

Bruttokreditaufnahme in haushalts- 
mäßiger Abgrenzung 	 83,353 

Tilgungen 	 —60,426  

Nettokreditaufnahme in haushalts- 
mäßiger Abgrenzung 	 22,9262) 

1) In Verbindung mit dem Haushaltsvermerk bei Kapitel 
32 01 

2) Abweichung durch Runden von Zahlen 

1.8.3 

Die im Haushaltsplan veranschlagte Nettokreditauf-
nahme lag um 10,846 Mrd. DM unter dem Investi-
tions-Soll von 34,506 Mrd. DM (Ist = 33,254 Mrd. DM). 
Die Entwicklung der Ausgaben für Investitionen im 
Verhältnis zur Nettokreditaufnahme ist für die Jahre 
1979 bis 1989 im Schaubild 2 dargestellt; für die Jahre 
1988 und 1989 wurde die Haushaltsplanung zugrunde 
gelegt (Beschlüsse der Bundesregierung vom 7. Juli 
1988). 

1.8.4 

Nach § 3 des Haushaltsgesetzes 1986 war der Bundes-
minister zur Aufnahme von Kassenverstärkungskre-
diten in Höhe von 21,078 Mrd. DM (bis zur Höhe von 
8 v. H. der Summe des Haushalts) ermächtigt. Nach 
§ 18 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 BHO konnte diese Ermächti-
gung — jeweils nach Rückzahlung — wiederholt in 
Anspruch genommen werden. 

Schaubild 2 

Investitionen. Nettokreditaufnahme 
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Aus der Übersicht des Bundesministers über die zur 
vorübergehenden Verstärkung der Betriebsmittel der 
Bundeshauptkasse aufgenommenen Kredite (Nr. 4.11 
der Haushaltsrechnung) geht hervor, daß an 158 Ta-
gen (im Vorjahr an 197 Tagen) Kassenverstärkungs-
kredite in Anspruch genommen wurden; der Höchst-
betrag belief sich auf 7,216 Mrd. DM (im Vorjahr 9,712 
Mrd. DM), das sind 2,7 v. H. der Summe des Haus-
halts (im Vorjahr 3,7 v. H.). Die Buchkredite der Deut-
schen Bundesbank, die nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 a des 
Gesetzes über die Deutsche Bundesbank auf 6 Mrd. 
DM begrenzt sind, waren mit 4 und 3,5 v. H. zu ver-
zinsen. Die Zinssätze für die bei Kreditinstituten auf-
genommenen Kassenverstärkungskredite betrugen 
zwischen 4,3 und 4,6 v. H. An Zinsen für Kassenkre-
dite mußten insgesamt 39,8 Mio. DM (im Vorjahr 98,5 
Mio. DM) gezahlt werden. Der Buchkredit der Deut-
schen Bundesbank wies am 31. Dezember 1986 einen 
Bestand von 2,015 Mrd. DM aus. 

1.9 Schulden und finanzwirtschaftliche Entwicklung 

1.9.1 

Die Gesamtverschuldung des Bundes (ohne Sonder-
vermögen) betrug am Ende des Haushaltsjahres 1986 
415,393 Mrd. DM (s. Nr. 3.2 der Vermögensrechnung). 
Sie setzt sich aus folgenden Beträgen zusammen: 

Mrd. DM 

Finanzkredite 	 411,651 

Verbindlichkeiten aus der 
Investitionshilfe-Abgabe 	 0,082 

Kassenverstärkungskredite 	 2,015 

Schuldmitübernahme 
Ausgleichsfonds 	 1,645  

Gesamtverschuldung 	 415,393 1)2)  

1) Abweichung durch Runden von Zahlen 
2) Von der zum 31. Dezember 1986 ausgewiesenen Schuld sind 
6,383 Mrd. DM in der Geldrechnung des folgenden Haus-
haltsjahres erfaßt (Finanzbericht 1988, S. 201 f.) 

Die Entwicklung der Finanzkredite des Bundes (ohne 
Sondervermögen) in den Jahren 1950 bis 1989 zeigt 
das Schaubild 3 - Seite 15 -. 

Die Zahlen für die Jahre 1950 bis 1987 wurden dem 
Jahresbericht 1987 der Bundesschuldenverwaltung 
(S. 78 ff.) entnommen; für das Jahr 1988 wurde die 
geplante Nettokreditaufnahme von 39,2 Mrd. DM, für 
das Jahr 1989 darüber hinaus die geplante Nettokre-
ditaufnahme von 32,0 Mrd. DM hinzugerechnet. 

1.9.2 

Die finanzwirtschaftliche Entwicklung in den Haus-
haltsjahren 1986 bis 1989 ist in der Übersicht 3 darge-
stellt. Die Zahlen sind entnommen aus den Haushalts-
plänen, aus der Haushaltsrechnung 1986 (bereinigtes 
Ist), aus den vom Bundesminister bekanntgegebenen 
Abschlußzahlen für das Jahr 1987 sowie aus den fi-
nanzpolitischen Beschlüssen der Bundesregierung 
vom 7. Juli 1988. 

In den Haushaltsjahren 1986 und 1987 lagen - wie 
auch in den beiden Jahren davor - die im Haushalts-
plan veranschlagten Einnahmen aus Krediten jeweils 
unterhalb der Summe der veranschlagten Ausgaben 
für Investitionen. Die in dem Regierungsentwurf eines 
Nachtragshaushaltsgesetzes 1988 vorgesehene Net-
tokreditaufnahme (rd. 39,2 Mrd. DM) übersteigt die 
Summe der für das Haushaltsjahr 1988 als investiv 
veranschlagten Ausgaben um rd. 5,1 Mrd. DM. 

Nach Artikel 115 Abs. 1 Satz 2 GG dürfen die Einnah-
men aus Krediten die Summe der im Haushaltsplan 
veranschlagten Ausgaben für Investitionen nur aus-
nahmsweise, und zwar nur zur „Abwehr einer Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts" 
überschreiten. 

Die Bundesregierung hat zur Begründung der verfas-
sungsrechtlichen Voraussetzungen für die Über-
schreitung des mit der Investitionssumme vorgegebe-
nen Kreditrahmens ausgeführt, die Einbußen auf der 
Einnahmenseite des Haushalts 1988, die sich aus dem 
rückläufigen Bundesbankgewinn und den höheren 
Abführungen an die Europäischen Gemeinschaften 
ergeben, müßten vorübergehend durch eine höhere 

Übersicht 3 

1986 1987 1988 1989 

Soll Ist Soll Ist Soll 1 ) Soll 2 ) 

in Mrd. DM 

Ausgaben 	 263,5 261,5 268,5 269,0 275,4 288,2 
davon 

für Investitionen 	 34,5 33,3 34,6 33,8 34,1 36,6 
für Zinsen 	 30,4 30,3 30,9 31,0 32,3 32,5 

Einnahmen 	 239,5 238,2 245,9 241,1 235,7 255,3 

Finanzierungssaldo 	 24,0 23,3 22,7 27,9 39,7 32,9 

Nettokreditaufnahme 	 23,7 22,9 22,3 27,5 39,2 32,0 

1) Einschließlich Regierungsentwurf des Nachtragshaushalts 1988 
2) Regierungsentwurf des Haushalts 1989 
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Schaubild 3 

Kreditaufnahme ausgeglichen werden. Eine Begren-
zung der Nettokreditaufnahme auf die Höhe der inve-
stiven Ausgaben hätte nach ihrer Auffassung so hohe 
Ausgabenkürzungen und/oder Steuererhöhungen er-
fordert, daß die Konjunkturentwicklung gedämpft, 
die notwendige Verminderung des hohen Leistungs-
bilanzüberschusses erschwert und die unbefriedi-
gende Beschäftigungslage weiter verschlechtert wor-
den wären. Derartige Maßnahmen liefen den Erfor-
dernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
zuwider und kämen für das Jahr 1988 daher nicht in 
Betracht 1 ). 

Das Bundesverfassungsgericht hat im Rahmen einer 
Entscheidung zur Gewährung von Finanzhilfen nach 
Artikel 104 a Abs. 4 GG festgestellt, daß Maßnahmen 
zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts nur in „konjunkturpolitischen Krisen-
situationen" greifen (vgl. BVerfGE 39, 96 ff., 112). 
Dabei braucht es sich nicht um die Bekämpfung einer 

1) Quelle: Kabinettsvorlage des Bundesfinanzministers zum Re-
gierungsentwurf des Nachtragshaushalts 1988 

bereits eingetretenen, sondern es kann sich auch um 
die Abwehr einer sonst drohenden Krisensituation 
handeln. 

Die Frage, ob die hohe Kreditaufnahme im Haushalts-
jahr 1988 gemessen an den Ausführungen des Bun-
desverfassungsgerichts nach Artikel 115 GG zulässig 
war, kann nur im Zusammenhang mit politischen 
Wertungen und Zielsetzungen beantwortet werden, 
muß also den sich daraus ergebenden Beurteilungs-
spielraum bei der Ausfüllung des unbestimmten 
Rechtsbegriffs „Abwehr einer Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts" berücksichtigen. 
Der Bundesrechnungshof sieht deshalb entsprechend 
der Vorbemerkung zu diesen Bemerkungen hierzu 
von einer Stellungnahme ab. 

1.9.3 

Für das Haushaltsjahr 1989 soll nach den finanzpoliti- 
schen Beschlüssen der Bundesregierung die Summe 
der Einnahmen aus Krediten wiederum unter der 
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Summe der Ausgaben für Investitionen liegen. Die 
Ausgaben für Investitionen sollen im Vergleich zum 
Vorjahr überproportional um rd. 2,5 Mrd. DM anstei-
gen. Dieser Anstieg ist weitgehend darauf zurückzu-
führen, daß die für Finanzhilfen nach Artikel 104 a 
Abs. 4 GG an strukturschwache Länder veranschlag-
ten Ausgaben in Höhe von 2,4 Mrd. DM jährlich als 
Investitionen ausgewiesen werden. 

1.9.4 

Der Bundesrechnungshof weist - wie schon seit dem 
Jahre 1981 (zuletzt in den Bemerkungen 1987 - 
Drucksache 11/872 Nr. 1.9.4 -) - erneut auf die ho-
hen und ständig anwachsenden Folgekosten der seit 
dem Jahre 1973 kontinuierlich steigenden Verschul-
dung (vgl. Schaubild 3 - Seite 15 -) hin. Die steigen-
den Ausgaben für Zinsen beeinträchtigen den Hand-
lungsspielraum des Bundes bei der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung immer stärker. Diese Entwicklung 
setzt sich fo rt , wie sich aus der Übersicht 4 ergibt. Im 
Finanzplanungszeitraum bis zum Jahre 1992 wird sich 
der Anteil der Zinsausgaben an den Gesamtausgaben 
von 11,7 v. H. auf 12,6 v. H., an den Steuereinnahmen 
von 14,9 v. H. - über 13,9 v. H. im Jahre 1989 - auf 
15,3 v. H. erhöhen. 

In der Vergangenheit schwankten die durchschnittli-
chen Zinssätze für mittel- und langfristige Kredite er-
heblich (zwischen etwa 5,5 v. H. und mehr als 
11 v. H.). In den letzten Jahren (etwa seit dem Jahre 
1983) war der durchschnittliche Zinssatz für Finanz-
kredite des Bundes im Vergleich zur längerfristigen 
Entwicklung verhältnismäßig niedrig. Dies wirkt sich 
auf die Zinsausgaben für den überwiegenden Teil des 

Übersicht 4  

Schuldenbestandes des Bundes tendenziell zinsmin-
dernd aus. Sollte das Zinsniveau künftig über die der 
Finanzplanung zugrunde gelegten Annahmen hinaus 
ansteigen, wird sich bei künftigen Umschuldungen 
die Belastung über die genannten Zahlen hinaus er-
höhen. 

1.9.5 

Der Bundesrechnungshof hat zudem wiederholt (z. B. 
in den Bemerkungen 1987 - Drucksache 11/872 Nr. 
1.9.5 - und 1984 - Drucksache 10/2223 Nr. 4.16.3 -) 
darauf hingewiesen, daß die Senkung des Kreditbe-
darfs zu einem nicht unbeträcht lichen Teil auf die 
hohen Gewinnabführungen der Deutschen Bundes-
bank zurückzuführen ist und nicht auf stetigen Gege-
benheiten beruht. Die Berechtigung dieses Hinweises 
ist inzwischen durch die Entwicklung auf den Devi-
senmärkten bestätigt worden. Diese Entwicklung hat 
dazu geführt, daß im Haushaltsjahr 1988 statt des ur-
sprünglich veranschlagten Gewinns von 6 Mrd. DM 
nur 0,24 Mrd. DM an den Bund abgeführt wurden. Die 
dadurch entstandene Finanzierungslücke war eine 
wesentliche Ursache für die Erhöhung der Nettokre-
ditaufnahme im Nachtragshaushaltsgesetz 1988 (vgl. 
oben Nr. 1.9.2). 

Die Übersicht 5 (s. Seite 17) zeigt das Verhältnis zwi-
schen der Summe der Ausgaben für Investitionen so-
wie der Nettokreditaufnahme und macht deutlich, 
welchen erheblichen Einfluß die Gewinnabführung 
auf die Höhe der Nettokreditaufnahme hatte und ha-
ben wird. Sie zeigt zudem die erheblichen Schwan-
kungen der Gewinne auf. 

Gesamt- Steuer- Zinsen 1 ) 

Haushaltsjahr 
ausgaben einnahmen Betrag in v. H. der 

in Mrd. DM Gesamt

-

ausgaben 
Steuer

-

einnahmen 

1970 88,0 83,7 2,3 2,6 2,7 
1980 215,7 176,2 14,0 6,5 7,9 
1981 233,0 180,5 18,0 7,7 10,0 
1982 244,6 183,1 22,1 9,0 12,1 
1983 246,7 190,3 26,6 10,8 14,0 
1984 251,8 197,2 27,8 11,0 14,1 
1985 257,1 206,3 29,2 11,3 14,1 
1986 261,5 208,9 30,3 11,6 14,5 
1987 269,0 217,0 31,0 11,5 14,3 
1988 2) 275,4 217,4 32,3 11,7 14,9 
1989 3) 288,2 234,0 32,5 11,3 13,9 
1990 4) 293,8 233,7 34,0 11,6 14,5 
1991 4) 301,1 242,8 36,9 12,3 15,2 
1992 4) 308,6 254,3 38,9 12,6 15,3 

1) Lt. Kapitel 32 05, d. h. ohne Geldbeschaffungskosten aus Kapitel 32 03 und Schuldendienstleistungen aus Kapitel 32 09 (bis 
einschließlich 1987 Ist-Zahlen) 

2) Haushaltssoll einschließlich Regierungsentwurf des Nachtragshaushalts 1988 
3) Regierungsentwurf des Haushalts 1989 
4) Finanzplan 1988 bis 1992 
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Übersicht 5 

Haus

-

halts

-

fahr 

Ausgaben 
für 

Investi

-

tionen 

Netto

-

kredit

-

auf

-

nahme 

Gewinn

-

ablieferung 
Deutsche 

Bundesbank 

in Mrd. DM 

1980 31,6 27,1 - 
1981 30,7 37,4 2,3 
1982 32,2 37,2 10,5 
1983 31,5 31,5 11,0 
1984 33,8 28,3 11,4 
1985 33,7 22,4 12,9 
1986 33,3 22,9 12,7 
1987 33,8 27,5 7,3 
1988 34,1 39,2 1 ) 0,2 1 ) 
1989 36,6 32,0 2) 5,0 2) 
1990 36,0 36,0 3) 7,0 3 ) 
1991 36,4 34,0 3) 7,0 3) 
1992 35,6 29,7 3) 7,0 3) 

1) Einschließlich Regierungsentwurf des Nachtragshaushalts 
1988 

2) Regierungsentwurf des Haushalts 1989 
3) Finanzplan 1988 bis 1992 

Der Bundesrechnungshof hält auch weiterhin Abwei-
chungen von den in der Finanzplanung zugrunde ge-
legten Erwartungen hinsichtlich der Bundesbankge-
winne für nicht ausgeschlossen. Er sieht es finanzwirt-
schaftlich als Fortschritt an, daß in einer neuen haus-
haltsgesetzlichen Regelung (§ 2 Abs. 2 Satz 2 des Ent-
wurfs des Haushaltsgesetzes 1989) festgelegt werden 
soll, mögliche Mehreinnahmen aus der Abführung 
von Bundesbankgewinnen nicht zur Ausgabenfinan-
zierung, sondern zur Schuldentilgung zu verwen-
den. 

1.10 Abführungen der Deutschen Bundesbank 

Die Deutsche Bundesbank wies für das Jahr 1985 ei-
nen Jahresüberschuß (Bilanzgewinn) von 12,924 Mrd. 
DM aus (für das Jahr 1984: 13,202 Mrd. DM; 1986: 
7,796 Mrd. DM). Die Höhe des Bilanzgewinns 1985 
erklärt sich vor allem aus Zinseinnahmen für Geldan-
lagen im Ausland infolge des hohen ausländischen 
Zinsniveaus. Im Haushaltsjahr 1986 wurden vom Bi-
lanzgewinn des Jahres 1985 12,655 Mrd. DM an den 
Bund abgeführt; im Haushaltsjahr 1987 waren es nur 
7,3 Mrd. DM. 

1.11 Sondervermögen 

1.11.1 

Über die Prüfungsergebnisse der Sondervermögen 
Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost wird 
im einzelnen unter Nr. 39 bis 47 und 48 bis 62 berich-
tet. 

1.11.2 

Zu den übrigen in der Haushaltsrechnung nachge-
wiesenen Sondervermögen (s. auch Nr. 2.2.1 der Ver-
mögensrechnung) ist zu bemerken: 

- Ein gesondertes Entlastungsverfahren ist, bezogen 
auf diese Sondervermögen, nur für den Aus-
gleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleneinsat-
zes vorgesehen. Für dieses Sondervermögen ist 
dem Bundesminister für Wirtschaft für das Haus-
haltsjahr 1986 bisher vom Bundesrat am 5. Februar 
1988 Entlastung erteilt worden (Plenarprotokoll 
585 S. 3). Der Beschluß des Deutschen Bundesta-
ges steht noch aus. 

Über die Finanzlage des Sondervermögens und 
Risiken für den Bundeshaushalt aufgrund neuerer 
Entwicklungen hat der Bundesrechnungshof den 
Bundestag, den Bundesrat und die Bundesregie-
rung mit Bericht vom 1. September 1988 (Drucksa-
che 11/2858) nach § 99 BHO unterrichtet. In die-
sem Bericht wird darauf hingewiesen, daß das Son-
dervermögen zum Jahresende 1988 voraussicht-
lich mit mindestens 4 Mrd. DM verschuldet sein 
wird. 

- Beim ERP-Sondervermögen betrug der Vermö-
gensbestand zum 31. Dezember 1986 15,475 Mrd. 
DM (im Vorjahr 14,961 Mrd. DM). Die Verbind-
lichkeiten beliefen sich insgesamt auf 6,415 Mrd. 
DM (im Vorjahr 6,690 Mrd. DM). Verpflichtungen 
aus Gewährleistungen bestanden in Höhe von 
310,9 Mio. DM (im Vorjahr 353,2 Mio. DM). Die 
Ausgabereste haben sich um 9,9 Mio. DM auf 
1,028 Mrd. DM verringert. 

Über die Prüfung dieses Sondervermögens ist zu-
letzt in den Bemerkungen 1985 (Drucksache 
10/4367 Nr. 49) berichtet worden. 

- Der Ausgleichsfonds - Lastenausgleich - weist 
bei einem Jahresüberschuß von 54,2 Mio. DM nach 
der Vermögensrechnung zum 31. Dezember 1986 
ein Vermögen von 1,153 Mrd. DM aus, dem Schul-
den von 1,647 Mrd. DM gegenüberstehen (im Vor-
jahr betrugen der Jahresüberschuß 41,8 Mio. DM, 
das Vermögen 1,324 Mrd. DM und die Schulden 
1,711 Mrd. DM). Dabei sind Ansprüche auf Zah-
lung künftig fällig werdender Ausgleichsabgaben 
und Verpflichtungen zur Zahlung der Ausgleichs-
leistungen in späteren Jahren unberücksichtigt 
geblieben. 

Über die Prüfung des Ausgleichsfonds ist zuletzt in 
den Bemerkungen 1986 (Drucksache 10/6138 
Nr. 38) berichtet worden. 

- Das Sondervermögen Ufi-Abwicklungserlös (Film-
förderung) weist zum 31. Dezember 1986 bei ei-
nem Ausgabenüberschuß von 0,8 Mio. DM einen 
Bestand von 8,6 Mio. DM (im Vorjahr 9,3 Mio. DM) 
aus. 

Über die Prüfung dieses Sondervermögens ist zu-
letzt in den Bemerkungen zur Bundeshaushalts-
rechnung 1979 vom 28. September 1981 (Druck-
sache 9/978 Nr. 11.2) berichtet worden. 
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— Beim Rückstellungsfonds zur Sicherung der Altöl-
beseitigung betrug der zum 31. Dezember 1986 als 
Vermögen nachgewiesene verfügbare Betrag 0,8 
Mio. DM (im Vorjahr 16,4 Mio. DM). 

— Der Ausgleichsfonds für überregionale Maßnah-
men zur Eingliederung Schwerbehinderter in Ar-
beit, Beruf und Gesellschaft weist bei einem Ein-
nahmenüberschuß von 11,5 Mio. DM einen Endbe-
stand von 751,7 Mio. DM aus. Im Vorjahr ergab 
sich ein Ausgabenüberschuß von insgesamt 11,6 
Mio. DM und ein Endbestand von 686,8 Mio. 
DM. 

Wegen der Prüfungsergebnisse wird auf Nr. 63 
verwiesen. 

— Das Zweckvermögen bei der Deutschen Sied-
lungs- und Landesrentenbank zeigt Ende 1986 ei-
nen Bestand von 3,861 Mrd. DM (im Vorjahr 4,016 
Mrd. DM). Das darin zum 31. Dezember 1986 nach-
gewiesene Vermögen des Bundes bet rug 2,263 
Mrd. DM. 

Über Prüfungsergebnisse bei diesem Sonderver-
mögen ist zuletzt in den Bemerkungen zur Bundes-
haushaltsrechnung 1980 vom 21. September 1982 
(Drucksache 9/2108 Nr. 12) berichtet worden. 

1.12 Bundesbetriebe 

Die vom Bundesminister der Haushaltsrechnung bei-
zufügende Übersicht über den Jahresabschluß bei 
Bundesbetrieben enthält eine Maschinenzentrale, ein 
Wasserwerk, einen Wirtschaftsbetrieb bestehend aus 
vier Gutseinheiten, das Westvermögen (Verwaltung 

von Wohneinheiten), die Bundesdruckerei, eine Klei-
derkasse sowie zehn behördeneigene Kantinen. 

Zum Jahresende 1986 weisen aus: 

— die Maschinenzentrale Kiel-Wik, die nicht Ge-
winne erwirtschaften soll, ein nahezu kostendek-
kendes Ergebnis bei einem Bet riebskapital von 
4,5 Mio. DM, 

— die Wasserwerke Oerbke einen Gewinn von 
rd. 114 000 DM bei einem Betriebskapital von 
1,4 Mio. DM, 

— die Wirtschaftsbetriebe Meppen — zum Ende des 
Wirtschaftsjahres am 30. Juni 1986 — bei einem 
Betriebskapital von 4,7 Mio. DM einen Verlust von 
475 800 DM, der mit einem Zuschuß des Bundes 
von 361 560 DM aus Kapitel 08 07 Titel 68202 teil-
weise abgedeckt wurde; der Rest von 114 240 DM 
ist in das Wirtschaftsjahr 1986/87 vorgetragen wor-
den, 

— das Westvermögen einen Jahresüberschuß von 
7,8 Mio. DM bei einem Bilanzwert von 192,4 Mio. 
DM, 

— die Bundesdruckerei einen Gewinn von 1,2 Mio. 
DM bei einem Eigenkapital von 268,3 Mio. DM 
und 

— die Kleiderkasse für die Bundeswehr einen Fehl-
betrag von rd. 52 500 DM bei Umsatzerlösen von 
6,3 Mio. DM sowie anderen Erträgen von 
664 100 DM. 

Von den zehn behördeneigenen Kantinen weisen fünf 
Kantinen Überschüsse aus. 
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Besondere Prüfungsergebnisse 

Auswärtiges Amt 
(Einzelplan 05) 

2 Neubau von Dienstwohnungen für die 
Botschaft in Moskau 
(Kapitel 05 03 Titel 739 11) 

2.0 

Die Dienstwohnungen, die gegenwärtig in Moskau 
errichtet werden, erhalten mindestens 50 Zimmer mit 
Naßraum für Dienstpersonal und rd. 50 Kinderzim-
mer, für die kein Bedarf besteht. 

Wesentliche Teile der ausgeführten Bauplanung ent-
sprechen nicht den besonderen Bedingungen in Mos-
kau und sind unwirtschaftlich. 

2.1 Raumbedarf für die Dienstwohnungen 

2.1.1 

Für die deutsche Vertretung in Moskau werden ge-
genwärtig auf einem zusammenhängenden Grund-
stück außer Kanzlei, Schule, Kindergarten und Mehr-
zweckgebäude 120 Wohnungen für die Botschaftsan-
gehörigen gebaut, davon 92 Familienwohnungen. 
Das Mehrzweckgebäude enthält u. a. eine Schwimm-
halle, Kegelbahnen, Clubräume und Personalräume 
für Ortskräfte. Außerdem werden Tennisplätze ge-
baut. Die Gesamtkosten sind auf rd. 167 Mio. DM ver-
anschlagt. 

Die Wohnflächen der Familienwohnungen betragen 
bis zu 250 m2 . Gemäß dem Raumbedarfsplan des Aus-
wärtigen Amtes erhalten die 74 Wohnungen für Lauf-
bahnangehörige des höheren, gehobenen und mittle-
ren Dienstes jeweils ein Zimmer für Hauspersonal mit 
Naßraum (Dusche, WC). Außerdem erhalten die Woh-
nungen für den höheren Dienst und den Kanzler je-
weils drei Kinderzimmer, die Wohnungen für Lauf-
bahnangehörige des gehobenen, mittleren und einf a-
chen Dienstes jeweils zwei Kinderzimmer; insgesamt 
sind damit 207 Kinderzimmer vorgesehen. 

Im September 1987 wohnte in den Wohnungen der in 
Moskau tätigen Botschaftsangehörigen kein Haus-
personal. In den Familien lebten zum gleichen Zeit-
punkt 112 Kinder. 

2.1.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß in den 
Wohnungen Zimmer für Hauspersonal mit Naßraum 
geschaffen werden. Solche Zimmer sind zwar in den 
Richtwerten der Grundsätze über die Unterbringung 
der Beschäftigten der Vertretungen des Bundes im 

Ausland („Grundsätze") ausgewiesen; bei der Auf-
stellung des Raumbedarfsplanes hätte jedoch geprüft 
werden müssen, ob in Moskau für Hauspersonal-Zim-
mer tatsächlich ein Bedarf besteht. Dies ist nicht der 
Fall, da dort einheimisches Personal aus Sicherheits-
gründen nicht in der Wohnung untergebracht werden 
darf und die Botschaftsangehörigen deutsches Haus-
personal erfahrungsgemäß nicht dorthin mitnehmen. 
Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hätten 
die tage- oder stundenweise beschäftigten Ortskräfte 
die Personalräume im Mehrzweckgebäude benutzen 
können; jedenfalls hätte es ausgereicht, mehreren 
Wohnungen zugeordnete zentral gelegene Personal-
räume zu schaffen. Hierdurch wären die Baukosten 
für mindestens 50 Zimmer für Hauspersonal mit Naß-
räumen eingespart worden. 

Außerdem hat der Bundesrechnungshof beanstandet, 
daß die Wohnungen schematisch mit einer von der 
Laufbahngruppe abhängigen Zahl von Kinderzim-
mern ausgestattet werden, obwohl die Zahl der  Kin-
der  hiervon unabhängig ist. Es kommt hinzu, daß in 
den meisten Familien der entsandten Botschaftsange-
hörigen wenige oder keine Kinder leben. Die Gesamt-
zahl der Kinderzimmer entspricht zwar im wesentli-
chen den Richtwerten der „Grundsätze" ; die Aus-
schöpfung dieser Richtwerte ist jedoch nur beim Bau 
weniger Wohnungen sinnvoll und wirtschaft lich, um 
die Wohnungen im Bedarfsfall sowohl mit kleinen als 
auch mit großen Familien belegen zu können. Bei der 
Wohnanlage in Moskau mit 120 Wohnungseinheiten 
hätten nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
für jede Bedienstetengruppe Wohnungen mit einer 
unterschiedlichen Zahl von Kinderzimmern geschaf-
fen werden müssen, die zu den regelmäßigen Um-
zugsterminen entsprechend der jeweiligen Familien-
größe bedarfsgerecht belegt werden könnten. Ausge-
hend von der Kinderzahl im Jahre 1987 und unter 
Berücksichtigung einer Raumreserve, die die notwen-
dige Flexibilität bei der Wohnungszuweisung sicher-
stellt, hätte hierdurch die Zahl der Kinderzimmer um 
mindestens 50 verringert werden können. 

2.1.3 

Der Bundesminister hat eingewandt, für das mehr-
mals wöchentlich tage- oder stundenweise beschäf-
tigte sowjetische Hauspersonal müsse innerhalb jeder 
Wohnung ein gesonderter Raum zum Umkleiden und 
Duschen bereitgestellt werden. 

Bei der Bemessung der Zahl der Kinderzimmer müsse 
berücksichtigt werden, daß keine Wohnung über ein 
Zimmer verfüge, in dem Familiengäste untergebracht 
werden könnten, und daß der Besuch von Verwand-
ten und Freunden für die Botschaftsangehörigen in 
Moskau wegen der dort geltenden Sonderbedingun-
gen besonders wichtig sei. In die Berechnung der Zahl 
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der Kinderzimmer müßten auch die Kinder einbezo-
gen werden, die nicht mehr in den Familien ihrer 
Eltern lebten und diese lediglich von Zeit zu Zeit be-
suchten; auch für sie müsse ein Zimmer vorgesehen 
werden, zumal der Zusammenhalt der Familien mit 
allen Mitteln gefördert werden müsse. Ferner könne 
die Kinderzahl der im Jahre 1987 in Moskau tätigen 
Botschaftsangehörigen nicht als Vergleichszahl her-
angezogen werden, da nach der Inbetriebnahme des 
Neubaus der Deutschen Schule und nach Bezug der 
Wohnanlage mit einer größeren Zahl „kinderreicher 
Familien" in Moskau zu rechnen sei. 

Im übrigen habe er bei der Festlegung des Raumbe-
darfs der Dienstwohnungen berücksichtigt, daß die 
Bewohner wegen der ständigen Überwachung, we-
gen fehlenden privaten Kontaktes zur Bevölkerung 
und auch wegen der dichten Bebauung des Wohnbe-
reichs und der ungenügenden Trennung von Dienst-
bereich und Privatsphäre psychisch besonders bela-
stet seien. Deshalb sei besonderer Wert darauf gelegt 
worden, daß die Wohnungen familiengerecht seien. 

2.1.4 

Der Bundesrechnungshof hält an seiner Wertung 
fest. 

Selbst wenn die Inhaber der Wohnungen mit Haus-
personalzimmern mehrmals wöchentlich sowjetisches 
Personal beschäftigen sollten, ist es wirtschaft lich 
nicht vertretbar, daß der Bund hierfür in jeder dieser 
Wohnungen Räume zur Verfügung stellt. Insbeson-
dere ist nicht erkennbar, aus welchen Gründen das 
Personal sich innerhalb der Wohnungen umziehen 
und duschen muß, statt Räume außerhalb der Woh-
nungen hierfür zu benutzen. 

Zusätzliche Kinderzimmer können nicht mit einem 
Bedarf an Gästezimmern begründet werden; wenn 
dieser Bedarf bestehen sollte, hätte der Bundesmini-
ster ihn in den Raumbedarfsplan aufnehmen und die 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
hierzu einholen müssen. Für Kinder, die ihre Eltern 
nur gelegentlich besuchen, können grundsätzlich 
keine Zimmer vorgehalten werden; der Bedarf wäre 
sonst nicht mehr sinnvoll zu begrenzen. Lediglich im 
Rahmen der verfügbaren Raumreserve kann dieser 
Personenkreis im Einzelfall bei der Wohnungszutei-
lung bedacht werden. 

Da bereits im Jahre 1987 Botschaftsangehörige mit 
mehreren Kindern in Moskau wohnten und die Deut-
sche Schule in Moskau schon seit mehreren Jahren 
besteht, können Gründe für einen wesentlichen An-
stieg der Kinderzahl gegenüber der Vergleichszahl 
aus dem Jahre 1987 nicht gesehen werden. 

Im übrigen kann der Bundesrechnungshof keine 
Rechtfertigung dafür erkennen, daß die Zahl der Kin-
derzimmer nach Laufbahngruppen festgelegt ist. 
Auch hält er es mit dem Gleichbehandlungsgebot 
nicht für vereinbar, unabhängig vom Bedarf überzäh-
lige Kinderzimmer zum Ausgleich für die besonderen 
Lebensbedingungen in Moskau zu schaffen, da dieser 
Vorteil nur Familien mit wenigen oder keinen Kindern 
zugute käme. Er ist vielmehr der Auffassung, daß die 

im Vergleich zu deutschen Verhältnissen ohnehin 
sehr großzügig bemessenen Wohnungen und die al-
len Bewohnern zur Verfügung stehenden Gemein-
schaftseinrichtungen wie Schwimmhalle, Kindergar-
ten, Tennisplätze, Kegelbahn und Clubräume die 
Wohnqualität bereits spürbar erhöhen. 

2.1.5 

Der Bundesminister wird dafür zu sorgen haben, daß 
künftig in den Raumbedarfsplänen für Bauvorhaben 
im Ausland nur der tatsächliche Bedarf unter Berück-
sichtigung der örtlichen Verhältnisse ausgewiesen 
wird. Dem ist inzwischen in den „Grundsätzen" inso-
weit entsprochen worden, als Zimmer für Hausperso-
nal nur noch in begründeten Einzelfällen und soweit 
landesüblich vorgesehen werden dürfen. 

2.2 Planung der Dienstwohnungen 

2.2.1 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat ein deutsches Architekturbüro, dessen 
Entwurf nach einem Planungswettbewerb mit dem 
1. Preis ausgezeichnet worden war, mit der Planung 
der baulichen Anlagen der Deutschen Vertretung in 
Moskau beauftragt. 

Bei Planungsbeginn war bekannt, daß gemäß dem 
Gegenseitigkeitsvertrag zwischen der Sowjetunion 
und der Bundesrepublik Deutschland eine sowjeti-
sche Bauorganisation den Rohbau ausführen werde. 
In der Sowjetunion wird überwiegend die Fertigteil-
bauweise angewandt. Mauerwerksbau ist nicht mehr 
gebräuchlich. Die sowjetische Bauorganisation hat 
den Terminplan bisher nicht eingehalten. 

Für die Wohnungen werden viergeschossige Häuser-
zeilen entlang der Grundstücksgrenze errichtet. Die 
Fassaden sind durch Erker, Loggien und Abstufungen 
stark gegliedert. Viele Fenster liegen über Fassaden-
vorsprüngen. Das Wasser aus Niederschlägen wird an 
der Fassade teilweise auf ungewöhnliche Weise abge-
führt; z. B. soll das Wasser, das aus den beheizbaren 
Fallrohren fließt, frei über die Loggien ablaufen. Die 
Herstellung der vorgehängten Klinkerschale, der 
Dachanschlüsse und weiterer Bauteile setzt wegen 
der vielen baukonstruktiven Details und der geforder-
ten Maßgenauigkeiten ein hohes handwerkliches 
Können voraus. 

Die Familienwohnungen sind als sogenannte Maiso-
nette-Wohnungen geplant; sie werden über die Trep-
penhäuser zum Wohngeschoß erschlossen, von dem 
eine interne Treppe zum Schlafgeschoß führt. Zu die-
sen Wohnungen gehören jeweils zwei Loggien, von 
denen sich die größere mit einer Fläche bis zu 16 m 2 

 meistens im Schlafgeschoß befindet. Da viele Naß-
räume nicht übereinander liegen, werden die Entwäs-
serungsleitungen hinter abgehängten Decken ver-
legt. 
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2.2.2 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hätte 
der Entwurf im Hinblick auf die besonderen Verhält-
nisse in Moskau und das Gebot der wirtschaftlichen 
Verwendung der Haushaltsmittel vor der Ausfüh-
rungsplanung erheblich überarbeitet werden müs-
sen. 

Da Baumaßnahmen in der Sowjetunion überwiegend 
in Fertigteilbauweise ausgeführt werden, verfügen 
die örtlichen Bauarbeiter nicht über die handwerkli-
chen Fertigkeiten, die für Mauer- und Verklinke-
rungsarbeiten der von der Planung vorgegebenen 
Schwierigkeitsstufe erforderlich sind. Um den voraus-
sehbaren und tatsächlich eingetretenen Schwierig-
keiten der sowjetischen Bauorganisation mit der Aus-
führung der Baupläne zu begegnen, hätten deshalb 
die Baukonstruktion und die Maßgenauigkeiten des 
Entwurfs vereinfacht werden müssen. 

Außerdem hätte der Entwurf den besonderen klimati-
schen Verhältnissen Moskaus besser angepaßt wer-
den müssen. Bei starkem Schneefall werden wegen 
der Fassadenvorsprünge vor vielen Fenstern Schnee-
verwehungen auftreten, wodurch Wasser in die Woh-
nungen eindringen kann. Wenn das über die Loggien 
frei ablaufende Wasser im Winter zu Eis gefriert und 
aus den beheizten Fallrohren Wasser darauf abtropft, 
werden bei geringsten Ausführungsmängeln auf den 
Loggien Undichtigkeiten und in den darunterliegen-
den Wohnungen Durchfeuchtungen auftreten. Dies 
wird zu erheblichen Folgekosten führen, zumindest 
aber den Wohnwert nachhaltig beeinträchtigen. 

Die Planung der Maisonette-Wohnungen ist nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes ebenfalls 
nicht ausgereift. Den unbestrittenen Vorteilen des 
Wohnens „wie in einem Einfamilienhaus" stehen die 
Nachteile der strikten Trennung von Wohnbereich 
und Schlafbereich in zwei Geschossen gegenüber. 
Die Einbeziehung nicht benötigter Schlafräume in 
den Wohnbereich (und umgekehrt) ist kaum möglich; 
damit ist die flexible Nutzung der Wohnungen durch 
unterschiedlich große Familien mit unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Verpflichtungen praktisch ausge-
schlossen. Infolgedessen können kleine Familien 
mehrere Räume im Schlafbereich kaum sinnvoll nut-
zen. Ferner wären die großen Loggien besser dem 
Wohnbereich zugeordnet worden. Schließlich hätten 
Baukosten eingespart werden können, wenn die Naß-
räume übereinander angeordnet worden wären. 

2.2.3 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat dazu erklärt, zwingende Gründe für 
eine Überarbeitung des Wettbewerbsentwurfs, der 
sich durch eine gute städtebauliche Lösung aus-
zeichne, habe er nicht gesehen. Mit der gestalteri-
schen Qualität sowohl in der räumlichen Gliederung 
als auch in der Wahl des Mate rials und der Gestaltung 
der baulichen Details habe man sich von den eintöni-
gen Fassaden der sowjetischen Fertigteilbauweise ab-
setzen wollen. Die sowjetische Bauorganisation habe 
in den Verhandlungen über den Baudurchführungs- 

vertrag unter Hinweis auf die zufriedenstellenden 
Verblendarbeiten an der amerikanischen Botschaft 
die Bemühungen zurückgewiesen, die bautechnisch 
schwierigen Arbeiten in den deutschen Leistungsbe-
reich zu überführen; nach heutigem Kenntnisstand 
müsse allerdings davon ausgegangen werden, daß 
jede konventionelle Bauweise für sowjetische Bauor-
ganisationen schwierig sei. 

Die besonderen klimatischen Verhältnisse habe man 
schon bei der Ausführungsplanung genau beachtet 
und darüber hinaus auch die Empfehlungen der so-
wjetischen Seite in die weitere Detailplanung aufge-
nommen. Die Fenster würden bei normalem Schnee-
fall nicht zuwehen. Auf den Loggien müßten Eis und 
Schnee von Hand beseitigt werden, nachdem die zu-
nächst vorgesehene Beheizung des Plattenbelages 
entfallen sei. 

Die Grundrisse der Maisonette-Wohnungen ließen 
variable Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen eines 
individuellen Wohnverhaltens zu. Es sei zu erwarten, 
daß die Loggien — unabhängig von ihrer jewei ligen 
Zuordnung zum Schlaf- oder Wohnbereich — intensiv 
genutzt würden. Die Naßräume seien soweit als mög-
lich übereinander angeordnet worden. 

2.2.4 

Das Vorbringen des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau überzeugt nicht. 

Die gebotene Überarbeitung des Entwurfs hätte we-
der dessen städtebauliche Qualitäten noch die an-
sprechende Gestaltung der Fassade im Vergleich zu 
Fertigteilbauten beeinträchtigt. Sie hätte aber die 
handwerklichen Probleme der sowjetischen Bauorga-
nisation weitgehend behoben, deren Bauarbeiter ein-
fache Klinkerfassaden — wie an der amerikanischen 
Botschaft — herstellen können. Bei der Durcharbei-
tung des Entwurfs hätten auch bautechnisch schwie-
rige Konstruktionen durch einfache Detaillösungen 
ersetzt und die klimatischen Bedingungen in Moskau 
besser berücksichtigt werden können. 

Daß die Maisonette-Wohnungen Gestaltungsraum für 
individuelles Wohnen bieten können, wird nicht in 
Frage gestellt. Hier geht es aber darum, daß wegen 
der Aufteilung der Wohnungen in jeweils ein Wohn-
und ein Schlafgeschoß die Nutzung der einzelnen 
Zimmer von vornherein festgelegt ist und z. B. ein 
freies Kinderzimmer nicht von einem Wohnungsinha-
ber mit besonderen gesellschaftlichen Verpflichtun-
gen als Herrenzimmer verwendet werden kann. Die 
Maisonette-Wohnungen können deshalb nur in en-
gen Grenzen Familien mit unterschiedlichen Bedürf-
nissen zugewiesen werden und sind demzufolge für 
eine Wohnanlage, die für die Familien der häufig 
wechselnden Botschaftsangehörigen bestimmt ist, 
grundsätzlich ungeeignet. 

Die planerische Überarbeitung der Baukonstruktion 
und der Grundrisse hätte die Baukosten und die Bau-
zeit erheblich verringert. 
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2.2.5 

Der Bundesrechnungshof hält es für geboten, daß der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau künftig in verstärktem Maße Bauplanun-
gen im Hinblick auf die örtliche Eignung überprüft 
und gegebenenfalls überarbeiten läßt — auch wenn 
der Entwurf Ergebnis eines Planungswettbewerbs 
war. 

3 Bibliothekswesen des Goethe-Instituts 
(Kapitel 05 04 Titel 686 15 und 686 20) 

3.0 

Das Goethe-Institut hat an mehreren Auslandsstand-
orten bei seinen Zweigstellen Bibliotheken eingerich-
tet, die mangels Personal in Teilen nicht wirtschaftlich 
betrieben werden können. An anderen Standorten, 
insbesondere in den Vereinigten Staaten von Arne-
rika, hat das Goethe-Institut in früheren Jahren, ohne 
die örtlichen Gegebenheiten zu berücksichtigen, Bi-
bliotheken aufgebaut, für die von ihrer Art her nur 
eine geringe Nachfrage besteht. 

Der Bundesminister hat es versäumt, rechtzeitig ein 
Konzept zu entwickeln, durch das die zur Verfügung 
stehenden Mittel wirtschaftlich eingesetzt werden 
können. 

3.1 Allgemeines 

Das Goethe-Institut (Institut) unterhält 132 Bibliothe-
ken (Stand Ende 1987) bei seinen Auslandszweigstel-
len. Nach dem zwischen dem Bundesminister und 
dem Institut im Jahre 1976 geschlossenen Rahmen-
vertrag sollen sie Informationen über das kulturelle 
und gesellschaftliche Leben in der Bundesrepublik 
Deutschland und die deutsche Geschichte vermitteln. 
Neben dem klassischen Medium Buch (derzeitiger 
Bestand etwa 1,3 Mio. Bände im Beschaffungswert 
von rd. 40 Mio. DM) werden u. a. Zeitungen, Zeit-
schriften angeboten sowie Diaserien, Filme, Video-
kassetten und Tonträger eingesetzt. 

Nach den Erkenntnissen des Instituts haben sich die 
Bibliotheken zunehmend zu Beratungs- und Informa-
tionszentren für alle über die Bundesrepub lik 
Deutschland anfallenden Fragen entwickelt. Die klas-
sische Bibliotheksarbeit in Form der Buchausleihe ist 
in den Hintergrund getreten. Sie soll aufgrund dieser 
Entwicklung nach Auffassung des Instituts nur noch 
eine Ergänzung zu den örtlichen Bibliotheken und Bil-
dungseinrichtungen darstellen. Damit solle vermie-
den werden, nicht nachgefragte Werke vorzuhalten, 
wie das früher der Fall war. Diese Konsequenzen hat 
das Institut jedoch nur zögernd gezogen. 

3.2 Bedarfsermittlung 

Das Institut hat in der Vergangenheit nicht immer den 
Bedarf für seine Bibliotheken geprüft und Buchbe-
stände aufgebaut, für die teilweise oder überhaupt 
keine Nachfrage besteht. 

Die Mehrzahl der Zweigstellen des Instituts in den 
Vereinigten Staaten von Amerika wurde in den 70er 
Jahren verhältnismäßig schnell und ohne vorherige 
Bedarfsermittlung mit einem Buchbestand von über 
55 000 Bänden (Stand Ende 1985) im Beschaffungs-
wert von etwa 2 Mio. DM aufgebaut. In diesem Land 
mit hochentwickelten Bibliotheks- und Informations-
systemen fanden die in den Zweigstellen eingerichte-
ten Standard-Leihbüchereien wenig Resonanz. 

Bereits im Jahre 1980 empfahl der Inspekteur des In-
stituts, sich auf Informationstätigkeit über die Bundes-
republik Deutschland zu konzentrieren und — statt 
nicht bedarfsgerechter Leihbüchereien — leistungsfä-
hige Mediotheken einzurichten. Bei der Neugrün-
dung von Zweigstellen Anfang der 80er Jahre ver-
zichtete das Institut daher auf die Einrichtung von 
Bibliotheken der herkömmlichen Art. 

Schon bestehende Büchereien wurden jedoch weiter 
ausgebaut. In einem Bericht aus dem Jahre 1984 
führte der Inspekteur dazu aus: 

„Um so mehr überrascht es, daß diese Vorstellun-
gen bisher an den meisten Instituten — Atlanta und 
Chicago ausgenommen — nur unzureichend ver-
wirklicht wurden. Die Institute haben hier die ein-
malige Möglichkeit, Materialsammlungen von un-
verwechselbarer Eigenart aufzubauen (bei denen 
darum — ausnahmsweise — der Vergleich mit dem 
ansonsten hoffnungslos überlegenen amerikani-
schen Bibliothekssystem nicht gescheut zu werden 
braucht) und sich gleichzeitig durch den landeswei-
ten Vertrieb derselben eine beachtliche Breitenwir-
kung zu sichern ... " 

Das Institut erarbeitet derzeit eine Bibliothekskonzep-
tion für die Region Vereinigte Staaten von Amerika/ 
Kanada, die den Gegebenheiten und dem tatsächli-
chen Bedarf unter Berücksichtigung kulturpolitischer 
Vorgaben des Bundesministers Rechnung tragen 
soll. 

3.3 Mitteleinsatz 

3.3.1 

An etlichen Auslandsstandorten richtete das Institut 
bei seinen Zweigstellen kleine Bibliotheken ein, 
konnte aber mangels ausreichender Planstellen kein 
oder nur zuwenig Personal für deren Verwaltung ein-
setzen. Das führte dazu, daß die Publikumsbetreuung 
unterblieb oder improvisiert werden mußte und 
— auch wegen beengter Raumverhältnisse — Bücher-
lieferungen teilweise unausgepackt eingelagert wur-
den. 
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3.3.2 

Hierzu zwei Beispiele: 

3.3.2.1 

Bei der Zweigstelle in Rabat wurde trotz beengter 
Instituts-Räumlichkeiten eine Bibliothek eingerichtet. 
Ende 1985 belief sich der Buchbestand auf über 5 000 
Bände mit einem Beschaffungswert von über 
150 000 DM. Im Oktober 1984 lagerten noch Bücher-
lieferungen aus dem Vorjahr unausgepackt in einem 
Abstellraum. Eine Planstelle für eine Bibliothekarin 
erhielt die Zweigstelle nicht. Die Probleme, die durch 
das Fehlen der personellen Betreuung der Bibliothek 
entstanden, versuchte das Institut dadurch zu lösen, 
daß es zwei seit Jahren bei der Zweigstelle tätige 
deutsche Honorarlehrkräfte auf einer freien Sprach-
lehrerstelle nach dem Bundesangestelltentarif fest an-
stellte. Es befreite sie teilweise von der Unterrichtstä-
tigkeit und ließ sie statt dessen Bibliotheksarbeiten 
erledigen. Da die Sprachlehrer im vorliegenden Fall 
besser bezahlt werden mußten als eine Bibliothekarin, 
war diese Lösung unwirtschaftlich. 

3.3.2.2 

In Boston wurde im Jahre 1965 eine Zweigstelle des 
Instituts gegründet. Ende 1984 stellte der Inspekteur 
des Instituts in seinem Bericht — wie bereits im Jahre 
1980 — fest: 

„Die Bibliotheksarbeit litt unter jahrelanger Unter-
besetzung, räumlicher Beengung und dem Fehlen 
klarer Zielvorstellungen. Die Katalogisierung des 
Bestandes war zum Zeitpunkt der Inspektion noch 
immer nicht abgeschlossen (es fehlte noch die ge-
samte Belletristik); die Medienbestände sind in ei-
ner Abstellnische des Lehrerzimmers untergebracht 
und für die Ausleihe nicht zugänglich; die ohnehin 
minimale Bücherausleihe ist rückläufig ... " 

Trotz dieser bekannten Umstände wurde die Zweig-
stelle regelmäßig mit Büchern und sonstigen Medien-
unterlagen versorgt. Der Buchbestand bet rug im 
Jahre 1985 über 10 000 Bände mit einem Beschaf-
fungswert von rd. 300 000 DM. 

3.3.3 

Inzwischen hat das Institut damit begonnen, von 30 
nur mit einer halben oder keiner Planstelle ausgestat-
teten kleineren Bibliotheken 18 personell nicht oder 
äußerst unzulänglich betreubare Büchereien wieder 
— bis auf einen für den internen Institutsbetrieb benö-
tigten Bestand an Medien — abzubauen. Das soll auch 
in Rabat verwirklicht werden. In Boston wurde das 
personelle Problem durch Stellenverlagerung gelöst. 

Zwölf personell weiterhin unzureichend ausgestattete 
Bibliotheken sollen jedoch beibehalten werden. 

3.4 Beanstandung 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bundesminister zu lange ein Vorgehen des Instituts 
geduldet hat, das zu einer unwirtschaftlichen Auf-
splitterung der Aktivitäten führte. Das Vorgehen habe 
nicht auf einer Konzeption aufgebaut, die die zur Ver-
fügung stehenden Mittel berücksichtigt. Es seien da-
durch nicht nur unnötigerweise Projektmittel für „Me-
dienkäufe auf Halde " gebunden worden, das Institut 
habe vor allem seinen Auftrag, Informationen über die 
Bundesrepublik Deutschland zu vermitteln, nicht in 
ausreichendem Maße und wirtschaftlich erfüllen kön-
nen. Die sich daraus ergebenden Reorganisations-
maßnahmen würden erhebliche Bundesmittel bean-
spruchen, auch um einen nicht benötigten „Bücher-
berg" wieder abzubauen. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
empfohlen, vor jeder Bibliotheksgründung im Aus-
land zunächst eine gründliche Analyse des Umfeldes 
erstellen zu lassen. Aus dem Informationsbedarf des 
Gastlandes sei dann unter Berücksichtigung der Ziel-
setzung der Kulturarbeit ein Konzept zu entwickeln. 
Die für die Verwirklichung der Planung notwendigen 
Voraussetzungen, wie z. B. eine angemessene räumli-
che Unterbringung, quantitativ und qualitativ ausrei-
chendes Personal und hinreichende Finanzen, müß-
ten gegeben sein. Das Ganze sei auch nachvollziehbar 
zu dokumentieren. 

3.5 Stellungnahme des Bundesministers 

Der Bundesminister hat entgegnet, die seit dem Jahre 
1982 laufenden Reorganisationsmaßnahmen seien 
aufgrund der Prüfungsmitteilungen des Bundesrech-
nungshofes vom Oktober 1986 verstärkt worden. Kon-
zeptionen seien überarbeitet, ein zentraler Dienst ein-
gerichtet und die fachliche Betreuung durch Regio-
nalbibliotheken verstärkt worden. 

Die Beanstandung des Bundesrechnungshofes, der 
Bundesminister habe „ein konzeptionsloses Vorge-
hen des Goethe-Instituts geduldet", könne daher in 
dieser Form nicht aufrechterhalten werden. 

Im Jahre 1988 werde für das Bibliothekswesen in den 
Vereinigten Staaten von Amerika eine neue Konzep-
tion entwickelt, um den Gegebenheiten und dem tat-
sächlichen Bedarf unter Berücksichtigung der kultur-
politischen Vorgaben besser Rechnung zu tragen. Der 
Bundesrechnungshof habe selbst festgestellt, daß 
nach dem Jahre 1980 bei Neugründungen in den Ver-
einigten Staaten von Amerika auf Bibliotheken her-
kömmlicher Art unter dem Eindruck der dortigen be-
sonderen Gegebenheiten verzichtet worden sei. Eine 
Analyse des Umfeldes sei also vorgenommen wor-
den. 

Der Bundesminister hat weiter ausgeführt, er wolle 
über seinen Vertreter im Beirat „Bibliotheken und 
Mediotheken" des Instituts die auf den Haushalt 1988 
bezogenen Empfehlungen des Bundesrechnungsho-
fes umsetzen. Für die Jahre von 1989 an werde insbe-
sondere auf die Erfüllung der Voraussetzungen 
„Raum-Personal-Finanzen" zu achten sein; entspre- 
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chende Mittelanforderungen des Instituts müßten 
künftig von Bedarfsanalysen für den zielorientierten 
Einsatz der Bibliotheken unter Darstellung der räum-
lichen und personellen Situation begleitet sein. 

3.6 Würdigung 

Der Bundesrechnungshof begrüßt, daß der Bundesmi-
nister sich nunmehr verstärkt dem Bibliothekswesen 
des Instituts widmet. Er ist jedoch der Auffassung, daß 
dies bereits viel früher hätte geschehen können und 
müssen. Der erhebliche Aufwand an Bundesmitteln 
für den Kauf von nicht benötigten Büchern und für 
Reorganisationsmaßnahmen, um diese Bücher wieder 
auszusondern, wäre dann vermeidbar gewesen. 

Der Bundesminister sollte nunmehr durch Setzen von 
Prioritäten darauf hinwirken, daß die kulturellen Akti-
vitäten innerhalb der vorgegebenen Rahmenbedin-
gungen verbessert werden. Er hat bisher nur in Teil-
bereichen geplant, wie er personell oder materiell un-
zulänglich ausgestattete Bibliotheken generell funk-
tionsgerecht gestalten wi ll. Soweit dies nicht durch 
weitere Technisierung zu erreichen ist, werden ent-
weder die notwendigen Planstellen durch Verlage-
rung oder Umwandlung zu beschaffen oder weitere 
Bibliotheken zu schließen sein. Der Bundesminister 
wird daher zu entscheiden haben, welche der seither 
unzulänglich ausgestatteten Bibliotheken beibehal-
ten werden müssen, wie hoch der Personal- und Mit-
telbedarf für ihre Umgestaltung ist, und wie dieser im 
Rahmen des vorhandenen Finanzvolumens gedeckt 
werden soll. 

Für künftig einzurichtende Bibliotheken wird die Er-
füllung der aufgezeigten Kriterien sicherzustellen 
sein. 

Bundesminister des Innern 
(Einzelplan 06) 

4 Einsatz der Fahrer von Personenkraftwagen 

4.0 

Die Mehrzahl der Fahrer von Personenkraftwagen in 
der Bundesverwaltung ist nicht ausgelastet. Trotzdem 
werden ihnen nach dem Tarifvertrag für die Kraftfah-
rer des Bundes in großem Umfang Überstunden be-
zahlt. Die Dienststellen sollten den Einsatz der Fahrer 
künftig besser überwachen und steuern. 

4.1 

Der Bundesrechnungshof hat sich mehrmals in Prü-
fungsmitteilungen und Bemerkungsbeiträgen über 
den Einsatz der Kraftfahrzeuge in der Bundesverwal-
tung und die damit verbundenen hohen Personalko-
sten geäußert. Im Oktober 1983 hat er dem Haushalts-
ausschuß des Deutschen Bundestages darüber berich-
tet. 

In den Jahren 1984 und 1987 hat der Bundesrech- 
nungshof den Fahrereinsatz erneut geprüft. Die Erhe- 

bung im Jahre 1984 erstreckte sich auf rd. 1 000 der 
etwa 2 900 Zivilkraftfahrer der allgemeinen Bundes-
verwaltung, eine vergleichende Erhebung im Jahre 
1987 auf etwa 160 Fahrer. Die Fahrer der Auslands-
dienststellen und Sondervermögen des Bundes, die 
Soldaten und die Chefkraftfahrer wurden nicht in die 
Prüfung einbezogen. Der Bundesrechnungshof kam 
dabei im wesentlichen zu den gleichen Ergebnissen 
wie bei den vorangegangenen Prüfungen. 

4.2 

Mit geringfügigen Ausnahmen werden die Fahrer 
nach dem Tarifvertrag für die Fahrer des Bundes 
(Kraftfahrer-TV) entlohnt, dessen Anwendung vor-
aussetzt, daß sie regelmäßig Überstunden leisten. Da-
nach wird die gesamte Zeit von Beginn bis Ende der 
Dienstschicht einschließlich der Wartezeiten voll be-
zahlt, und zwar — soweit sie 40 Stunden in der Woche 
überschreitet — als Überstunden. Die Fahrer werden 
nach der Zahl der im Monatsdurchschnitt geleisteten 
Arbeitsstunden vier Pauschalgruppen zugeordnet. 
Etwa die Hälfte von ihnen gehört der höchsten Pau-
schalgruppe IV an (249 bis 272,5 Arbeitsstunden im 
Monat) und erhält einen Monatsbruttolohn von durch-
schnittlich mehr als 4 000 DM. Der Anteil der Fahrer 
dieser Gruppe ist in den Jahren 1984 bis 1986 von 
42 v. H. auf 55 v. H. gestiegen. 

Die Fahrer sind sehr unterschiedlich mit Fahraufträ-
gen ausgelastet. Nach Maßgabe der Eintragungen in 
den Fahrtenbüchern liegt der durchschnittliche Aus-
lastungsgrad (Dienst hinter dem Steuer einschließlich 
Wartezeiten außerhalb der Dienststelle) seit einigen 
Jahren ziemlich konstant bei 46 v. H., er hat sich seit 
den früheren Erhebungen nur um rd. 1,3 v. H. erhöht. 
Diesen Durchschnittszahlen liegen erhebliche 
Schwankungsbreiten zugrunde, im Oktober 1986 zwi-
schen 18 v. H. und 67 v. H. der bezahlten Arbeitszeit 
je nach Dienststelle und Person. 

Durchschnittlich 15 v. H., in Einzelfällen bis zu 
50 v. H. der Gesamtarbeitszeit, entfallen auf Zeitab-
schnitte vor Antritt der ersten und nach Rückkehr von 
der letzten Fahrt. 

Die Vor- und Nacharbeiten (Tanken, Kontrolle des 
Ölstands, Innen- und Außenreinigung) nehmen über-
wiegend mehr als 10 v. H. der Gesamtarbeitszeit in 
Anspruch, in Einzelfällen übertreffen sie sogar den 
Einsatz hinter dem Steuer. 

Viele Dienststellen erteilen keine förmlichen Fahrauf-
träge. Sie überlassen die Regelung der Einsätze sowie 
des Beginns und des Endes der täglichen Arbeitszeit 
den Fahrern. Die vorgelegten Arbeitszeitnachweise 
erkennen sie ohne weitere Prüfung an. Von der Mög-
lichkeit, Überstunden durch Freizeit auszugleichen, 
machen sie grundsätz lich keinen Gebrauch. 

4.3 

Der Bundesrechnungshof hat den niedrigen Ausla- 
stungsgrad beim Einsatz der Fahrer beanstandet. Er 
ist der Auffassung, daß bei angemessener Organisa- 
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tion des Fahrdienstbetriebes die Auslastung auf min-
destens 60 v. H. gesteigert werden kann. Dazu hat er 
in Ergänzung der Empfehlungen zum Fahrzeugein-
satz und zur Organisation des Kraftfahrdienstes, die 
Gegenstand des Berichtes an den Haushaltsausschuß 
waren, angeregt: 

— Die Dienststellen sollten anhand der Fahraufträge 
und Fahrtenbücher die Auslastung der Fahrer fort-
laufend beobachten und den Grad der Auslastung 
durch organisatorische Maßnahmen und Verbes-
serung der Dienstaufsicht steigern. 

— Für alle Fahrer sind aufgabenbezogene Dienst-
pläne aufzustellen. Darin sind Beginn und Ende 
der täglichen Arbeitszeit — wenn nötig abwei-
chend von der Arbeitszeit des übrigen Personals — 
festzulegen. Fallen regelmäßig Fahraufträge au-
ßerhalb der dienststellenüblichen Arbeitszeit an 
und sind mehrere Fahrer vorhanden, so sollten de-
ren Dienstschichten zeitlich versetzt werden. 
Gleitzeitregelungen sind auszuschließen. 

— Vor- und Nacharbeiten sind nur innerhalb der 
dienstplanmäßigen Arbeitszeit zuzulassen und 
— außer bei extremer Witterung — auf zehn Stun-
den monatlich zu begrenzen. 

— Dem tarifvertraglichen Grundsatz folgend sollten 
die Dienststellen auch die Überstunden der unter 
den Kraftfahrer-TV fallenden Fahrer vorrangig 
durch Arbeitsbefreiung ausgleichen. 

4.4 

Der Bundesminister hat erklärt, er habe gemeinsam 
mit den Bundesressorts bereits in der Vergangenheit 
die Anregungen des Bundesrechnungshofes zum 
wirtschaftlichen und sparsamen Einsatz der Dienst-
kraftfahrzeuge aufgegriffen und weitergegeben. In-
nerhalb der Ressorts bestehe allgemein die Bereit-
schaft, auch nach den neuerlichen Anregungen des 
Bundesrechnungshofes zu verfahren. Dabei sei je-
doch den Behörden ein gewisser Spielraum einzuräu-
men, um ihre besonderen Gegebenheiten angemes-
sen zu berücksichtigen. Im einzelnen führt der Bun-
desminister aus: 

4.4.1 

Die Möglichkeiten, Beginn und Ende der täglichen 
Arbeitszeit der Fahrer den Zeiten der Fahrzeugnut-
zung besser anzupassen, seien zwar auszuschöpfen, 
doch seien sie begrenzt. Vor Beginn und nach dem 
Ende der behördenüblichen Arbeitszeit sei der Ar-
beitsanfall vielfach am stärksten, u. a. dann, wenn 
gefährdete Personen befördert werden müßten. In sol-
chen Fällen könne die Arbeitszeit oft nicht in Früh

-

und Spätschichten geteilt werden. 

Der Bundesrechnungshof kennt diese Sachzwänge, 
die aber nur für wenige Fahrer gelten. Er verweist auf 
weitere Lösungsmöglichkeiten, z. B. auf den bisher 
noch seltenen Verbund der Fahrertätigkeit mit Tätig-
keiten des inneren Dienstes und den Einsatz von Teil-
zeitkräf ten.  

4.4.2 

Der Bundesminister teilt die Auffassung, daß Pflege

-

und Wartungsarbeiten grundsätzlich innerhalb der 
dienstplanmäßigen Arbeitszeit der Fahrer verrichtet 
werden müssen. Arbeitszeitüberschreitungen seien 
aber unvermeidlich, wenn die letzte Fahrt erst mit 
dem Ende der Dienstschicht endet und der Wagen 
sogleich auf den nächsten Einsatz vorbereitet werden 
muß. Höchstens zehn Stunden Pflege- und Wartungs-
arbeiten im Monat reichten z. B. dann nicht aus, wenn 
Behörden über keine eigene Waschanlagen verfü-
gen. 

Der Bundesrechnungshof hält es nur in seltenen Aus-
nahmefällen für notwendig, Kraftfahrzeuge im unmit-
telbaren Anschluß an die letzte Fahrt oder vor Beginn 
der ersten Fahrt des Tages zu pflegen. Hierzu sollte im 
Einzelfall die Zustimmung des Vorgesetzten einge-
holt werden. Ein Zeitansatz von zehn Stunden muß im 
allgemeinen ausreichen; er liegt damit noch über dem 
vom Bundesminister der Finanzen für seinen Ge-
schäftsbereich vorgegebenen Zeitmaß. Behörden 
ohne Waschanlage sollten sich der Einrichtungen an-
derer Behörden oder des p rivaten Gewerbes bedie-
nen. Das ist wirtschaftlicher als eine Wagenreinigung 
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit. 

4.4.3 

Der Bundesminister unterstützt die Forderung, Über-
stunden möglichst durch Freistellung von der Arbeit 
auszugleichen. Dabei solle jedoch die Freizeit mög-
lichst zusammenhängend für ganze Tage gewährt 
werden. Ferner weist er darauf hin, daß der tarifver-
tragschließenden Gewerkschaft zugesagt worden sei, 
den Fahrern das Abfeiern von Überstunden späte-
stens bis zum Mittag des Vortages mitzuteilen. Frei-
stellung im Vorgriff auf Überstundenleistungen 
könne nur ausnahmsweise und im Einvernehmen mit 
den Fahrern in Betracht gezogen werden. 

Der Bundesrechnungshof erhebt gegen diese Rege-
lung des Abfeierns keine Einwendungen, wobei aller-
dings die Möglichkeit geschaffen werden sollte, die 
Freizeitansprüche in verkehrsschwachen Zeiten zu 
erfüllen, gegebenenfalls auch über längere Zeiträume 
hinweg. Er hat bemängelt, daß die Bundesbehörden 
bislang den Fahrern grundsätzlich keinen Freizeitaus-
gleich für Überstunden gewährten. 

4.4.4 

Die Ressorts haben dem Bundesminister mitgeteilt, sie 
würden die Auslastung der Fahrer — wie vom Bun-
desrechnungshof angeregt — inzwischen regelmäßig 
überwachen. 

4.5 

Der Bundesminister will auf der Grundlage der Anre

-

gungen des Bundesrechnungshofes den Bundesres

-

sorts entsprechende Hinweise geben. Dabei will er 
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sich an einem Erlaß des Bundesministers der Finanzen 
aus dem Jahre 1984 orientieren. Der Bundesrech-
nungshof begrüßt diese Absicht. Er erwartet, daß der 
Bundesminister diese unverzüglich verwirklicht und 
in seine Hinweise auch solche Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes aufnimmt, die in dem Erlaß 
des Bundesministers der Finanzen nicht enthalten 
sind. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiter verfolgen. 

5 Ausstattung des Bundesgrenzschutzes mit 
Kraftfahrzeugen 
(Kapitel 06 25) 

5.0 

Beim Bundesgrenzschutz werden Fahrzeuge vorge-
halten, die nicht ausreichend genutzt wurden. Durch 
zwischenzeitliche Änderung der Ausstattungsnach-
weisung entfallen künftig 81 Kräder; 91 Lastkraftwa-
gen werden durch Anhänger ersetzt. Damit sind Ein-
sparungen von einmalig rd. 5,7 Mio. DM und von jähr-
lich 240 000 DM verbunden. Beim Fahraufwand für 
Grenzstreifen und für Ausbildungszwecke ergeben 
sich weitere Einsparungsmöglichkeiten. 

5.1 

Der Bundesrechnungshof hat den Einsatz der Kraft-
fahrzeuge des Bundesgrenzschutzes bei vier Grenz-
schutzeinsatzabteilungen geprüft und dabei festge-
stellt, daß Fahrzeuge vorgehalten werden, die nicht 
hinlänglich genutzt wurden. Der Bundesrechnungs-
hof hat den Bundesminister deshalb aufgefordert, die 
Ausstattung des Bundesgrenzschutzes mit dem Ziel 
einer Verringerung der Zahl der Kraftfahrzeuge zu 
überprüfen und in diesem Zusammenhang auch zu 
untersuchen, ob ein Teil der für Transportaufgaben 
vorgesehenen Lastkraftwagen durch Anhänger er-
setzt werden kann. 

Der Bundesminister ist daraufhin zu dem Ergebnis 
gekommen, daß 81 Kräder ersatzlos wegfallen und 91 
Lastkraftwagen durch Anhänger ersetzt werden kön-
nen. Er hat mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen die Ausstattungsnachweisung für den Bun-
desgrenzschutz entsprechend geändert. Damit ver-
bunden ist eine einmalige Einsparung von 5,725 Mio. 
DM (bei Zugrundelegung des Wiederbeschaffungs-
wertes der Fahrzeuge unter Abzug der Ausgaben für 
die Anhänger) sowie eine jährliche Einsparung von 
Instandhaltungskosten in Höhe von mehr als 
240 000 DM. 

5.2 

Die Jahresfahrleistungen der Fahrzeuge in den vier 
untersuchten Grenzschutzeinsatzabteilungen wiesen 
insgesamt keine nennenswerten Unterschiede auf. 
Auffallend war jedoch, daß der Fahraufwand für 
Grenzstreifen bei diesen Grenzschutzeinsatzabteilun

-

gen erheblich voneinander abwich (bis zum Verhält-
nis 1 : 3) und daß der Fahraufwand der Abteilungen 
für Ausbildungszwecke desto höher lag, je niedriger 
die Fahrleistungen für Einsatzfahrten waren. 

Der Bundesrechnungshof hat hieraus geschlossen, 
daß in der Organisation des Grenzschutzdienstes 
noch nicht alle Einsparungsmöglichkeiten ausge-
schöpft sind. Er hat auch nicht erkennen können, wes-
halb sich die Ausbildung (abgesehen von der Fahr-
schulausbildung) in hohen Fahrleistungen nieder-
schlagen muß. Der Bundesrechnungshof hat deshalb 
den Bundesminister aufgefordert, den Fahraufwand 
bei allen Grenzschutzeinsatzabteilungen zu untersu-
chen mit dem Ziel, diesen zu senken. 

5.3 

Der Bundesminister hat diese Untersuchung inzwi-
schen durchgeführt und nach Auswertung seiner Er-
hebungen im Mai 1988 mitgeteilt, daß sich die Not-
wendigkeit ergeben habe, den Grenzstreifendienst 
noch mehr als bisher zu vereinheitlichen. 

Er wolle daher u. a. die Mindestanzahl und die Min-
desteinsatzzeiten von Grenzstreifen neu festlegen. 
Darüber hinaus beabsichtige er, Vorgaben zu erlassen 
für eine noch zweckmäßiger koordinierte Überwa-
chung an den Nahtstellen zwischen den Grenzschutz-
abteilungen, den Einsatz von Krädern in der Grenz-
überwachung, eine verbesserte Abstimmung von mo-
torisierten Grenzstreifen mit Hubschraubereinsätzen 
und die Streifendurchführung. Die Anzahl der durch-
geführten Grenzstreifen wolle er sich monatlich mel-
den und dabei Verstärkungen und Verdichtungen in 
der Grenzüberwachung erläutern und begründen las-
sen. 

Auch für den Bereich der Aus- und Fortbildung hätten 
sich hinsichtlich der Fahrleistungen Aspekte für ein 
wirtschaftlicheres Vorgehen ergeben. Der Bundesmi-
nister will den Bundesgrenzschutz anweisen, 

— Aus- und Fortbildungsmaßnahmen außerhalb des 
Standortes möglichst zusammenzulegen, 

— Ausbildungsinhalte in Standortnähe oder im 
Standort zu vermitteln, wenn dadurch das Ausbil-
dungsziel nicht unangemessen beeinträchtigt 
wird, 

— Pendelfahrten einzuschränken, 

— eingesetzte Kraftfahrzeuge auszulasten, 

— Großraumfahrzeuge noch intensiver für allge-
meine Aus- und Fortbildungsmaßnahmen heran-
zuziehen und 

— bei Übungen, die nicht den gesamten Verband 
erfordern, die Zahl der Fahrzeuge auf das taktisch 
vertretbare Maß zu vermindern. 

5.4 

Der Bundesminister sollte im Interesse einer Vermin

-

derung des Fahraufwandes die von ihm beabsichtig

-

ten Vorgaben und Weisungen unverzüglich erlassen, 
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nach Ablauf eines Jahres deren Auswirkungen ermit-
teln und dann prüfen, ob und inwieweit die vorhan-
dene Transportkapazität noch weiter zurückgeführt 
werden kann. 

Bundesminister der Finanzen 
(Einzelplan 08) 

6 Zahlung der Dienst- und Versorgungsbezüge 
sowie der Angestelltenvergütungen und 
Arbeiterlöhne; Belastungstag 

6.0 

Zur Überweisung der Bezüge, Vergütungen und 
Löhne für die Bediensteten des Bundes werden die 
Girokonten der Bundeskassen zwei bis drei Tage vor 
dem Zahltag belastet. Durch eine mögliche Verkür

-

zung der Buchungsfrist um einen Tag können Zinsauf-
wendungen des Bundes erheblich verringert wer-
den. 

6.1 

6.1.1 

Die Bundesverwaltung zahlt Dienst- und Versor-
gungsbezüge, Vergütungen und Löhne in Höhe von 
rd. 100 Mrd. DM jährlich. Diese Bezüge werden so 
gezahlt, daß die Zahlungsempfänger am Zahltag dar-
über verfügen können. Zahltag für die Dienst- und 
Versorgungsbezüge ist der letzte Tag des Monats, für 
die Angestelltenvergütungen der 15., für die Löhne 
der Arbeiter der allgemeinen Bundesverwaltung der 
15., der Deutschen Bundesbahn der 6. und der Deut-
schen Bundespost der 25. des Monats. Fällt der Zahl-
tag auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag, so tritt an seine Stelle der vorangehende 
Bankgeschäftstag. 

6.1.2 

Fast alle Zahlungsempfänger erhalten die Bezüge 
durch Überweisung auf ein Gehaltskonto. Die Kassen 
des Bundes bedienen sich dazu des beleglosen Daten-
trägeraustauschs innerhalb des Zentralbanksystems. 
Der Bundesminister hat bestimmt, daß die Magnet-
bänder mit den Kassendaten vier Geschäftstage vor 
dem Zahltag der zuständigen Landeszentralbank ein-
zureichen und die Kassen des Bundes zwei Werktage, 
in Sonderfällen drei Werktage vor dem Zahltag zu 
belasten sind (Belastungstag). Am gleichen Tag sind 
die Gegenwerte den gehaltskontoführenden Institu-
ten gutzubringen (Buchungstag). Diese Termine wur-
den bereits im Jahre 1956 mit den Zentralverbänden 
der Geldinstitute vereinbart, zu einer Zeit, als der 
Überweisungsverkehr noch beleggebunden war. Die 
sich so ergebende Überweisungsfrist ist heute noch 
innerhalb des gesamten Bankensystems üblich. 

6.2 

In Übereinstimmung mit den Landesrechnungshöfen 
ist der Bundesrechnungshof der Meinung, daß die 
Buchungsfrist von zwei bis drei Tagen um einen Tag 
verkürzt werden kann. Der in den meisten Banken-
und Sparkassensystemen eingeführte beleglose Da-
tenträgeraustausch und die zentrale, datenverarbei-
tungs-gestützte Kontenführung haben den Zeitbedarf 
gegenüber dem beleggebundenen Überweisungsver-
kehr beträcht lich verringert. Von etwa 300 bei der 
Bundeskasse Bonn nach Zufall ausgewählten Ge-
haltsüberweisungen waren mehr als 200 bereits am 
zweiten Bankgeschäftstag vor dem Zahltag ausge-
führt. Die Empfänger hätten auch dann noch termin-
gerecht über ihre Bezüge verfügen können, wenn 
diese abweichend von der geltenden Vereinbarung 
einen Tag später überwiesen worden wären. Ledig-
lich die Raiffeisen- und Volksbanken nutzen die ver-
einbarte Buchungsfrist regelmäßig aus. Einige Kredit-
institute haben ihnen am gleichen Tag überwiesene 
Bezüge an verschiedenen Tagen gutgebracht. Das 
zeigt, daß sie die Möglichkeiten, die Überweisungen 
zu beschleunigen, noch nicht ausschöpfen. Durch die 
Beschleunigung kann die Inanspruchnahme der Kas-
senkredite vermindert und/oder die Zeitplanung für 
die Aufnahme der Finanzkredite zur Ausgabenfinan-
zierung angepaßt werden. Dadurch sind angesichts 
der in Betracht stehenden Größenordnung dauerhaft 
Zinsausgaben in der Höhe mehrerer Millionen DM 
pro Jahr einzusparen. 

6.3 

Der Bundesminister teilt die Meinung, daß die heuti-
gen technischen Möglichkeiten eine deutliche Ver-
kürzung der Buchungsfrist zuließen. Denkbar wäre 
sogar, daß die an einer Überweisung beteiligten Giro-
stellen einen Vorgang zu unterschiedlichen Zeiten 
bearbeiten, die Buchung aber zu einem einheitlichen 
Zeitpunkt wirksam werden lassen. Alle Versuche, mit 
dem zentralen Kreditausschuß der Bankenverbände 
eine Einigung über die Änderung der bisherigen Bu-
chungspraxis zu erzielen, seien jedoch vor allem des-
wegen erfolglos geblieben, weil eine Laufzeitverkür-
zung den Banken wirtschaft liche Nachteile brächte 
und der Bund wegen seiner schwachen Marktposition 
keine für sich günstigere Regelung herbeiführen 
könne. Zudem seien sich die Banken bewußt, daß die 
mit dem Bund getroffene Regelung für diesen auch 
heute noch unverzichtbare Vorteile biete, nämlich 
den pünktlichen Zahlungseingang auf dem Empfän-
gerkonto und die Möglichkeit, die Beträge bis zum 
Tag vor dem Zahltag direkt von der Empfängerbank 
zurückzurufen. Im übrigen betreffe das Problem der 
zu langen Laufzeiten den gesamten Zahlungsverkehr 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

6.4 

6.4.1 

Den Bundesrechnungshof überzeugen diese Begrün

-

dungen nicht. In Anbetracht des Umfanges der Ge

-

haltsüberweisungen sollte es dem Bundesminister 
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möglich sein, mit mehr Nachdruck auf eine Abkür-
zung der im Jahre 1956 vereinbarten und inzwischen 
überholten Buchungsfrist hinzuwirken. Im übrigen 
zielen die Empfehlungen des Bundesrechnungshofes 
darauf ab, günstigere Terminkonstellationen für den 
Abfluß der Mittel des Bundes zu erreichen. Der Bun-
desminister sollte zu diesem Zweck auch alternative 
Überweisungswege prüfen, die die Vorteile der jetzt 
gültigen Vereinbarungen zwischen Banken und Bund 
mit den technischen Möglichkeiten zur Verkürzung 
der Buchungsfristen verbinden. 

6.4.2 

Aus diesem Anlaß hat der Bundesrechnungshof den 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
um eine Stellungnahme gebeten, ob sich die Gehalts-
überweisungen nicht beschleunigen ließen, wenn sie 
dem Postgirodienst übertragen würden. Der Bundes-
minister für das Post- und Fernmeldewesen hat dazu 
erklärt, daß er durchaus Möglichkeiten sehe, die Be-
zügezahlungen aus öffentlichen Kassen für Bezüge-
empfänger mit Postgirokonto termingerecht am Ar-
beitstag vor dem Zahltag auf dem Empfängerkonto zu 
buchen und die Belastung der öffentlichen Kassen 
(Postgirokonto der öffentlichen Kasse, z. B. Bundes-
kasse Bonn) am selben Tag vorzunehmen. Darüber 
hinaus sei es aber auch möglich, die Bezügezahlun-
gen für Bedienstete mit Girokontoverbindung bei ei-
nem Kreditinstitut mit gleicher Terminstellung für die 
Buchung auf dem Empfängerkonto und für die Bela-
stung des Gegenwertes auf dem Postgirokonto der 
auftraggebenden Bundeskasse abzuwickeln. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewe-
sen hat sich erboten, mit dem Bundesminister oder der 
von ihm beauftragten Bundeskasse die einzelnen 
Rahmenbedingungen dieses Überweisungsverkehrs 
zu vereinbaren. Das gelte sowohl für die Erteilung und 
Ausführung der Überweisungsaufträge als auch für 
die termingerechte Bereitstellung eines ausreichen-
den Guthabens auf dem Postgirokonto der anweisen-
den Bundeskassen. 

Der Bundesminister hat sich eine abschließende Prü-
fung dieses Vorschlags vorbehalten. Er kommt vorläu-
fig zu dem Ergebnis, daß die stärkere Nutzung der 
Postbankdienste allenfalls die Zahlungen bis zu den 
Postgirokonten der letztbegünstigten Bankinstitute 
beschleunigt. Da die Wertstellungspraktiken dieser 
Banken jeweils verschieden seien, wären unter erheb-
lichem Aufwand mit jeder Bank individuelle Verein-
barungen zu treffen. Zudem sei mit Regreßforderun-
gen der Empfänger zu rechnen, wenn deren Geldin-
stitute die Gutschrift unerwartet doch verzögert hät-
ten. 

6.5 

Der Bundesrechnungshof ist weiterhin der Auffas-
sung, daß der Bundesminister seine Möglichkeiten, 
die Abkürzung der Buchungsfristen zu erreichen, 
nicht ausgeschöpft hat. Es kann und darf nicht Auf-
gabe der zeitlichen Gestaltung des Zahlungsverkehrs 

des Bundes sein, einseitig auf die wirtschaftlichen In-
teressen der Banken Rücksicht zu nehmen. Sollte eine 
den Bundesinteressen angemessene Regelung nicht 
durchzusetzen sein, empfiehlt der Bundesrechnungs-
hof dem Bundesminister, gemeinsam mit dem Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen eine 
sachgerechte Lösung unter Einschaltung des Postgi-
rodienstes herbeizuführen. Begründete Regreßan-
sprüche könnten allenfalls gegen die Banken wegen 
fehlerhafter Überweisungen geltend gemacht wer-
den. 

7 Datenverarbeitung in der 
Bundesfinanzverwaltung 
(Kapitel 08 04 Titelgruppe 03) 

7.0 

Der Bundesminister hat zur Erledigung von Aufga-
ben, die bei der abschließenden Bearbeitung von 
Sammelzollanmeldungen anfallen, das Datenverar-
beitungsverfahren ZADAT-FV (Zollanmeldung auf 
Datenträgern — Freier Verkehr —) entwickelt und 
stellt es seit dem Jahre 1980 Interessenten unentgelt-
lich zur Verfügung. 

Obwohl von den rd. 8 700 Importeuren, die Sammel-
zollverfahren durchführen, etwa 800 Importeure die 
Sammelzollanmeldungen auf eigenen Datenverarbei-
tungsgeräten fertigen oder von gewerblichen Rechen-
zentren fertigen lassen, nahmen nach sieben Jahren 
nur 18 Importeure am Datenverarbeitungsverfahren 
ZADAT-FV teil. 

Der Bundesrechnungshof empfiehlt die Einstellung 
des Verfahrens. 

7.1 

Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Zollbe

-

handlung eingeführter Waren dadurch vereinfacht 
werden, daß zunächst vereinfachte Zollanmeldungen 
oder gleichgestellte Unterlagen bei den Abfertigungs-
zollstellen abgegeben und später jeweils für die in 
einem bestimmten Zeitraum eingeführten Sendungen 
bei der Abrechnungszollstelle eine Sammelzollanmel-
dung vorgelegt wird. An diesem Verfahren, über das 
etwa 70 v. H. der Gesamteinfuhren abgewickelt wer-
den, nahmen im Jahre 1987 rd. 8 700 Importeure 
teil. 

Fast 8 000 Importeure fertigten die Sammelzollanmel-
dungen hand- oder maschinenschriftlich aus und be-
rechneten außerdem — ohne rechtliche Verpflich-
tung — meistens auch die Eingangsabgaben. Etwa 
800 Importeure gaben Sammelzollanmeldungen ab, 
die auf eigenen Datenverarbeitungsgeräten oder mit 
Hilfe gewerblicher Rechenzentren hergestellt worden 
waren. Diese Sammelzollanmeldungen müssen be-
stimmte Voraussetzungen erfüllen und die Abgaben-
berechnung enthalten. 

Das im Jahre 1980 vom Bundesminister entwickelte 
Datenverarbeitungsverfahren ZADAT-FV — Zollan

-

meldung auf Datenträgern — Freier Verkehr — (Ver- 
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fahren ZADAT-FV) sieht vor, daß die Importeure die 
für die Sammelzollanmeldung erforderlichen Daten 
auf Datenträgern erfassen. Die Erfassung erfolgt be-
triebsintern in integ rierten Datenbanken aus den Lie-
ferdaten, die um spezielle Angaben ergänzt werden. 
Die Rechenzentren der Zollverwaltung unterwerfen 
die ihnen übermittelten Daten automatisierten Plausi-
bilitätskontrollen und drucken die Sammelzollanmel-
dungen mit den Abgabenberechnungen ohne vorhe-
rige amtliche Prüfung aus. Daneben werden noch Li-
sten mit Fehlermeldungen und Prüfungshinweisen 
sowie Hilfslisten für die Unterstützung der Abrech-
nungen und der Zahlstellen gefertigt. Die Teilnahme 
an diesem Verfahren ist für die Importeure unentgelt-
lich. 

Im Jahre 1984 nahmen nur zehn Importeure am 
Datenverarbeitungsverfahren ZADAT-FV teil. Trotz 
Lockerung der Zugangsvoraussetzungen und intensi-
ver Werbung ab Mitte 1987 konnten bisher lediglich 
acht weitere Importeure zur Teilnahme an diesem 
unentgeltlichen Datenverarbeitungsverfahren be-
wegt werden. 

7.2 

Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, das Ver-
fahren ZADAT-FV einzustellen, insbesondere weil es 
— bis auf wenige Fälle — von den Importeuren nicht 
angenommen wird, obgleich es von der Zollverwal-
tung unentgeltlich zur Verfügung gestellt wird. Einer 
der Gründe für die geringe Akzeptanz ist, daß bei der 
Teilnahme am Verfahren ZADAT-FV das innerbe-
triebliche Datenverarbeitungsverfahren kurz vor der 
Ab gabenberechnung abgebrochen werden muß und 
dadurch der Verfahrensablauf in den Unternehmen 
erschwert wird. 

Für die Zollverwaltung entsteht durch das Verfahren 
ZADAT-FV vermeidbarer Mehraufwand, weil sie Tä-
tigkeiten an sich zieht, die von den Importeuren, die 
ihre Sammelzollanmeldungen auf eigenen Datenver-
arbeitungsanlagen mit eigenen Programmen erstellen 
oder von gewerblichen Rechenzentren erstellen las-
sen, selbst erledigt werden müssen. Dabei tritt sie in 
Wettbewerb zu Softwareanbietern und gewerblichen 
Rechenzentren, die ihre Leistungen — im Gegensatz 
zur Zollverwaltung — nicht unentgelt lich anbieten 
können. 

7.3 

Der Bundesminister hat den Vorschlag des Bundes-
rechnungshofes abgelehnt. 

7.3.1 

Er erwartet eine erhebliche Zunahme der Teilnehmer-
zahlen. Das Verfahren sei für die daran teilnehmen-
den Importeure wirtschaftlicher als andere Datenver-
arbeitungsverfahren, weil sie sich den Einsatz von 
Abgabensatzfindungs- und Abrechnungsprogram-
men sowie mehrerer Dateien sparen könnten. Sieben 

Importeure hätten bereits die Zulassung beantragt, 
mit weiteren Interessenten bestünden vorbereitende 
Kontakte. Grund für die derzeit noch geringe Zahl der 
Teilnehmer seien verschiedene Änderungen und eine 
Umstellung des Verfahrens zum 1. Januar 1988. 

7.3.2 

Nach Ansicht des Bundesministers ist das Verfahren 
ZADAT-FV auch für die Zollverwaltung wirtschaft-
lich; denn dadurch werde allgemein der Prüfungsauf-
wand verringert, insbesondere entfalle die Prüfung 
der Plausibilität der Anmeldedaten. Die sich daraus 
ergebende erhebliche Zeitersparnis könne für die 
ausführliche Kontrolle der grundlegenden Anmelde-
daten genutzt werden, so daß die Richtigkeit der Ab-
gabenerhebung besser gewährleistet sei. Der Ratio-
nalisierungserfolg sei bereits bei der derzeit noch klei-
nen Zahl von Teilnehmern beachtlich, da es sich um 
große Unternehmen mit einer Vielzahl von Einfuhrpo-
sitionen handele. Außerdem könne die Zollverwal-
tung nur bei einem eigenen Datenverarbeitungsver-
fahren die Sicherheit des Verfahrens durch Qualitäts-
anforderungen und Kontrollsysteme regeln und unbe-
fugte Eingriffe verhindern. 

7.3.3 

Die Zollverwaltung ziehe durch das Verfahren 
ZADAT-FV keine Aufgaben an sich; vielmehr sei es 
zur Erledigung der — hoheitlichen — Aufgaben der 
Zollverwaltung geschaffen worden. Schon aus diesem 
Grund könne sich auch keine Wettbewerbssituation 
mit gewerblichen Anbietern ergeben. Die bisher re-
gelmäßig vorgenommene Übertragung der Abgaben-
berechnung auf den Importeur sei eine Abweichung 
vom gesetzlichen Normalverfahren, die erforderlich 
geworden sei, um eine fristgerechte Erhebung der 
Eingangsabgaben zu gewährleisten. 

7.4 

Das Vorbringen des Bundesministers vermag die Be-
anstandungen des Bundesrechnungshofes nicht zu 
entkräften. 

7.4.1 

In Anbetracht der niedrigen Teilnehmerzahl bei dem 
Verfahren ZADAT-FV kann entgegen den Ausfüh-
rungen des Bundesministers nicht davon ausgegan-
gen werden, daß es für die Unternehmen im allgemei-
nen wirtschaftlicher ist als andere Datenverarbei-
tungsverfahren. Die vom Bundesminister gegebene 
Erklärung für die geringe Akzeptanz vermag ange-
sichts einer mehr als siebenjährigen Laufzeit des Ver-
fahrens nicht zu überzeugen, zumal der Bundesmini-
ster noch im Juni 1988 eingeräumt hat, daß zusätzlich 
zu den derzeit 18 Teilnehmern bisher erst sieben wei-
tere Unternehmen die Zulassung zu dem Verfahren 
beantragt haben. 
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7.4.2 

Die von dem Verfahren ZADAT-FV durchgeführten 
Plausibilitätskontrollen, denen die amtlich nicht ge-
prüften Daten der Importeure unterliegen, können 
nur offensichtliche Unstimmigkeiten aufdecken, nicht 
jedoch die viel bedeutendere und zeitaufwendigere 
grundlegende Prüfung der Anmeldedaten ersetzen. 
Insofern kann, selbst wenn sich einige Großimpor-
teure dem Verfahren ZADAT-FV angeschlossen ha-
ben, der Rationalisierungserfolg für die Verwaltung 
nicht so bedeutend sein, wie der Bundesminister 
meint. Darüber hinaus können diese automatisierten 
Kontrollen auch in anderen Datenverarbeitungsver-
fahren eingerichtet werden. 

Das Verfahren ZADAT-FV ist auch nicht wesentlich 
sicherer als die übrigen datenverarbeitungsgestütz-
ten Verfahren. Die Ausgangsdaten für die Abgaben-
berechnung werden ohne vorherige amtliche Prüfung 
von den Rechenzentren der Zollverwaltung verarbei-
tet. Zwar sind die Programme für die Abgabenberech-
nung vor unbefugten Eingriffen geschützt. Die Gefahr 
von Manipulationen dürfte aber auch bei den übrigen 
Datenverarbeitungsverfahren gering sein, weil Im-
porteure, denen Sammelzollverfahren bewil ligt wer-
den, regelmäßig von den Kontrollorganen der Zollver-
waltung geprüft werden. Sollte der Bundesminister 
ernsthafte Zweifel an der Verfahrenssicherheit haben, 
hätte er die rd. 800 bisher zugelassenen datenverar-
beitungsgestützten ZADAT-FV-fremden Sammel-
zollverfahren widerrufen müssen. 

7.4.3 

Die Abgabenberechnung ist nach den zollrechtlichen 
Vorschriften nicht ausschließlich Aufgabe der Zollver-
waltung. Davon geht die Zollverwaltung aus, die nicht 
nur die freiwillige Abgabenselbstberechnung durch 
die überwiegende Zahl der Importeure duldet, son-
dern die Selbstberechnung auch von denjenigen Im-
porteuren verlangt, die ihre Sammelzollanmeldungen 
auf eigenen Datenverarbeitungsanlagen fertigen oder 
von gewerblichen Rechenzentren fertigen lassen. In-
soweit besteht auch eine Wettbewerbssituation zwi-
schen der Finanzverwaltung und gewerblichen Re-
chenzentren sowie Softwareanbietern; denn diejeni-
gen Importeure, denen die Abgabenberechnung von 
der Zollverwaltung auferlegt wird, müssen eigene An-
lagen oder Software erwerben oder die Leistung von 
Rechenzentren gegen Entgelt in Anspruch nehmen. 
Dagegen stellt der Bundesminister die verwaltungsei-
genen Programme, Dateien und Rechenzentren den-
jenigen Importeuren, die bereit sind, an seinem Ver-
fahren ZADAT-FV teilzunehmen, unentgelt lich zur 
Verfügung. 

7.5 

Der Bundesrechnungshof bleibt deshalb bei seinem 
Vorschlag, das Verfahren ZADAT-FV einzustellen. 

Bundesminister für Wirtschaft 
(Einzelplan 09) 

8 Zinszuschüsse im Rahmen des 
Eigenkapitalhilfeprogramms zur Gründung 
selbständiger Existenzen 
(Kapitel 09 02 Titel 662 61) 

8.0 

Das vom Bund seit dem Jahre 1979 finanzierte Eigen-
kapitalhilfeprogramm zur Gründung selbständiger 
Existenzen, das meist zusätzlich zu anderen öffentli-
chen Gründungshilfen in Anspruch genommen 
wurde, beeinflußte die Gründungsentscheidungen 
positiv und verbesserte die Start- und Überlebens-
chancen der geförderten Existenzgründungen gegen-
über den nicht geförderten. Es erreichte jedoch mit 
etwa 2 v. H. nur einen sehr geringen Teil der gesam-
ten Unternehmensgründungen. Hiervon entfällt zu-
dem nahezu die Hälfte nicht auf Neugründungen, 
sondern auf Betriebsübernahmen und Beteiligun-
gen. 

Der Bundesrechnungshof regt an zu überprüfen, ob 
und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen 
dem hohen Einsatz öffentlicher Mittel für Zinszu-
schüsse und für Inanspruchnahmen aus der Ausfall-
garantie des Bundes auf Dauer ein entsprechender 
volkswirtschaftlicher und wirtschaftspolitischer Nut-
zen gegenübersteht. 

8.1 Sachverhalt 

8.1.1 Förderprogramm 

8.1.1.1 

Seit dem Jahre 1979 fördert der Bund die Gründung 
selbständiger Existenzen im Bereich der gewerbli-
chen Wirtschaft und der freien Berufe mit Hilfe des 
Eigenkapitalhilfeprogramms. 

Das Programm wird von der Deutschen Ausgleichs-
bank (Bank) durchgeführt. Die Bank gewährt Exi-
stenzgründern Darlehen mit einer Laufzeit von 20 
Jahren — davon zehn Jahre tilgungsfrei — aus Mitteln 
der Bank. Sie dienen zur Verbesserung des „Startka-
pitals", also der Deckung des Finanzbedarfs für Erst-
investitionen, das erste Warenlager und sonstige Be-
triebsausgaben während der Gründungsphase. Die 
Darlehen haben eigenkapitalähnlichen Charakter; im 
Konkursfall verzichtet der Darlehensgeber darauf, 
seine Quote als Konkursgläubiger geltend zu machen. 
Das Gläubigerrisiko der Bank ist durch eine hundert-
prozentige Ausfallgarantie des Bundes gesichert. 

Die Darlehenszinsen werden aus Haushaltsmitteln 
des Bundes verbilligt: In den ersten zwei Jahren auf 
0 v. H., im dritten Jahr auf 2 v. H., im vierten auf 
3 v. H. und im fünften auf 5 v. H. Danach hat der Dar-
lehensnehmer den marktgerechten Darlehenszins 
voll zu entrichten. 

Das Programm war bis Ende des Jahres 1987 bef ristet. 
Es wurde zunächst um ein Jahr — für das Jahr 1988 — 
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mit unveränderten Förderbedingungen verlängert. Im 
Juli 1988 hat die Bundesregierung beschlossen, das 
Programm bis Ende 1991 fortzuführen. 

8.1.1.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Ergebnisse einer im 
Auftrag des Bundesministers vom „Institut für Mittel-
standsforschung", Bonn, durchgeführten „Wissen-
schaftlichen Begleitforschung zum Eigenkapitalhil-
feprogramm der Bundesregierung" ausgewertet. Er 
hat insbesondere auf dieser Grundlage die Erreichung 
der Förderziele in einzelbetrieblicher und volkswirt-
schaftlicher Hinsicht bewertet. 

8.1.2 Bewilligungen 

In den Jahren 1979 bis 1986 wurden für die folgenden 
Existenzgründungen Darlehen von insgesamt über 
2 Mrd. DM bewilligt (s. Übersicht 1): 

8.1.3 Einsatz öffentlicher Mittel für die Existenzgründung 

8.1.3.1 

In der Regel nahmen Empfänger von Eigenkapital-
hilfe auch andere öffentlich geförderte Existenzauf-
bauhilfen in Anspruch, vor allem ERP-Existenzgrün-
dungsdarlehen und Hilfen aus Landesförderungs-
programmen. Existenzgründer, die keine Eigenkapi-
talhilfe beantragten, verzichteten in der Regel auch 
auf andere öffentliche Hilfen. Der durchschnittliche 
Einsatz eigener Mittel war bei geförderten und nicht 
geförderten Existenzgründern etwa gleich hoch. Das 
Startkapital der mit öffentlichen Hilfen geförderten 
Existenzgründungen war um etwa zwei- bis viermal 
höher als bei den nicht geförderten Neugründungen. 

Die Hälfte aller mit Eigenkapitalhilfe geförderten 
Gründer — vor allem im Handwerk — finanzierte 
71 v. H. und mehr ihres Startkapitals mit öffentlichen 
Fördermitteln, ein Anteil von nahezu 28 v. H. sogar 
mehr als 80 v. H. Die sonstigen Fremdmittel, vor allem 
Bankkredite, gingen bei den geförderten Existenz-
gründungen von durchschnittlich 22 v. H. (78 000 
DM) im Jahre 1979 auf 13,4 v. H. (38 000 DM) im Jahre 
1984 zurück, während bei den nicht geförderten 
Gründungen die Bankkredite zunahmen. 

8.1.3.2 

Die mit Eigenkapitalhilfe geförderten Unternehmen 
erzielten im Durchschnitt in den ersten vier Jahren 
nach der Gründung höhere Umsätze und bessere Er-
träge als die nicht geförderten. Jedes fünfte nicht ge-
förderte, aber nur jedes dreizehnte der geförderten 
Unternehmen erzielte im vierten Geschäftsjahr nach 
der Gründung keinen Unternehmensgewinn. 

Bei jeder mit Eigenkapitalhilfe geförderten Neuer-
richtung wurden durchschnittlich 3,3 Arbeitsplätze 
neu geschaffen, bei Einschluß der Betriebsübernah-
men und Beteiligungen wurden durchschnittlich 4,6 
Arbeitsplätze geschaffen oder gesichert; vom Jahre 
1979 bis einschließlich des Jahres 1986 waren dies 
etwa 212 000 Arbeitsplätze. 

Von den mit Eigenkapitalhilfe geförderten Existenz-
gründern gaben rd. 54 v. H. an, daß ohne das Eigen-
kapitalhilfeprogramm ihre Gründung unterblieben 
wäre. Rund 28 v. H. hätten zwar die Existenzgrün-
dung durchgeführt, jedoch entweder zu einem späte-
ren Zeitpunkt oder in kleinerem Umfang. Etwa 
18 v. H. hätten ihr Gründungsvorhaben ohne Ein-
schränkung auch ohne Eigenkapitalhilfe durchge-
führt. 

Übersicht 1 

Anzahl v. H. 
bewilligter 
Betrag 

in Mio. DM 
. 	v. H. 

Neugründungen einschließlich Anlaufförderung 1 ) 	 26 788 58,2 1 075,1 51,6 

Betriebsübernahmen und tätige Beteiligungen an bestehen- 
den Unternehmen 	  19 201 41,8 1 009,1 48,4 

Gesamt ... 45 989 100,0 2 084,2 100,0 

davon entfielen auf die Gewerbezweige: 

Handwerk 	  21 677 47,1 923,1 44,3 

Handel 	  13 106 28,5 564,7 27,1 

Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 	  3 479 7,6 209,9 10,1 

sonstige gewerbliche Unternehmen einschließlich Verkehrs- 
gewerbe 	  5 780 12,6 321,8 15,4 

freie Berufe 	  1 947 4,2 64,7 3,1 

1) Investitionen im Zusammenhang mit der Existenzgründung innerhalb von zwei Jahren nach Aufnahme der Geschäfts-
tätigkeit 
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8.1.3.3 

Nach einer Untersuchung des Instituts für Mittel-
standsforschung werden in der Bundesrepublik 
Deutschland jährlich 300 000 selbständige Existenzen 
(einschließlich Betriebsübernahmen) gegründet; das 
sind in den Jahren 1979 bis 1986 etwa 2 bis 2,5 Mil-
lionen Neugründungen. Davon wurden 46 000 mit 
Eigenkapitalhilfe gefördert. Das Eigenkapitalhilf e-
programm erreichte demnach etwa 2 v. H. aller Exi-
stenzgründungen. Der Bund wendete für Zinszu-
schüsse bis einschließlich des Jahres 1986 etwa 674 
Mio. DM und im Jahre 1987 rd. 120 Mio. DM auf. Im 
Haushaltsplan 1988 sind 140 Mio. DM veranschlagt, 
im Regierungsentwurf für den Haushaltsplan 1989 
144 Mio. DM vorgesehen. 

8.1.3.4 

Die Ausfälle, für die der Bund aus der Ausfallgarantie 
zugunsten der Bank in Anspruch genommen wurde, 
betrugen Ende 1987 rd. 89 Mio. DM. Sie werden sich 
— schon wegen der stärkeren Förderung in den letz-
ten Jahren — in den folgenden Jahren erhöhen. Die 
Bank schätzt die jährlichen Ausfälle auf einen Betrag 
zwischen 35 und 40 Mio. DM. Bei einer Ausfallquote 
von 15 v. H. bis 20 v. H. der bisherigen Bewilligungen 
von 2 084 Mio. DM (s. Nr. 8.1.2) müßte bis zum Jahre 
2007 mit Belastungen des Bundeshaushaltes von ins-
gesamt 300 bis 400 Mio. DM gerechnet werden 
(Stand: Ende 1986). Entsprechend der Zahl der Neu-
bewilligungen erhöht sich dieser Betrag weiter. 

8.2 Würdigung 

8.2.1 

Der Bundesrechnungshof hat Bedenken gegen die 
Fortführung des Förderprogramms zu unveränderten 
Förderbedingungen erhoben. Er hat dabei berück-
sichtigt, daß die Eigenkapitalhilfe, meist allerdings 
gemeinsam mit anderen öffentlichen Gründungshil-
fen, die Gründungsentscheidungen positiv beeinflußt 
und die Start- und Überlebenschancen der geförder-
ten Unternehmen gegenüber den nicht geförderten 
bedeutend verbessert hat. 

Dies erforderte jedoch den Einsatz hoher öffentlicher 
Mittel, sowohl hinsichtlich der einzelnen Existenz-
gründung als auch der Gesamtbelastung für den Bun-
deshaushalt. Durch die Zinssubventionierung und die 
Ausfallgarantie ergibt sich, bezogen auf den einzel-
nen Förderfall, ein hoher Subventionswert. Der vom 
Eigenkapitalhilfeprogramm ausgehende Beitrag zum 
Gründungsgeschehen ist im Verhältnis zur Gesamt-
zahl der Unternehmensgründungen dennoch ge-
ring. 

8.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Frage aufgeworfen, 
ob ausreichend nachgewiesen ist, daß der erreichte 
volkswirtschaftliche Nutzen dem hohen Einsatz öf

-

fentlicher Mittel (einschließlich der Folgekosten durch 
die Ausfallgarantie) entspricht. Die Förderung be-
wirkte nur eine im Verhältnis geringe Zahl von Neu-
gründungen, von denen nahezu die Hälfte auf Be-
triebsübernahmen und Beteiligungen entfiel. Im Hin-
blick auf die Entscheidung der Bundesregierung, das 
Eigenkapitalhilfeprogramm bis zum Jahre 1991 fort-
zusetzen, hat der Bundesrechnungshof angeregt, zu-
mindest die Fördervoraussetzungen und -bedingun-
gen zu überprüfen, z. B. die Zinszuschüsse zur Herab-
setzung des Subventionswertes zu verringern und die 
Förderung von Betriebsübernahmen einzuschrän-
ken. 

8.2.3 

Bei der Beurteilung der Beschäftigungswirkung des 
Eigenkapitalhilfeprogramms sowie der öffentlichen 
Existenzgründungsförderung überhaupt stellt sich 
nach Auffassung des Instituts für Mittelstandsfor-
schung auch die Frage, „ob nicht solche Subventionen 
zur Folge haben, daß leistungsfähige etablierte Unter-
nehmen, die sich regulär am Markt finanziert haben, 
im Wettbewerb ausscheiden". 

Der Bundesrechnungshof hat auch diesem Problem 
für die Beurteilung der Beschäftigungswirkung Be-
deutung beigemessen. Er hat auf eine Untersuchung 
der „Vereine Creditreform" hingewiesen, nach der 
bei einer Betriebsaufgabe deutlich mehr Arbeitsplätze 
verlorengehen, als bei einer Neugründung geschaffen 
werden. 

Weitere Untersuchungsergebnisse zu diesen Fragen 
waren ihm jedoch nicht zugänglich. 

8.3 Stellungnahme des Bundesministers 

8.3.1 

Der Bundesminister hält das Eigenkapitalhilfepro-
gramm für volkswirtschaftlich sinnvoll. Er hat darauf 
hingewiesen, daß der Sachverständigenrat bereits in 
seinem Jahresgutachten 1977/78 die Notwendigkeit 
dargelegt habe, für Existenzgründungen eigenkapi-
talähnliche Kredite zur Verfügung zu stellen. Die bis-
her geförderten Existenzgründungen wären zum 
überwiegenden Teil ohne diese Hilfe nicht zustande 
gekommen. Das Ziel des Programms sei deshalb in 
dem vorgegebenen Rahmen erreicht worden. Die 
Zahl der mit Eigenkapitalhilfe geförderten Existenz-
gründungen könne nur bedingt mit der Gesamtzahl 
aller Gründungen verglichen werden, da im Rahmen 
des Eigenkapitalhilfeprogramms im wesentlichen be-
sonders qualifizierte Existenzgründungen mit hohem 
Startkapital und einer vergleichsweise hohen Zahl 
von Beschäftigten gefördert würden. 

Es treffe zu, daß die gesamtwirtschaftlichen Beschäf-
tigungseffekte des Programms nicht feststellbar seien; 
dies gelte auch für andere Fördermaßnahmen. Die 
einzelwirtschaftlichen Arbeitsplatzeffekte des Eigen-
kapitalhilfeprogramms seien jedoch hoch. Er bezieht 
sich dabei auf die erwähnte Untersuchung des Insti-
tuts für Mittelstandsforschung, wonach durch jede mit 
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Eigenkapitlhilfe  geförderte Existenzgründung im 
Durchschnitt 4,6 Arbeitsplätze erhalten oder neu ge-
schaffen würden; dies seien in den Jahren von 1979 
bis 1987 insgesamt über 250 000 Arbeitsplätze. 
Gleichzeitig sei ein Investitionsvolumen von rd. 10 
Mrd. DM ermöglicht worden. 

8.3.2 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, er messe dem Ei-
genkapitalhilfeprogramm weiterhin große Bedeutung 
für die Existenzgründungsförderung bei. 

Er beabsichtige aber, die Förderungsrichtlinien im 
Rahmen der Verlängerung des Programms bis zum 
Jahre 1991 zu ändern. Die Förderung der Betriebs-
übernahmen wolle er künftig einschränken. Allein 
dadurch könne die Haushaltsbelastung für einen För-
derjahrgang auf etwa die Hälfte der bisherigen Bela-
stung reduziert werden. 

8.4 Abschließende Würdigung 

Der Bundesrechnungshof begrüßt, daß der Bundesmi-
nister die Förderungsrichtlinien ändern will, um die 
Haushaltsbelastung zu verringern. Er erwartet, daß 
der Bundesminister dies unverzüglich in Angriff 
nimmt. Hinsichtlich des volkswirtschaftlichen Nut-
zens des Programms vermag das Vorbringen des Bun-
desministers den Bundesrechnungshof allerdings 
nicht zu überzeugen. 

Mit dem Hinweis auf die durch das Eigenkapitalhil-
feprogramm bewirkten Existenzgründungen sind die 
Bedenken des Bundesrechnungshofes nicht ausge-
räumt. Denn dieser positiven Wirkung können ent-
sprechende negative Beschäftigungswirkungen we-
gen eines möglichen Ausscheidens vorhandener Un-
ternehmen, die sich zu den üblichen Bedingungen am 
Markt finanziert haben, gegenüberstehen. 

Auch dem Einwand einer nur bedingten Vergleich-
barkeit geförderter und nicht geförderter Existenz-
gründungen vermag der Bundesrechnungshof nicht 
uneingeschränkt zu folgen. Das höhere Startkapital 
und die höhere Zahl von Beschäftigten bei geförder-
ten Betrieben allein sind noch kein Nachweis für 
„qualifiziertere" Existenzgründungen, zumal das hö-
here Startkapital sich in hohem Maße auf die Inan-
spruchnahme öffentlicher Hilfen gründet. Auch hier-
über liegen verläßliche Unterlagen jedoch nicht vor. 

Der Bundesrechnungshof ist sich bewußt, daß über 
die Fortführung dieses Programms politisch zu ent-
scheiden ist. Er sieht sich verpflichtet, das Parlament 
über Einzelheiten des Programms und deren Beurtei-
lung sowie über dessen Wirksamkeit zu unterrichten 
und darauf hinzuweisen, inwieweit der Bund sowohl 
durch die schon erheblichen Beträge für Zinszu-
schüsse als auch aufgrund Inanspruchnahme durch 
die Ausfallbürgschaften in steigendem Maße belastet 
wird. 

9 Förderung der industriellen 
Gemeinschaftsforschung und -entwicklung 
(Kapitel 09 02 Titel 685 52) 

9.0 

Bei der vom Bund und der Industrie finanzierten indu-
striellen Gemeinschaftsforschung wurden die von 
der Industrie allein finanzierten Forschungsprojekte 
— anders als die mit Bundesmitteln finanzierten Vor-
haben — nicht auf Übereinstimmung mit dem Förder-
zweck geprüft. Ihre Ergebnisse wurden nicht durch 
Veröffentlichung allgemein zugänglich gemacht. 

Das Verfahren zur Aufteilung der Fördermittel begün-
stigte Forschungsvereinigungen mit hoher Finanz-
kraft und wurde damit der Zielsetzung des Pro-
gramms, vor allem kleinere und mittlere Unterneh-
men zu fördern, nicht hinreichend gerecht. 

Um Wirkung und Nutzen der Gemeinschaftsfor-
schung insbesondere für die mittelständische Indu-
strie bewerten zu können, sollte eine Erfolgskontrolle 
des Förderprogramms vorgesehen werden. 

9.1 

Der Bund fördert seit dem Jahre 1954 die indust rielle 
Gemeinschaftsforschung und -entwicklung. Förde-
rungsziel ist, insbesondere mittelständische Unter-
nehmen in den Stand zu setzen, auf der Grundlage 
von Forschungsergebnissen neue Produkte und Ver-
fahren zu entwickeln und in ihr Fertigungsprogramm 
aufzunehmen. In den Jahren 1986 bis 1988 wurden 
hierfür jährlich etwa 100 Mio. DM bereitgestellt. 

Die Forschungsförderung wird von der Arbeitsge-
meinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen 
e. V. (Arbeitsgemeinschaft) abgewickelt. Die Bundes-
zuschüsse werden an Forschungsvereinigungen ge-
geben, die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft sind. 
Mitglieder der Forschungsvereinigungen sind indu-
strielle Unternehmen. Die Forschungsvereinigungen 
oder deren Industriezweige sind nach dem Vertrag 
über die Gemeinschaftsforschung verpflichtet, einen 
angemessenen Eigenbeitrag zu leisten. In der Regel 
soll er mindestens so hoch sein wie der Bundeszu-
schuß. Das Eigenmittelaufkommen stellt auch eine 
wesentliche Grundlage für die Aufteilung der Bun- 
desmittel auf die einzelnen Forschungsvereinigungen 
dar. 

Die Forschungsprojekte werden jeweils in voller Höhe 
entweder aus Bundesmitteln oder aus Mitteln der In-
dustrie finanziert. Ein von einer Forschungsvereini-
gung oder deren Industriezweig getragenes Projekt 
zählt zum Eigenbeitrag der Forschungsvereinigung. 

9.1.1 

Die vom Bund finanzierten Forschungsprojekte wur-
den bei der Arbeitsgemeinschaft in einem Begutach-
tungsverfahren ausgewählt. Die Forschungsergeb-
nisse veröffentlichte die Arbeitsgemeinschaft in den 
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von ihr herausgegebenen „Forschungsreports" ; sie 
standen damit allen Unternehmen unentgelt lich zur 
Verfügung. Im Gegensatz dazu wurden die von der 
Industrie finanzierten, als Eigenbeitrag zur Gemein-
schaftsforschung anerkannten Forschungsprojekte 
nicht im Begutachtungsverfahren ausgewählt und 
ihre Ergebnisse nicht veröffentlicht. 

9.1.2 

Der Bundesminister förderte im Rahmen der industri-
ellen Gemeinschaftsforschung auch Vorhaben, deren 
Forschungsergebnisse ausschließlich oder überwie-
gend Großunternehmen zugute kommen. So wurden 
in den Jahren von 1980 bis 1987 Zuwendungen in 
Höhe von rd. 6,7 Mio. DM an eine Forschungsvereini-
gung gezahlt, der nur Großunternehmen angehören. 
Diese Forschungsvereinigung, die im übrigen erheb-
liche Mittel auch aus anderen öffentlichen Förder-
programmen des Bundes, der Länder und der Euro-
päischen Gemeinschaften erhielt, trug z. B. im Jahre 
1985 mit einem Anteil von 45 v. H. zu den Forschungs-
aufwendungen bei, die als Eigenleistung der Indust rie 
für Zwecke der Gemeinschaftsforschung anerkannt 
wurden. 

Dem stehen mehrere Forschungsvereinigungen ge-
genüber, die im wesentlichen kleine und mittlere Un-
ternehmen repräsentieren, und — entsprechend ihrer 
Mitgliederstruktur — sich teilweise nicht in der Lage 
sahen, die geforderten Eigenleistungen zu erbringen. 
Sie konnten deshalb Bundesmittel nicht erhalten. 

9.1.3 

Eine Erfolgskontrolle zur Beurteilung der Wirkungen 
und des Nutzens der seit dem Jahre 1954 durchge-
führten Förderungsmaßnahme, insbesondere hin-
sichtlich der Umsetzung der Forschungsergebnisse in 
die betriebliche Praxis, hat der Bundesminister nicht 
durchgeführt. 

9.2 

9.2.1 

Der Bundesrechnungshof hat die Bemessung des Ei-
genbeitrags der Indust rie als nicht sachgerecht beur-
teilt. Er hat angeregt, die von den Mitgliedern der For-
schungsvereinigungen selbst finanzierten Projekte 
nur dann als Eigenbeitrag zur Gemeinschaftsfor-
schung anzuerkennen, wenn sie dem Zweck der Ge-
meinschaftsforschung entsprechen, zur Produkt- und 
Verfahrensinnovation insbesondere der mittelständi-
schen Industrie beizutragen. Sie sollten daher in das 
Begutachtungsverfahren der Arbeitsgemeinschaft 
einbezogen werden. Darüber hinaus sollten auch 
diese Forschungsergebnisse nur dann als Eigenbei-
trag anerkannt werden, wenn sie durch Veröffentli-
chung der gesamten Wirtschaft zur Verfügung gestellt 
werden. 

9.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat bezweifelt, daß das der-
zeitige System der Zuteilung der Fördermittel der 
Zielsetzung des Förderprogramms im Hinblick auf 
mittelständische Unternehmen gerecht wird; der we-
sentlich an den Eigenleistungen ausgerichtete Vertei-
lungsmaßstab begüns tigt Forschungsvereinigungen, 
die vorwiegend Großunternehmen als Mitglieder be-
sitzen, zu Lasten der mittelständisch orientierten Ver-
einigungen. Daher sollte die Finanzkraft der For-
schungsvereinigungen und ihrer Mitglieder bei der 
Zuteilung von Bundesmitteln für deren Forschungs-
projekte künftig stärker berücksichtigt werden. Das 
könnte dadurch geschehen, daß von mittelständisch 
orientierten Vereinigungen zu Lasten der Vereinigun-
gen, deren Mitglieder vorwiegend Großunternehmen 
sind, ein geringerer Eigenbeitrag verlangt werden 
kann. 

9.2.3 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, eine wirk
-

same Erfolgskontrolle alsbald in die Wege zu leiten. 

9.3 

Der Bundesminister hat zwar eingewandt, der Zweck 
der Gemeinschaftsforschung, die Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit insbesondere kleiner und mitt-
lerer Unternehmen zu stärken, bedeute nicht, daß 
Großunternehmen von einer Beteiligung an der Ge-
meinschaftsforschung ausgeschlossen werden müß-
ten. Er habe aber die Arbeitsgemeinschaft aufgefor-
dert, die von den Forschungsvereinigungen als Eigen-
beitrag gemeldeten Projekte auf Übereinstimmung 
mit der Zielsetzung für die Gemeinschaftsforschung 
zu prüfen, die Forschungsergebnisse in den „For-
schungsreports" der Arbeitsgemeinschaft zu veröf-
fentlichen sowie die Anregungen des Bundesrech-
nungshofes zur Mittelverteilung soweit wie möglich 
zu beachten. Der Bundesminister, der bei früheren 
Prüfungen angeregte Erfolgskontrollen bisher als 
nicht durchführbar bezeichnet hatte, beabsichtigt 
nunmehr, ein Forschungsinstitut mit einem Gutachten 
zu beauftragen, das im wesentlichen untersuchen so ll , 
wie und in welchem Umfang der Erfolg der Förderung 
der Gemeinschaftsforschung nachgewiesen und ver-
bessert werden kann. Schwerpunkt soll hierbei die 
Umsetzung der erzielten Ergebnisse in die Praxis klei-
ner und mittlerer Unternehmen sein. 

9.4 

Der Bundesrechnungshof betont, daß er einen völli-
gen Ausschluß von Großunternehmen nicht gefordert 
hat. Er bleibt bei seiner Auffassung, daß bei der Zutei-
lung der Fördermittel im Hinblick auf das erklärte För-
derungsziel Prioritäten zugunsten der mittelständi-
schen Industrie festzulegen sind. 
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Der Bundesrechnungshof nimmt zur Kenntnis, daß 
der Bundesminister nunmehr eine Erfolgskontrolle 
eingeleitet hat. Es bleibt aber zu beanstanden, daß bei 
diesem seit dem Jahre 1954 laufenden Programm bis-
her auf eine Erfolgskontrolle verzichtet wurde. 

Der Bundesminister ist aufgefordert sicherzustellen, 
daß die Anregungen des Bundesrechnungshofes bei 
der Arbeitsgemeinschaft unverzüglich in die Praxis 
umgesetzt werden. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiter beobachten. 

10 Abgeltung von Aufträgen der 
Bundesressorts an 
wirtschaftswissenschaftliche 
Forschungsinstitute 
(Kapitel 09 02 Titel 532 44) 

10.0 

Die Ausgaben für periodisch wiederkehrende Auf-
träge im Rahmen der Ressortforschung hat der Bun-
desminister im Jahre 1988 auf Anregung des Bundes-
rechnungshofes verringert. Sie könnten durch ver-
stärkte Vergabe bedarfsorientierter Einzelaufträge 
und andere Maßnahmen weiter vermindert werden. 
Die halbjährlich erstellten Untersuchungen zur Wirt-
schaftslage (Gemeinschaftsdiagnose) gehörten zu den 
Grundaufgaben der beauftragten Institute und sollten 
daher aus der institutionellen Förderung finanziert 
werden. 

10.1 

Bei der Vorbereitung wirtschaftspolitischer Entschei-
dungen und der Analyse wirtschaftspolitischer Pro-
bleme bedient sich der Bundesminister des Sachver-
standes unabhängiger Wirtschaftsforschungsinstitute 
(Institute). Von diesen werden fünf gemeinsam durch 
Bund und Länder nach Artikel 91 b GG institutionell 
gefördert (Bundesanteil im Jahre 1987 rd. 31 Mio. 
DM). 

Im Jahre 1987 betrugen die projektbezogenen Ausga-
ben rd. 10,7 Mio. DM. Davon entfielen 6,1 Mio. DM 
auf periodisch wiederkehrende Aufträge, vor allem 
auf die sogenannte „Gemeinschaftsdiagnose" und die 
Strukturberichterstattung, 4,6 Mio. DM auf Einzelauf-
träge. 

Die Erarbeitung der Gemeinschaftsdiagnose vergibt 
der Bundesminister an die fünf institutionell geförder-
ten  Institute für jeweils ein Jahr (1987 für rd. 1,85 Mio. 
DM). Grundlage der Vergabe sind Kostenvoran-
schläge der Institute. 

In den im Frühjahr und Herbst jeden Jahres vorgeleg-
ten Berichten geben die Institute auf rd. 20 Seiten eine 
gemeinsame Beurteilung der Lage der Weltwirtschaft 
und der Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 
ab. Die Berichte bauen auf Einzelanalysen auf, die von 
jedem Institut selbständig erstellt und aus den institu- 

tionell geförderten Grundhaushalten finanziert wer-
den. 

Für die Strukturberichterstattung gab der Bundesmi-
nister in den Jahren von 1978 bis 1987 rd. 36 Mio. DM 
aus, zuletzt etwa 3 Mio. DM pro Jahr. Die Mittel gin-
gen seit dem Jahre 1978 an dieselben fünf Institute, 
von denen jedes je  drei Hauptgutachten und  je  drei 
Zwischenberichte zur strukturellen Entwicklung der 
deutschen Wirtschaft erstellte. In den letzten Jahren 
ließ der Bundesminister verstärkt zusätzliche Untersu-
chungen zu speziellen Themen durchführen, die zu-
meist von zwei Instituten gleichzeitig erstellt wur-
den. 

Der Bundesminister gestaltete die Strukturberichter-
stattung vom Jahre 1988 an neu. Künftig soll jedes der 
fünf Institute im Rahmen eines rollierenden Systems, 
beginnend mit dem Jahre 1989, alle fünf Jahre nur 
einmal einen Hauptbericht und in der Mitte des Zeit-
raums zusätzlich eine Schwerpunktuntersuchung vor-
legen. Dafür sind jährlich insgesamt zwischen 1,8 Mio. 
und 2 Mio. DM vorgesehen. Weitere Untersuchungen 
mit Beteiligung auch anderer Institute sollen mit rd. 
0,3 Mio. bis 0,5 Mio. DM finanziert werden. Die Kosten 
der Strukturberichterstattung sind für das Jahr 1988 
mit insgesamt 2,35 Mio. DM veranschlagt, das ist im 
Vergleich zum Vorjahr eine Kürzung um 0,65 Mio. 
DM oder 22 v. H. 

10.2 

Der Bundesrechnungshof hält den Anteil der Ausga-
ben für die Daueraufgaben für zu hoch. Er hat ange-
regt, diese Ausgaben zu vermindern und mit den frei-
werdenden Mitteln Einzelaufträge zu finanzieren, da-
mit der Bundesminister flexibler auf aktuelle Wirt-
schaftsentwicklungen reagieren könne. 

Der Bundesrechnungshof sieht es als möglich an, die 
Ausgaben für die Gemeinschaftsdiagnose von zuletzt 
rd. 1,85 Mio. DM noch zu verringern. Da sich der for-
melle Aufbau der Berichte seit Jahren nicht verändert 
hat und die Berichte auf der Basis der von jedem Insti-
tut aus dem Grundhaushalt finanzierten Einzelanaly-
sen erstellt werden, könnten Kosten gesenkt werden. 
Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
aufgefordert, die Möglichkeiten hierfür zu prüfen. 
Weiter hat er sich dafür ausgesprochen, die Gemein-
schaftsdiagnose den Grundaufgaben der Institute und 
damit der institutionellen Förderung zuzuordnen. Der 
Bundesminister sollte mit den Ländern hierüber ver-
handeln. 

Der Bundesrechnungshof hält es nicht für notwendig, 
die Strukturberichterstattung als Daueraufgabe zu 
etablieren. Er hält es für sachgerechter, die periodi-
sche Berichterstattung zugunsten stärker am Bedarf 
orientierter Einzelberichte im Rahmen der Struktur-
berichterstattung zu reduzieren und damit die Ausga-
ben weiter einzuschränken. Er hat den Bundesmini-
ster aufgefordert, die Vergabe des Dauerauftrages er-
neut zu überprüfen und damit die Möglichkeit weite-
rer Einsparungen zu untersuchen. 
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Durch die Vergabe solcher Einzelaufträge würde zu-
dem der Wettbewerb zwischen den konkurrierenden 
Instituten gefördert. 

10.3 

Der Bundesminister hat dem Bundesrechnungshof zu-
gestimmt, daß ein zu hoher Anteil von Daueraufträgen 
die Flexibilität der Ressortforschung beeinträchtigen 
könne. Er habe deshalb bereits im Jahre 1988 den 
Anteil dieser Aufträge von 57 v. H. auf 48 v. H. herab-
gesetzt. 

Zur Gemeinschaftsdiagnose hat er mitgeteilt, daß für 
das Jahr 1988 aufgrund von Überprüfungen der Vor-
kalkulationen die Ausgaben um rd. 7 v. H. gesenkt 
werden konnten. Die Arbeiten an der Gemeinschafts-
diagnose bestünden nicht allein in Zusammenfassung 
und Abstimmung der Ergebnisse der Einzeldiagno-
sen, sondern seien das Resultat ausgiebiger gemein-
samer Diskussionen über methodische, wirtschafts-
theoretische und politische Fragen und bauten auf 
eigenständigen Modellrechnungen auf. Der dafür nö-
tige Aufwand ließe daher weitere Mittelkürzungen 
ohne Beeinträchtigung der Berichtsergebnisse nicht 
zu. 

Die Empfehlung des Bundesrechnungshofes, die Ge-
meinschaftsdiagnose in die institutionelle Förderung 
durch Bund und Länder einzubinden, hat der Bundes-
minister aufgegriffen. Er hat den Bundesminister der 
Finanzen gebeten, diese Position in den Gremien der 
Bund-Länder-Konferenz zu vertreten. 

Hinsichtlich der Strukturberichterstattung ist der Bun-
desminister der Ansicht, daß die in seiner Neukonzep-
tion vorgesehene Mischung aus pe riodischen und 
Einzelaufträgen die wirtschaftlichste Lösung zur Dek-
kung des strukturpolitischen Beratungsbedarfs sei. 
Eine nochmalige Erhöhung der Mittel für offen auszu-
schreibende Aufträge zu Lasten der periodischen 
würde eine kontinuierliche Strukturforschung in den 
beauftragten Instituten unmöglich machen. 

10.4 

Der Bundesrechnungshof begrüßt die vom Bundesmi-
nister bereits vorgenommenen Kostenminderungen 
bei den periodisch wiederkehrenden Aufträgen. Der 
Bundesminister sollte aber den Anteil der am Bedarf 
orientierten Einzelaufträge (Strukturberichterstat-
tung), auch aus Wettbewerbsgründen, weiter erhö-
hen. 

Der Bundesrechnungshof sieht trotz der Verminde-
rung der Kosten der Gemeinschaftsdiagnose um rd. 
7 v. H. weitere Möglichkeiten, die Kosten zu den 
Grundhaushalten zutreffend und sachgerecht abzu-
grenzen und damit die Ausgaben weiter zu vermin-
dern. Die Verhandlungen zwischen Bund und Län-
dern über die Zuordnung der Gemeinschaftsdiagnose 
zu den Grundaufgaben der Institute wird der Bundes-
rechnungshof weiter beobachten. 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 
(Einzelplan 10) 

11 Zuschüsse zur Förderung der Altershilfe 
für Landwirte 
(Kapitel 10 02 Titel 656 51) 

11.0 

Die Aufwendungen der landwirtschaftlichen Alters-
kassen werden durch Bundeszuschüsse, Beiträge und 
sonstige Einnahmen gedeckt. Die Einnahmen der 
landwirtschaftlichen Alterskassen a  us Erstattungs-
und Ersatzansprüchen bleiben bei der Ermittlung der 
Höhe der Bundeszuschüsse außer Betracht. Der Bund 
sollte an diesen Einnahmen in Zukunft in demselben 
Umfang beteiligt werden, in dem er zur Deckung des 
Leistungsaufwandes beiträgt. 

11.1 

Nach dem Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
(GAL), zuletzt geändert am 19. Dezember 1986 
(BGB1. I S. 2591), ist der Bund verpflichtet, 80,3 v. H. 
der Aufwendungen aller landwirtschaftlichen Alters-
kassen für Altersgelder, vorzeitige Altersgelder, Hin-
terbliebenen- und Waisengelder zu tragen. 

Das GAL sieht eine Kürzung des vorzeitigen Alters-
geldes oder Hinterbliebenengeldes vor, wenn der 
Empfänger der Leistung bereits aus anderen Rechts-
gründen eine Rente aus der gesetzlichen Renten- oder 
Unfallversicherung oder wenn er Versorgungsbezüge 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grund-
sätzen erhält. Gewährt eine landwirtschaftliche Al-
terskasse in solchen Fällen ungekürztes vorzeitiges 
Altersgeld oder Hinterbliebenengeld, so sind die zu-
viel erbrachten Leistungen der Alterskassen vom je-
weiligen Träger der Versicherungs- oder Versor-
gungsleistungen zu erstatten. Dadurch haben die 
Alterskassen z. B. im Jahre 1987 Einnahmen von rd. 
1 Mio. DM erzielt. 

Ferner haben die Alterskassen Einnahmen aus über-
gegangenen Ansprüchen gegen Schadenersatzpflich-
tige. Diese beliefen sich im Jahre 1987 auf rd. 2,4 Mio. 
DM. 

Diese Einnahmen wurden nicht von den Ausgaben 
der Alterskassen abgesetzt, so daß die Bundeszu-
schüsse nicht entsprechend gesenkt wurden. 

11.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bund an den Einnahmen der Alterskassen aus Erstat-
tungs- und Ersatzansprüchen nicht in demselben Um-
fang beteiligt wird, in dem er zur Deckung des Lei-
stungsaufwandes beiträgt. Dies widersp richt allge-
meinen Grundsätzen, wie sie in anderen Gesetzen 
ihren Ausdruck gefunden haben. So enthalten z. B. 
das Erste Überleitungsgesetz, zuletzt geändert am 
9. Juni 1975 (BGB1. I S. 1321), und das Opferentschä- 
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digungsgesetz i. d. F. vom 7. Januar 1985 (BGBl. I 
S. 1) Regelungen, nach denen die mit den Ausgaben 
zusammenhängenden Einnahmen an den Bund „ab-
zuführen" (d. h. zu verrechnen) sind. 

Es ist auch nicht sachgerecht, wenn der Bund an den 
Einnahmen der Alterskassen aus Erstattungs- und Er-
satzleistungen nicht beteiligt wird. Wäre nämlich den 
Alterskassen der Bezug der zur Kürzung der GAL-
Leistungen führenden Renten oder Versorgungsbe-
züge schon bei der Entscheidung über die GAL-Lei-
stungen bekannt gewesen, hätten sie nur gekürzte 
Leistungen bewilligen dürfen. Dementsprechend 
hätte der Bund nur seinen Anteil an den gekürzten 
Leistungen tragen müssen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister ge-
beten, für die Zukunft sicherzustellen, daß der Bund 
an den Einnahmen der landwirtschaftlichen Alters-
kassen in dem Verhältnis beteiligt wird, in dem er die 
GAL-Leistungen mitfinanziert. 

11.3 

Der Bundesminister hat die Ansicht vertreten, daß der 
den Berechnungen nach § 13 GAL zugrundeliegende 
Ausgabenbetrag von den Einnahmen aus Erstattungs-
und Ersatzansprüchen nicht berührt werde. Nach gel-
tendem Recht sei eine Beteiligung des Bundes an den 
Einnahmen nicht möglich, und es sei auch nicht beab-
sichtigt, auf eine Gesetzesänderung hinzuwirken. 

Der Bundesminister geht davon aus, daß die jetzige 
Fassung des § 13 GAL dem Willen des Gesetzgebers 
entspreche. Anderenfalls hätte der Gesetzgeber bei 
einem der vielen GAL-Änderungsgesetze eine Klar-
stellung vorgenommen, daß — zur Ermittlung des 
Bundeszuschusses — die „Aufwendungen" mit den 
„Erträgen" zu saldieren seien. Auch könne aus der 
Tatsache, daß etwa im Opferentschädigungsgesetz 
eine Beteiligung des Bundes an den Einnahmen aus-
drücklich vorgesehen sei, im GAL aber nicht, nur der 
Schluß gezogen werden, daß der GAL-Bundeszu-
schuß sich allein nach der Höhe der „Aufwendungen" 
richten soll. Hierdurch werde auch ein erheblicher 
Verwaltungsmehraufwand vermieden. 

Entgegen der Auffassung des Bundesrechnungshofes 
sei die Höhe des Bundeszuschusses nicht davon ab-
hängig, ob der Kürzungstatbestand schon bei der Ent-
scheidung über die GAL-Leistung bekannt gewesen 
sei oder erst nachträglich bekannt werde. Eine ein-
zelne GAL-Leistung werde überhaupt nicht bezu

-

schußt; § 13 Satz 1 GAL stelle nur eine Regelung zur 
Bemessung des Volumens der Bundeszuschüsse dar. 
Die auf dieser Grundlage ausgezahlten Zuschüsse 
seien nicht zweckgebunden, sondern dienten der Fi-
nanzierung aller Ausgaben. 

11.4 

Die Einwände des Bundesministers überzeugen 
nicht. 

Das Fehlen einer ausdrücklichen Regelung zur Ver

-

rechnung von Einnahmen und Ausgaben wie z. B. im 

Opferentschädigungsgesetz kann entgegen der An-
sicht des Bundesministers auch darauf zurückzufüh-
ren sein, daß dem Gesetzgeber die Auswirkungen der 
im GAL enthaltenen Kürzungsvorschriften bisher 
nicht bekannt waren. 

Mit der Auffassung, die Höhe der Bundeszuschüsse 
hänge nicht davon ab, ob der Kürzungstatbestand 
schon bei der Bewilligung bekannt gewesen sei oder 
erst später bekannt werde, verkennt der Bundesmini-
ster, daß Bezugsgröße für die Bundeszuschüsse nach 
§ 13 Satz 1 GAL die Summe der Leistungsaufwendun-
gen ist. Werden diese Aufwendungen im Einzelfall 
erst nachträglich gekürzt, ohne daß die damit zusam-
menhängenden Erstattungen und Ersatzleistungen 
den Aufwendungen zufließen, bemessen sich die 
Bundesmittel nach einem höheren Volumen als bei 
von Anfang an vorgenommener Kürzung der GAL

-

eistung. 

Schließlich ist nicht ersichtlich, inwieweit eine — statt 
nach Einnahmearten — nach Ausgabearten getrennte 
Verbuchung der Einnahmen aus Erstattungs- und Er-
satzansprüchen in Form der sogenannten Rotbuchung 
einen erheblichen Verwaltungsmehraufwand verur-
sachen würde. 

11.5 

Der Bundesminister sollte darauf hinwirken, daß der 
Bund bei Einnahmen aus Erstattungs- und Ersatzan-
sprüchen in Zukunft in dem Umfang beteiligt wird, 
wie er zur Deckung des Leistungsaufwandes durch 
Bundeszuschüsse beiträgt. 

12 Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für 
Darlehen zur Förderung vordringlicher 
agrar- und ernährungswirtschaftlicher 
Maßnahmen 
(Kapitel 10 02 Titel 662 71 und 662 93) 

12.0 

Kreditinstitute, die vom Bundesminister mit der Ab-
wicklung von Zinszuschußprogrammen für die Land-
wirtschaft und die Seefischerei beauftragt worden wa-
ren, haben höhere Bundesmittel abgerufen, als nach 
den Richtlinien des Bundesministers zulässig war. 
Aufgrund der Prüfung durch den Bundesrechnungs-
hof und die Vorprüfungsstelle wurden Bundesmittel 
(einschließlich entstandener Zinsforderungen) in 
Höhe von rd. 2,2 Mio. DM zurückerstattet. 

Der Bundesminister sollte erforderliche Überprüfun-
gen bei Kreditinstituten auf Einhaltung seiner Richtli-
nien mit dem gebotenen Nachdruck durchführen und 
festgestellte Rückforderungsansprüche alsbald gel-
tend machen. 
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12.1 

Der Bundesminister führte in den Jahren 1954 bis 
1972 auf der Grundlage von Richtlinien und Erlassen 
Zinsverbilligungsmaßnahmen zur Förderung agrar-
und ernährungswirtschaftlicher Vorhaben mit dem 
Ziel durch, der Landwirtschaft und der Seefischerei 
für bestimmte Investitionsvorhaben die Aufnahme 
längerfristiger Kapitalmarktmittel zu erleichtern. Seit 
dem Jahre 1973 werden solche Investitionsvorhaben 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" von 
den Ländern gefördert; der Bund erstattet den Län-
dern einen Teil ihrer Leistungen. Für die Seefischerei 
werden Zinsverbilligungen auch heute noch auf der 
Grundlage der alten Bundesrichtlinien bewilligt und 
vom Bund finanziert. 

Durch diese Zinsverbilligungsmaßnahmen wurden 
bis Ende des Jahres 1972 rd. 19 Mrd. DM an Kapital-
marktkrediten durch Zuschüsse des Bundes für die 
Dauer von bis zu 20 Jahren im Zins um bis zu 5 v. H. 
jährlich verbilligt. Auch in den letzten und in den 
kommenden Jahren waren und sind aufgrund frühe-
rer und neuer Zusagen jährlich weiterhin Bundesmit-
tel zur Zinsverbilligung zu leisten; im Jahre 1987 wa-
ren es rd. 50 Mio. DM; für das Jahr 1988 sind 38 Mio. 
DM veranschlagt. 

Zur Abwicklung der Zinsverbilligungsmaßnahmen 
hat der Bundesminister mit drei Zentralkreditinstitu-
ten jährlich öffentlich-rechtliche Verträge geschlos-
sen. Diese Institute haben ihrerseits überregionale 
und örtliche Kreditinstitute (Hausbanken der Kredit-
nehmer) mit der Abwicklung betraut. 

12.2 

Der Bundesrechnungshof beauftragte im Jahre 1980 
die Vorprüfungsstelle des Bundesministers, die Ab-
wicklung der bewilligten Zinsverbilligungen durch 
die Banken stichprobenweise bundesweit zu prüfen. 
In diese Prüfungen wurden in den Jahren von 1982 bis 
1987 103 Kreditinstitute, die eine überdurchschnitt-
lich hohe Zahl von zinsverbilligten Krediten verwalte-
ten, sowie die Zentralkreditinstitute einbezogen. 

12.3 

Bei 95 der geprüften Kreditinstitute stellte sich heraus, 
daß die Berechnung und der Abruf der Zinsverbilli-
gungszuschüsse aus Bundesmitteln nicht richtlinien-
gemäß durchgeführt und damit fehlerhaft waren. 

Die Prüfungen führten zu Rückflüssen an Bundesmit-
teln von rd. 1,8 Mio. DM (einschließlich entstandener 
Zinsforderungen). 

12.3.1 

Im einzelnen wurden insbesondere folgende Verstöße 
festgestellt: 

Banken 

— riefen zugunsten ihrer Kreditnehmer zu hohe Bun-
desmittel ab, weil sie nicht beachteten, daß nach 
den Richtlinien Kreditnehmer einen Zins von min-
destens 3 v. H. selbst zu tragen hatten, 

— berechneten Zinsverbilligungszuschüsse von zu 
hohen Kapitalständen und berücksichtigten Til-
gungsaussetzungen und -streckungen nicht min-
dernd, 

— forderten Zinsverbilligungsmittel an, obwohl der 
Bewilligungszeitraum bereits abgelaufen war. 

Ferner forderten Kreditinstitute Zinsverbilligungszu-
schüsse, die nach dem 1. Januar 1973 im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" von den Ländern 
bewilligt worden und zu finanzieren waren, vom Bund 
statt vom jeweiligen Land an. Der Bund wäre hier nur 
verpflichtet gewesen, den Ländern 60 v. H. der Zins- 
zuschüsse zu erstatten. 

12.3.2 

Darüber hinaus haben einige Kreditinstitute durch in-
terne Anordnung festgelegt, ihre Darlehenszinsen 
nicht unter 8 v. H. zu senken (= höchstmögliche Zins-
verbilligung von 5 v. H. plus vom Kreditnehmer zu 
tragender Zinsanteil von 3 v. H.), selbst wenn der 
Marktzins unter diesen Satz sinken sollte. In weiteren 
Fällen wurden zinsverbilligte Kredite oft nicht im glei-
chen Umfang wie Vergleichsdarlehen oder erst zu 
einem späteren Zeitpunkt den fallenden Marktzinsen 
angepaßt. 

Dies widersprach den Richtlinien. Um durch Zinsver-
billigungszuschüsse die Zinsentwicklung und -gestal-
tung am Kapitalmarkt nicht zu beeinträchtigen, dür-
fen nur solche Kredite durch Bundesmittel im Zins 
verbilligt werden, deren Zinsen und Konditionen 
sorgfältig kalkuliert und marktgerecht erscheinen. 

Den Kreditinstituten flossen so in den Niedrigzinspha-
sen der Jahre 1977 bis 1979 und seit dem Jahre 1985 
nicht unerhebliche Zinsverbilligungszuschüsse zu 
Unrecht zu. 

Der Bundesminister hatte schon im Jahre 1981 bei 
einer Bankenprüfung in einem Land gleichartige Feh-
ler festgestellt. 

12.3.3 

Aufgrund der Prüfungsergebnisse forderten der Bun-
desrechnungshof und die Vorprüfungsstelle den Bun-
desminister auf, Maßnahmen gegen eine weitere miß-
bräuchliche Inanspruchnahme von Bundesmitteln zu 
ergreifen und dafür zu sorgen, daß in der Vergangen-
heit gemachte Fehler bereinigt würden. 

Der Bundesminister unterrichtete daraufhin mit 
Schreiben vom Februar 1984 die Länder und die Zen-
tralkreditinstitute über die Prüfungsfeststellungen 
und bat um eine generelle Überprüfung aller Zinsver-
billigungsaktionen. Der Bundesrechnungshof erklärte 
dem Bundesminister, dieses Schreiben reiche im Hin-
blick auf die Art und das Ausmaß der Fehler nicht aus, 
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und regte darüber hinaus an, für alle mit der Bearbei

-

tung solcher Kredite befaßten Bankbediensteten ein 
besonderes Merkblatt zu entwickeln. Dieser Anre-
gung ist der Bundesminister nicht gefolgt. Weitere 
Prüfungen der Vorprüfungsstelle zeigten, daß die 
Bitte um generelle Überprüfung bei den Kreditinstitu-
ten kaum Wirkung hatte. Lediglich in einem Land 
wurden bei 62 Instituten Fehler aufgedeckt und da-
nach rd. 432 000 DM an den Bund zurückgezahlt. 

12.4 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bundesminister trotz entsprechender Aufforderung 
nicht unverzüglich und nachdrücklich geeignete 
Maßnahmen ergriffen hat, um Fehler zu bereinigen 
und die strikte Beachtung seiner Richtlinien zu si-
chern. Sein Schreiben vom Februar 1984 war der Art 
und dem Umfang der festgestellten Fehler, die auch 
bei nicht in die Prüfung einbezogenen Banken vermu-
tet werden mußten, nicht angemessen. Der Bundesmi-
nister hätte die ihm vertraglich verpflichteten Zentral-
kreditinstitute sehr viel stärker in die Pflicht nehmen 
und für die erbetene generelle Überprüfung Termine 
setzen sowie eigene Nachkontrollen vorsehen müs-
sen; er hätte zudem dafür sorgen müssen, daß die 
Richtlinien künftig genau beachtet werden. 

12.5 

Der Bundesminister hat dagegen eingewandt, er habe 
bis zum Jahre 1972 bei Banken Prüfungen vorgenom-
men, dabei jedoch schwerwiegende Fehler der jetzt 
festgestellten Art nicht gefunden oder — wie die un-
terlassene Zinsanpassung — nicht finden können, da 
erst in den Jahren 1977 bis 1979 und ab dem Jahre 
1985 Niedrigzinsphasen aufgetreten seien. Zu ent-
sprechenden Prüfungen habe ihm in den vergange-
nen Jahren geeignetes Personal gefehlt. 

Mit den von den Banken erbetenen generellen Über-
prüfungen habe er angemessene Maßnahmen ergrif-
fen, um Fehler festzustellen und zu bereinigen. 

Es handele sich bei der Zinsverbilligung im übrigen 
um eine Maßnahme, für die in den kommenden Jah-
ren bis 1992 nur noch ein stark verminderter Bedarf an 
Bundesmitteln bestehe. Für das Jahr 1992 schätze er 
den Bedarf auf 7 Mio. DM. 

12.6 

Den Einwendungen des Bundesministers kann der 
Bundesrechnungshof nicht folgen. Der Hinweis des 
Bundesministers, er habe mangels geeigneten Perso-
nals „in den vergangenen Jahren" eigene Prüfungen 
nicht vornehmen können, vermag ihn nicht zu ent-
schuldigen. Angesichts des Umfangs der festgestell-
ten Verstöße hätte er beim Personaleinsatz entspre-
chende Prioritäten setzen müssen. 

Vorzuwerfen bleibt dem Bundesminister darüber hin- 
aus, daß er nach Bekanntwerden der fehlerhaften Ar- 
beitsweise bei den Banken nur zögerlich und mit we- 

nig wirksamen Maßnahmen vorgegangen ist. Sein 
Schreiben vom Februar 1984 war — wie dies auch die 
Reaktion der Banken gezeigt hat — nicht geeignet, 
die Banken zu intensiven Revisionen zu veranlassen, 
um die Fehler aufzudecken und die zu Unrecht abge-
rufenen Bundesmittel soweit wie möglich wieder zu-
rückzuführen. Vorkehrungen, die künftig eine ge-
naue Beachtung der Richtlinien sichern, hat der Bun-
desminister nicht getroffen. 

Auch der Hinweis, der Bedarf an Bundesmitteln sei 
derzeit schon geringer und werde bis zum Jahre' 1992 
weiter stark abnehmen, kann das Versäumnis nicht 
rechtfertigen. Der Bundesminister wird sich verstärkt 
um die Prüfung fehlerhaft bearbeiteter Fälle bemühen 
und — soweit rechtlich noch möglich — zu Unrecht 
abgerufene Bundesmittel zurückfordern müssen. 

13 Einführung der Datenverarbeitung bei der 
Bundesanstalt für landwirtschaftliche 
Marktordnung 

13.0 

Die Bundesanstalt für landwirtschaftliche Marktord-
nung hat im Jahre 1978 mit der Einführung eines Da-
tenverarbeitungssystems begonnen. Das Vorhaben 
wurde weder sachgerecht geplant und vorbereitet 
noch nach den allgemeinen Regeln und Grundsätzen 
für Vorhaben der Datenverarbeitung durchgeführt. 
Das zunächst auf drei Jahre veranschlagte Vorhaben 
ist bis heute nicht abgeschlossen, die bisherigen Er-
gebnisse sind zum Teil mangelhaft. Allein für Fremd-
leistungen wurden rd. 6 Mio. DM ausgegeben. Der 
Bundesrechnungshof hält vor der Durchführung wei-
terer Maßnahmen eine Konsolidierung für dringend 
erforderlich. 

13.1 

Die Bundesanstalt für landwirtschaftliche Marktord-
nung (Anstalt) entschloß sich im Jahre 1976, die elek-
tronische Datenverarbeitung einzuführen. Vorgese-
hen war ein datenbankgestütztes Informationssystem, 
das vor allem die Arbeitsabläufe in den Funktionsbe-
reichen Ankauf, Lagerhaltung und Verkauf von Wa-
ren sowie beim Finanz- und Rechnungswesen inte-
grieren und rationalisieren sollte. Eine eigene Rech-
nerausstattung erwies sich als entbehrlich, weil der 
Anstalt entsprechende Kapazitäten durch Mitbenut-
zung eines gemeinsam mit anderen Bundeseinrich-
tungen betriebenen Rechenzentrums beim Bundes-
amt für Wirtschaft verfügbar gemacht werden konn-
ten. Sie mußte jedoch die zur Anbindung an den Rech-
ner benötigten Datenstationen und Leitungswege 
bereitstellen und vor allem die anwendungsbezoge-
nen Datenverarbeitungsverfahren planen und ent-
wickeln. 

Die Anstalt entschied sich, das Vorhaben im wesent-
lichen von Beratungsunternehmen durchführen zu 
lassen, und begründete dies mit dem Mangel an eige-
nem qualifiziertem Personal. Eine erste Ausschrei-
bung im Juni 1977 erbrachte wegen unzureichender 
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Leistungsbeschreibungen keine zufriedenstellenden 
Ergebnisse. Die Anstalt ließ daraufhin von einem der 
Bieter für rd. 80 000 DM eine Studie erstellen, die als 
Grundlage einer erneuten Ausschreibung dienen 
sollte. Eine auf dieser Basis im März 1978 durchge-
führte zweite Ausschreibung erbrachte nur zwei von 
Umfang und Preis her gesehen nicht vergleichbare 
Angebote, die vom Bundesminister und von der An-
stalt als nicht akzeptabel bewertet wurden. Gleich-
wohl vergab die Anstalt im Juli 1978 an einen der 
Bieter einen Auftrag zur Realisierung von Verfahrens-
modulen für die Warenbereiche und für das Finanz-
und Rechnungswesen mit einer Preisobergrenze von 
5,2 Mio. DM. Zu diesem Zeitpunkt verfügte die An-
stalt weder über eine Rahmenplanung für die Einfüh-
rung der Datenverarbeitung, noch waren Nutzen-Ko-
sten-Untersuchungen durchgeführt worden. 

In der Folgezeit überließ die Anstalt die Projektleitung 
weitgehend verwaltungsfremden Firmenkräften. Bei 
der Projektdurchführung ergaben sich wachsende 
Abweichungen von den ursprünglichen fachlichen, 
zeitlichen und finanziellen Zielvorstellungen. Die An-
stalt gab schließlich zur Standortbestimmung eine 
weitere Studie für rd. 32 000 DM in Auftrag, um die 
Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße und effi-
ziente Abwicklung der Datenverarbeitungsaktivitä-
ten zu schaffen. Die Ergebnisse der Studie mit Hin-
weisen auf Schwachstellen des Projektes und Vor-
schlägen zu deren Behebung liegen seit dem Jahre 
1981 vor, wurden jedoch von der Anstalt im wesentli-
chen nicht aufgegriffen. 

In einer von der Anstalt im Jahre 1982 erstellten Zwi-
schenbilanz zum Projektablauf wurden detailliert ne-
gative Auswirkungen infolge von Mängeln der Orga-
nisation dargestellt. 

Auch der Bundesminister hat sich wiederholt mit den 
Gegebenheiten in der Anstalt befaßt und u. a. im 
Jahre 1985 auf das Risiko erheblicher finanzieller Ver-
luste wegen der konzeptionellen Mängel bei der An-
stalt hingewiesen und festgestellt, daß es nicht sinn-
voll sei, für das Vorhaben unter den gegebenen Um-
ständen weitere Haushaltsmittel einzusetzen. Er-
kennbare Konsequenzen wurden daraus nicht gezo-
gen. 

Das ursprünglich auf rd. drei Jahre (1978 bis 1981) 
veranschlagte Entwicklungsvorhaben ist noch immer 
nicht abgeschlossen. Schon realisierte Verfahrensteile 
mußten oder müssen wegen schwerwiegender Män-
gel neu erstellt werden. 

Allein für Fremdleistungen hat die Anstalt in den Jah-
ren von 1977 bis 1986 rd. 6 Mio. DM ausgegeben. 

13.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Anstalt die verwaltungsüblichen Grundsätze für eine 
effiziente Planung und Einführung der Datenverar-
beitung weitgehend außer acht gelassen hat. Er hat 
insbesondere bemängelt, daß die Anstalt das Vorha-
ben ohne die notwendigen vorbereitenden Planungen 
eingeleitet, trotz fehlender Entscheidungsgrundlagen 
einen Auftrag zur Entwicklung und Realisierung ver-

geben und die Durchführung der Arbeiten nicht ge-
nügend kontrolliert hat. Er hat weiter kritisiert, daß 
trotz der frühzeitig erkannten Probleme bei der An-
stalt keine Maßnahmen zu einer grundsätzlichen Kon-
solidierung getroffen wurden. Ein großer Teil der ver-
ausgabten Mittel ist dadurch unwirtschaft lich einge-
setzt worden und die gesetzten Ziele sind aufgrund 
der schwerwiegenden Mängel in der Projektorganisa-
tion bisher nicht erreicht worden. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner dargelegt, er 
sehe die Erreichung der Ziele auch künftig gefährdet, 
wenn die Anstalt sich nicht umgehend zu tief greif en-
den  Änderungen entschließe, eine gründliche Ana-
lyse aller bisherigen Aktivitäten vornehme und für das 
weitere Vorgehen eine umfassende und realistische 
Gesamtplanung entwickle. 

Er hat der Anstalt empfohlen, eine zentrale Organisa-
tionseinheit mit der Koordinierung aller zur Planung, 
Durchführung und Kontrolle notwendigen Maßnah-
men zu beauftragen und dafür zu sorgen, daß diese 
mit dem erforderlichen Fachpersonal ausgestattet 
wird. 

13.3 

13.3.1 

Der Bundesminister hat den Empfehlungen des Bun-
desrechnungshofes zur Einrichtung einer zentralen 
Organisationseinheit und deren Aufgabenstellung 
zugestimmt. Der personelle Auf- und Ausbau dieser 
Einheit werde mit Nachdruck betrieben, doch sei es 
wegen der begrenzten tariflichen Möglichkeiten sehr 
schwierig, das benötigte qualifizierte Personal einzu-
stellen. Eine „sorgfältige Analyse" der bisherigen Da-
tenverarbeitungsaktivitäten einschließlich der Aktivi-
täten auf dem Feld der Bürokommunikation sehe er 
als selbstverständlichen Bestandteil und wesentliche 
Voraussetzung für die derzeitige Konsolidierung an. 
Diese beschränke sich nicht auf die Beseitigung aku-
ter Mängel, sondern orientiere sich — wie auch das für 
das Jahr 1989 vorgelegte Rahmenkonzept zeige — an 
zeitlich und sachlich darüber hinausgehenden Ziel-
setzungen. 

Im übrigen hat er darauf hingewiesen, daß trotz aller 
Planungs- und Arbeitshilfen, wie Empfehlungen und 
Mindestanforderungen, aufgrund der Komplexität 
und des Zeitbedarfs bei der Abwicklung größerer Da-
tenverarbeitungsvorhaben immer Schwierigkeiten zu 
erwarten seien. Kosten-Nutzen-Untersuchungen im 
eigentlichen Sinn seien seinerzeit zwar nicht durchge-
führt worden, doch wären letztlich wirtschaftliche 
Überlegungen für die Realisierung des Projektes und 
die Vergabe an die beauftragte Firma entscheidend 
gewesen. Seitdem seien im Haushaltsplan in größerer 
Zahl Stellen eingespart worden. 

13.3.2 

Die Anstalt hat in einer vom Bundesminister mitgetra
-

genen Stellungnahme erklärt, ihr Arbeitsvolumen 
habe sich in den Jahren von 1981 bis 1986 etwa ver- 
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doppelt, so daß-ohne Nutzung der Datenverarbeitung 
zusätzliches Personal erforderlich gewesen wäre. Es 
könne daher dahingestellt bleiben, ob bei Erarbeitung 
eines Datenverarbeitungskonzepts günstigere Ergeb-
nisse erzielt worden wären. 

Das Projekt habe sie nach außen vergeben müssen, da 
sie damals nicht über ausreichend qualifiziertes Per-
sonal verfügte. Das Personalproblem sei dadurch noch 
vergrößert worden, daß qualifizierte Mitarbeiter zu 
Unternehmen mit attraktiveren Arbeitsbedingungen 
abgewandert seien. 

Die Anstalt hat schließlich erklärt, bei den seit dem 
Jahre 1982 eingesetzten Datenverarbeitungspro-
grammen seien bisher keine Mängel oder Fehler fest-
gestellt worden, die länger dauernde Systemausfälle 
zur Folge gehabt hätten. Sie hat aber eingeräumt, daß 
u. a. Maßnahmen zur Verbesserung des internen Kon-
trollsystems, zur Anpassung an Forderungen aus den 
Fachabteilungen und zur Vervollständigung der Pro-
grammdokumentation vorgesehen seien. 

13.4 

Der Bundesrechnungshof nimmt zur Kenntnis, daß bei 
der Anstalt inzwischen alle informationstechnischen 
Aufgaben in einer Organisationseinheit zusammen-
gefaßt sind, daß vor Durchführung weiterer Maßnah-
men eine sorgfältige Analyse der bisherigen Aktivitä-
ten beabsichtigt ist und daß von der Anstalt für das 
Jahr 1989 ein Rahmenkonzept vorgelegt wurde. Er ist 
jedoch der Auffassung, daß die bei der Anstalt aufge-
tretenen Schwierigkeiten und Mängel über das sonst 
bei Einführung von Datenverarbeitungssystemen üb-
liche Maß weit hinausgingen. Bei angemessener Pla-
nung und Kontrolle wäre der bisherige unbefriedi-
gende Projektverlauf vermieden worden und mit ge-
ringerem Zeitaufwand und weniger Kosten ein deut-
lich höherer Grad der Zielerreichung möglich gewe-
sen. 

Der Bundesrechnungshof stellt die Aussage des Bun-
desministers, daß allgemeine wirtschaftliche Überle-
gungen für die Realisierung des Projektes maßgebend 
gewesen seien, nicht grundsätzlich in Frage. Er sieht 
durch die unzulänglichen Projektergebnisse jedoch 
als widerlegt an, daß bei der Durchführung des Pro-
jektes entsprechende Überlegungen in ausreichen-
dem Maße Beachtung fanden. Der Hinweis auf die 
Einsparung von Stellen und die Vermeidung von zu-
sätzlichem Personal ist im übrigen nicht geeignet, die 
Mängel in der Vorgehensweise und die dadurch ein-
getretenen Fehlentwicklungen zu rechtfertigen. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht die Schwie-
rigkeiten bei der Gewinnung von Fachpersonal. Er 
sieht aber weiterhin die rechtzeitige Bereitstellung 
ausreichend qualifizierten Personals als unabdingbar 
für eine effiziente Vorbereitung und Abwicklung des 
Datenverarbeitungsvorhabens an, damit etwa not-
wendige externe Sachverständige fachgerecht ge-
steuert und überwacht werden können. 

13.5 

Der Bundesminister wird dafür sorgen müssen, daß 
die Anstalt bei der Analyse ihrer bisherigen und der 
Planung und Durchführung ihrer weiteren informa-
tionstechnischen Maßnahmen nach den verwaltungs-
üblichen Grundsätzen für die Durchführung von Da-
tenverarbeitungsvorhaben verfährt und den Grund-
satz der Wirtschaftlichkeit beachtet. 

Bundesminister für Verkehr 
(Einzelplan 12) 

14 Bau eines Landganges für den Tonnenleger 
„Bruno Illing" in Bremerhaven 
(Kapitel 12 03 Titel 741 21 und 521 21) 

14.0 

Die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung baute zusätz-
lich zu einem vorhandenen einen weiteren Übergang 
vom Schiff zum Land (Landgang) für den Tonnenleger 
„Bruno Illing", ohne daß dafür ein Bedarf bestand. 
Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Maßnahme nicht notwendig, technisch unzweckmä-
ßig und zudem nicht genehmigt sei. 

14.1 

Das Wasser- und Schiffahrtsamt Bremerhaven sa-
nierte im Jahre 1982 die Ufermauer ihres Tonnenhofes 
(Tonnenhofskaje) nach von der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion geprüften und genehmigten Plänen. 
Die Kosten betrugen 1,4 Mio. DM. 

Ein Teil der Ufermauer ist ständiger Liegeplatz des 
Tonnenlegers „Bruno Illing". Als Übergang vom 
Schiff zum Land (Landgang) für den Tonnenleger 
dient eine transportable Rampe mit beidseitigem Ge-
länder (Gangway), deren Neigung vom Tidenhub (im 
Mittel 3,7 m) abhängt. Bei Niedrigwasser bereitet es 
Mühe, die verhältnismäßig steile Rampe zu begehen. 
Diese Bauart ist aber in der Schiffahrt üblich und ent-
spricht den Sicherheitsbestimmungen. 

Im Jahre 1983 erweiterte das Wasser- und Schiffahrts-
amt die Sanierungsmaßnahme der Ufermauer des 
Tonnenhofes über den genehmigten Umfang hinaus. 
Es baute für den Tonnenleger am Liegeplatz einen 
neuen Landgang, um die Rampe durch Treppenstufen 
(Fallreep) zu ersetzen und so das Übersteigen auf das 
Schiff zu erleichtern. Das Fallreep lagert wasserseitig 
auf einem Ponton. 

Der Ponton allein ist nicht schwimmstabil, da er örtlich 
bedingt nur eine Breite von etwa 1 m hat. Er kenterte 
und mußte zur Beseitigung von Schäden aus dem 
Wasser genommen werden. Zu seiner Stabilisierung 
bedurfte es erheblichen technischen Aufwandes. Die 
Gesamtkosten des neuen Landganges einschließlich 
der Reparaturkosten betrugen rd. 100 000 DM. Die 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion bezeichnete noch im 
Jahre 1987 die Befestigung des Pontons als technisch 
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14.4 nicht ausgereift und befürchtete weitere Reparaturko-
sten. 

Der im Jahre 1983 errichtete neue Landgang konnte 
entgegen seiner ursprünglichen Bestimmung bisher 
nicht für die „Bruno Illing" genutzt werden, da in der 
Außenwand des Schiffes keine Heckpforte eingebaut 
ist und die Wasser- und Schiffahrtsdirektion die dafür 
notwendigen Mittel in Höhe von rd. 11 000 DM bisher 
nicht bewilligte. Sie hält den neuen Landgang für 
nicht notwendig und möchte nicht noch mehr inve-
stieren. 

Der neue Landgang am Liegeplatz der „Bruno Ming" 
kann lediglich für kleinere Schiffe als Übergangser-
leichterung genutzt werden; dies allerdings nur, wenn 
der Tonnenleger seinen Liegeplatz nicht selbst benö-
tigt. In der Regel erfolgt der Übergang zu den kleinen 
Schiffen über eine außerhalb des Liegeplatzes in die 
Ufermauer eingebaute Treppe sowie senkrechte 
Steigleitern. 

14.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Maßnahme nicht notwendig, technisch unzweckmä-
ßig und zudem nicht genehmigt sei. 

14.3 

Der Bundesminister hat erwidert, er könne noch nicht 
abschließend beurteilen, ob die Verwendung des 
Landganges entsprechend der ursprünglichen 
Zweckbestimmung für den Tonnenleger wirtschaft-
lich vertretbar sei. Unabhängig davon diene der Land-
gang aber für zwölf Kleinfahrzeuge des Wasser- und 
Schiffahrtsamtes und anderer Behörden als Überstei-
gehilfe und erhöhe die Arbeitssicherheit. 

In diesem Zusammenhang hat er die Kopie einer Auf-
stellung der Rechnungen für den Landgang vom 
8. Februar 1984 übersandt, die teilweise in Maschi-
nenschrift und teilweise in Handsch rift überschrieben 
ist: „Zusammenstellung Rechnungen Landgang an 
der Tonnenhofskaje". 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß die ent-
sprechende Originalunterlage des Wasser- und 
Schiffahrtsamtes die ausschließlich maschinenge-
schriebene Überschrift trägt: „Zusammenstellung 
Rechnungen Ponton-Bruno-Illing". 

Hierzu zur Stellungnahme aufgefordert, hat der Bun-
desminister eingeräumt, daß die Veränderung der 
Zweckbestimmung in der Überschrift in der vorgeleg-
ten Kopie als Manipulation „mißdeutet" werden 
könne. Sie sei aber nicht als Täuschungsabsicht über 
die wahre Zweckbestimmung des Pontons zu verste-
hen; es sollte damit „auf die vorgesehene allgemei-
nere Nutzung des Landgangs" hingewiesen werden. 
Der Bundesminister hat zugesagt, sich um weitere 
Klärung der Angelegenheit zu bemühen. 

Die Einlassung des Bundesministers überzeugt nicht. 
Entgegen seinem ursprünglichen Zweck ist der neue 
Landgang nicht für die „Bruno Illing" geeignet. Für 
kleine Boote wird er tatsächlich selten genutzt; hier 
bestehen im übrigen auch andere Übergangsmöglich-
keiten. 

Der nachträgliche Hinweis auf höhere Arbeitssicher-
heit beim Landgang kleiner Boote ist nicht geeignet, 
die Maßnahme zu rechtfertigen, zumal dieser Zweck 
nur erfüllt werden kann, wenn der Tonnenleger sei-
nen Liegeplatz nicht benötigt. 

Der Bundesminister wird Sorge zu tragen haben, daß 
sich derartige Fälle nicht wiederholen. Er wird insbe-
sondere sicherzustellen haben, daß dem Bundesrech-
nungshof zukünftig keine Unterlagen mehr vorgelegt 
werden, die geeignet sind, den Bundesrechnungshof 
hinsichtlich des Sachverhalts zu täuschen oder jeden-
falls irrezuführen. 

15 Errichtung einer Verspülanlage für 
Baggergut 
(Kapitel 12 03 Titel 741 21) 

15.0 

Die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung errichtete 
eine neue Spülrohrübergabestation für die Verspü-
lung von Baggergut an der Ems (Landemole Knock), 
statt eine baugleiche, nicht mehr genutzte Anlage von 
der Elbinsel Pagensand umzusetzen. Dadurch ent-
standen vermeidbare Investitionskosten von rd. 1,1 
Mio. DM. 

15.1 

Die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung gab mit Zu-
stimmung des Bundesministers im Oktober 1984 den 
Bau einer neuen Übergabestation als Teil einer Ver-
spülanlage für Baggergut an der Ems (Landemole 
Knock) in Auftrag. Seit dem Jahre 1978 befand sich an 
der Elbinsel Pagensand eine baugleiche Anlage. De-
ren Gesamtbetriebszeit betrug lediglich rd. 3 1/2 Jahre, 
da bereits im Jahre 1980 die Baggerstrategie im Elbre-
vier geändert worden war. Das Baggergut wurde nun 
in zunehmendem Maße auf der Flußsohle umgelagert 
(verklappt), statt es wie bisher zu verspülen. Deshalb 
war der Spülbetrieb mit der Anlage Pagensand im 
Jahre 1982 vorläufig eingestellt, im Jahre 1983 aber 
wegen großen Baggergutanfalls nochmals für zwei 
Monate aufgenommen worden. 

Die Spülanlage auf Pagensand wurde seitdem nur 
noch für besondere, unvorhersehbare Situationen be-
triebsbereit gehalten. Die Unterhaltungskosten ein-
schließlich Kapitalkosten betrugen nach Angabe des 
zuständigen Wasser- und Schiffahrtsamtes allein im 
Jahre 1984 rd. 2,1 Mio. DM. 

Als im Jahre 1984 eine Spülrohrübergabestation an 
der Ems eingerichtet wurde, forderte die Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung weiterhin die Bet riebsbereit- 
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schaft der Anlage an der Elbe und verhinderte damit 
deren Umsetzung. Die Zentralstelle für Schiffs- und 
Maschinentechnik hatte im Februar 1984 aufgrund 
einer Untersuchung darauf aufmerksam gemacht, daß 
bei einer Aufgabe des Spülfeldes an der Elbe und 
Umsetzung der Anlage an die Ems die Barwerte der 
Investitions- und Unterhaltungsaufwendungen nur 
rd. 800 000 DM betrügen, während für andere Alter-
nativen unter Aufrechterhaltung des Spülfeldes an 
der Elbe Barwerte von 2,38 Mio. bis 4,07 Mio. DM 
ermittelt wurden. Das Ergebnis dieser Untersuchung 
wurde dem Bundesminister mit dem Vergabebericht 
der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Nordwest im Juli 
1984 vorgelegt. 

Etwa ein Jahr später — im Mai 1985, als die neue 
Anlage an der Landemole Knock gerade erst einen 
Monat in Betrieb war — beschloß die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion Nord, die Verspülstation Pagen-
sand zu schließen, um die erheblichen Unterhaltungs-
kosten zu vermeiden. Die Anlage wurde abgebaut 
und im Oktober 1986 mit der gesamten Ausrüstung 
zur Landemole Knock verschifft. Sie lagert do rt  und 
wird nach Angaben der Verwaltung als Reserve oder 
zur Ersatzteilgewinnung vorgehalten. 

Für ein Umsetzen der Verspülanlage von Pagensand 
zur Landemole Knock hätten im Vergleich zum Neu-
bau mit Kosten von rd. 1,5 Mio. DM nur rd. 400 000 
DM aufgewendet werden müssen. Damit wären Inve-
stitionskosten von rd. 1,1 Mio. DM, erhebliche Unter-
haltungskosten und rd. 130 000 DM für Abbau, Trans-
port  und Lagerung der Anlage Pagensand einzuspa-
ren gewesen. 

15.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Spülanlage Pagensand nicht bereits im Jahre 1984 
stillgelegt und zur Landemole Knock umgesetzt 
wurde. 

15.3 

Der Bundesminister hat hierzu ausgeführt, zum Zeit-
punkt seiner Zustimmung zum Bau der neuen Über-
gabestation an der Landemole Knock im Juli 1984 sei 
noch nicht abzusehen gewesen, daß das Spülfeld Pa-
gensand an der Elbe in absehbarer Zeit aufgegeben 
werden könne. Die Forderung der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung, das Spülfeld Pagensand für den Be-
darfsfall betriebsbereit zu halten, sei auch im Jahre 
1985 noch gerechtfertigt gewesen, da in Anbetracht 
stark schwankender Baggermengen noch nicht genü-
gend Erfahrungen mit dem Verklappen vorgelegen 
hätten. Trotzdem sei das. Spülfeld stillgelegt worden, 
um einerseits Investitionen für das weitere Vorhalten 
zu vermeiden und andererseits Forderungen des Um-
weltschutzes nachzukommen. 

15.4 

Der Bundesrechnungshof sieht damit seine Beanstan-
dungen bestätigt. 

Der Bundesminister hat dargelegt, daß letztlich nicht 
zusätzliche Erfahrungen mit dem Verklappen, son-
dern hohe Kosten für die Vorhaltung der Spülanlage 
und Erfordernisse des Umweltschutzes für die Schlie-
Bung des Spülfeldes Pagensand entscheidend waren. 
Die angeführten Gründe bestanden uneingeschränkt 
auch schon im Jahre 1984. 

Der Bundesminister wird verstärkt dafür Sorge tragen 
müssen, daß im Bereich der Wasser- und Schiff ahrts-
direktionen das Gebot der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit auch bei der Durchführung solcher Vor-
haben beachtet wird. 

16 Bau von Fußgängerunterführungen für 
Rastanlagen an Bundesautobahnen . 
(Kapitel 12 10) 

16.0 

Eine Straßenbauverwaltung ließ beim Neubau einer 
Bundesautobahn an zwei Stellen in Erwartung des 
späteren Baues von bewirtschafteten beidseitigen 
Rastanlagen Fußgängerunterführungen errichten, 
ohne daß die haushalts- und planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen vorlagen. Die Planung wurde inzwi-
schen für den einen Standort ganz aufgegeben und für 
den zweiten Standort zurückgestellt, so daß die Fuß-
gängerunterführungen nicht genutzt werden können. 

Der Bundesminister will dafür sorgen, daß künftig der-
artige Fußgängerunterführungen nicht mehr errichtet 
werden. Die nutzlosen Unterführungen sollen verfüllt 
werden. 

16.1 

Eine im Auftrage des Bundes tätige Straßenbauver-
waltung ließ beim Bau eines Autobahnabschnittes der 
A 6 für rd. 360 000 DM eine Fußgängerunterführung 
unter der Autobahn bauen, weil sie do rt  mit der spä-
teren Errichtung einer bewirtschafteten beidseitigen 
Rastanlage (Oberpfälzer Alb) rechnete. Nach den fest-
gestellten Plänen waren an dieser Stelle nur unbewirt-
schaftete Rastplätze vorgesehen; hierfür hatte die 
Straßenbauverwaltung 2,17 ha Gelände für rd. 15 000 
DM erworben. Die Fußgängerunterführung war we-
der Gegenstand der Planfeststellung, noch war sie in 
den Haushaltsunterlagen ausgewiesen. 

Nach der Verkehrsfreigabe des Autobahnabschnittes 
ließ die Straßenbauverwaltung ohne Planungsauftrag 
einen Entwurf für eine Rastanlage aufstellen; dieser 
erhielt den Sichtvermerk des Bundesministers. Das 
Planfeststellungsverfahren wurde jedoch nicht einge-
leitet, weil die Autobahn rd. 8 km östlich des vorgese-
henen Standortes endet und die Rastanlage somit 
— zumindest einstweilen — entbehrlich erschien. 
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Da die Fußgängerunterführung keinen Anschluß an 
das öffentliche Wegenetz hatte, konnte sie nicht ge-
nutzt werden. Grund- und Regenwasser führten zu 
starker Verschmutzung des unter der Geländeober-
fläche liegenden Bauwerkes. Zur „Begehbarma-
chung" ließ die Straßenbauverwaltung deshalb für 
weitere rd. 130 000 DM Treppenzugänge und eine 
Entwässerungsanlage herstellen. 

Später erklärte die für den Bau und Bet rieb von be-
wirtschafteten Rastanlagen zuständige Gesellschaft 
für Nebenbetriebe der Bundesautobahnen, daß an der 
vorgesehenen Stelle keine Raststätte benötigt werde. 
Auch die unbewirtschafteten Rastplätze wurden bis-
her nicht angelegt. 

16.2 

In einem anderen Abschnitt derselben Autobahn ließ 
die Straßenbauverwaltung — ebenfalls in Erwartung 
des späteren Baues einer bewirtschafteten beidseiti-
gen Rastanlage (Rangau) — für rd. 360 000 DM eine 
Fußgängerunterführung errichten. Außerdem erwarb 
sie für rd. 136 000 DM 19,4 ha Gelände für die Rastan-
lage. Die Fußgängerunterführung war auch in diesem 
Fall weder Inhalt der maßgebenden Haushaltsunter-
lage noch der festgestellten Pläne für den Autobahn-
abschnitt. Ein später für den erwogenen Bau der Rast-
anlage mit Billigung des Bundesministers eingeleite-
tes Planfeststellungsverfahren wurde wieder einge-
stellt, nachdem die Gesellschaft für Nebenbetriebe 
auf den Neubau zugunsten der Erweiterung einer be-
nachbarten älteren Anlage verzichtet hatte. 

Die Fußgängerunterführung und das für die Rastan-
lage erworbene Gelände werden auch hier nicht ge-
nutzt, verursachen aber Folgekosten. 

16.3 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Straßenbauverwaltung ohne ausreichende haushaltr-
und planungsrechtliche Ermächtigungen zu Lasten 
des Bundes nutzlose und Folgekosten verursachende 
Investitionen im Vorgriff auf weitere Baumaßnahmen 
veranlaßt hatte, von denen keineswegs feststand, ob 
sie je ausgeführt werden würden. 

Der Bundesrechnungshof hält im übrigen generell 
den Bau von Unter- oder Überführungen für den Fuß-
gängerverkehr zwischen beidseitig angelegten Rast-
anlagen nicht für erforderlich. 

16.4 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß er die Auffas-
sung des Bundesrechnungshofes teile. Er verfolge sol-
che Lösungen inzwischen nicht mehr, weil Fußgän-
gerunterführungen zwischen beidseitig angelegten 
Rastanlagen von Teilnehmern am Autobahnverkehr 
erfahrungsgemäß kaum benutzt werden. 

Die nachträgliche „Begehbarmachung" der einen Un

-

terführung hält der Bundesminister dagegen zur bes

-

seren Bauwerksüberwachung für „verständlich" . Bei 
genauerer Kenntnis des Sachverhaltes wäre jedoch 
auch nach seiner Auffassung die Verfüllung die bes-
sere Lösung gewesen. Er werde veranlassen, daß die 
Anlagen aufgegeben und verfüllt werden. Außerdem 
werde er über die künftige Verwendung des vorsorg-
lich erworbenen Geländes entscheiden. 

Im übrigen verweist der Bundesminister zur Rechtfer-
tigung des Handelns der Straßenbauverwaltung auf 
die Risiken von Fehlentwicklungen, die bei Großvor-
haben mit langen Planungs- und Bauzeiten in Kauf 
genommen werden müßten, wenn es in Einzelfällen 
zu nicht oder nicht rechtzeitig vorhersehbaren Ände-
rungen der Planungsvoraussetzungen komme. Die 
Ausführungsplanung sei von einer gesicherten Reali-
sierung der Vorhaben ausgegangen und habe alle 
Vorteile einer ganzheitlichen Lösung zu nutzen ver-
sucht, damit die erforderlichen Anlagen und Einrich-
tungen zur günstigsten Zeit in Kombination mit den 
Hauptbauwerken erstellt werden könnten und sich 
möglichst niedrige Gesamtkosten ergäben. Die ur-
sprüngliche Konzeption zur Ausstattung der Bundes-
autobahnen mit Nebenbetrieben habe jedoch geän-
dert werden müssen, nachdem die Entwicklung lei-
stungsfähigerer Motoren mit geringerem Kraftstoff-
verbrauch zu größeren Fahrweiten geführt hatte. Dar- 
aufhin seien die Abstände der Tank- und Rastanlagen 
von bisher 25 km auf 60 bis 80 km gestreckt wor-
den. 

16.5 

Die oberste Baubehörde des beauftragten Landes hat 
sich zum vorzeitigen Bau der Fußgängerunterführung 
am Standort Oberpfälzer Alb nicht geäußert; sie hat 
aber geltend gemacht, daß der Weiterbau einer Fahr-
bahn der A 6 als „vordringlicher Bedarf eingestuft 
sei. Die zweite Fahrbahn solle später folgen. Im übri-
gen sei der für die Rastanlage vorgesehene Standort 
noch in einer jüngeren Planungsbesprechung zwi-
schen dem Bund, dem Land und der Gesellschaft für 
Nebenbetriebe im Grundsatz bestätigt worden. Zu-
nächst solle • hier eine unbewirtschaftete Rastanlage 
angelegt werden. 

Die Fußgängerunterführung am Standort Rangau sei 
Inhalt einer gesondert aufgestellten Haushaltsunter-
lage für die Verkehrsanlage der do rt  geplanten Rast-
anlage gewesen, die später auch den Sichtvermerk 
des Bundesministers erhalten habe. Die Straßenbau-
verwaltung habe die Fußgängerunterführung im Ver-
trauen auf eine zeitgerechte Genehmigung der Haus-
haltsunterlage gleichzei tig mit dem Bau der Strecke 
ausgeführt. Zwar hätten die haushaltsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Fußgängerunterführung zum 
Zeitpunkt des Baubeginns „formal" noch nicht vorge

- legen, jedoch seien sie noch vor der Verkehrsfreigabe 
der Strecke geschaffen worden. Jetzt sei geplant, auch 
an diesem Standort unbewirtschaftete Rastplätze an-
zulegen. 
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16.6 

Der Bundesrechnungshof begrüßt, daß der Bundesmi-
nister auf den Bau weiterer Fußwegunter- oder -über-
führungen als Verbindung von beidseitigen Rastanla-
gen verzichtet und daß die bestehenden Anlagen zur 
Vermeidung weiterer Kosten verfüllt werden sollen. 

Die Einlassungen der Baubehörde können den unnö-
tigen Bau der Unterführungen nicht rechtfertigen. Der 
Bundesrechnungshof hält deshalb an seiner Bean-
standung fest, daß die Straßenbauverwaltung ohne 
haushaltsrechtliche Genehmigungen Investitionen in 
Höhe von rd. 1 Mio. DM zu Lasten des Bundes getätigt 
hat, deren Nutzen zudem noch nicht gesichert war 
und letztlich ausgeblieben ist. 

Der Bundesminister wird dafür zu sorgen haben, daß 
die beauftragten Verwaltungen künftig nur die Pla-
nungsinhalte verwirklichen, die er gebilligt hat. 

Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen 
(Einzelplan 13) 

17 Bezahlung der Datenerfasser bei der 
Herstellung der neuen Personalausweise 
(Kapitel 13 03) 

17.0 

Die Bundesdruckerei bezahlt die Datenerfasser, die 
sie bei der Herstellung der Personalausweise einsetzt, 
abweichend von den geltenden Tarifnormen nach 
dem Lohnabkommen für die Druckindustrie. Sie ver-
ursacht dadurch ungerechtfertigte Personalkosten 
von über 800 000 DM im Jahr. 

17.1 

Die Bundesdruckerei stellt die fälschungssicheren 
Personalausweise der Bundesrepublik Deutschland 
unter Einsatz einer Datenverarbeitungsanlage her. 
240 Mitarbeiter erfassen die zu verarbeitenden Be-
stell- und Personendaten an Bildschirmarbeitsplätzen, 
die mit Tastaturen ausgerüstet sind (Datenerfasser). 
Sie arbeiten im Stapelverfahren. Bildschirmmasken 
erleichtern ihnen die Erfassung, weil sich die Daten 
nach Art und Reihenfolge wiederholen. Erfassungs-
fehler werden durch Zweiterfassung korrigiert. Text-
gestaltungsmöglichkeiten haben die Datenerfasser 
nicht. 197 dieser Datenerfasser übertragen die zu ver-
arbeitenden Personendaten, und zwar zehn Daten je 
Antrag (§ 1 Abs. 3 des Gesetzes über Personalaus-
weise). Im Tagesdurchschnitt verarbeitet jeder der Er-
fasser etwa 150 Anträge. Zeitvorgaben sind dabei 
nicht zu beachten. 

Die Tätigkeit entspricht dem Tätigkeitsmerkmal „An-
gestellte als Datenerfasser in der EDV Berlin, soweit 
nicht anderweitig eingruppiert" der Vergütungsgrup-
pe VIII (Fallgruppe 13) des Tarifvertrags für die Ange-
stellten der Bundesdruckerei. Gleiches gilt für die üb-
rigen Datenerfasser, die mit Vor- und Nacharbeiten in 

der Ausweisfertigung beschäftigt sind, z. B. mit der 
Bestelldatenerfassung, der manuellen Sonderb ear-
beitung und der Arbeit an den Korrekturplätzen. Eine 
höhere Eingruppierung kommt nicht in Betracht, weil 
die Erfasser nicht vielfältige Belegarten zu verarbei-
ten oder fehlerhafte Datenträger aus vielfältigen Be-
legarten zu berichtigen haben (Vergütungsgruppe VII 
Fallgruppe 14). 

17.2 

Die Bundesdruckerei wendet diese Tarifnorm nicht an 
und bezahlt die Datenerfasser nach dem Lohnabkom-
men für die Druckindustrie, und zwar während der 
Einarbeitung als Arbeiter der Lohngruppe III und 
nach der Einarbeitung die Mehrzahl von ihnen als 
Arbeiter der Lohngruppe IV. Diese Bezahlung ist nicht 
tarifgerecht. Wie die Richtbeispiele zum maßgeben-
den Lohnrahmentarifvertrag ausweisen, erstreckt sich 
der Geltungsbereich dieser Tarifverträge nicht auf 
Datenerfasser. 

Die Bundesdruckerei zahlt überhöhte Dienstlei-
stungsentgelte. Der Arbeiterlohn der Lohngruppe IV 
beträgt einschließlich der Arbeitgeberanteile zu den 
gesetzlichen Sozialversicherungen 3 090 bis 3 523 
DM monatlich, durchschnittlich rd. 290 DM mehr als 
die tarifgemäße Angestelltenvergütung (Stand- Juni 
1988). Der Bundesdruckerei entstehen so Personal-
mehrkosten von rd. 830 000 DM im Jahr. 

17.3 

Die Bundesdruckerei hält die Bezahlung der Datener-
fasser für sachgerecht. Sie macht geltend: 

— Für den Status der Datenerfasser seien die Einglie-
derung der Arbeitsplätze in den Arbeitsablauf und 
die Auswirkung der Tätigkeit von entscheidender 
Bedeutung. Gemessen an diesen Kriterien sei die 
Datenerfassung mit der Schriftsetzertätigkeit in 
der Druckindustrie bei herkömmlichen Druckver-
fahren vergleichbar. Hier wie dort werde Text für 
ein Druckerzeugnis umgesetzt. 

— Zu berücksichtigen sei ferner die Möglichkeit des 
flexibleren Einsatzes von Mitarbeitern im Arbei-
terverhältnis. 

— Schließlich garantiere der Arbeiterstatus bei der 
Ausweisherstellung ein höheres Maß an Streikfe-
stigkeit. Mit der für die Arbeiter zuständigen Indu-
striegewerkschaft bestehe ein Streikfreiheitsab-
kommen, das die für die Angestellten der Bundes-
druckerei zuständige Gewerkschaft ablehne. Die 
Industriegewerkschaft habe dieses Streikfreiheits-
abkommen allerdings mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 1988 gekündigt. 

Der Bundesminister teilt diese Auffassung der Bun-
desdruckerei. 
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17.4 

Der Bundesrechnungshof bleibt aus folgenden Grün-
den bei seiner Auffassung: 

— Verbindlich für die Bundesdruckerei sind allein 
die für sie geltenden Tarifnormen, nicht etwaige 
im privaten Gewerbe maßgebende Verkehrsan-
schauungen. Im übrigen nehmen die in der Druck-
industrie an rechnergesteuerten Textsystemen be-
schäftigten, fachlich entsprechend ausgebildeten 
Schriftsetzer höherwertige Tätigkeiten wahr. Sie 
verarbeiten vielfältige Textvorlagen und nehmen 
gestaltenden Einfluß auf das Schriftbild und das 
Layout. Die Datenerfasser der Bundesdruckerei 
sind mit ihnen nicht vergleichbar. 

— Die Datenerfasser sind auf anderen Arbeitsplätzen 
der Bundesdruckerei nur beschränkt verwendbar 
und werden praktisch nicht umgesetzt. 

— Von den Arbeitskampfmaßnahmen bei der Bun-
desdruckerei in den Monaten April/Mai 1988 war 
auch die Ausweisherstellung betroffen. 

Der Bundesminister sollte auf die Bundesdruckerei 
einwirken, alle Datenerfasser künftig als Angestellte 
einzugruppieren und sie nach dem Tarifvertrag für die 
Angestellten der Bundesdruckerei zu bezahlen. 

Sollte er auch in Zukunft Behinderungen der Aus-
weisherstellung befürchten, so müßte er auch andere 
organisatorische und dienstrechtliche Maßnahmen in 
Betracht ziehen, u. a. eine zumindest teilweise Verbe-
amtung des Personals (s. Erörterung in der Sitzung des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
am 18. Mai 1988, Kurzprotokoll 28/25ff.). 

Bundesminister der Verteidigung 
(Einzelplan 14) 

18 Zahlung von außertariflichen Prämien an 
Angestellte in Zentralen Schreibdiensten 
des Ministeriums und des nachgeordneten 
Bereiches 
(Kapitel 14 01, 14 04 und 14 21, jeweils 
Titel 425 01) 

18.0 

Der Bundesminister zahlt auf der Grundlage einer im 
Jahre 1970 entworfenen Regelung an Schreibkräfte im 
Angestelltenverhältnis des Ministeriums und des 
nachgeordneten Bereiches außertarifliche Leistungs-
prämien. Die zugrundeliegenden Dienstvereinbarun-
gen mit den Personalräten bedürfen im Hinblick auf 
den eingetretenen technischen Wandel, die inzwi-
schen gewonnenen Erfahrungen und die in anderen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes erarbeiteten Re-
gelungen in wesentlichen Punkten einer Änderung. 

18.1 

18.1.1 

Mitte 1970 erklärte sich der Bundesminister des In-
nern im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen damit einverstanden, daß im Zentralen 
Schreibdienst des Bundesverteidigungsministeriums 
probeweise und auf freiwilliger Basis ein leistungsbe-
zogenes Prämienverfahren eingeführt wurde. Hier-
durch sollte dem Schreibkräftemangel im Ministe rium 
begegnet werden. Grundlage war ein vom Bundesmi-
nister erarbeiteter Entwurf von „Bestimmungen über 
die Gewährung von leistungsbezogenen Prämien" 
(Bestimmungen). 

Die Bestimmungen sind bis heute unverändert. Da-
nach erhält eine Schreibkraft eine monatliche Grund-
prämie von 50 DM, wenn sie im Tagesdurchschnitt 
eines Monats eine Grundleistung von 32 000 Anschlä-
gen erreicht. Das entspricht im Durchschnitt bei Nor-
maltext etwa 12, allenfalls 16 Schreibmaschinensei-
ten. Die über die Grundleistung hinausgehende 
Mehrleistung wird durch eine Prämie in Höhe von 
0,50 DM je 1000 Anschläge vergütet. Die Prämien 
sind zusatzversorgungspflichtig. 

Der Bundesminister schloß mit dem Personalrat beim 
Ministerium im Jahre 1971 eine Dienstvereinbarung 
über die Einführung des leistungsbezogenen Prä-
mienverfahrens nach Maßgabe seiner Bestimmun-
gen. Vier Behörden des nachgeordneten Bereiches 
(Personalstammamt der Bundeswehr, Wehrbereichs-
verwaltungen III und IV, Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung) vereinbarten in den Jahren 1972 bis 
1977 das gleiche mit den bei ihnen gebildeten Perso-
nalräten. Das Verfahren wird gegenwärtig auf rd. 170 
Schreibkräfte in 13 Zentralen Schreibdiensten der ge-
nannten Behörden angewendet. 

Für die Ausdehnung der Regelung auf nachgeordnete 
Dienststellen liegt keine Einwilligung der Bundesmi-
nister der Finanzen und des Innern vor. Der Bundes-
minister geht jedoch davon aus, daß eine stillschwei-
gende Zustimmung, jedenfalls aber eine Duldung un-
terstellt werden könne. 

Im Gegensatz zu der Haushaltsstelle des Ministe riums 
(Kapitel 14 01 Titel 425 01) fehlen bisher im Bundes-
haushaltsplan für den nachgeordneten Bereich (Kapi-
tel 14 04 und 14 21, jeweils Titel 425 01) die für die 
haushaltsrechtliche Zulässigkeit der Prämienzahlung 
erforderlichen Erläuterungen (§ 51 BHO i. V. m. Vor-
läufige Verwaltungsvorschriften Nr. 2 zu § 51 BHO). 
Sie sind nunmehr im Regierungsentwurf des Bundes-
haushaltsplans 1989 vorgesehen. 

18.1.2 

Im Jahre 1977 beschlossen die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder und die Vereinigung der kommuna-
len Arbeitgeberverbände Richtlinien über Schreib-
prämien für Angestellte in organisatorisch zusam-
mengefaßten Schreibdiensten. Diese Richtlinien se-
hen in Abweichung von den Bestimmungen des Bun-
desministers insbesondere folgendes vor: 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/3056 

— Eine Grundprämie wird nicht gezahlt. 

— Schreibkräfte, die im Bemessungsmonat eine 
durchschnittliche tägliche Schreibleistung von 
mindestens 37 000 Anschlägen erbringen, erhalten 
für je 1 000 Anschläge, die 36 000 Anschläge über-
schreiten, 0,50 DM. Für über 70 000 Anschläge hin-
ausgehende Leistungen werden je 1 000 An-
schläge nur noch 0,30 DM Leistungsprämie ge-
zahlt. Im Jahre 1985 wurden die entsprechenden 
Prämiensätze auf 0,60 DM und 0,35 DM erhöht. 

— Die Leistungsprämie ist nicht zusatzversorgungs-
pflichtig. 

Nach den Durchführungshinweisen zu diesen Richtli-
nien „bestehen keine Bedenken, wenn durch die Um-
stellung etwa eintretende Einkommensverluste durch 
aufzehrbare Besitzstände ausgeglichen werden". 

Der Bundesminister übernahm diese Richtlinien nicht 
und glich seine Bestimmungen auch nicht an. Auf eine 
im Jahre 1978 erhobene Forderung der Angehörigen 
der Zentralen Schreibdienste im Ministe rium, die 
Schreibprämien anzuheben, antwortete der Staatsse-
kretär u. a., daß „es in Zukunft schwerer werden wird, 
eine Übernahme dieser neuen ressortübergreifenden 
Richtlinien abzuwenden". 

18.1.3 

Der Bundesminister ging ursprünglich davon aus, daß 
die Gesamtprämie (Grund- und Leistungsprämie) 
nach seinen Bestimmungen im Monat durchschnitt-
lich 200 DM erreichen werde. 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Prüfung der Prä-
mienabrechnungen in ausgewählten Schreibbüros 
(639 Zahlungsfälle aus dem zweiten Halbjahr 1986) 
festgestellt, daß 

— in rd. 55 v. H. der Fälle mehr als 200 bis 400 DM 
und 

— in rd. 13 v. H. der Fälle mehr als 400 DM 

monatliche Prämien gezahlt wurden. Die Spitzenprä-
mie betrug 952 DM. 

Die durchschnittliche tägliche Anschlagzahl in den 
überprüften Zahlungsfällen lag bei 61 254 je Schreib-
kraft, also rd. 91 v. H. über der vorgeschriebenen 
Grundleistung. Viele Schreibkräfte erreichten 70 000 
bis 90 000 Anschläge. Die bereits genannte Spitzen-
kraft erzielte in jenem Monat tagesdurchschnittlich 
114 000 Anschläge. 

18.1.4 

In zwei Zentralen Schreibdiensten einer Wehrbe-
reichsverwaltung wurden auch für nicht erbrachte 
Leistungen Prämien gezahlt. Bei Arbeitsmangel 
wurde dort nämlich unterstellt, daß die bis zum Eintritt 
des Mangels an Schriftgut erzielte Anschlagzahl auch 
weiterhin für den Rest des Tages erreicht worden 
wäre. 

Der Bundesminister hat dieses Verfahren nach Bean-
standung durch den Bundesrechnungshof unterbun-
den. 

18.2 

18.2.1 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
aufgefordert, das im Jahre 1970 entwickelte und seit 
der Einführung unverändert geltende Prämienverfah-
ren im Lichte des technischen Fortschritts, der inzwi-
schen gewonnenen Erfahrungen und der in anderen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes erarbeiteten Re-
gelungen alsbald zu überprüfen und auf eine Ände-
rung hinzuwirken. Der Bundesminister hätte bereits 
im Jahre 1977, als die Prämien-Richtlinien für den 
Tarifbereich der Länder und Gemeinden ergingen, 
prüfen müssen, ob die eigene Regelung noch sachge-
recht ist. 

18.2.2 

Insbesondere war zu beanstanden, daß der Bundesmi-
nister den in der Schreibtechnik eingetretenen techni-
schen Fortschritt bislang unberücksichtigt ließ. Die 
unverändert als Mindestanforderung geltenden — im 
Jahre 1970 möglicherweise noch gerechtfertigten —
32 000 Anschläge überschreitet heute jede Schreib-
kraft mühelos. Sie sind schon lange nicht mehr ange-
messen. 

In seinem dem Deutschen Bundestag am 10. August 
1975 auf Anforderung des Rechnungsprüfungsaus-
schusses des Haushaltsausschusses vorgelegten „Be-
richt über den Einsatz von Schreibkräften bei Bundes-
behörden" hatte der Bundesrechnungshof 40 000 An-
schläge (das sind etwa 15 bis 20 Schreibmaschinensei-
ten) täglich als durchschnittlich erreichbare Soll-Lei-
stung bezeichnet. Dem hatte sich die Bundesregie-
rung in ihrem „Bericht zum Personalbedarf an 
Schreibkräften" an den Haushaltsausschuß vom 
11. Dezember 1975 als Grundlage für die Personalbe-
messung im Schreibdienst grundsätzlich angeschlos-
sen. Der Bundesrechnungshof hatte in diesem Zusam-
menhang auch ausgeführt, daß die Grundleistung für 
das Prämienverfahren mit den allgemein zu fordern-
den durchschnittlichen Tagesleistungen übereinstim-
men müsse. In seinen Bemerkungen zur Bundeshaus-
haltsrechnung 1980 vom 21. September 1982 hatte er 
erneut dargelegt, daß 40 000 Anschläge täglich ein 
objektiver Maßstab seien, der die Schreibkräfte nicht 
überfordere (Drucksache 9/2108 Nr. 34.4 Buchsta-
be d)). 

18.2.3 

Der Bundesrechnungshof hat darüber hinaus die Be-
fürchtung geäußert, daß für die Schreibkräfte die Ge-
fahr der Selbstüberforderung mit unter Umständen 
nachteiligen Folgen für die Gesundheit und damit 
auch für die Arbeitsfähigkeit bestehe, weil die Bestim-
mungen des Bundesministers — im Gegensatz zu den 
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Prämien-Richtlinien für die Länder und Gemeinden — 
keine Verminderung des Leistungsanreizes von einer 
bestimmten Obergrenze an vorsehen. Nicht zuletzt im 
Rahmen der Fürsorgepflicht des Bundesministers als 
Arbeitgeber sollten deshalb — wie ebenfalls bereits in 
dem Bericht vom August 1975 empfohlen — Ober-
grenzen für die lineare Gewährung von Prämien fest-
gesetzt werden. 

18.3 

Der Bundesminister hat eingeräumt, daß die zugrun-
deliegenden Dienstvereinbarungen mit den Personal-
räten einer Überprüfung bedürften. Der Dienststellen-
leiter könne sich aber aus solchen rechtlich verbindli-
chen Vereinbarungen während deren Laufzeit nicht 
einseitig lösen. Die Übernahme der Prämien-Richtli-
nien für die Länder und Gemeinden wäre für die Be-
troffenen ungünstiger und würde auf erhebliche 
Schwierigkeiten stoßen. 

Die im Jahre 1970 als Grundleistung festgelegten 
32 000 Anschläge seien seinerzeit nach gründlicher 
Prüfung unter Berücksichtigung der damaligen Er-
kenntnisse festgelegt worden. Bei der Würdigung 
neuerer anderer Erkenntnisse könne jedoch nicht au-
ßer Betracht bleiben, daß sich die Vergütung einer 
Angestellten der Vergütungsgruppe VII BAT seit dem 
Jahre 1970 bis zum Jahre 1987 um 149 v.H. erhöht 
habe, während die Prämien seither — trotz mehrma-
liger Bemühungen der Betroffenen um eine Erhö-
hung — unverändert geblieben seien. Auf eine An-
gleichung der geforderten Grundleistung an die ein-
getretene Entwicklung solle zumindest derzeit ver-
zichtet werden. 

Der Bundesminister hat auch anerkannt, daß Lei-
stungsanreize nicht dazu führen dürften, die Gesund-
heit der Betroffenen in Gefahr zu bringen. In den ver-
gangenen 17 Jahren sei ihm indes kein Fall bekannt-
geworden, der diese Gefahr hätte erkennbar werden 
lassen. Im übrigen sei seinerzeit der Fürsorgearzt be-
teiligt worden und habe keine Bedenken erhoben. 

18.4 

Der Bundesrechnungshof sieht ein leistungsb ezoge-
nes Prämienverfahren in geeigneten Fällen als Mittel 
an, Schreibleistungen zu erhöhen und die Schriftgut-
herstellung zu beschleunigen und wirtschaftlicher zu 
gestalten. Er hält aber an seiner Auffassung fest, daß 
die 18 Jahre alte Prämienregelung des Bundesmini-
sters nicht mehr zeitgerecht ist und dringend einer 
Anpassung bedarf. Das bet rifft insbesondere die 
Frage der Grundleistung und der Degression der Prä-
mien nach Erreichen einer bestimmten Anschlagzahl. 
Der Bundesrechnungshof hält es für erforderlich, daß 
der Bundesminister wegen einer Neuregelung alsbald 
in Verhandlungen mit dem Personalrat eintritt. 

Der Bundesrechnungshof behält sich vor, das Grund-
problem der Bemessung der Schreibleistungen im ge-
samten öffentlichen Dienst — unter Berücksichtigung 
des inzwischen eingetretenen technischen Wandels 
und der übrigen gemachten Erfahrungen — grund-

sätzlich mit dem dafür zuständigen Bundesminister 
des Innern zu erörtern. 

19 Aufgabenstellung, Organisation und 
Personalbedarf der Fachbibliotheken der 
Bundeswehr 
(Verschiedene Kapitel) 

19.0 

Die Fachbibliotheken der Bundeswehr können mit ge-
ringerem Personal- und Sachaufwand betrieben wer-
den. Durch Straffung der Organisation und Neuord-
nung von Verfahren könnten 118 besetzte Dienst-
posten zurückgezogen und damit jährlich insgesamt 
mehr als 5 Mio. DM an Personal- und Sachausgaben 
eingespart werden. Der Bundesminister will entspre-
chenden Einsparungsvorschlägen nur mit 79 Dienst-
posten folgen. 

19.1 

Der Bundesminister unterhielt nach dem Stand von 
Ende 1983 in seinem Geschäftsbereich 110 Fachbi-
bliotheken, die das Ministerium und den nachgeord-
neten Geschäftsbereich mit Fachliteratur (Büchern, 
Loseblattwerken und Zeitschriften) versorgen. Ihm 
standen dafür 407 Dienstposten für Bibliotheksperso-
nal zur Verfügung. 

19.2 

Der Bundesrechnungshof hat in den Jahren 1984 und 
1985 die Aufgabenstellung, die Organisation und den 
Personalbedarf der Fachbibliotheken der Bundes-
wehr geprüft und eine Vielzahl von Mängeln festge-
stellt. Zu deren Behebung hat er dem Bundesminister 
u. a. im August 1985 empfohlen, 

— die Organisation des Bibliothekswesens zu straf-
fen,  

— die Verfahren zum Nachweis der Sammlungsbe-
stände zu vereinfachen und 

— die Nutzung der Bibliotheksbestände im Rahmen 
eines verb esserten Bibliotheksverbundes durch 
Einsatz der Datenverarbeitung zu steigern. 

Der Bundesrechnungshof hat zudem vorgeschlagen, 
im Zuge dieser Veränderungen den Personalbedarf 
aufgrund eines auf die einzelnen Bibliotheken bezo-
genen Berechnungsschlüssels um 118 Dienstposten 
für Bibliothekspersonal zu verringern und damit 70 
Dienstposten mehr abzubauen, als die Arbeitsgruppe 
„Personalberechnungsschlüssel Bibliotheken" des 
Bundesministers bereits für entbehrlich gehalten 
hatte. Dabei sollten der Personalbedarf für jede Biblio-
thek einzeln methodisch ermittelt und alle wesentli-
chen Arbeitsvorgänge und der tatsächliche Zeitbedarf 
berücksichtigt werden. 

Allein die zusätzliche Einsparung von 70 Dienstposten 
würde zu einer Verminderung der Personalausgaben 
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um jährlich rd. 2,8 Mio. DM führen. Hinzu kämen Ein-
sparungsmöglichkeiten für Sachmittel. Insgesamt 
könnten, wenn 118 besetzte Dienstposten zurückge-
zogen würden, mittelfristig in diesem Bereich mehr als 
5 Mio. DM jährlich eingespart werden. 

19.3 

Ende 1987 hatte der Bundesminister die ihm im Jahre 
1985 mitgeteilten Rationalisierungsvorschläge weder 
im möglichen Umfang umgesetzt, noch hatte er sich 
trotz mehrfacher Aufforderung und Fristsetzung zu 
den wesentlichen Sachverhalten abschließend geäu-
ßert. Erst auf die Ankündigung, der Bundesrech-
nungshof werde wegen der unzureichenden und ver-
zögerten Behandlung der Angelegenheit den Sach-
verhalt in die Bemerkungen aufnehmen, hat der Bun-
desminister im Mai 1988 eine erste Stellungnahme zu 
den wesentlichen Vorschlägen des Bundesrech-
nungshofes abgegeben. Er hat mitgeteilt, er sei, seit 
ihm im Jahre 1985 das Prüfungsergebnis zugegangen 
war, nicht untätig geblieben. Er wolle — ausgehend 
von dem Bestand im Mai 1988 von 394 Dienstposten — 
die Zahl der Dienstposten um weitere 66 auf 328 für 
nunmehr 105 Bibliotheken verringern. Den dieser 
Personalbedarfsermittlung zugrundeliegenden Perso-
nalberechnungsschlüssel habe er bereits in Kraft ge-
setzt. 

Um eine zügige Erledigung der noch offenen Punkte 
werde er sich bemühen. 

19.4 

Der Bundesminister hat durch die zeitlich verzögerte 
Behandlung der Prüfungsempfehlungen, mit denen er 
auf verhältnismäßig schnell zu verwirklichende zu-
sätzliche Einsparungsmöglichkeiten um 70 Dienst-
posten mit einer jährlichen Auswirkung von rd. 3 Mio. 
DM hingewiesen worden war, die Grundsätze einer 
sparsamen Haushalts- und Wirtschaftsführung ver-
letzt. 

Bei seiner jetzigen Festlegung des Personalberech-
nungsschlüssels ist der Bundesminister den Empfeh-
lungen des Bundesrechnungshofes zu der methodi-
schen Ermittlung des quantitativen Personalbedarfs 
nicht gefolgt, obwohl darin für jede einzelne Biblio-
thek der Bundeswehr der Dienstpostenbedarf geson-
dert ermittelt worden war. Entgegen der Empfehlung 
hat er weder die wesentlichen Arbeitsvorgänge noch 
den tatsächlichen Zeitbedarf zugrunde gelegt, son-
dern die Bedarfsermittlung sachlich unbegründet aus-
schließlich an dem Buchbestand der einzelnen Biblio-
theken ausgerichtet. 

Der Bundesminister ist in seiner Stellungnahme nicht 
darauf eingegangen, aus welchem Grunde er den vom 
Bundesrechnungshof empfohlenen Personalberech-
nungsschlüssel bei den einzelnen Bibliotheken nicht 
anwenden will. Der Bundesrechnungshof hält daher 
seinen Vorschlag, insgesamt 118 Dienstposten einzu-
sparen, aufrecht. Auch unter Berücksichtigung der 
von dem Bundesminister zugestandenen Absenkung 
um 79 Dienstposten (407 Dienstposten Ende 1983; 328 

Dienstposten Mai 1988) könnte er demnach zusätzlich 
weitere rd. 40 Dienstposten einsparen. Der Bundesmi-
nister sollte unverzüglich die weitergehenden Vor-
schläge des Bundesrechnungshofes aufgreifen. 

Er sollte nunmehr auch die Vorschläge zur Verbesse-
rung der Organisation des Bibliothekswesens aufneh-
men. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiter verfolgen. 

20 Personalbemessung im Bereich der 
Bundeswehrverwaltung 
(Verschiedene Kapitel) 

20.0 

Der Personalbedarf im Bereich der Bundeswehrver-
waltung ist unzutreffend und in vielen Fällen zu hoch 
bemessen worden, weil der Bundesminister den Per-
sonalbedarf auf der Grundlage nicht sachgerechter 
Bemessungsvorgaben ermittelt und eine differen-
zierte Anpassung der Bemessungsvorgaben an geän-
derte Erfordernisse nicht vorgenommen hat. Der Bun-
desminister sollte die erforderlichen Maßnahmen als-
bald treffen. 

20.1 

Der Bundesrechnungshof untersuchte bei Prüfungen 
in einzelnen Bemessungsbereichen der territorialen 
Bundeswehrverwaltung (Wehrbereichsverwaltungen 
und Standortverwaltungen), ob der Personalbedarf 
anhand zutreffender Bemessungsvorgaben hinrei-
chend begründet war. 

Bei seinen Prüfungen stellte der Bundesrechnungshof 
fest, daß zwar zahlreiche Bemessungsvorgaben erar-
beitet worden waren, diese aber 

— den durch die Aufgaben und örtlichen Verhält-
nisse bedingten notwendigen Personalbedarf nicht 
hinreichend berücksichtigten, 

— nicht in dem gebotenen Umfang und in regelmäßi-
gen Abständen überprüft, aktualisiert und fortge-
schrieben und 

— nicht transparent dokumentiert wurden. 

Ferner stellte er fest, daß sich zwar zahlreiche Orga-
nisationseinheiten in verschiedenen Abteilungen des 
Ressorts auch mit Personalbemessungsfragen befas-
sen, es jedoch an einer zentralen Organisationseinheit 
fehlt, die einheitliche grundsätzliche Kriterien zu den 
Grundlagen, zur Methodik und zur Transparenz der 
Systeme festlegt sowie eine angemessene Eigenkon-
trolle gewährleistet. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
mitgeteilt, eine den tatsächlichen Erfordernissen ent-
sprechende Ermittlung des Personalbedarfs in den 
verschiedenen Bemessungsbereichen der territoria-
len Bundeswehrverwaltung setze voraus, daß der Per-
sonalbedarf durch sachgerechte Bemessungsvorga-
ben begründet wird. Er hat zudem empfohlen, zu- 
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nächst ein Konzept zu erstellen, das transparente und 
nachvollziehbare Verfahren zur Erarbeitung, fortlau-
fenden Aktualisierung und methodischen Vervoll-
kommnung der Personalbemessungsvorgaben zum 
Ziel hat. In dem Konzept sei insbesondere festzule-
gen, 

— welcher zentralen Organisationseinheit es obliegt, 
für den gesamten Geschäftsbereich einheitliche 
methodische Grundsätze zur Entwicklung, Über-
arbeitung und Kontrolle von Personalbemessungs-
vorgaben aufzustellen, 

— wie die hierbei einzusetzenden Bediensteten die 
benötigte Qualifikation erwerben und fortgebildet 
werden sollen und 

— welche Realisierungsschritte zweckmäßig sind. 

20.2 

Der Bundesminister hatte die Feststellungen und 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes zur sach-
gerechten Ermittlung des Personalbedarfs für die ge-
prüften Bemessungsbereiche zunächst auch grund-
sätzlich anerkannt. Er hatte noch Anfang des Jahres 
1988 eingeräumt, er habe Aktivitäten zur Lösung 
übergreifender, grundsätzlicher Fragen auf diesem 
Sektor bisher kaum entwickelt und halte in Überein-
stimmung mit dem Bundesrechnungshof eine mög-
lichst bundeswehreinheitliche, systematische und ko-
ordinierte Überarbeitung der Personalbemessungsre-
gelungen für notwendig. Vorsorglich hatte er darauf 
hingewiesen, daß bei der Komplexität des Vorhabens 
endgültige Ergebnisse nicht kurzfristig zu erwarten 
seien. Der Bundesminister hatte den Umstand, daß es 
seither keine zufriedenstellenden Lösungen für eine 
bessere Steuerung des Personalbedarfs gibt, damit 
erklärt, die für die Entwicklung und laufende Kon-
trolle von Personalbemessungsvorgaben bisher ein-
gesetzten Bediensteten hätten im allgemeinen keine 
einschlägige Vorbildung auf dem Gebiet der Arbeits-
wissenschaft. Die Aufgabe sei — soweit wie mög-
lich — von den Bediensteten mit erledigt worden, die 
allgemeine Organisationsfragen bearbeiten. 

Nachdem die weitere Behandlung der Angelegenheit 
im Rahmen einer Bemerkung angekündigt worden 
war, hat der Bundesminister seinen Standpunkt geän-
dert und im April 1988 ausgeführt, die vom Bundes-
rechnungshof aus der punktuellen Prüfung bei weni-
gen Teilbereichen der Bundeswehrverwaltung mitge-
teilten Ergebnisse seien nicht repräsentativ und er-
laubten keine Schlußfolgerung über den vom Bundes-
rechnungshof geprüften Bereich hinaus. 

Die globale Kritik des Bundesrechnungshofes werde 
der Vielfältigkeit und Vielschichtigkeit der Aufgaben 
nicht gerecht; einheitliche Bemessungskriterien seien 
kaum vorstellbar. Der Bundesminister hat in diesem 
Zusammenhang auf Äußerungen der Arbeitsgruppe 
„Personalbemessungsverfahren" des Ausschusses für 
Organisationsfragen beim Bundesminister des Innern 
verwiesen, wonach die Vorgehensweise für eine sach-
gerechte Personalbedarfsermittlung stets auf die be-
sonderen Verhältnisse des jeweiligen Bereichs abzu-
stellen und deswegen eine Vielfalt von methodischen 

Ansätzen in der Bundesverwaltung anzutreffen sei. Im 
übrigen hat er nunmehr dargelegt, das mit der Prü-
fung und Bemessung beauftragte Personal verfüge 
über die gleiche Ausbildung wie das Personal anderer 
Bundesressorts. Die meisten seiner Mitarbeiter, die 
mit Organisationsaufgaben befaßt sind, verfügten 
über eine langjährige Erfahrung auf dem Gebiet der 
Organisation und Arbeitsuntersuchung. 

In der Stellungnahme vom April 1988 hat der Bundes-
minister nichts mehr über konkrete Absichten zur 
Verbesserung der Bemessungsverfahren mitgeteilt. 
Allerdings hat er nochmals betont, ein einfach zu 
handhabendes, sicheres Bemessungssystem werde 
sich aufgrund der Vielschichtigkeit der Aufgabenbe-
reiche voraussichtlich nicht kurzfristig erarbeiten las-
sen. Im übrigen sei sein Prüfsystem, das auf die jewei-
ligen Abteilungen des Ministeriums — einschließlich 
der Führungsstäbe der Streitkräfte sowie der Teil-
streitkräfte — und die Ämter des nachgeordneten Ge-
schäftsbereichs verteilt sei, das umfassendste der 
Bundesregierung. 

20.3 

Die neu geäußerten Einwände des Bundesministers 
gegen die Empfehlungen des Bundesrechnungshofes 
gehen fehl. Der Bundesrechnungshof hat ein Konzept 
für das Entwickeln der notwendigen Bemessungsre-
gelungen vermißt. Selbstverständlich wird es ge-
raume Zeit kosten, das Konzept zu erarbeiten und zu 
verwirklichen; außer Frage steht auch, daß sachliche 
Differenzierungen zu berücksichtigen sind. 

20.3.1 

Die Vielzahl der im Ressort vorhandenen Prüfeinrich-
tungen ist kein Ersatz für die vom Bundesrechnungs-
hof vorgeschlagene selbständige für den gesamten 
Bereich der Bundeswehr zuständige Organisations-
einheit, die sich an zentraler Stelle mit der Lösung 
grundsätzlicher Fragen sowie der systematischen, ko-
ordinierten Überprüfung von Personalbemessungs-
vorgaben befaßt. Während in anderen Bereichen, ins-
besondere bei der Deutschen Bundespost und der 
Deutschen Bundesbahn, solche zentrale Organisati-
onseinheiten für Grundsatzfragen der Personalbe-
darfsermittlung vorhanden sind, fehlt es daran im Be-
reich des Bundesministers. Der Bundesminister sollte 
daher eine entsprechende zentrale Organisationsein-
heit schaffen. 

20.3.2 

Beim Festlegen der Methoden zur Ermittlung des Per-
sonalbedarfs werden Besonderheiten der Aufgaben-
bereiche zu berücksichtigen sein; hierzu hat der Bun-
desrechnungshof keine andere Auffassung als die Ar-
beitsgruppe „Personalbemessungsverfahren". Zu-
sätzlich bekräftigt er die Forderungen der Arbeits-
gruppe, daß es Ziel einer sachgerechten Personalbe-
darfsermittlung sein muß, 
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— den Personalbedarf auf eine gesicherte Grundlage 
zu stellen, 

— die Ergebnisse transparent nachvollziehbar und 
kontrollierbar zu machen, 

— die Bemessungsergebnisse zu objektivieren, 

— den Personalbedarf an veränderte Arbeitssitua-
tionen anzupassen und 

— eine hinreichende Auslastung der Mitarbeiter si-
cherzustellen. 

In den vom Bundesrechnungshof bisher überprüften 
Teilbereichen waren beträchtliche Stelleneinsparun-
gen möglich, weil sachgerechte Bemessungskriterien 
und eine systematische Kontrolle fehlten. Bliebe es bei 
der gegenwärtigen unzureichenden zersplitterten Or-
ganisation der Personalbemessung, dürften die Prü-
fungsergebnisse des Bundesrechnungshofes in ande-
ren Bereichen ähnlich ausfallen. 

20.3.3 

Auch das nunmehr in der Stellungnahme des Bundes-
ministers vom April 1988 zu der Qualifikation seiner 
Mitarbeiter Vorgetragene überzeugt nicht. Der Bun-
desminister setzt sich damit zum einen in Widerspruch 
zu seiner ursprünglichen Einlassung, es gebe seither 
keine zufriedenstellenden Lösungen für eine bessere 
Ermittlung des Personalbedarfs, weil die bisher einge-
setzten Bediensteten keine einschlägige Vorbildung 
für diese Tätigkeit hätten. Die vom Bundesrechnungs-
hof aufgezeigten Mängel belegen zum anderen, daß 
die erste Stellungnahme des Bundesministers von An-
fang 1988 zutreffend ist. Der Bundesminister sollte 
daher die intensive Schulung seiner Mitarbeiter zur 
Hebung ihrer Qualifikation fördern. 

20.4 

Der Bundesminister hat bisher nicht die notwendigen 
Initiativen ergriffen, die Personalbemessungsvorga-
ben zu verbessern. Der Bundesrechnungshof bleibt 
daher bei seiner Empfehlung, daß der Bundesminister 
die noch Anfang des Jahres 1988 von ihm selbst für 
notwendig erachtete systematische und koordinierte 
Überprüfung, die Aktualisierung der Personalbemes-
sungsregelungen und Schritte zur Schaffung einer 
zentralen Organisationseinheit alsbald einleiten 
sollte. Dabei sollte der Bundesminister die beabsich-
tigten Hinweise und Empfehlungen der vom Aus-
schuß für Organisationsfragen eingesetzten Arbeits-
gruppe „Personalbemessungsverfahren" berücksich-
tigen. 

21 Beschaffung von Versorgungsartikeln durch 
das Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung 
(Verschiedene Kapitel) 

21.0 

Der Bundesrechnungshof hat seit dem Jahre 1975 bei 
mehreren Prüfungen die unwirtschaftliche Beschaf-
fung von Versorgungsartikeln durch das Bundesamt 
für Wehrtechnik und Beschaffung beanstandet. Ent-
gegen den Angaben des Bundesministers, durch die 
inzwischen getroffenen Maßnahmen seien die Män-
gel weitgehend beseitigt, hat der Bundesrechnungs-
hof bei Stichproben im Rahmen zusätzlicher Erhebun-
gen wiederum vermeidbare Mehrausgaben festge-
stellt. Der Bundesrechnungshof regt an, die Zustän-
digkeitsregelungen und den Organisationsaufbau zu 
verbessern. 

21.1 

Die Teilstreitkräfte fordern den Bedarf an Versor-
gungsartikeln (z. B. Ersatzteile, Verbrauchsmaterial), 
den sie durch das Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung (Bundesamt) beschaffen lassen wollen, 
in einem datenverarbeitungsgestützten Verfahren 
mit sogenannten Materialbeschaffungsforderungen 
an. Diese leitet das Bundesamt in der Regel an eine 
der ihm nachgeordneten Beschaffungsstellen der 
Bundeswehr, während technisch komplizierte oder 
Auslandsbeschaffungen in Vertragsreferaten des 
Bundesamtes bearbeitet werden. In dieses Verfahren 
nicht einbezogen sind die Ersatzteile des sogenannten 
Ersatzteilerstbedarfs, die zusammen mit den Geräten 
bei deren Herstellern beschafft werden, sowie die 
Dringlichkeitsbeschaffungen des Heeres bei der In-
dustrieinstandsetzung. 

21.1.1 

In den Bemerkungen 1983 (Drucksache 10/574 Nr. 18) 
hatte der Bundesrechnungshof unter Hinweis auf 
mehrere frühere Prüfungsverfahren beanstandet, daß 
häufig dieselben Versorgungsartikel von mehreren 
Referaten und Beschaffungsstellen zu unterschiedli-
chen Preisen beschafft wurden. Er hatte als Ursache 
dafür Organisations- und Verfahrensmängel ermittelt, 
Änderungen des Verfahrens empfohlen und ange-
regt, mehr als bisher im Wettbewerb beschaffen zu 
lassen. 

21.1.2 

Die Bemerkung war in den folgenden Jahren wieder-
holt Gegenstand von Erörterungen im Rechnungsprü-
fungsausschuß des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages. Dabei hat der Bundesminister 
mehrfach versichert, die Mängel seien durch Ände-
rungen im Verfahren behoben. Er habe insbesondere 
die Zuständigkeit der Beschaffungsstellen für ein-
zelne Versorgungsartikel neu geregelt, wodurch 
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Mehrfachbeschaffungen durch verschiedene Stellen 
zu unterschiedlichen Preisen weitgehend ausge-
schlossen seien. 

21.2 Zusätzliche Erhebungen 

Der Bundesrechnungshof hat in den Jahren 1986 und 
1987 — auch auf die Bitte des Rechnungsprüfungs-
ausschusses hin — untersucht, inwieweit die von dem 
Bundesminister vorgenommenen Änderungen das 
Beschaffungsverfahren verbessert haben. Er hat dabei 
Beschaffungen von rd. 2 000 Versorgungsartikeln aus 
den letzten fünf Jahren geprüft und bei etwa 500 Arti-
keln festgestellt, daß das Verfahren nach wie vor mit 
schwerwiegenden Mängeln — unterschiedliche 
Preise für gleiche Leistungen (s. Nr. 21.2.1), überteu-
erte Dringlichkeitsbeschaffungen (s. Nr. 21.2.2) und 
Einschränkung des Wettbewerbs (s. Nr. 21.2.3) — be-
haftet ist. Diese führten allein in den vom Bundesrech-
nungshof untersuchten Stichproben zu vermeidbaren 
Mehrausgaben von 8 Mio. DM. Die Prüfungsergeb-
nisse sind mit dem Bundesminister noch nicht ab-
schließend erörtert worden. Wegen der Dringlichkeit 
berichtet der Bundesrechnungshof aber schon jetzt 
und bevor der Bundesminister eine endgültige Stel-
lungnahme abgegeben hat (s. Nr. 21.3) 

21.2.1 Beschaffungen zu unterschiedlichen Preisen 

Im folgenden sind Beispiele für Beschaffungen glei-
cher Artikel zu unterschiedlichen Preisen durch das 
Bundesamt zusammengestellt: 

21.2.1.1 

Ein für Waffen zuständiges Referat beschaffte im sel-
ben Monat 170 Bekleidungssäcke zum Stückpreis von 
83,75 DM (insgesamt 14 237 DM) und 250 identische 
Bekleidungssäcke bei einer anderen Firma zum 
Stückpreis von 901 DM, also insgesamt für 225 250 
DM. Hätte man alle Säcke zum Preis von 83,75 DM 
gekauft, hätten etwa 200 000 DM gespart werden 
können. 

Ein Referat einer anderen Abteilung des Bundesamtes 
beschaffte den Sack bei Lieferung von 100 Stück zu 
einem Stückpreis von 111 DM. 

21.2.1.2 

Eine Beschaffungsstelle kaufte 1 500 Fernsprechka-
bel für 182,16 DM je Stück. Eine andere Beschaffungs-
stelle erzielte über einen längeren Zeitraum hinweg 
einen Stückpreis von 137,94 DM bei einer Firma, die 
aber bei der teureren Beschaffung nicht zur Angebots-
abgabe aufgefordert worden war. Dies hatte zur 
Folge, daß allein für die eine Kabelbeschaffung Mehr-
ausgaben von über 66 000 DM entstanden. 

21.2.1.3 

Als Ersatzteilerstbedarf kaufte ein Referat des Bun-
desamtes 42 Elektroleitungen zu je 3 701,58 DM, ein 
anderes in demselben Monat 40 Stück zu je 1 557,29 
DM. Der Mehrpreis beträgt 90 000 DM. Ebenfalls als 
Ersatzteilerstbedarf kaufte ein Projekt-Referat 173 Ka-
bel zu einem Stückpreis von 1756,50 DM. Ein anderes 
Referat kaufte die gleichen Kabel einige Monate spä-
ter bei einer Abnahme von nur 52 Stück zu einem 
Stückpreis von 611,80 DM. Der Mehrpreis beträgt hier 
rd. 198 000 DM. 

21.2.1.4 

Im März und Juni 1985 kauften zwei Referate dersel-
ben Abteilung des Bundesamtes Abdeckungen. Eines 
bezahlte bei Abnahme von 70 Stück 5,81 DM je Stück, 
das andere bei 800 Stück des Ersatzteilerstbedarfs 
27,36 DM je Stück. Der Mehrpreis beträgt rd. 17 000 
DM. 

21.2.2 Dringlichkeitsbeschaffungen 

Industriefirmen, die aufgrund von Rahmenverträgen 
Bundeswehrgeräte instandsetzen, erhalten auch Er-
satzteile aus der Versorgungskette der Bundeswehr. 
Entsteht bei solchen Teilen ein Engpaß, gestattet das 
Materialamt des Heeres den Instandsetzungsfirmen, 
diese Teile selbst einzukaufen. Eine Beschaffungs-
stelle wickelt dann mit der Instandsetzungsfirma den 
Auftrag ab. Die Firmen berechnen für diese „Dring-
lichkeitsbeschaffungen" im Mittel Zuschläge von 
26 v. H., in Einzelfällen bis zu 44 v. H., auf ihre Ein-
standspreise. 

Eine Beschaffungsstelle kaufte z. B. im Rahmen einer 
Dringlichkeitsbeschaffung im Januar 1985 327 Gleit

-

agerbuchsen zum Stückpreis von 323,06 DM. Den 
gleichen Artikel bezog ein Referat des Bundesamtes 
im August 1985 bei einer Gesamtabnahmemenge von 
400 Stück zum Stückpreis von 127,82 DM. Die Dring-
lichkeitsbeschaffung war somit um rd. 64 000 DM teu-
rer als die übliche Beschaffung. 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits im Jahre 1981 
das Bundesamt gebeten, die mit Mehrausgaben ver-
bundenen Dringlichkeitsbeschaffungen durch In-
standsetzungsfirmen auf das unumgänglich notwen-
dige Maß zu beschränken. Dringlichkeitsbeschaffun-
gen werden jedoch in unvermindertem Umfange vor-
genommen und verursachen Mehrkosten in Millio-
nenhöhe. Der Bundesrechnungshof bleibt daher bei 
seiner Auffassung, daß diese Beschaffungen ein-
schneidend verringert werden müssen. 

21.2.3 Einschränkung des Wettbewerbs 

Eine wesentliche Ursache für die unwirtschaftlichen 
Beschaffungen sieht der Bundesrechnungshof in dem 
nicht ausreichenden Wettbewerb. 

Das Bundesamt vergibt seine Aufträge zur Lieferung 
von Versorgungsartikeln überwiegend freihändig. 
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Nur rd. 30 v. H. der Aufträge mit einem Wertanteil von 
10 v. H. werden beschränkt ausgeschrieben. Öffentli-
che Ausschreibungen und die Anwendung internatio-
naler Vergabebestimmungen sind sehr selten. Das 
Bundesamt macht damit die Regel zur Ausnahme. 

Die Beschaffungsstellen vergeben ihre Aufträge auf-
grund einer Anweisung des Bundesamtes sogar aus-
nahmslos freihändig. 

Der Bundesrechnungshof sieht in der geschilderten 
Beschaffungspraxis einen Verstoß gegen § 55 BHO 
und § 3 der Allgemeinen Bestimmungen für die Ver-
gabe von Leistungen — VOL/A —, wonach dem Ab-
schluß von Verträgen über Lieferungen und Leistun-
gen in der Regel eine öffentliche Ausschreibung vor-
angehen muß. Dieser Verstoß gewinnt angesichts des 
Umstandes, daß der weitaus überwiegende Teil der 
Aufträge über die Beschaffungsstellen und damit aus-
nahmslos freihändig vergeben wird, zusätzliches Ge-
wicht. Auch unter Berücksichtigung im militärischen 
Bereich gegebener besonderer Umstände hält es der 

I Bundesrechnungshof daher für erforderlich, daß die 
bisherige regelwidrige Beschaffungspraxis aufgege-
ben wird. 

In welchem Umfang diese Praxis zu überhöhten Be-
schaffungspreisen und damit zu unnötigen Ausgaben 
führt, wird an nachstehendem Beispiel deutlich: 

Das Bundesamt vergab den Auftrag für ein Ersatzteil-
Paket für FlakPanzer mit einem Auftragswert von 4,5 
Mio. DM nicht im Wettbewerb, obwohl für die Liefe-
rung zahlreicher Ersatzteile mehrere Firmen in Be-
tracht kamen. Der Bundesrechnungshof hat Beschaf-
fungen der gleichen Artikel aus anderen Vorhaben 
zum Vergleich herangezogen und einen vermeidba-
ren Mehrpreis von rd. 600 000 DM für diese Beschaf-
fung festgestellt. Er hat beanstandet, daß von einer 
Ausschreibung abgesehen wurde, obwohl diese mög-
lich gewesen wäre und dem Referat des Bundesamtes, 
das den Auftrag vergeben hatte, sogar Hinweise dafür 
vorlagen, daß die Preise der Firma zu hoch waren. 

21.2.4 Zuständigkeitsregelungen und Organisation 

21.2.4.1 

Der Bundesrechnungshof sieht auch die Zuständig-
keitsregelung des Bundesamtes als eine wesentliche 
Ursache dafür an, daß die bei der Beschaffung des 
Ersatzteilbedarfs aufgetretenen Mängel fortbeste-
hen. 

Derzeit werden Ersatzteile für Panzer, Kraftfahrzeuge, 
Funkgeräte und andere Waffen überwiegend von den 
für das betreffende Gerät zuständigen Vertragsrefera-
ten und Beschaffungsstellen beschafft, so daß für Arti-
kel eines Industriezweigs mehrere Stellen zuständig 
sind, etwa für Kabel mehrere Beschaffungsstellen und 
nahezu alle Vertragsreferate der Geräteabteilungen. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb empfohlen, das 
Bundesamt möge künftig die Zuständigkeit von Ver-
tragsreferaten und Beschaffungsstellen für die Be-
schaffung der einzelnen Artikel nicht mehr nach Ge-
räten, sondern nach Warengruppen, z. B. Röhren, Ka-
bel, Kleineisenteile, gliedern. Der einzelne Sachbear-

beiter würde dann nur noch Artikel aus einer über-
schaubaren Warengruppe beschaffen. Zudem stün-
den ihm dann eingehende Kenntnisse und Erfahrun-
gen über die Beschaffenheit der Teile und des 
Marktes zur Verfügung, die es ihm erleichterten, die 
Angemessenheit der Preise zu beurteilen. Durch die 
Zusammenfassung des gesamten zu einer Waren-
gruppe gehörenden Bedarfs an einer Stelle könnten 
mehr fachkundige und leistungsfähige Bieter auch 
aus dem Kreise der kleinen und mittleren Unterneh-
men eingeschaltet und könnte der Wettbewerb ver-
stärkt werden. 

Der Ersatzteilerstbedarf sollte in dieses System einbe-
zogen werden, da rd. 85 v. H. dieser Teile bereits in 
anderen Geräten vorhanden und bei der Bundeswehr 
eingeführt sind. 

21.2.4.2 

Längerfristig könnten nach Auffassung des Bundes-
rechnungshofes die Vorteile einer nach Warengrup-
pen orientierten Beschaffung noch gesteigert werden, 
wenn auch die Organisation der gesamten Ersatzteil-
beschaffung neu geregelt würde. Dazu wären die Zu-
ständigkeit aus den Vertragsreferaten der Geräteab-
teilungen herauszunehmen, die Beschaffungsstellen 
aufzulösen und im Bundesamt für diese Aufgaben 
eine eigene Abteilung mit nach Warengruppen ge-
gliederten Referaten einzurichten. Dies würde eine 
flexible Kapazitätsplanung und -auslastung sowie die 
Einschaltung der Fachreferate bei technischen Zwei-
felsfragen gewährleisten, das Beschaffungsverfahren 
beschleunigen und auch zu Personaleinsparungen 
führen. 

21.2.4.3 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht Schwierig-
keiten und Widerstände, die bei der vorgeschlagenen 
weitgehenden Umorganisation auftreten werden. Er 
ist aber der Auffassung, daß die auf Warengruppen 
bezogene Umstellung der Zuständigkeit vorrangig in 
Angriff genommen und schrittweise innerhalb von 
wenigen Jahren abgeschlossen werden sollte. 

21.3 Vorläufige Stellungnahme des 
Bundesministers 

Der Bundesminister hat in einer ersten Stellungnahme 
vom April 1988 erwidert, auch nach den in den Jahren 
1984 und 1987 getroffenen Verfahrensregelungen, 
wonach für jeden Versorgungsartikel grundsätzlich 
nur eine Beschaffungsstelle zuständig sei, könnten 
Mehrfachbeschaffungen nicht immer vermieden wer-
den. Das Bundesamt sei angewiesen, eine Reihe von 
laufenden Untersuchungen über das Problem der Be-
schaffungen zu unterschiedlichen Preisen und zur 
Verminderung der Dringlichkeitsbeschaffungen be-
schleunigt, bis Mitte des Jahres 1988, zum Abschluß 
zu bringen. Ferner sei das Bundesamt im März 1988 
angewiesen worden, künftig mehr Beschaffungen öf-
fentlich auszuschreiben und zu prüfen, ob auch für die 
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Beschaffungsstellen die förmliche Ausschreibung vor-
geschrieben werden solle. 

Eine Untersuchung, inwieweit eine branchenorien-
tierte Beschaffung des Ersatzteilbedarfs einschließlich 
des Ersatzteilerstbedarfs möglich sei, habe das Bun-
desamt eingeleitet. In diese Prüfung würden auch die 
Organisationsvorschläge des Bundesrechnungshofes 
einbezogen. Mit endgültigen Ergebnissen sei bei die-
sen komplexen Problemen jedoch kurzfristig nicht zu 
rechnen. 

21.4 Zusammenfassende Würdigung 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß es 
dringend geboten ist, nunmehr wirksamere Maßnah-
men als bisher zu ergreifen, um die Beschaffungen des 
Ersatzteilbedarfs wirtschaft licher zu gestalten. Neben 
den nur mittelfristig zu verwirklichenden Vorschlä-
gen des Bundesrechnungshofes zur Umorganisation 
der Ersatzteilbeschaffung sind eine Reihe von kurzfri-
stigen Maßnahmen möglich, deren Verwirklichung 
zur Zeit vom Bundesamt geprüft wird. Eine durchgrei-
fende Verbesserung wird aber nur eintreten, wenn 
solche Maßnahmen nicht nur geprüft, geplant und 
angeordnet werden, sondern wenn der Bundesmini-
ster im Rahmen seiner Dienst- und Fachaufsicht auch 
sicherstellt, daß das mit der Beschaffung befaßte Per-
sonal auf allen dienstlichen Ebenen die Wirtschaft-
lichkeit zur Richtschnur seines Handelns macht. 

Die Zeitspanne von fünf Jahren, die ohne sichtbaren 
Erfolg seit dem ersten Bericht des Bundesrechnungs-
hofes in den Bemerkungen 1983 verstrichen ist, zeigt, 
daß dies vom Bundesminister noch nicht mit dem er-
forderlichen Nachdruck verfolgt wird. 

22 Auswirkungen von Mängeln bei der 
Vorbereitung und Planung der 
Baumaßnahmen für die Hochschule der 
Bundeswehr in Hamburg 
(Kapitel 14 12 Titel 557 80) 

22.0 

Bereits in früheren Bemerkungen des Bundesrech-
nungshofes wurden eine unzureichende Vorbereitung 
und Planung des 1. Bauabschnitts der Hochschule und 
darauf zurückzuführende überhöhte Investitionsko-
sten beanstandet. Der Bundesrechnungshof hat nun-
mehr weitere vermeidbare Investitionskosten in Höhe 
von insgesamt mehr als 20 Mio. DM festgestellt. Zu-
dem haben Betrieb und Bauunterhaltung der Hoch-
schule inzwischen weit überdurchschnittlich hohe Fol-
gekosten verursacht. 

22.1 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits bei Erhebun-
gen zur Vorbereitung und Planung des 1. Bauab-
schnitts der Hochschule (Lehrsaalgebäude, Mensa, 
Werkhalle, Zentrale Versorgungsgebäude) festge-
stellt, daß der Bundesminister aus Termingründen von 

den Richtlinien für die Durchführung von Bauaufga-
ben des Bundes (RBBau) abweichende Verfahren zu-
gelassen hatte, bei denen — entgegen der üblichen 
und gebotenen Abfolge „Planen-Prüfen-Genehmi-
gen-Ausführen" — die Grundsatzplanung jeweils 
entsprechend den Ergänzungen verspäteter Pla-
nungsvorgaben fortgeschrieben und gleichzei tig Aus-
führungspläne ausgearbeitet sowie Bauarbeiten aus-
geführt wurden. Der Bundesrechnungshof hatte die 
dadurch beim 1. Bauabschnitt entstandenen Mängel 
— insbesondere zu große Nutzflächen mit der Folge 
überhöhter Baukosten, wenig zweckmäßige weitge-
spannte Stahlhängekonstruktion, aufwendige Be-
triebstechnik — in seinen Bemerkungen zur Bundes-
haushaltsrechnung 1979 vom 9. November 1981 
(Drucksache 9/978 Nr. 28) beanstandet. Der Rech-
nungsprüfungsausschuß des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages hat am 4. März 1982 von 
den Bemerkungen zustimmend Kenntnis genommen 
und den Bundesminister aufgefordert, Bauvorhaben 
so vorzubereiten, daß eine genaue Kostenermittlung 
und eine wirtschaft liche Planung möglich werden. 

Nach inzwischen mehrjähriger Nutzung der Hoch-
schule hat der Bundesrechnungshof erneut Erhebun-
gen durchgeführt, die die Planung und Vorbereitung 
des 2. Bauabschnitts (Laborneubauten „warmer Ma-
schinenbau") sowie die Abrechnung beider Bauab-
schnitte umfaßten. Er hat dabei zusätzliche Erkennt-
nisse über die nachteiligen wirtschaft lichen Auswir-
kungen des beim 1. Bauabschnitt angewendeten Pla-
nungsverfahrens gewonnen und auch bei der Vorbe-
reitung und Durchführung des 2. Bauabschnitts er-
hebliche Mängel festgestellt. 

22.1.1 

Die nunmehr geprüfte Abrechnung zeigt, daß sich die 
Investitionskosten für den 1. Bauabschnitt allein durch 
das Abweichen von der zweckmäßigen Abfolge der 
Bauvorbereitung über die bereits in den Bemerkun-
gen beanstandeten Mehrkosten hinaus um einen wei-
teren zweistelligen Millionenbetrag erhöht haben. 

So kosteten die wiederholt notwendigen Anpassun-
gen der Stahlkonstruktion an den Planungs- und Bau-
fortschritt insgesamt rd. 6 Mio. DM. Bereits fertigge-
stellte Wasserleitungen sowie Installationselemente 
mußten für mehr als 150 000 DM neu verlegt werden, 
um für andere Installationen Platz zu schaffen; die 
nachträgliche Anpassung der überwiegend runden 
Durchbrüche der Konstruktion an die rechteckigen 
Querschnitte der Lüftungskanäle kostete rd. 100 000 
DM; die nach dem Einbau der klimatechnischen Ein-
richtungen festgestellten hohen Geräuschpegel erfor-
derten zusätzliche Luftkanalanschlüsse für fast 
300 000 DM. Die Aufzählung von Beispielen für 
nachträgliche Änderungen wegen nicht abgestimm-
ter oder unvollständiger Planungsunterlagen ließe 
sich fortsetzen. 

Die im 1. Bauabschnitt getroffene Entscheidung, für 
die Kühlwasserversorgung einen Kühlsee zu bauen, 
beruhte auf Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, die 
wesentliche Teile der Herstellungskosten nicht be-
rücksichtigten. Sie verursachte (einschließlich der da- 
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zugehörigen kältetechnischen Anlagen) gegenüber 
einer herkömmlichen Kälteanlage mit Kühltürmen 
Mehrkosten in Höhe von mindestens 7 Mio. DM. 

22.1.2 

Die Energiekosten sind, trotz zahlreicher nachträglich 
durchgeführter Maßnahmen zu ihrer Senkung, noch 
immer ungewöhnlich hoch. Sie betrugen z. B. im 
Jahre 1986 rd. 5,2 Mio. DM, das sind 84 DM je m2 

 Hauptnutzfläche. Sie lagen damit um etwa 60 v. H. 
über vergleichbaren Erfahrungswerten. 

Die Energiekosten sollen nunmehr nachhaltig ge-
senkt werden. Zu diesem Zweck soll von einem Son-
derfachmann ein Energiekonzept erstellt werden, 
dessen Planung 360 000 DM kosten wird. 

Die jährlichen Ausgaben für die Bauunterhaltung 
stiegen in den Jahren von 1982 bis 1986 von rd. 2,7 
Mio. DM auf rd. 7,2 Mio. DM. Für das Jahr 1987 waren 
bereits rd. 10,3 Mio. DM für dringende Arbeiten (da-
von 300 000 DM allein für den äußeren Korrosions-
schutz der Stahlkonstruktion) veranschlagt. Das ist 
weit mehr als das Vierfache des in den RBBau enthal-
tenen Regelsatzes für die allgemeine Veranschlagung 
von Bauunterhaltungskosten durch die oberste Bun-
desbehörde. Damit ist die Bauunterhaltung ebenfalls 
erheblich teurer, als dies bei Anwendung einer her-
kömmlichen Bauweise der Fall gewesen wäre. 

22.1.3 

Die Großraumbereiche (Komplexräume) des 1. Bau-
abschnitts werden auch Jahre nach Aufnahme des 
Lehrbetriebs nur in geringem Umfang und nicht wie 
geplant genutzt. Deshalb wurden bereits Teile von 
ihnen mit einem Aufwand von rd. 1,6 Mio. DM zu 82 
Büroräumen mit einer Gesamtfläche von rd. 2 000 m 2 

 umgebaut. 

Auch die 2 200 m2  große Erdgeschoßfläche der Mensa 
wird seit Jahren überwiegend nicht genutzt. Der Bun-
desminister prüft zur Zeit, wie diese Fläche durch 
Umbau einer sinnvollen Verwendung zugeführt wer-
den kann. 

22.1.4 

Bei den Laborneubauten des 2. Bauabschnitts wollte 
der Bundesminister die im 1. Bauabschnitt erkennbar 
gewordenen Nachteile vermeiden und von einer 
„baubegleitenden Planung" absehen. Um trotzdem 
die sehr kurzen Fertigstellungsfristen einhalten zu 
können, wurde die Haushaltsunterlage-Bau-
(HU-Bau-) parallel zu ihrer Erarbeitung schrittweise 
genehmigt und gleichzeitig die Ausführungsplanung 
erstellt ( „planungsbegleitendes Prüfen"). In der Folge 
wurden wesentliche Bauleistungen bereits vergeben, 
bevor die insgesamt genehmigte Haushaltsunterlage 
-Bau- vorlag. Trotz dieses Vorgehens wurde der vor-
gesehene Fertigstellungstermin nicht eingehalten, 
sondern u. a. wegen fehlender Bedarfsangaben und 

unklarer Ausführungsunterlagen um zwei Jahre über-
schritten. 

22.1.5 

Die Kühlwasserversorgung für die Laborneubauten 
wurde ohne Untersuchung von Alternativen durch 
Anbindung an den Kühlsee hergestellt. Diese Lösung 
verursachte im Vergleich mit einem herkömmlichen 
Rückkühlsystem Mehrkosten in Höhe von rd. 5 Mio. 
DM. 

Weiterer Aufwand in Höhe von mehreren Millionen 
DM entstand dadurch, daß die Laborneubauten vor 
allem aus gestalterischen Erwägungen tiefer als bau-
technisch oder betrieblich erforderlich gegründet 
wurden. 

Zahlreiche Leistungsbeschreibungen erfaßten — wie 
schon im 1. Bauabschnitt — die erforderlichen Lei-
stungen nicht zutreffend. Dies hatte ungewöhnlich 
viele Nachtragsaufträge zur Folge, die häufig erst 
nach Ausführung der Arbeiten und ohne ausrei-
chende Prüfung erteilt wurden. Zudem wurden im 
Hauptauftrag festgelegte Leistungen in erheblichem 
Umfang während der Ausführung grundlegend geän-
dert. 

Ferner vergab die Bauverwaltung mit Billigung des 
Bundesministers auch bei diesem Bauabschnitt in 
zahlreichen Fällen einen hohen Anteil der Bauleistun-
gen freihändig (z. B. Fassadenarbeiten für 2,1 Mio. 
DM) oder nach nur beschränkter Ausschreibung (z. B. 
Rohbauarbeiten für 14,7 Mio. DM) und schränkte da-
mit den Preiswettbewerb ein. 

22.2 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister auf 
die zusätzlichen nachteiligen Auswirkungen der Pla-
nungsmängel im 1. Bauabschnitt hinsichtlich der In-
vestitions- und Folgekosten hingewiesen und die 
während des 2. Bauabschnitts entstandenen Mängel 
beanstandet. 

22.2.1 

Durch die Mehrkosten des 1. Bauabschnitts sieht sich 
der Bundesrechnungshof in seiner damaligen Kritik 
am Planungsverfahren bestätigt. Die nachteiligen 
Auswirkungen insbesondere der seinerzeit gewählten 
Stahlkonstruktion und der dadurch mitbedingten um-
fangreichen betriebstechnischen Anlagen auf die Fol-
gekosten werden sich trotz aller zusätzlichen Maß-
nahmen nur teilweise beseitigen lassen. Auch künftig 
muß deshalb mit überdurchschnittlich hohen Be-
triebs- und Bauunterhaltungskosten gerechnet wer-
den. 
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22.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß auch 
beim 2. Bauabschnitt ähnliche — wenn auch nicht 
ganz so schwerwiegende — Mängel wie beim 1. Bau-
abschnitt entstanden sind. Dies gilt insbesondere hin-
sichtlich der 

— vom Bundesminister aus Termingründen zugelas-
senen Überschneidungen von Bearbeitungsvor-
gängen (Beginn von Bauarbeiten ohne insgesamt 
genehmigte Haushaltsunterlage-Bau-, vgl. oben 
Nr. 22.1.4), 

— mangelhaft vorbereiteten Planungsentscheidun-
gen ohne ausreichende Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen und ohne Untersuchung von Alterna-
tiven (Folge: unwirtschaftliche Lösungen bei der 
Kühlwasserversorgung und der Gründung der La-
borgebäude, vgl. oben Nr. 22.1.5.), 

— nicht zutreffenden Erfassung und Beschreibung 
der erforderlichen Arbeiten in den Verdingungs-
unterlagen (Folge: ungewöhnlich zahlreiche 
Nachtragsaufträge), 

— Einschränkungen des Preiswettbewerbs durch 
Verzicht auf öffentliche Ausschreibung entgegen 
§ 55 BHO und § 3 der Verdingungsordnung für 
Bauleistungen, Teil A. 

22.3 

Der Bundesminister betrachtet die mit dem 1. Bauab-
schnitt zusammenhängenden Feststellungen auf-
grund der Bemerkungen vom 9. November 1981 und 
der Erörterung im Rechnungsprüfungsausschuß als 
erledigt. Dies gilt nach seiner Auffassung auch für die 
—seiner Meinung nach nur beim 1. Bauabschnitt ent-
standenen — Erhöhungen der Investitionskosten so-
wie für die hohen Betriebs- und Bewirtschaftungsko-
sten, mit denen aufgrund der im 1. Bauabschnitt ge-
troffenen Entscheidung für die Stahlhängekonstruk-
tion habe gerechnet werden müssen. Wegen der für 
diese Entscheidung bereits erteilten Entlastung dürf-
ten die nun ermittelten Energiekosten nicht erneut 
beanstandet werden. 

Die vom Bundesminister zugelassenen von den 
RBBau abweichenden Verfahren beträfen nur den 
1. Bauabschnitt. Der 2. Bauabschnitt sei ordnungsge-
mäß unter Einhaltung der üblichen Planungs- und 
Genehmigungsverfahren errichtet worden. Die La-
borgebäude seien nicht nur aus gestalterischen Grün-
den tiefergelegt worden; ausschlaggebend seien auch 
Gründe der Bewirtschaftung gewesen. 

Der Bundesminister hat zudem die Auffassung vertre-
ten, daß Nachtragsaufträge grundsätzlich üblich und 
zulässig seien. 

22.4 

Der Bundesrechnungshof vermag die Überlegung 
nicht nachzuvollziehen, durch die Erörterung von 
Baumaßnahmen in früheren Bemerkungen und im 

Entlastungsverfahren daran gehindert zu sein, gesetz-
gebende Körperschaften und die Bundesregierung in 
einem späteren Bemerkungsverfahren über erst spä-
ter festgestellte Mängel zu unterrichten. Dies gilt erst 
recht dann, wenn diese Mängel dem Bundesminister 
Anlaß geben sollten, seine Entscheidung erneut zu 
überdenken und daraus Folgerungen für künftiges 
Verhalten zu ziehen. Im vorliegenden Fall konnten 
vor allem durch die tatsächliche Entwicklung in den 
ersten Jahren der Nutzung frühere optimistische Er-
wartungen des Bundesministers, mit denen er Bean-
standungen des Bundesrechnungshofes entgegenge-
treten war, eindeutig und zweifelsfrei widerlegt wer-
den. Dies gilt insbesondere auch für unzureichende 
Nutzungen der Komplexräume und des Erdgeschos-
ses der Mensa sowie für die Kosten der Bewirtschaf-
tung und Bauunterhaltung der Hochschule. Der Bun-
desminister hatte dazu im Jahre 1981 erklärt, daß sich 
die solide Ausführung der Bauten auf die Folgekosten 
(z. B. bei der Bauunterhaltung) eher positiv auswirken 
werde. Diese Erwartung hat sich durch die hierfür 
inzwischen bereits entstandenen Ausgaben und die 
noch erforderlichen Baumaßnahmen als unberechtigt 
und falsch erwiesen. 

Die Ausführungen des Bundesministers zur Ord-
nungsmäßigkeit der Vorbereitung und Durchführung 
des 2. Bauabschnitts können im Hinblick auf die fest-
gestellten Mängel nicht überzeugen. Konkrete 
Gründe für eine Verbesserung der Bewirtschaftung 
der Laborgebäude durch deren Tieferlegung sind 
nicht erkennbar und vom Bundesminister auch jetzt 
nicht genannt worden. 

Nachtragsaufträge sind zwar nicht immer auszu-
schließen; sie müssen jedoch wegen des mit ihnen 
verbundenen erhöhten Bearbeitungsaufwandes und 
der möglichen wirtschaftlichen Nachteile auf das un-
vermeidliche Mindestmaß begrenzt werden. Dies ist 
beim 2. Bauabschnitt — auch wegen der kurzen 
Fristen mit der Folge unzureichender Bauvorberei-
tung — versäumt worden. 

22.5 

Der Bundesrechnungshof geht davon aus, daß der 
Bundesminister aufgrund der Erfahrungen aus beiden 
Bauabschnitten der Bauverwaltung künftig ausrei-
chend Zeit für eine sachgerechte, sorgfältige Bearbei-
tung seiner Bauaufgaben einräumt. Der Bundesmini-
ster wird zudem sicherstellen müssen, daß die in Aus-
sicht genommenen Umbaumaßnahmen besonders 
gründlich unter st rikter Beachtung des tatsächlichen 
Raumbedarfs und Einbeziehung möglicher Alternati-
ven vorbereitet werden, damit die negativen Auswir-
kungen der ursprünglichen Planungen auch hinsicht-
lich der Folgekosten möglichst weitgehend und dau-
erhaft gemindert werden. 
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23 Instandsetzungskostengrenze für 
Radfahrzeuge 
(Kapitel 14 15 Titel 553 04) 

23.0 

Die Instandsetzungskostengrenzen für Radfahrzeuge 
entsprechen in vielen Fällen nicht dem tatsächlichen 
Zeitwert der Fahrzeuge. Unwirtschaftliche Instandset-
zungen oder vorzeitige Aussonderungen instandset-
zungswürdiger und entsprechend vorzeitige Beschaf-
fung neuer Fahrzeuge sind die Folge. Das belastet den 
Bundeshaushalt beträchtlich. 

23.1 

Die Bundeswehr setzt Radfahrzeuge grundsätzlich 
nur instand, wenn die aufgrund eigener Ermittlung 
und Erfahrung festgestellten voraussichtlichen In-
standsetzungskosten eine Instandsetzungskosten-
grenze (IKG) nicht übersteigen. Diese darf nicht höher 
sein als die Hälfte des Materialbeschaffungspreises. 

Die seit Juni 1976 vom Bundesminister vorgeschrie-
bene „Berechnung der IKG für Radfahrzeuge" sieht 
für alle Radfahrzeuge gleiche lineare Abschreibungs-
sätze vor, unabhängig von Typ, Nutzungsklasse und 
Nutzungsart. Die Instandsetzungskostengrenze wird 
im allgemeinen vom Materialbeschaffungspreis, ab-
züglich der zeitlich und technisch bedingten Ab-
schreibungen, zuzüglich Werterhöhungen aufgrund 
von Depotinstandsetzungen und Einbauten von 
Hauptgruppen in den letzten drei Jahren, errechnet. 

Als zeitlich bedingte Abschreibung werden für jedes 
angefangene Jahr seit der Zulassung des Fahrzeugs 
4 v. H. des Materialbeschaffungspreises abgesetzt. 
Die technisch bedingte Abschreibung beträgt 
0,5 v. H. des Materialbeschaffungspreises, berechnet 
je 1 000 km Fahrleistung. 

Die so ermittelten Instandsetzungskostengrenzen läßt 
der Bundesminister häufig durch Zuschläge erhöhen, 
wenn Haushaltsmittel für Neubeschaffungen fehlen. 
Er ordnet dann „Versorgungslagezuschläge" oder 
„besondere IKG" an, um den Fahrzeugbestand durch 
umfangreiche Instandsetzungen zu sichern. 

Die „Versorgungslagezuschläge" betragen 10 v. H. 
bis 40 v. H. der Materialbeschaffungspreise. Die „be-
sonderen IKG" sind bestimmte DM-Beträge, bis zu 
deren Höhe Instandsetzungsmaßnahmen durchge-
führt werden können. 

23.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bundesminister einmal linear statt degressiv und zum 
anderen mit dem gleichen Abschreibungssatz für alle 
Radfahrzeuge, ungeachtet des Typs, der Nutzungs-
klassen und der Nutzungsart, abschreibt. Das führt 
bei der linearen Abschreibung, insbesondere etwa im 
zweiten Drittel der Nutzung, zu überhöhten Instand-
setzungskostengrenzen und damit zu unwirtschaftli-
chen Instandsetzungen, die durch , ; Versorgungslage-

zuschläge" oder „besondere IKG" noch beträchtlich 
erweitert werden. Gleiche Abschreibungssätze füh-
ren bei Fahrzeugen, die längere Zeit genutzt werden 
können, zu vorzeitiger Aussonderung. 

Außerdem läßt das derzeit praktizierte Verfahren zu, 
daß die Kostensumme mehrerer Instandsetzungen 
häufig den Materialbeschaffungspreis um ein Mehr-
faches übersteigt. Auch ist die Teilung von Instandset-
zungsaufträgen jeweils bis zur Höhe der Instandset-
zungskostengrenzen nicht ausgeschlossen, was gele-
gentlich vorkommt. 

Die Belastung des Bundeshaushalts durch die unwirt-
schaftlichen Instandsetzungen einerseits und die vor-
zeitigen Ersatzbeschaffungen andererseits ist nicht 
genau zu ermitteln, aber beträchtlich. Allein die „Ver-
sorgungslagezuschläge" oder die „besonderen IKG" 
führen dazu, daß jährlich etwa 100 Mio. DM für In-
standsetzungen von nicht mehr instandsetzungswür-
digen Fahrzeugen ausgegeben werden. Bei dieser Be-
rechnung ist davon auszugehen, daß jährlich nur 
15 v. H. der Fahrzeuge, für die „Versorgungslage-
zuschläge" oder „besondere IKG" angeordnet wor-
den sind, bis zu diesen Grenzwerten instandgesetzt 
werden. 

23.3 

Der Bundesminister hat erklärt, die Erfahrungen mit 
den Instandsetzungskostengrenzen seien für ihn bis-
her insgesamt befriedigend gewesen. Gleichwohl sei 
die Feststellung des Bundesrechnungshofes zutref-
fend, daß nach derzeitigem Verfahren Fahrzeuge aus-
gesondert würden, die unter wirtschaftlichem Aspekt 
noch in Dienst gehalten werden könnten. Auch wür-
den unwirtschaftliche Instandsetzungen durchge-
führt. Die Schwächen des derzeitigen Verfahrens lä-
gen entsprechend der Feststellungen des Bundes-
rechnungshofes in der linearen Abschreibung und in 
den gleichen Abschreibungssätzen für alle Fahr-
zeuge. 

Zur Verbesserung des Verfahrens seien inzwischen 
neue Bestimmungen zur Berechnung der Instandset-
zungskostengrenzen erarbeitet worden, die die Anre-
gungen des Bundesrechnungshofes bezüglich der 
Abschreibungsart, des Abschreibungssatzes und der 
Versorgungslagezuschläge berücksichtigten. Er wolle 
diese Bestimmungen vor ihrer Einführung in einem 
einjährigen Truppenversuch im Bereich des Heeres 
erproben und das Ergebnis auswerten. 

Allerdings könne er auf das „Steuerungsinstrument 
höherer IKG" nicht verzichten, solange wegen „Haus-
haltsenge" dringend benötigte Folgefahrzeuge auch 
künftig nicht zeitgerecht beschaffbar seien. 

23.4 

Der Bundesrechnungshof hält die im Entwurf vorlie-
genden neuen Bestimmungen zwar für geeignet, die 
beanstandeten Mängel weitgehend auszuräumen, 
doch kann der Bundesminister damit nicht entkräften, 
daß er nun schon mehr als zwölf Jahre durch unwirt- 
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schaftliche Instandsetzungen wie auch vorzeitige 
Aussonderungen und vorzeitige Nachbeschaffungen 
den Bundeshaushalt in erheblichem Umfang bela-
stet. 

Die vom Bundesminister angeführte „Haushaltsenge" 
bei Neubeschaffungen kann unwirtschaftliche In-
standsetzung nicht rechtfertigen. Wirtschaftliches 
Handeln bei der Materialerhaltung setzt Mittel für 
notwendige Ersatzbeschaffungen frei. 

23.5 

Der Bundesminister sollte baldmöglich das neue Ver-
fahren zur Berechnung der Instandsetzungskosten-
grenzen in die Bundeswehr einführen und damit zu-
gleich die Voraussetzung schaffen, daß auf „Versor-
gungslagezuschläge" und „besondere IKG" verzich-
tet werden kann. Er wird darüber hinaus Vorkehrun-
gen zu treffen haben, daß Vorgaben, die zu unwirt-
schaftlichen Maßnahmen führen, künftig rechtzeitig 
erkannt und schneller geändert werden. 

24 Beschaffung von neuen 
Mittelstreckenflugzeugen für die 
Flugbereitschaft 
(Kapitel 14 19 Titel 554 01) 

24.0 

Der Bundesminister beschaffte im Jahre 1984 für den 
Kurz- und Mittelstreckenbetrieb seiner Flugbereit-
schaft sieben neue Flugzeuge des Musters Challenger 
als Ersatz für drei Flugzeuge JetStar und sechs Flug-
zeuge Hansajet. Die neuen Flugzeuge mit einer Sitz-
platzkapazität bis zu 16 Personen und einer möglichen 
Reichweite von über 6 000 km übersteigen die Flug-
leistungen der alten Flugzeuge bei weitem. Nach den 
Einsatzstatistiken wurden überwiegend nur bis zu fünf 
Personen bei einem Einsatzradius von 500 km beför-
dert. Bei der Beschaffung kleinerer Flugzeuge hätte 
etwa die Hälfte der Gesamtausgaben von rd. 325 Mio. 
DM gespart werden können. 

Darüber hinaus hat der Bundesrechnungshof bean-
standet, daß bei der Vereinbarung von Vorauszahlun-
gen in Höhe von über 83 v. H. des Auftragswertes dem 
Bund ein Schaden von mehr als 40 Mio. DM entstan-
den ist. 

24.1 Auswahl der Flugzeugmuster 

24.1.1 

Als Ersatz für drei Flugzeuge JetStar C-140 und sechs 
Flugzeuge Hansajet HFB-320 bestellte der Bundesmi-
nister im Dezember 1984 sieben Maschinen aus der 
Klasse der Geschäftsreiseflugzeuge für den Kurz- und 
Mittelstreckenbetrieb seiner Flugbereitschaft. Den 
Ersatz begründete er in der Taktischen Forderung 
vom 13. Mai 1984 mit verschärften Lärm- und Um-
weltschutzbestimmungen und der zunehmend un-
wirtschaftlichen Materialerhaltung der bislang einge- 

setzten Flugzeuge. Die Ausgaben für die Beschaffung 
der sieben Flugzeuge betrugen 325 Mio. DM. Die Ent-
scheidung für das Flugzeugmuster begründete der 
Bundesminister mit der Auswertung der Statistiken 
über die in den Jahren 1978, 1979 und 1982 durchge-
führten Flüge und mit der Ermittlung des Bedarfs bei 
den Hauptnutzern des parlamentarischen und politi-
schen Bereichs. 

In der Taktischen Forderung hatte er festgelegt, daß 
das gewünschte Flugzeugmuster bis zu 16 Passagie-
ren Platz bieten und eine Reichweite von 4 700 km 
haben sollte, damit Ziele im Nahen Osten und Afrika 
ohne Zwischenlandungen erreicht werden könnten. 
Es sollte ferner über eine hohe Reisegeschwindigkeit 
verfügen, einen angemessenen, geräumigen Kabi-
nenraum besitzen und im Bet rieb wirtschaftlich sein. 
Mit einem derartigen Geschäftsreiseflugzeug sollten 
80 v. H. a ller Einsätze durchgeführt werden können. 
Bereits in der Taktischen Forderung gab der Bundes-
minister in Abweichung zu dem sonst üblichen Ver-
fahren eine Auswahlempfehlung für das Muster Chal-
lenger CL-601 eines kanadischen Herstellers. Dieses 
Flugzeugmuster bietet 16 Personen Platz, hat eine 
Reichweite von über 6 000 km und kann aufgrund sei-
ner Kabinenausstattung auch für Langstreckenflüge 
eingesetzt werden. Dieses Muster gehört deshalb bei 
den Geschäftsreiseflugzeugen zur oberen Leistungs-
klasse. Neben dem Hersteller der Challenger CL-601 
hatten noch zwei weitere Hersteller entsprechende 
Flugzeuge angeboten. 

Für Flüge mit einem Bedarf von mehr als 16 Sitzplät-
zen sind bei der Flugbereitschaft des Bundesministers 
drei Flugzeuge VFW-614 und vier Langstreckenflug-
zeuge Boeing 707 bestimmt. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, daß in den pla-
nungsrelevanten Jahren sowie in den Jahren 1985 
und 1986 bei 80 v. H. aller Einsätze mit den Mittel-
streckenflugzeugen der Flugbereitschaft (einschließ-
lich der 40sitzigen Flugzeuge VFW-614) lediglich bis 
zu acht Personen befördert wurden, wobei die Ausla-
stung der Flugzeuge mit bis zu fünf Personen überwog 
(60 v. H. aller Einsätze). Die Nachfrage nach Flügen 
für eine Anzahl zwischen 8 und 16 Passagieren trat 
nur gelegentlich auf (etwa bei 10 v. H. der Einsätze). 
Über 70 v. H. der Reisetätigkeit beschränkte sich auf 
einen Entfernungsradius von unter 500 km, nur etwa 
10 v. H. aller Flüge der Mittelstreckenflugzeuge gin-
gen über einen Radius von 1 000 km hinaus. 

Nach der Indienststellung der neuen Flugzeuge 
zeigte sich, daß die Ausgaben für jede Flugstunde der 
Challenger CL-601 7 866 DM betrugen, während sich 
die Ausgaben pro Flugstunde bei den ersetzten Flug-
zeugen Hansajet HFB-320 und JetStar C-140 auf 
5 573 DM und 7 756 DM beliefen. 

24.1.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Auswahl eines Flug-
zeugmusters mit den Leistungen der Challenger CL-
601 als nicht erforderlich beanstandet. Die Nachfrage 
der Hauptnutzer und die Auswertung der Einsatzsta-
tistik der vergangenen Jahre ergeben, daß der Bun-
desminister keinen Bedarf an einem Flugzeugmuster 
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mit 16 Sitzplätzen und einer Reichweite von 6 000 km, 
sondern lediglich einen Bedarf für ein kleineres Flug-
zeugmuster aus der Klasse der Geschäftsreiseflug-
zeuge mit acht Sitzplätzen hat. Derartige Flugzeuge 
sind in ausreichender Modellvielfalt auf dem Markt 
vorhanden und mit den abzulösenden Mustern Jet-
Star C-140 und Hansajet HFB-320 vergleichbar. Diese 
kleineren Flugzeuge wären nur etwa halb so teuer wie 
die Challenger CL-601 gewesen. Mehrausgaben von 
rd. 150 Mio. DM hätten vermieden werden können. 

Zudem hat sich nach der Indienststellung erwiesen, 
daß die neuen Flugzeuge den in der Taktischen For-
derung festgelegten Vorstellungen hinsichtlich der 
Wirtschaftlichkeit nicht entsprechen, da ihre Ausga-
ben annähernd gleich hoch sind wie die des JetStar 
C-140 und sogar weit über denen des als unwirtschaft-
lich geltenden Hansajet HFB-320 liegen. 

24.1.3 

Der Bundesminister hat entgegnet, daß zur Abdek-
kung der Aufgaben im Kurz- und Mittelstreckenbe-
reich zwei Luftfahrzeugmuster mit unterschiedlicher 
Passagierkapazität benötigt würden, und zwar ein 
Geschäftsreiseflugzeug als kleines Mittelstrecken-
flugzeug und ein weiteres, größeres Flugzeugmuster. 
Die Aufgaben und die Forderungen im Hinblick auf 
Komfort und Repräsentanz des kleinen Mittelstrek-
kenflugzeuges könne nur ein Geschäftsreiseflugzeug 
der gehobenen Klasse erfüllen. Als geeignetes Muster 
sei die Challenger CL-601 als die beste und wirt-
schaftlichste Lösung ausgewählt worden. Geschäfts-
reiseflugzeuge einer kleineren Klasse seien dagegen 
wegen unzureichender Kapazitäten mit bis zu acht 
Sitzplätzen nur bedingt geeignet. 

Seine Bedarfsermittlung sei zukunftsorientiert gewe-
sen und habe den Zusammenhang mit der Gesamtpla-
nung für den Luftfahrzeugpark bei der Flugbereit-
schaft berücksichtigt. Die Auswertung der Einsatzsta-
tistik für das Jahr 1987 zeige bereits, daß bei 232 von 
756 Einsätzen sieben und mehr Personen befördert 
worden seien. 

24.1.4 

Die Entgegnung des Bundesministers vermag die 
Auswahl des Flugzeugmusters nicht zu rechtfertigen. 
Selbst nach seiner eigenen Einlassung wurden nur bei 
einem Drittel der Einsätze sieben und mehr Personen 
befördert; für zwei Drittel der Einsätze hätten dem-
nach kleinere Flugzeuge ausgereicht. Seine Angaben 
beziehen sich im übrigen auf eine Sitzplatzkapazität 
(sieben Sitze), die für die Auswahl des Flugzeugmu-
sters nicht wesentlich ist; die meisten kleineren Flug-
zeugmuster sind auf eine Sitzplatzkapazität von acht 
Personen ausgerichtet. Nach der Statistik für das Jahr 
1987 sind nur in rd. 14,5 v. H. aller Einsätze der Chal-
lenger mehr als acht Personen befördert worden. 
Auch hinsichtlich des Entfernungsradius der Flüge 
hat sich im Jahre 1987 nichts anderes ergeben als in 
den Vorjahren. Es ist nicht erkennbar, daß sich die 
Bedarfsstruktur der Flugbereitschaft für die Kurz- und 
Mittelstrecke wesentlich verändern wird. Für einen 

gelegentlichen Spitzenbedarf bei der Flugbereitschaft 
sind die drei Flugzeuge VFW-614 und die vier Lang-
streckenflugzeuge Boeing 707 vorhanden. 

24.2 Vereinbarung von Vorauszahlungen 

24.2.1 

Der am 12. Dezember 1984 mit dem Hersteller abge-
schlossene Vertrag über die Lieferung von sieben 
Flugzeugen sah vor, daß 37 v. H. des Kaufpreises bei 
Vertragsabschluß, 46 v. H. am 03. Januar 1985 und 
17 v. H. bei der jeweiligen Lieferung der Flugzeuge 
fällig wurden, wobei der überwiegende Teil des Kauf-
preises in kanadischer Währung zu zahlen war. Die 
Zahlungsvereinbarungen auf dem Markt für Ge-
schäftsreiseflugzeuge sehen üblicherweise vor, daß 
der Kaufpreis mit 20 v. H. bei Vertragsabschluß, 
30 v. H. zwölf Monate vor Lieferung, 30 v. H. sechs 
Monate vor Lieferung und 20 v. H. bei Lieferung ent-
richtet wird. Diese Zahlungsregelung war auch bis 
August 1984 Grundlage des Angebotes. 

Der Bundesminister zahlte jedoch — entsprechend 
der im Dezember 1984 vereinbarten Regelung — noch 
im Dezember 1984 113,5 Mio. DM und im Januar 1985 
143,3 Mio. DM. Unmittelbar nach diesen Vorauszah-
lungen fiel der Wert der kanadischen Währung ge-
genüber der D-Mark stetig. Das erste Flugzeug wurde 
der Flugbereitschaft im Ap ril 1986 übergeben, die 
Nutzung begann im Juli 1986. 

24.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bundesminister wenige Wochen nach Abschluß des 
Beschaffungsvertrages 83 v. H. des Gesamtkaufprei-
ses bezahlt hat, obwohl diese Zahlungsbedingungen 
nicht marktüblich und nicht durch besondere Um-
stände gerechtfertigt waren (§ 56 BHO). Zudem soll-
ten die Flugzeuge erst ein bis zwei Jahre später gelie-
fert werden. 

Der Bundeshaushalt ist daher früher als erforderlich 
mit den Ausgaben für die Flugzeuge und dadurch 
zusätzlich mit Kreditzinsen belastet worden, die der 
Bund zur Deckung der vorzeitig geleisteten Ausgaben 
aufwenden mußte. Die Zinsdifferenz zwischen der üb-
lichen und der vereinbarten Regelung beträgt bei der 
Annahme eines Zinssatzes von nur 6 v. H. mindestens 
10 Mio. DM. 

Außerdem wären bei Anwendung der marktüblichen 
Zahlungsregelung Mehrausgaben in Höhe von min-
destens 34 Mio. DM nicht entstanden, die auf den zum 
Zeitpunkt der Vorauszahlungen höheren Wert der ka-
nadischen Währung zurückzuführen sind. 

24.2.3 

Der Bundesminister hat erwidert, daß die Zahlungswei-
se aufgrund besonderer Umstände für den Bund vor-
teilhaft sei. Bei der seinerzeit gegebenen Sachlage 
stelle die Regelung die günstigste Ausnutzung der 
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verfügbaren Haushaltsmittel dar. So hätten mit der 
Reservierung von sieben Flugzeugen aus der lauf en-
den  Produktion des Herstellers kurze Lieferzeiten ein-
gehalten werden können. Die Muster Gulfstream IV 
und Falcon 900 der Mitbewerber hätten erst Jahre 
später zur Verfügung gestanden. Außerdem seien 
jährliche Preissteigerungen von mindestens 7 v. H. 
vermieden worden und der Hersteller habe auf „Preis-
eskalationen" beim Ablauf der Angebotsbindefristen 
verzichtet. Die Währungsverluste könnten ihm — dem 
Bundesminister — nicht angelastet werden, da sie 
nicht voraussehbar waren. 

24.2.4 

Die Ausführungen des Bundesministers können nicht 
überzeugen. Bei der Lieferung der Challenger-Flug-
zeuge handelt es sich um marktgängige Leistungen. 
Die Marktgängigkeit der Leistungen und der Wettbe-
werb bei der Vergabe hätten es möglich gemacht, 
unangemessene Zahlungsbedingungen zurückzu-
weisen. Es ist bezeichnend, daß der potentielle Auf-
tragnehmer von den marktüblichen Vorauszahlungs-
regelungen erst abgewichen ist, als die anderen Mit-
bewerber offiziell aus dem Auswahlverfahren ausge-
schieden waren. 

Es bestand auch keine Notwendigkeit, sich aus der 
laufenden Produktion des Auftragnehmers entgeltlich 
Flugzeuge rese rvieren zu lassen. Auch die anderen 
Mitbewerber waren in der Lage, die letztlich verein-
barten Liefertermine einzuhalten. Das Argument des 
Bundesministers, die Muster Gulfstream IV und Fal-
con 900 seien erst Jahre später ausgeliefert worden, 
geht schon deshalb fehl, weil nicht diese Flugzeugmu-
ster, sondern die Muster Gulfstream III und Falcon 50 
den Angeboten der Wettbewerber zugrunde lagen. 
Dem Auftragnehmer ist es tatsächlich nicht gelungen, 
jährliche Preissteigerungen von 7 v. H. auf dem Markt 
durchzusetzen. 

Es ist unerheblich, daß der Bundesminister die Wech-
selkursänderung nicht voraussehen konnte. Jeden-
falls hat er die höheren Ausgaben dadurch verursacht, 
daß er entgegen § 56 BHO Vorauszahlungen geleistet 
hat, die nicht allgemein üblich oder durch besondere 
Umstände gerechtfertigt waren. Der Bundesrech-
nungshof hatte wiederholt Anlaß zu der Beanstan-
dung (vgl. z. B. Bemerkungen 1986 — Drucksache 
10/6138 Nr. 21 —) von Verstößen des Bundesministers 
gegen das Verbot in § 56 BHO. Der Bundesminister ist 
erneut aufgefordert, dieses Verbot künftig zu beach-
ten. 

24.3 Zusammenfassende Würdigung 

Dem Bund ist durch die Beschaffung des zu großen 
Flugzeugmusters und durch die unbegründete Ver-
einbarung von Vorauszahlungen erheblicher Scha-
den entstanden. Der Bundesminister wird bei zukünf-
tigen Beschaffungen die aufgezeigten Mängel ver-
meiden müssen. 

25 Nachversicherung, insbesondere von 
ehemaligen Soldaten auf Zeit 
(Kapitel 14 23 Titel 423 03) 

25.0 

Soldaten auf Zeit sind nach ihrem Ausscheiden aus 
der Bundeswehr in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nachzuversichern. Der Bundesminister geht bei 
der Berechnung der Beiträge für Dienstzeiten vor dem 
Jahre 1984 nicht von der monatlichen, sondern von 
der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze aus. Dies 
führt bei der jährlichen Sonderzuwendung vielfach 
zur Nachentrichtung höherer Beiträge und damit zu 
einer zusätzlichen Belastung des Bundeshaushalts. 

Die übrigen Bundesverwaltungen verfahren bei der 
Nachversicherung unversorgt ausscheidender Beam-
ter insoweit nicht einheitlich. 

25.1 

25.1.1 

Soldaten auf Zeit sind nach ihrem Ausscheiden aus 
der Bundeswehr grundsätzlich in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nachzuversichern, da ihnen 
keine lebenslängliche Versorgung aus ihrem Solda-
tenverhältnis gewährt wird (§ 1232 Abs. 3 Reichsver-
sicherungsordnung, § 9 Abs. 3 Angestelltenversiche-
rungsgesetz). Zu diesem Zweck entrichtet der Bun-
desminister Beiträge an die Rentenversicherungsträ-
ger nach. Bemessungsgrundlage sind die Bezüge, die 
die Soldaten während ihrer Dienstzeit erhalten haben, 
jedoch nur bis zur Höhe der für jedes einzelne Jahr 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze. 

Wie diese Begrenzung sich bei einmaligen Zahlun-
gen, z. B. bei der jährlichen Sonderzuwendung — frü-
her auch Weihnachtsgeld genannt —, auswirkt, hat 
der Bundesminister in der Vergangenheit unter-
schiedlich beurteilt. Abweichend von dem bis dahin 
angewandten Verfahren hatte er im Jahre 1979 ange-
ordnet, daß die in einem Monat zugeflossenen Bezüge 
nur bis zur jeweils geltenden monatlichen Beitragsbe-
messungsgrenze zu berücksichtigen seien. Dies ent-
sprach der bis zum 31. Dezember 1983 für alle versi-
cherungspflichtigen Arbeitnehmer gültigen Rechts-
lage. 

Das Haushaltsbegleitgesetz 1984 vom 22. Dezember 
1983 (BGBl. I S. 1532) änderte die Rechtslage dahin, 
daß vom 1. Januar 1984 an Einmalzahlungen (z. B. die 
Sonderzuwendung) bei der Pflichtversicherung nicht 
mehr einem Monatszeitraum, sondern einem Jahres-
zeitraum zuzuordnen sind. Diese Regelung ist — dar-
über sind sich der Bundesminister und der Bundes-
rechnungshof einig — bei der Nachversicherung für 
Dienstzeiten nach dem Jahre 1983 entsprechend an-
zuwenden. 

Hinsichtlich der Nachversicherung für Dienstzeiten 
vor dem Jahre 1984 gab der Bundesminister im Mai 
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1986 seinen Rechtsstandpunkt auf. Er vertrat nun-
mehr unter Berufung auf den Bundesminister für Ar-
beit und Sozialordnung die Auffassung, daß auch für 
diese Beschäftigungszeiten auf die jährliche Beitrags-
bemessungsgrenze abzustellen sei, und wies die für 
die Bearbeitung zuständigen zwei Wehrbereichsge-
bührnisämter an, künftig bei Nachversicherungen so 
zu verfahren. Daran hält er bis heute fest. 

25.1.2 

Die vom Bundesminister zuletzt angeordnete Berech-
nungsweise führt zu einer zusätzlichen Belastung des 
Bundeshaushalts. Die Rentenversicherungsträger er-
halten höhere Beiträge als bei Zugrundelegung der 
monatlichen Beitragsbemessungsgrenze. Anderer-
seits müssen sie den nachversicherten Soldaten später 
auch entsprechend höhere Renten zahlen. Die finan-
ziellen Auswirkungen werden durch den folgenden 
Fall veranschaulicht: 

Ein Soldat auf Zeit schied im Jahre 1986 nach zwölf-
jähriger Dienstzeit aus der Bundeswehr aus und 
wurde im Jahre 1987 nachversichert. Im Jahre 1983 
hatte er Bezüge von insgesamt 40 876 DM erhalten, 
davon im Dezember 7 447 DM (Dienstbezüge und 
Sonderzuwendung). Nach der Anordnung des Bun-
desministers waren die gesamten Jahresbezüge der 
Beitragsberechnung zugrunde zu legen, da sie die 
jährliche Beitragsbemessungsgrenze (60 000 DM 
für das Jahr 1983) nicht überschritten. Wäre dage-
gen die monatliche Beitragsbemessungsgrenze 
(5 000 DM) als maßgeblich angesehen worden, hät-
ten von den Dezemberbezügen 2 447 DM nicht 
nachversichert werden dürfen. 

Die Summe der durch das gewählte Berechnungs-
verfahren zusätzlich erfaßten Dezemberbezüge der 
Jahre 1976 bis 1983 hatte rd. 9 000 DM betragen. Sie 
erforderte einen Mehrbeitrag von rd. 1 750 DM 
und hätte — bei einem Versicherungsfall im Jahre 
1987 — zu einer um mehr als 130 DM erhöhten Jah-
resrente geführt. 

Die hier behandelte Problematik ist auch künftig noch 
von Bedeutung. So werden in der Zeit von 1988 bis 
1990 voraussichtlich rd. 15 000 Unteroffiziere und rd. 
2 500 Offiziere mit einer mindestens zehnjährigen 
Dienstzeit ausscheiden und — in der Regel nach Ab-
lauf eines Jahres — nachversichert werden müssen. 

Der Bundesrechnungshof hat bei 59 Unteroffizieren 
und bei 57 Offizieren, die im Jahre 1987 nachversi-
chert wurden, von zwei Vorprüfungsstellen des Bun-
desministers die Mehrausgaben bei Zugrundelegung 
der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze ermitteln 
lassen. Sie betrugen im Durchschnitt bei den Unterof-
fizieren 240 DM, bei den Offizieren 1 680 DM. Obwohl 
sich diese Beträge in Zukunft vermindern und die 
Fälle auslaufen werden, wird der Bundeshaushalt in 
den Jahren 1988 bis 1990 bei unverändertem Verfah-
ren mit insgesamt etwa 4 Mio. DM zusätzlich bela-
stet. 

25.1.3 

Da die Frage nach der zutreffenden Bemessungs-
grenze sich auch bei einem unversorgten Ausschei-
den eines Beamten stellt, hat der „Arbeitskreis für 
Versorgungsfragen" (Arbeitskreis), dem die Fachbe-
amten der Länder sowie des Bundesministers der Fi-
nanzen und des Bundesministers des Innern angehö-
ren, sich auf Anregung des Bundesrechnungshofes im 
Oktober 1987 damit befaßt. Er kam einvernehmlich zu 
dem Ergebnis, daß für Dienstzeiten vor dem Jahre 
1984 nicht die jährliche, sondern die monatliche Bei-
tragsbemessungsgrenze maßgebend sei. 

Die Länder Bayern und Niedersachsen haben darauf-
hin für ihren Zuständigkeitsbereich die Anwendung 
der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze für diese 
Fälle angeordnet. Aus vier weiteren Ländern ist dem 
Bundesrechnungshof bekannt, daß sie ebenso verfah-
ren. 

Die Praxis im Bundesbereich ist nicht einheitlich. 
Während der Bundesminister für Verkehr in seinem 
Geschäftsbereich, die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost die monatliche Beitragsbemes-
sungsgrenze anwenden, berücksichtigt das Bundes-
amt für Finanzen — Bundesbesoldungsstelle — , des-
sen Auskünfte über die Höhe des nachzuversichern-
den Entgelts die meisten Bundesbehörden zugrunde 
legen, alle Einmalzahlungen bis auf weiteres im Rah-
men der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze. 

Der Bundesminister des Innern hat in der Rechtsfrage 
keine eindeutige Stellung bezogen, sondern den 
obersten Bundesbehörden im Mai 1988 empfohlen, 
„künftig bis auf weiteres" in den fraglichen Fä llen den 
zuständigen Rentenversicherungsträger um Mittei-
lung seiner Auffassung zu bitten. 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ak-
zeptiert jedoch zur Zeit beide Berechnungsverfahren 
mit der Begründung, daß das angesprochene Problem 
bisher nicht höchstrichterlich entschieden sei. 

25.2 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits im Prüfungs-
verfahren die später vom Arbeitskreis übernommene 
Auffassung vertreten. Er hat deshalb die neue Verfah-
rensweise des Bundesministers bei der Berechnung 
des nachzuversichernden Entgelts beanstandet, da sie 
dazu führt, daß ein ausscheidender Soldat auf Zeit für 
Dienstzeiten vor dem Jahre 1984 besser gestellt wird, 
als ein zur gleichen Zeit pflichtversicherter Arbeitneh-
mer. Dieses Ergebnis widerspricht dem Grundgedan-
ken der Nachversicherung, die versicherungsfreie 
Person nachträglich so zu stellen, als sei sie versiche-
rungspflichtig gewesen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, zu seinem früheren Verfahren zurück-
zukehren und für Beschäftigungszeiten vor dem Jahre 
1984 die monatliche Beitragsbemessung anzuwen-
den. 

Der Bundesrechnungshof hält die Empfehlung des 
Bundesministers des Innern vom Mai 1988 für wenig 
hilfreich und hat ihn ersucht, dem Beratungsergebnis 
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des Arbeitskreises, in dem er selbst vertreten war, zu 
folgen. 

Der Bundesminister der Finanzen sollte das abwei-
chende Verfahren des ihm nachgeordneten Bundes-
amtes für Finanzen nicht länger dulden. 

25.3 

Der Bundesminister wendet sich gegen die Auffas-
sung des Bundesrechnungshofes, Ziel der Nachversi-
cherung sei es, die ausgeschiedenen Soldaten so zu 
stellen, als seien sie bereits während ihrer Bundes-
wehrzugehörigkeit in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung pflichtversichert gewesen. Im übrigen beruft 
er sich zur Rechtfertigung seiner Verfahrensanord-
nung auf Äußerungen und Empfehlungen des Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung. 

Dieser hat zuletzt in einer Stellungnahme vom Juli 
1988 erneut die Ansicht vertreten, Einmalzahlungen 
seien bei der Nachversicherung auch für Dienstzeiten 
vor dem Jahre 1984 im Rahmen der jährlichen Bei-
tragsbemessungsgrenze zu berücksichtigen. Zur Be-
gründung hat er nun folgendes ausgeführt: 

— Nach dem Gesetzeswortlaut hätten sich die von 
den Arbeitgebern auszustellenden Nachversiche-
rungsbescheinigungen auf die Entgelte zu erstrek-
ken, die „in den einzelnen Kalenderjahren ... ge-
zahlt sind" (§ 1402 Abs. 6 Reichsversicherungsord-
nung, § 124 Abs. 6 Angestelltenversicherungsge-
setz). 

— Für die Nachversicherung sei g rundsätzlich das 
Recht maßgebend, das im Zeitpunkt des Ausschei-
dens aus der rentenversicherungspflichtigen Be-
schäftigung gelte (vergleiche die Höhe des Bei-
tragssatzes). 

— Die Nachversicherung erfolge nach Mindestent-
gelten. 

Die zuletzt erwähnte „Mindestentgeltregelung" be-
sagt, daß in Fällen besonders geringer Dienstbezüge 
stets ein Mindestbetrag (ein Fünftel oder ein Zehntel 
der jeweils gültigen monatlichen Beitragsbemes-
sungsgrenze) nachversichert werden muß. Vor allem 
in dieser Regelung sieht der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung einen „Hinweis darauf, einmalig 
gezahltes Arbeitsentgelt nicht nur im Monat des Zu-
flusses zu berücksichtigen. Denn andernfalls würde 
dieser Vorzug in einer Weise verstärkt, die kaum dem 
Willen des Gesetzgebers entsprechen dürfte". Ge-
dacht ist hierbei anscheinend daran, daß nach der 
Rechtsauffassung des Bundesrechnungshofes die 
Nachversicherung für den Monat Dezember (1983 
oder früher) wegen der Sonderzuwendung nach den 
tatsächlichen Bezügen, für die übrigen Monate dage-
gen nach Mindestbeträgen erfolgen könnte. 

Der Bundesminister des Innern hat in einer Stellung-
nahme vom August 1988 darauf hingewiesen, daß für 
die Auslegung des Nachversicherungsrechts vorran-
gig die Rentenversicherungsträger zuständig seien. 
Diese planten eine Erörterung der Zweifelsfrage „in 
nächster Zeit". Das Ergebnis wolle er abwarten. 

Der Bundesminister der Finanzen hat im August 1988 
erklärt, er sehe sich nicht in der Lage, sich über die 
Rechtsmeinung des für das Nachversicherungsrecht 
federführenden Bundesministers für Arbeit und Sozi-
alordnung hinwegzusetzen. 

25.4 

Der Bundesrechnungshof hält an seiner Auffassung 
fest. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialge-
richts bezweckt die Nachversicherung die soziale Si-
cherung der Personen, bei denen im Hinblick auf eine 
anderweitige (beamtenrechtliche) Versorgung Versi-
cherungsfreiheit bestanden hat, denen dann aber spä-
ter doch keine Versorgung aus einer versicherungs-
freien Beschäftigung gewährt wird; sie wi ll  diese Per-
sonen nachträglich in die Sozialversicherung einbe-
ziehen und ihre versicherungsfreien Beschäftigungs-
zeiten sozialversicherungsrechtlich „honorieren" , 
wenn die Aussicht auf beamtenrechtliche Versor-
gung, die zur Versicherungsfreiheit geführt hat, uner-
füllt geblieben ist (BSG 24, S. 106, 108 — Urteil vom 
24. November 1965). Diesem Grundgedanken ent-
spricht es nach Ansicht des Bundesrechnungshofes, 
wenn im Falle der Nachversicherung ursprünglich 
versicherungsfreie Beschäftigungszeiten in renten-
rechtlicher Hinsicht so behandelt werden, als hätte 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung bestanden. Daraus folgt, daß für Dienstzeiten 
vor dem Jahre 1984 Einmalzahlungen nur im Rahmen 
der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze nachzu-
versichern sind. 

Auch die Ausführungen des Bundesministers für Ar-
beit und Sozialordnung führen zu keiner anderen Be-
urteilung. Die von ihm erwähnte Nachversicherungs-
bescheinigung hat zwar die tatsächlich gezahlten Jah-
resentgelte darzustellen, aber auch diejenigen Be-
träge, die nach Maßgabe der zutreffenden (gegebe-
nenfalls der monatlichen) Beitragsbemessungsgren-
zen für die Nachversicherung relevant sind. Die Maß-
geblichkeit des im Zeitpunkt des Ausscheidens eines 
unversorgten Soldaten (Beamten) geltenden Rechts 
der Pflichtversicherung besagt im wesentlichen nur, 
daß der dann gültige Beitragssatz anzuwenden sei. 
Dies führt — im Gegensatz zu der Bemessung der 
maßgebenden Bezüge — nicht zu einer abweichen-
den Rentenhöhe. Folgerichtig ist anerkannt, daß ge-
rade die maßgebenden Beitragsbemessungsgrenzen 
dem Recht derjenigen Zeiträume zu entnehmen sind, 
die der Nachversicherung im Einzelfall unterliegen. 
Der Hinweis auf die „Mindestentgeltregelung" 
schließlich geht fehl. Die Anwendung des Monats-
prinzips auf Einmalzahlungen bewirkt nach Einschät-
zung des Bundesrechnungshofes hier allenfalls eine 
vergleichsweise geringfügige Begünstigung eines 
kleinen und sozial schwachen Personenkreises. Sie 
dürfte eher hinzunehmen sein als die bei Anwendung 
des Jahresprinzips eintretende, betraglich bedeuten-
dere Begünstigung der zahlreichen ausscheidenden 
Zeitsoldaten. 
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25.5 

Der Bundesminister sollte deshalb bei der Nachversi-
cherung für Beschäftigungszeiten vor dem Jahre 1984 
auf die monatliche Beitragsbemessungsgrenze abstel-
len. Die dem Bundesminister der Finanzen nachge-
ordnete Bundesbesoldungsstelle sollte ihre Praxis 
ebenfalls ändern. Der Bundesminister des Innern 
sollte — unabhängig von dem Ergebnis der Erörte-
rung durch die Rentenversicherungsträger — den 
obersten Bundesbehörden empfehlen, zur Entlastung 
des Bundeshaushalts entsprechend dem Beratungser-
gebnis des Arbeitskreises zu verfahren. Damit sollte 
zugleich eine einheitliche Praxis innerhalb der Bun-
desressorts erreicht und die unterschiedliche Behand-
lung bei Bund und Ländern beendet werden. Erheben 
der Rentenversicherungsträger oder der ehemalige 
Soldat (Beamte) Einwände, wäre Gelegenheit, die 
Streitfrage durch die Sozialgerichte entscheiden zu 
lassen. 

Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit 
(Einzelplan 15) 

26 Zahlung des Kindergeldes 
(Kapitel 15 02 Titelgruppe 07) 

26.0 

Der Bundesminister hat angeordnet, daß entgegen 
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes Kin-
dergeld gezahlt wird, wenn das Einkommen des Kin-
des nur aufgrund der Zahlung vermögenswirksamer 
Leistungen die gesetzliche Grenze von 750 DM er-
reicht oder übersteigt. 

26.1 

Nach dem Bundeskindergeldgesetz (§ 2 Abs. 2 Satz 2) 
wird für Kinder, die das 16. Lebensjahr vollendet ha-
ben und sich in Berufsausbildung befinden, kein Kin-
dergeld mehr gezahlt, wenn ihnen aus dem Ausbil-
dungsverhältnis Bruttobezüge in Höhe von wenig-
stens 750 DM monatlich zustehen. Der Bundesmini-
ster hat in seinen „Durchführungsanweisungen", 
nach denen die Besoldungsstellen das Kindergeld für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes auszahlen, 
hierzu bestimmt, daß vermögenswirksame Leistun-
gen, die der ausbildende Arbeitgeber zu erbringen 
hat, nicht zu den Bruttobezügen rechnen. Die Arbeits-
ämter verfahren nach inhaltlich gleichen, mit dem 
Bundesminister abgestimmten, Dienstanweisungen 
der Bundesanstalt für Arbeit. 

Das Bundessozialgericht hatte demgegenüber bereits 
in den Jahren 1980 und 1981 (zu den mit § 2 Abs. 2 
Satz 2 Bundeskindergeldgesetz insoweit wortglei-
chen Bestimmungen des Angestelltenversicherungs-
gesetzes und der Reichsversicherungsordnung) ent-
schieden, daß zu den Bruttobezügen aus dem Ausbil-
dungsverhältnis auch die vermögenswirksamen Lei-
stungen gehören. Diese Entscheidungen wurden 

durch Urteil des Bundessozialgerichtes vom 24. Sep-
tember 1986 zum Bundeskindergeldgesetz bestätigt. 
Nach einer umfassenden Auseinandersetzung mit 
den auch vom Bundesminister verwendeten Argu-
menten führte das Gericht aus, daß die Verwaltungs-
praxis mit dem Gesetz nicht zu vereinbaren sei. 

Der Bundesrechnungshof hatte den Bundesminister 
bereits im Anschluß an die ersten Urteile des Bundes-
sozialgerichtes darauf hingewiesen, daß die „Durch-
führungsanweisungen " diesen Entscheidungen wi-
dersprechen. Auch der Bundesminister der Finanzen 
machte den Bundesminister darauf aufmerksam, daß 
eine von der Rechtsprechung des Bundessozialgerich-
tes abweichende Regelung nur vom Gesetzgeber ge-
troffen werden könne. Der Bundesminister änderte 
jedoch seine Anweisungen nicht, sondern empfahl 
— mit Erfolg — auch dem Bundesminister des Innern 
und dem Bundesminister für das Post- und Fernmel-
dewesen, die Rechtsprechung des Bundessozialge-
richtes nicht zu berücksichtigen. Im Gegensatz dazu 
hatten die Träger der Angestellten- und Arbeiterren-
tenversicherung ihre Verwaltungspraxis der Recht-
sprechung des Bundessozialgerichtes angepaßt. 

26.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bundesminister trotz der ihm bekannten Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichtes seine „Durchfüh-
rungsanweisungen" nicht geändert und auch dem 
Gesetzgeber keine Novellierung des Bundeskinder-
geldgesetzes vorgeschlagen hat. Es widerspreche 
auch dem Gebot wirtschaftlichen Handelns, ein Ge-
setz entgegen der ständigen Rechtsprechung in einer 
für den Bundeshaushalt ungünstigeren Weise anzu-
wenden. 

26.3 

Der Bundesminister hat eine Änderung seiner 
„Durchführungsanweisungen" mit der Begründung 
abgelehnt, er halte die Rechtsprechung des Bundesso-
zialgerichtes nicht für überzeugend, da sie nicht be-
rücksichtige, daß die vermögenswirksame Leistung 
über längere Zeit festzulegen und daher nicht als Ein-
kommen verfügbar sei. Nach dem Zweck der gesetz-
lichen Regelung solle der Ausschluß des Familienla-
stenausgleichs nur eintreten, wenn der verfügbare 
Teil der Ausbildungsvergütung zur Deckung des typi-
scherweise bestehenden Unterhaltsbedarfs des Aus-
zubildenden ausreiche; dieser Teilbetrag erhöhe sich 
aber durch eine zusätzliche vermögenswirksame Lei-
stung des Arbeitgebers nicht. Die Rechtseinheit ist 
nach Ansicht des Bundesministers insoweit gewahrt, 
als aufgrund seiner „Durchführungsanweisungen" 
die Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes von 
sämtlichen Kindergeldstellen nicht berücksichtigt 
werde. Er beziehe jedoch die „Festschreibung" seiner 
Verwaltungspraxis in seine Überlegungen zur Novel-
lierung des Bundeskindergeldgesetzes ein. 
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26.4 

Die Auffassung des Bundesministers überzeugt nicht. 
Als Teil der gesetzesausführenden Gewalt ist der Bun-
desminister gehalten, die vom zuständigen obersten 
Bundesgericht in ständiger Rechtsprechung für Recht 
erkannte Auslegung des Bundeskindergeldgesetzes 
zu beachten, auch wenn seine Rechtsansicht nicht mit 
der des Gerichtes übereinstimmt. Andernfalls sind die 
Rechtseinheit und Rechtssicherheit, für deren Einhal-
tung die obersten Bundesgerichte geschaffen wurden, 
nicht mehr ausreichend gewahrt. Entgegen der An-
sicht des Bundesministers liegt auch insoweit eine 
unterschiedliche Rechtsanwendung vor, als die wort-
gleichen Bestimmungen des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes und der Reichsversicherungsordnung 
durch die zuständigen Versicherungsträger entspre-
chend der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes 
angewandt werden. Wenn der Bundesminister seine 
„Durchführungsanweisungen" der ständigen Recht-
sprechung nicht anpassen und die Leistungen des 
Bundes nach dem Bundeskindergeldgesetz nicht ent-
sprechend verringern will, sollte er dem insoweit al-
lein entscheidungsbefugten Gesetzgeber einen seiner 
Auslegung entsprechenden Vorschlag zur Änderung 
des Gesetzes vorlegen. 

Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 
(Einzelplan 23) 

27 Zuwendung an die Gesamthochschule 
Kassel — Fachbereich Internationale 
Agrarwirtschaft in Witzenhausen — zur 
Förderung der Ausbildung von Studierenden 
(Kapitel 23 02 Titel 685 36) 

27.0 

Der Bundesminister fördert anteilig die Ausbildung 
von Studierenden am Fachbereich Internationale 
Agrarwirtschaft der Gesamthochschule Kassel, ohne 
daß ein konkreter, anderweitig nicht zu deckender 
Bedarf des Bundes an den so Ausgebildeten be-
steht.  

27.1 

Die Gesamthochschule Kassel — Fachbereich Inter-
nationale Agrarwirtschaft (Fachbereich) in Witzen-
hausen — bildet Studierende der Fachrichtung Land-
wirtschaft im 5. und 6. Semester in tropischer und sub-
tropischer Landwirtschaft aus. Am Jahresende 1987 
betreute der Fachbereich insgesamt 550 Studierende. 
Davon befanden sich 129 Studierende im Schwer-
punktstudium (5. und 6. Semester). 42 Studierende 
haben im Jahre 1987 den gesamten Studiengang ab-
geschlossen. 

Der Bundesminister förderte zunächst in der Zeit von 
1979 bis 1984 die Ausbildung der Studierenden in 
tropischer und subtropischer Landwirtschaft am Fach-
bereich mit einem pauschalen Zuschuß von jährlich 

1 Mio. DM. Seit dem Jahre 1985 gewährt der Bundes-
minister Zuwendungen in Höhe von jeweils 0,7 Mio. 
DM pro Jahr. Auch für das Jahr 1988 wurden im Haus-
haltsplan Mittel in dieser Höhe veranschlagt. Dabei 
wird vom Bundesminister unterstellt, daß in seinem 
Geschäftsbereich pro Jahr ein Bedarf von etwa 30 Ab-
solventen des erwähnten Studienganges besteht. Die 
den Zuwendungsbetrag übersteigenden Kosten der 
Ausbildung werden vom Land Hessen getragen. Bei 
Gesamtkosten im Jahre 1987 von rd. 3,5 Mio. DM hat 
der Bund damit ein Fünftel übernommen. 

27.2 

Der Bundesrechnungshof hat diese Förderung bean-
standet. Er hat die Auffassung vertreten, daß der 
Wahrnehmung der Finanzierungskompetenz des 
Bundes Grenzen gesetzt sind. Die Förderung des 
Fachbereichs sei deshalb nur zulässig, soweit dies zur 
sachgemäßen Erfüllung von Aufgaben der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit unumgänglich erforderlich 
sei, also nur soweit ein Bedarf des Bundes (einschließ-
lich der Durchführungsorganisationen und Zuwen-
dungsempfänger) an sogenannten Tropen-Landwir-
ten bestehe und nur durch den Fachbereich gedeckt 
werden könne. Der Bundesrechnungshof hat darauf 
hingewiesen, daß sich nach einer von dem Bundesmi-
nister bei den Durchführungsorganisationen der Ent-
wicklungshilfe gehaltenen Umfrage ergeben habe, 
daß der Bedarf an einzustellenden Tropen-Landwir-
ten in der Zukunft im allgemeinen gering sein werde. 
Ein spezieller Bedarf an Absolventen gerade des 
Fachbereichs zeigte sich nicht. 

Der Bundesrechnungshof hat es deshalb nicht für zu-
lässig und nicht für erforderlich gehalten, die Ausbil-
dung der Studierenden in tropischer und subtropi-
scher Landwirtschaft am Fachbereich durch Zuwen-
dungen des Bundes zu fördern. 

27.3 

Der Bundesminister hat die Förderung damit begrün-
det, daß dem Bund im Bereich der internationalen 
Aufgaben die Finanzierungskompetenz zustehe. Es 
handele sich bei der Ausbildung um eine ergänzende 
Maßnahme im Rahmen der Pflege der Auslandsbezie-
hungen. Die Ausbildung durch den Fachbereich 
rechne außerdem zu den ressortzugehörigen Funktio-
nen. Sie sei nötig, um die ihm übertragenen Aufgaben 
auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
erfüllen zu können. 

Der Bundesminister hat folgende Gründe zur Beibe-
haltung der Förderung angeführt: 

— Im Rahmen der Entwicklungspolitik seien der 
Bund und seine Durchführungsorganisationen auf 
einen Grundbestand an spezifisch ausgebildeten 
Fachkräften, vor allem in der Agrarförderung, an-
gewiesen, auf den sie ständig zurückgreifen müß-
ten. 

— Das Studienangebot des Fachbereichs sei als wis-
senschaftlicher Kurzstudiengang mit betonter Pra- 
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xisorientierung und mit Universitätsabschluß (Di-
plom) in der Bundesrepublik Deutschland einma-
lig und für die Zwecke der Agrarförderung in Ent-
wicklungsländern speziell geeignet. Der Fachbe-
reich verfüge für diesen Studiengang über umfan-
greiche traditionelle Erfahrungen in tropischer 
Agrarwirtschaft aus seinen Vorgängereinrichtun-
gen. 

— Bei Beendigung der Förderung durch den Bund 
würde in der Zukunft dieses Ausbildungsangebot 
ersatzlos entfallen. 

Er will deshalb die Förderung der Ausbildung von 
Studierenden in internationaler Agrarwirtschaft künf-
tig auf der Basis von 30 Absolventen je Jahr als Pro-
Kopf-Förderung fortführen. 

27.4 

Der Auffassung des Bundesministers, er könne die 
Förderung der Ausbildung auch darauf stützen, daß 
der Bund die Finanzierungskompetenz zur „Förde-
rung von bundeswichtigen Auslandsbeziehungen, 
insbesondere zu nichtstaatlichen internationalen und 
ausländischen Organisationen und Einrichtungen 
(Auslandsbeziehungen)" habe, folgt der Bundesrech-
nungshof nicht. Die Ausbildung im Fachbereich stellt 
keine direkte Maßnahme im Rahmen der Pflege der 
Auslandsbeziehungen dar. Es trifft zwar zu, daß zu 
dem Bereich der dem Bund zugerechneten internatio-
nalen Aufgaben auch ergänzende Maßnahmen und 
Einrichtungen im Inland gehören. Die Förderung als 
ergänzende Maßnahme setzt aber — ebenso wie die 
Finanzierungszuständigkeit kraft „ressortzugehöri-
ger Funktionen" — ein Bundesinteresse an der Aus-
bildung und damit einen besonderen Ausbildungsbe-
darf des Bundes im Bereich der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit voraus. 

27.5 

Der Bundesrechnungshof hält auch die vom Bundes-
minister für die Beibehaltung der Förderung vorgetra-
genen Gründe nicht für geeignet, die Förderung in 
einem Bereich fortzusetzen, der grundsätzlich als 
Hochschulförderung in die Zuständigkeit der Länder 
fällt. Der Bundesminister hat nämlich nicht belegen 
können, daß ein konkreter, anderweitig nicht zu dek-
kender Bedarf an Absolventen gerade des Fachbe-
reichs zur Durchführung entwicklungspolitischer 
Aufgaben des Bundes gegeben ist. Kenntnisse auf 
dem Gebiet der internationalen Agrarwirtschaft wer-
den auch von anderen deutschen Hochschulen und 
Universitäten vermittelt. Zur Planung und Durchfüh-
rung von Projekten der wirtschaftlichen Zusammenar-
beit bedarf es der speziell vom Fachbereich angebo-
tenen Ausbildung nicht. -Zwar haben einige der vom 
Bundesminister befragten Durchführungsorganisatio-
nen erklärt, sie hätten in der Vergangenheit Absol-
venten des Fachbereichs eingesetzt, keine hat jedoch 
angeführt, sie sei auf diese Studienabgänger ange-
wiesen. Die größte dieser Organisationen hat sogar 
erklärt, daß Absolventen des Fachbereichs in ihrer 

Einstellungspraxis praktisch keine Rolle spielten. Das 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft hat 
dem Bundesminister mitgeteilt, das Studium der inter-
nationalen Agrarwirtschaft an einer Fachhochschule 
allein reiche für eine Tätigkeit bei der Ernährungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na-
tionen (FAO) nicht aus. 

Der Bundesrechnungshof kommt daher zu dem Er-
gebnis, daß ein erhebliches Bundesinteresse als Vor-
aussetzung für eine Zuwendung nicht zu bejahen 
ist. 

Der Bundesminister sollte deshalb für die Zukunft die 
Förderung einstellen. 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 
(Einzelplan 25) 

28 Vergabe von Bauleistungen für Bauvorhaben 
der Stationierungsstreitkräfte 
(Heimatmittel der Stationierungsstreitkräfte) 

28.0 

Bei der Vergabe umfangreicher Aufträge für aus Hei-
matmitteln finanzierte Baumaßnahmen von Stationie-
rungsstreitkräften hat die dafür zuständige deutsche 
Bauverwaltung eines Landes den Wettbewerb ohne 
hinreichenden Grund weitgehend eingeschränkt. 
Dies hatte eine unvertretbare Begrenzung des Markt-
zuganges für die Bewerber um öffentliche Aufträge 
sowie unwirtschaftliche Angebotspreise zur Folge und 
begünstigte die Möglichkeiten von Preisabsprachen. 

Sie ließ ein besonderes Vergabeverfahren entwickeln, 
das wegen nicht kalkulierbarer Risiken für die Bieter 
unzumutbar und für die Auftraggeber erkennbar un-
wirtschaftlich war. 

28.1 

Die Stationierungsstreitkräfte lassen in erheblichem 
Umfang aus Heimatmitteln finanzierte Baumaßnah-
men in der Bundesrepublik Deutschland ausführen. 
Die Mittel hierfür (im Jahre 1986 rd. 2 Mrd. DM) ent-
fallen überwiegend auf Baumaßnahmen im soge-
nannten Auftragsbauverfahren, bei dem der deut-
schen Bauverwaltung in der Regel Planung, Vergabe 
und Bauausführung im Namen des Bundes und in 
eigener Verantwortung, aber auf Kosten der Streit-
kräfte, obliegen. Rechtsgrundlagen hierfür sind Arti-
kel 49 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppen

-

statut und die mit den Stationierungsstreitkräften je-
weils geschlossenen Verwaltungsabkommen (Auf-
tragsbautengrundsätze — ABG 1975). Diese schrei-
ben u. a. vor, daß bei derartigen Baumaßnahmen die 
deutschen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, ins-
besondere die deutschen Vergabevorschriften (z. B. 
die Verdingungsordnung für Bauleistungen 
— VOB —) einzuhalten und Vorschläge der Streit-
kräfte nur zu berücksichtigen sind, soweit sie diesen 
Vergabevorschriften nicht widersprechen. Mit diesen 
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Regelungen sollen ein einheitliches Handeln bei der 
Durchführung öffentlicher Baumaßnahmen, eine wirt-
schaftliche, der deutschen Marktstruktur entspre-
chende Vergabe sowie die Gleichbehandlung der Bie-
ter sichergestellt werden. 

28.2 

Bei der Durchführung derartiger Baumaßnahmen für 
die Stationierungsstreitkräfte ist die deutsche Bauver-
waltung im Bereich einer Oberfinanzdirektion grund-
legend von diesen Vorschriften abgewichen. 

Bei einem umfangreichen, über mehrere Jahre ver-
teilten Programm zur Verbesserung von Wohngebäu-
den mit einem geschätzten Gesamtvolumen von rd. 
120 Mio. DM beabsichtigte die zuständige Bauverwal-
tung, alle Aufträge unter immer denselben vier Be-
werbern beschränkt auszuschreiben, obwohl wegen 
der Art und des Umfangs der Leistungen öffentliche 
Ausschreibungen geboten waren und aus früheren 
Vergaben bekannt war, daß ein ausreichend großer 
Bewerberkreis für die Ausführung derartiger Arbeiten 
zur Verfügung stand. 

Die ersten Aufträge über zusammen rd. 16 Mio. DM 
wurden auf diese Weise erteilt, obwohl nach Feststel-
lung des zuständigen Bauamts teilweise selbst die 
Preise des Mindestbietenden überhöht waren (in ei-
nem Fall um 20 v. H. oder rd. 800 000 DM), der drin-
gende Verdacht auf Preisabsprachen bestand und die 
Gefahr der Begünstigung einzelner Bieter gegeben 
war. 

Für die weiteren Vergaben entwickelte die zustän-
dige Oberfinanzdirektion ein besonderes Verfahren 
„Abrufauftrag mit Option" . Danach sollten die Bieter 
trotz unzulänglicher Leistungsbeschreibung verbind-
liche Angebote abgeben und bis zu zwei Jahre an ihre 
Preise vertraglich gebunden werden, ohne zu wissen, 
ob, in welchem Umfang und wann sie mit der Ertei-
lung von Aufträgen rechnen konnten. Die Leistungen 
sollten jeweils freihändig unter den bisherigen vier 
Bietern vergeben werden. Auf Drängen des Bauamts 
wurde die Bewerberliste um zwei ergänzt. 

28.3 

Der Bundesrechnungshof hat die Vergabepraxis als 
krassen Verstoß gegen die auch dem Interessenaus-
gleich zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 
dienenden Regelungen der VOB und zugleich als un-
wirtschaftlich beanstandet. 

Er hat zudem das geplante Verfahren „Abrufauftrag 
mit Option" gerügt, weil es gegen das Gesetz zur 
Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen verstößt und die Bieter wegen unvollstän-
diger Leistungsbeschreibungen sowie überlanger 
Bindungsfristen mit unzumutbaren Wagnissen bela-
stet, die zwangsläufig erhebliche Risikozuschläge und 
somit überhöhte Angebotspreise zur Folge haben. Das 
Verfahren kann deshalb ein nachlassendes Interesse 
der Bauunternehmen an Preiswettbewerben um öf-
fentliche Bauleistungen bewirken. 

Die Oberfinanzdirektion hat erklärt, sie habe sich bei 
der Wahl der Vergabeverfahren an die Forderungen 
der Stationierungsstreitkräfte gebunden gefühlt, weil 
das Programm von diesen finanziert werde. 

Der Bundesrechnungshof ist dieser Auffassung mit 
der Begründung entgegengetreten, daß die Bauver-
waltung dabei ihre Verpflichtung aus den ABG 1975 
verkannt habe, auch bei Baumaßnahmen für die Sta-
tionierungsstreitkräfte für die Anwendung und Ein-
haltung des deutschen Vergaberechts und damit für 
die Wirtschaftlichkeit der Vergaben zu sorgen; ord-
nungsgemäßer Wettbewerb und eine Vergabe zu an-
gemessenen Preisen, wie in § 2 Abs. 1 VOB/A vorge-
schrieben, seien für die Wirtschaftlichkeit unerläß-
lich. 

28.4 

Der vom Bundesrechnungshof in die Angelegenheit 
eingeschaltete Bundesminister hat sich der Auffas-
sung des Bundesrechnungshofes uneingeschränkt 
angeschlossen und der Bauverwaltung entspre-
chende Weisungen erteilt. 

Die Bauverwaltung hat inzwischen zugesichert, künf-
tig regelgerecht zu verfahren. Das besondere Verga-
beverfahren „Abrufauftrag mit Option" hat sie vor der 
ersten Anwendung zurückgezogen. 

Ferner hat die Bauverwaltung inzwischen mit den zu-
ständigen Dienststellen der Stationierungsstreitkräfte 
Einvernehmen dahin erzielt, daß künftig in beidersei-
tigem Interesse strikt nach den für die Vergabe von 
Bauaufträgen abgeschlossenen Verwaltungsabkom-
men verfahren wird. 

Der Bundesminister wird die Einhaltung seiner Wei-
sungen überwachen müssen. 

Bundesminister für Forschung und Technologie 
(Einzelplan 30) 

29 Förderung der nichtnuklearen 
Energieforschung und - technologie; 
Teilbereich: Rationelle Energieverwendung 
in der Industrie 
(Kapitel 30 05 Titel 892 13) 

29.0 

Der Bundesminister förderte energiesparende Investi-
tionsmaßnahmen mit dem Hauptziel, einen Anstoß 
zur breiten Anwendung der eingesetzten Technolo-
gien zu geben (Demonstrationsanlagen). 

Die beabsichtigte Anstoßwirkung ist jedoch erheblich 
beeinträchtigt, da den Zuwendungsempfängern nicht 
auferlegt war, übertragbare Erkenntnisse zur Wirt-
schaftlichkeit der eingesetzten Technologien aufzu-
zeigen. 

Der Modellcharakter einzelner Demonstrationsanla- 
gen für Folgeanlagen ist in Frage zu stellen, da eine 
sehr hohe Förderung erforderlich war, um die Investi- 
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tionsmaßnahmen für den Zuwendungsempfänger 
wirtschaftlich interessant werden zu lassen. 

Die Notwendigkeit staatlicher Förderung war nicht 
immer erkennbar. Es wurden bereits begonnene Vor-
haben gefördert, Zuwendungen im nachhinein aufge-
stockt und auch Vorhaben trotz hoher wirtschaftlicher 
Eigenanreize gefördert. 

29.1 Allgemeines 

Der Bundesminister förderte im Rahmen des Pro-
gramms „Nichtnukleare Energieforschung und -tech-
nologie" die rationelle Energieverwendung in der In-
dustrie durch Zuwendungen. Dafür bewilligte er in 
den Jahren 1975 bis 1985 rd. 400 Mio. DM. Die mei-
sten Zuwendungen flossen in die Förderung des Baus 
und der Erprobung von Demonstrationsanlagen. We-
sentlicher Förderzweck war, Nutzungsmöglichkeiten 
der Abfallenergie bei Produktionsprozessen aufzuzei-
gen. Der Bundesminister beabsichtigte, damit einen 
Anstoß zur breiten Anwendung der eingesetzten 
Technologien zu geben, um rasch Energieeinsparun-
gen bei der industriellen Produktion zu erzielen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgaben für diesen 
Teil des Förderprogramms geprüft. Er hat dabei er-
hebliche Mängel in der Förderpraxis, insbesondere 
beim Bewilligungsverfahren, festgestellt. 

29.2 Übertragbare Erkenntnisse zur 
Wirtschaftlichkeit von Demonstrationsanlagen 

Der Bundesminister förderte zwei Demonstrationsan-
lagen zur Gewinnung und Nutzung eines im Produk-
tionsprozeß als Abfall entstehenden Gases mit zusam-
men rd. 63 Mio. DM (23 Mio. sowie 40 Mio. DM). 
Angaben zur erwarteten Wirtschaftlichkeit der ener-
giesparenden Investitionen wurden von dem Zuwen-
dungsempfänger weder im Antragsverfahren noch im 
Abschlußbericht verlangt. Mit dem Bau und der Er-
probung der geförderten Anlagen wurde die techni-
sche Realisierbarkeit verschiedener energiesparender 
Maßnahmen gezeigt. Die war jedoch in beiden Fällen 
bereits vor Beginn der Maßnahme bekannt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung vertre-
ten, daß der Nachweis der ohnehin zweifelsfreien 
technischen Realisierbarkeit nicht ausreichte, um den 
beabsichtigten Anstoß zur breiten Anwendung der 
geförderten Technologien zu geben. Hierzu wäre es 
vielmehr notwendig gewesen, auf andere Projekte 
übertragbare Erkenntnisse darüber zu gewinnen, ob 
ein Unternehmen die durch eine geförderte Anlage 
zurückgewonnene Energie (z. B. in Form von Fern-
wärme) zu konkurrenzfähigen Preisen anbieten kann 
oder welche Kostensenkung sich bei Selbstnutzung 
dieser Energie gegenüber dem Primärenergieeinsatz 
ergibt. Erst durch solche Erkenntnisse zur Wirtschaft-
lichkeit hätten die Demonstrationsanlagen Anreizwir-
kung zum Bau von Folgeanlagen auf andere Unter-
nehmen ausüben können. 

Der Bundesrechnungshof hat daher angeregt, bereits 
im Bewilligungsverfahren Angaben zur erwarteten 

Wirtschaftlichkeit der energiesparenden Investitio-
nen zu verlangen, deren Ergebnisse zu dokumentie-
ren sowie den Zuwendungsempfängern aufzuerle-
gen, übertragbare Erkenntnisse zur Wirtschaftlichkeit 
der geförderten Investitionsmaßnahmen im Abschluß-
bericht darzulegen. 

Der Bundesminister hat eingewandt, eine Überbeto-
nung der Wirtschaftlichkeitsrechnung erscheine ihm 
nicht angemessen, da sie „nicht den Gepflogenheiten 
im Anlagegeschäft" entspreche. Ein Interessent 
werde auch stets eine eigene Wirtschaftlichkeitsrech-
nung zur Vorbereitung seiner Investitionsentschei-
dung erstellen müssen. Die hierfür „notwendigen 
Eckwerte" hätten die geförderten Anlagen erbracht. 

Der Bundesminister hat jedoch eingeräumt, daß hier 
Verbesserungen notwendig und möglich seien; er 
werde daher die Anregungen künftig beachten. 

Der Bundesrechnungshof sieht seine Kritik durch die 
Einwendungen des Bundesministers nicht entkräftet. 
Er hält an seiner Auffassung fest, daß ein Anreiz zum 
Bau von Folgeanlagen übertragbarer Erkenntnisse 
zur Wirtschaftlichkeit bedarf und sieht sich darin 
durch die Zusage des Bundesministers bestätigt, hier 
Verbesserungen vornehmen zu wollen. 

29.3 Förderung von Anlagen, die nur bei hohen 
Zuschüssen wi rtschaftlich sind 

Der Bundesminister förderte den Investitionsaufwand 
für einzelne Demonstrationsanlagen zu sehr hohen 
Anteilen. So bezuschußte er technische Einrichtungen 
für die Auskoppelung und Umwandlung von Abf all-
energie zu 75 v. H. und für die Verwertung der Ab-
hitze von Industrieöfen zu 70 v. H. des Investitionsauf-
wandes. Insgesamt wurden dafür 42 Mio. DM aus 
Bundesmitteln gezahlt. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sind 
Anlagen, die nur aufgrund eines sehr geringen Eigen-
anteils am Investitionsaufwand für den Betreiber wirt-
schaftlich interessant werden, als Modell für nicht in 
ähnlicher Weise geförderte Folgeprojekte ungeeig-
net, da nicht zu erwarten ist, daß sie ohne Förderung je 
wirtschaftlich betrieben werden können. 

Der Bundesminister hat dazu erklärt, ein Ziel der da-
maligen Förderpolitik sei es gewesen, rasch gangbare 
Wege zur Energieeinsparung aufzuzeigen. Die „mitt-
leren Förderquoten" seien inzwischen von ursprüng-
lich 80 v. H. auf unter 50 v. H. gesunken. Auf der 
Grundlage der durch die Erstdemonstration gewon-
nenen Erfahrungen ließe sich durch Herabsetzen von 
„Angstzuschlägen" und bessere Risikoeinschätzung 
der Investitionsaufwand bei Folgeanlagen vermin-
dern. 

Die Stellungnahme des Bundesministers überzeugt 
nicht. Ein „rasch gangbarer Weg" zur volkswirtschaft-
lichen Energieeinsparung liegt nicht in der Verwirkli-
chung eines Einzelprojektes, sondern — entspre-
chend dem Förderziel — in dessen Anstoß zum Bau 
einer möglichst großen Zahl von Folgeanlagen. Das 
setzt voraus, daß diese Anlagen auch ohne entspre-
chende Förderung des Bundes für den potentiellen 
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Betreiber jemals wirtschaftlich interessant werden 
können. Dies hat der Bundesminister nicht darge-
tan. 

Der Rückgang der „mittleren Förderquote" allein 
schließt nicht aus, daß weiterhin einzelne Demonstra-
tionsanlagen gefördert werden, die bei Folgeprojek-
ten niemals wirtschaftliche Ergebnisse ohne Förde-
rung des Bundesministers erwarten lassen. 

Der Bundesminister sollte auf diesen Gesichtspunkt 
bei seinen Förderentscheidungen künftig besonders 
Rücksicht nehmen. 

29.4 Prüfung der Notwendigkeit staatlicher 
Förderung 

29.4.1 

Der Bundesminister förderte mit einer Zuwendung in 
Höhe von rd. 1 Mio. DM ein Vorhaben, bei dem der 
Energieverbrauch von Elektrolichtbogenöfen durch 
den Einbau von Zusatzbrennern vermindert werden 
sollte. Die hierzu benötigten Brenner im Werte von rd. 
500 000 DM hatte der Antragsteller bereits vor der 
Bewilligung beschafft. Eine Begründung für die För-
derung des begonnenen Vorhabens enthielten die 
Antragsunterlagen nicht. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Zuwendung bewilligt wurde, obwohl das Vorhaben 
mit der Beschaffung der wesentlichen Anlagenteile 
bereits begonnen worden war. Die der Bewilligung 
vorangegangene Beschaffung rechtfertige die An-
nahme, daß das Vorhaben auch ohne Förderung 
durchgeführt worden wäre und eine Fördernotwen-
digkeit somit nicht bestand. Deshalb verstoße die För-
derung gegen die Vorläufigen Verwaltungsvorschrif-
ten Nr. 1.3 zu § 44 BHO i. V. m. § 23 BHO. 

Der Bundesminister hat dazu erklärt, er habe nicht die 
gesamten Anschaffungskosten der Brenner, sondern 
nur die auf das Vorhaben entfallenden anteiligen Ab-
schreibungen bezuschußt. Deswegen sei es unerheb

-

ich, daß die Beschaffung der Bewilligung vorange-
gangen sei. 

Der Bundesminister verkennt dabei, daß die Brenner 
im Gegensatz zu allgemeinen Betriebsmitteln, wie 
z. B. Fabrikgebäuden, nicht für allgemeine Betriebs-
zwecke beschafft und nur anteilig für die geförderte 
Maßnahme genutzt wurden, sondern speziell für das 
geförderte Vorhaben beschafft worden waren. Eine 
solche Beschaffung vor der Bewilligung hat aber 
grundsätzlich ein Förderungsverbot zur Folge. Das 
Vorliegen eines Ausnahmetatbestandes ist vom Bun-
desminister nicht dargetan worden. 

Der Bundesminister sollte bei begonnenen Vorhaben 
die Fördernotwendigkeit kritischer prüfen und nur in 
begründeten Ausnahmefällen einer Förderung zu-
stimmen. 

29.4.2 

Der Bundesminister förderte ein Projekt zur Materi-
aleinsatzvorwärmung durch Nutzung von Abf all-
wärme mit rd. 1 Mio. DM, bei dem der Antragsteller 
bereits ein Drittel der Projektkosten selbst aufge-
bracht hatte. Den Antragsunterlagen war nicht zu ent-
nehmen, weshalb das Vorhaben trotzdem gefördert 
wurde. 

Der Bundesrechnungshof hat auch hier beanstandet, 
daß ein bereits begonnenes Vorhaben gefördert 
wurde, obwohl eine Notwendigkeit hierzu nicht er-
kennbar war. 

Der Bundesminister hat dazu ausgeführt, mit der För-
derung des bereits begonnenen Vorhabens sei be-
zweckt worden, die Vorhabenplanung des Antrag-
stellers wesentlich zu ändern. Die Änderungen des 
Vorhabens seien mit dem Antragsteller eingehend er-
örtert worden; leider sei versäumt worden, die da-
durch bedingten Abweichungen in den Unterlagen 
festzuhalten. 

Die Stellungnahme des Bundesministers rechtfertigt 
die Bewilligung einer Zuwendung für die vom An-
tragsteller bereits vorher begonnenen Arbeiten nicht. 
Bei einer Änderung oder Erweiterung der ursprüngli-
chen Vorhabenplanung hätten allenfalls die dadurch 
verursachten Mehrkosten und nicht die Kosten des 
gesamten Vorhabens bezuschußt werden dürfen. Im 
übrigen ist unverständlich, weshalb die Abreden über 
die beabsichtigte Änderung der Vorhabenplanung 
nicht dokumentiert wurden. 

Der Bundesminister hätte dem grundsätzlichen Ver-
bot, bereits begonnene Vorhaben zu fördern, mehr 
Beachtung schenken und den Umfang der noch etwa 
notwendigen Förderung sorgfältig prüfen müssen. 

29.4.3 

Der Bundesminister stockte in zwei Fällen Zuwendun-
gen an größere Unternehmen wegen Mehrkosten/ 
Mehrarbeiten gegenüber der seiner Bewilligung zu-
grundeliegenden Planung um 5 Mio. DM und um 
4 Mio. DM auf. Der Bau der Anlagen war — ein-
schließlich der Zusatzarbeiten, die die Mehrkosten 
verursacht haben — schon vor Bewilligung der Auf-
stockung abgeschlossen. Die Anlagen waren bereits 
in Betrieb. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bewilligung der 
Aufstockung in beiden Fällen beanstandet. Eine Not-
wendigkeit, diese Maßnahmen zu fördern, war für ihn 
nicht zu erkennen, da die Anlagen zu diesem Zeit-
punkt schon fertiggestellt waren. 

Der Bundesminister hat erklärt, ihm sei es hier aus-
schließlich darum gegangen, die Vorhaben zum Zeit-
punkt der Bekanntgabe der Mehrkosten nicht abzu-
brechen, sondern zu versuchen, die bereits getätigten 
Investitionen zu retten und keine Forschungsruinen 
zu hinterlassen. 

Die Einlassung des Bundesministers geht an der Be

-

anstandung vorbei. Durch den Abschluß auch der Zu

-

satzarbeiten bereits vor der Aufstockung haben die 
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Zuwendungsempfänger die gegenüber der ursprüng-
lichen Planung aufgetretenen Mehrkosten auf eige-
nes Risiko übernommen. Konkrete Anhaltspunkte für 
die Gefahr, daß Forschungsruinen entstehen könnten, 
hat der Bundesminister nicht vorgetragen. 

Der Bundesminister sollte künftig beachten, daß die 
Aufstockung einer Zuwendung für bereits abge-
schlossene Arbeiten grundsätzlich unzulässig ist. 

29.4.4 

Der Bundesminister förderte mit einer Zuwendung in 
Höhe von 2 Mio. DM den Bau und die Erprobung einer 
Anlage für die Nutzung von Abgaswärme zur Brenn-
gas- und Brennluftvorwärmung. Der Hersteller der 
Anlage, ein namhaftes Unternehmen der Anlagen-
technik, hatte bereits vor der geförderten Erprobung 
in einer Fachzeitschrift mit deren Amortisationszeit 
von „weniger als zwei Jahren" geworben. 

Der Bundesrechnungshof hat die staatliche Förderung 
bei Projekten mit derart guten Wirtschaftlichkeitser-
wartungen als nicht notwendig angesehen. 

Der Bundesminister hat erklärt, daß die kurze Amor-
tisationszeit der Anlage nicht absehbar gewesen sei. 

Diese Aussage kann die Beanstandung des Bundes-
rechnungshofes hinsichtlich der Notwendigkeit der 
Förderung nicht ausräumen. Angesichts der eindeuti-
gen Werbeaussage des Anlagenherstellers — schon 
vor der Erprobung — war die kurze Amortisationszeit 
auch erkennbar. 

Der Bundesminister sollte bei der Förderentscheidung 
der zu erwartenden Wirtschaftlichkeit der Vorhaben 
verstärkt Aufmerksamkeit widmen. 

29.5 Anregungen des Bundesrechnungshofes 

Der Bundesrechnungshof hat im Zusammenhang mit 
den vorstehenden Feststellungen dem Bundesmini-
ster zusammenfassende Hinweise und Anregungen 
für die Förderung von Demonstrationsanlagen zur 
Energieeinsparung gegeben. Er hat vorgeschlagen, 
vor der Förderung sorgfältige Abschätzungen zur 
Wirtschaftlichkeit dieser Investitionsmaßnahmen zu 
verlangen und der Förderentscheidung zugrunde zu 
legen. Den Zuwendungsempfängern sollte der Bun-
desminister auferlegen, im Abschlußbericht auf an-
dere Projekte übertragbare Daten zur Wirtschaftlich-
keit vorzulegen. Er sollte zudem nur solche Maßnah-
men fördern, die bei Folgeprojekten wirtschaftliche 
Ergebnisse auch ohne seine Förderung erwarten las-
sen. Die Notwendigkeit der Förderung wird er kriti-
scher als bisher zu prüfen haben, insbesondere die 
Förderung bereits begonnener Maßnahmen und die 
Förderung von Investitionsmaßnahmen mit hinrei-
chendem wirtschaftlichen Eigenanreiz. Er sollte si-
cherstellen, daß mit Mitteln aus seinem Haushalt nicht 
betriebliche Einzelmaßnahmen oder örtliche Pro-
blemlösungen gefördert werden, sondern Demonstra-
tionsanlagen, die dem Gewinnen forschungs- und 
entwicklungsrelevanter Erkenntnisse dienen und ei-

nen Anstoß zur breiten Anwendung energiesparender 
Technologien geben können. 

Der Bundesminister hat zugesagt, die Anregungen 
und Hinweise des Bundesrechnungshofes bei der 
künftigen Förderung zu berücksichtigen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Umsetzung seiner 
Anregungen verfolgen. 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
(Einzelplan 31) 

30 Finanzierung von Bauunterhaltungskosten 
beim Ausbau und Neubau von Hochschulen 
(Kapitel 31 05 Titel 882 01) 

30.0 

Der Bundesminister hat in erheblichem Umfang Aus-
gaben für Bauunterhaltungsmaßnahmen in die Ko-
stenerstattung an die Länder einbezogen, obwohl das 
Hochschulbauförderungsgesetz die Gemeinschafts-
finanzierung auf die Ausbau- und Neubaukosten be-
schränkt. 

30.1 

Nachdem die Erweiterung der Hochschulen durch 
Neubauten weitgehend abgeschlossen ist und die 
Konsolidierung des Hochschulbestandes immer stär-
kere Bedeutung erlangt, nehmen bauliche Maßnah-
men zur Erhaltung der Gebäude — von den Ländern 
häufig „Sanierungen" genannt — stark zu. Die bloße 
Bauunterhaltung, die nach dem Gesetz über die Ge-
meinschaftsaufgabe Ausbau und Neubau von Hoch-
schulen vom 1. September 1969 (BGB1. I S. 1556) 
i. d. F. der Änderungsgesetze vom 3. September 1970 
(BGBl. I S. 1301) und vom 23. Dezember 1971 (BGB1. I 
S. 2140) nicht zur Gemeinschaftsaufgabe gehört, darf 
vom Bundesminister nicht mitfinanziert werden. 

Der Bundesrechnungshof hat in den Jahren 1986 und 
1987 bei einer größeren Universität festgestellt, daß 
der Bund Bauunterhaltungskosten von mehr als 
24,4 Mio. DM in die Gemeinschaftsfinanzierung ein-
bezogen hatte, bei den geprüften Vorhaben von zwei 
weiteren Hochschulen waren Bauunterhaltungsko-
sten von mehr als 20 Mio. DM einbezogen. 

30.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Mitfinanzierung der 
Bauunterhaltungsmaßnahmen beanstandet. Er hatte 
schon bei früheren Prüfungen darauf hingewiesen, 
daß Maßnahmen, die lediglich der Erhaltung bauli-
cher und technischer Anlagen dienen, nach dem 
Hochschulbauförderungsgesetz nicht mitfinanziert 
werden dürfen. Seine Kritik hatte zur Folge, daß der 
von Bund und Ländern gebildete Planungsausschuß 
am 22. April 1974 Kriterien für die Abgrenzung der 
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Bauunterhaltungskosten von den Ausbaukosten be-
schloß. Danach sollen unter „Ausbau" von Hochschu-
len im Sinne des Hochschulbauförderungsgesetzes 
Baumaßnahmen verstanden werden, durch die beste-
hende Gebäude in ihrer baulichen Substanz wesent-
lich verändert werden oder die der baulichen Verän-
derung bestehender Gebäude infolge neuer Zweck-
bestimmung dienen. Maßnahmen, die lediglich der 
Erhaltung und Erneuerung bereits vorhandener bau-
licher und technischer Anlagen dienen, können daher 
nicht mitfinanziert werden. 

Der Beschluß führte jedoch offensichtlich nicht zu der 
nötigen Klarstellung, da der Bundesminister und die 
Länder auch solche Maßnahmen gemeinsam finan-
zierten, die lediglich der Erneuerung und Erhaltung 
bereits vorhandener Anlagen dienten. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister da-
her wiederholt gebeten, im Planungsausschuß eine 
klarstellende Änderung des Beschlusses in den für die 
Praxis besonders bedeutsamen Fällen herbeizufüh-
ren. Dabei sollte insbesondere eindeutig festgelegt 
werden, daß die Erneuerung bereits vorhandener An-
lagen nur dann als „Ausbau" anzusehen ist, wenn sol-
che Maßnahmen zur Vergrößerung der ursprüngli-
chen Leistungsfähigkeit notwendig sind, und daß 
Maßnahmen, die lediglich der Erhaltung der Betriebs-
fähigkeit wegen sich wandelnder technischer Anfor-
derungen dienen, keinen Ausbau darstellen. 

30.3 

Der Bundesminister hält seine bisherige Auslegung 
des Beschlusses für mit dem Hochschulbauförde-
rungsgesetz vereinbar. Er hat jedoch mitgeteilt, er 
versuche derzeit zusammen mit dem Bundesminister 
der Finanzen, eine Formulierung zur Änderung des 
geltenden Abgrenzungsbeschlusses zu finden, die Ba-
sis für weitere Verhandlungen mit den Ländern sein 
solle. 

30.4 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß die Ko-
sten der Substanzerhaltung im Hochschulbereich mit 
zunehmendem Umfang und Alter der Gebäude er-
heblich wachsen und die Länder daher künftig einen 
höheren Finanzbedarf zur Durchführung der Unter-
haltungsmaßnahmen haben werden. Da es sich aber 
nicht um Ausbaumaßnahmen handelt, kann die Mit-
finanzierung dieser Kosten nach dem Hochschulbau-
förderungsgesetz vom Bund nicht übernommen wer-
den. 

Der Bundesminister wird deshalb nachdrücklicher als 
bisher eine klarstellende Änderung des Abgren-
zungsbeschlusses herbeiführen und damit sicherstel-
len müssen, daß künftig Bauunterhaltungs- von Aus-
baumaßnahmen eindeutig abgegrenzt werden kön-
nen. 

Bundesschuld 
(Einzelplan 32) 

31 Führung der Einzelschuldbuchkonten durch 
die Bundesschuldenverwaltung 
(Kapitel 32 03) 

31.0 

Im Bundesschuldbuch der Bundesschuldenverwal-
tung ist eine Vielzahl von Einzelgläubigern des Bun-
des und seiner Sondervermögen eingetragen. Der 
Aufwand hierfür ist erheblich; Entgelte werden nicht 
erhoben. 

Diese unentgeltliche, für den Bund aber kosteninten-
sive „Bankdienstleistung" ist für den Bürger unnötig 
und für die Krediteinnahme des Bundes entbehrlich 
geworden. Sie sollte künftig nicht mehr angeboten 
werden. 

31.1 

Die Bundesschuldenverwaltung führt im Bundes-
schuldbuch Einzelkonten für Kreditgläubiger des 
Bundes und seiner Sondervermögen. Rechtsgrund-
lage dieses Verfahrens ist das Reichsschuldbuchge-
setz vom 31. März 1891 i. d. F. vom 6. Mai 1910 
(BGBl. III 651-1). 

Am 31. Dezember 1987 bestanden rd. 180 000 Schuld-
buchkonten für persönliche (Einzel-)Gläubiger (Ein-
zelschuldbuchkonten) und weitere rd. 1 100 Konten 
für institutionelle ( „unpersönliche") Anleger. Die 
Summe der Anlagen auf Einzelschuldbuchkonten be-
lief sich auf rd. 1 v. H. der Gesamtschuld des Bundes. 
75 v. H. dieser Konten wiesen Bestände zwischen 
100 DM und 20 000 DM, vorwiegend in Bundes-
schatzbriefen, aus. 

Von den insgesamt 307 Arbeitskräften der Bundes-
schuldenverwaltung sind derzeit mindestens 123 
(= 40 v. H.) mit Aufgaben betraut, die aus der Füh-
rung des Bundesschuldbuchs folgen. Ihre Tätigkeit 
verursachte im Haushaltsjahr 1987 Personal- und 
Sachausgaben in Höhe von rd. 7,6 Mio. DM (nach den 
Haushaltsansätzen des Kapitels 32 03). 

Für die Führung der Schuldbuchkonten einschließlich 
aller Transaktionen werden Entgelte nicht erhoben. 

31.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung vertre-
ten, daß die Führung der Einzelschuldbuchkonten be-
endet werden sollte, weil 

— die ursprünglich für ihre Einrichtung maßgeben-
den Gründe durch die Entwicklung überholt 
seien, 

— ihre Bedeutung für die Kreditbeschaffung des Bun-
des gering sei und den Aufwand nicht rechtfertige 
sowie 
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— den Vorteilen für die Gläubiger auch Nachteile 
gegenüberstünden ;  die einen Wegfall des Verfah-
rens zumutbar erscheinen ließen. 

31.2.1 

Die Einrichtung von Einzelschuldbuchkonten beruhte 
ursprünglich auf der Absicht, den Teil einer Anleihe, 
der vom Publikum als Dauerkapitalanlage gedacht 
war, der marktgängigen Form des Wertpapiers zu ent-
kleiden. Da Einzelschuldbuchforderungen an der 
Börse nicht gehandelt wurden, entfiel für den Emit-
tenten so die Notwendigkeit einer Kurspflege; die 
Kosten für die Urkundenherstellung und Anleihever-
waltung wurden gesenkt. Für die Gläubiger waren die 
Besitzsicherheit und die unentgelt liche Verwaltung 
von Vorteil. 

Heute ist der Unterschied zwischen verbrieften Forde-
rungen und Schuldbuchforderungen ohne Bedeu-
tung. Auch die Schuldbuchforderungen sind zum Bör-
senhandel zugelassen. Seit dem Jahre 1972 werden 
effektive Stücke von Wertpapieren des Bundes und 
seiner Sondervermögen nicht mehr ausgegeben; es 
können nur noch Buchforderungen erworben werden. 
Diese werden entweder einem Depot des Gläubigers 
bei einem Kreditinstitut oder einem Schuldbuchkonto 
gutgeschrieben. Da heute im allgemeinen jeder Ar-
beitnehmer ein Gehalts-Girokonto besitzt, macht die 
dadurch geschaffene Verbindung zu einem Kreditin-
stitut auch im Falle einer Geldanlage die früher mög-
licherweise zweckmäßige „Dienstleistung Schuld-
buch" entbehrlich. 

Die Geldinstitute, die am Aufkommen von Depotge-
bühren interessiert sind, betrachten das unentgeltli-
che Bundesschuldbuchverfahren distanziert und hal-
ten sich mit dem Angebot von Bundesschuldtiteln zu-
rück. Die erwünschte Werbewirksamkeit des für den 
Inhaber kostenfreien Einzelschuldbuchkontos wird 
dadurch negativ kompensiert, eher negativ überkom-
pensiert. 

31.2.2 

Wie die geringe Nutzung zeigt (1 v. H. der Gesamt-
schuld), ist das Bundesschuldbuchverfahren für die 
Mehrheit der Kapitalanleger von untergeordnetem In-
teresse und für das Kreditaufkommen des Bundes 
ohne wesentliches Gewicht. Wettbewerbsnachteile 
gegenüber den Kreditinstituten bei einem Wegfall des 
Verfahrens wären somit unbeachtlich. 

Dagegen ist der Verwaltungsaufwand bei der Bun-
desschuldenverwaltung für 

— die Kontenführung im Schuldbuch, 

— die Bearbeitung von Gläubigeranträgen und -ver-
fügungen wie Abtretungen, Pfändungen, Verpfän-
dungen, Nießbrauchbestellungen, Erbregelungen, 
Umtausch und vorzeitige Rückgabe (insbesondere 
von Bundesschatzbriefen), 

— den Schriftverkehr bei Rückfragen sowie  

— die regelmäßige Übersendung von Kontoauszü-
gen 

beträchtlich. Die Einführung einer Quellenbesteue-
rung der Zinszahlungen wird die Verwaltungsarbeit 
zusätzlich durch 

— Übersendung von Steuerabrechnungen und 

— Bearbeitung von Nichtveranlagungsbescheini-
gungen 

vermehren und die Sachkosten erhöhen. 

31.2.3 

Für den Einzelgläubiger ist bei der Schuldbuchkon-
tenführung die Kostenfreiheit ein Vorteil im Vergleich 
mit der Depotführung durch sein Kreditinstitut. Es 
gibt aber auch Nachteile. Der Geschäftsverkehr mit 
der Bundesschuldenverwaltung kann nämlich anders 
als das Schaltergeschäft nur schriftlich abgewickelt 
werden. Dabei lassen sich nach Angaben der Bundes-
schuldenverwaltung un richtige Auslegungen von 
Schreiben der Gläubiger nicht völlig vermeiden, wo-
durch wiederum Schriftwechsel nötig wird und Verzö-
gerungen eintreten. Alle im Zusammenhang mit der 
Kontenführung erforderlichen Nachweise muß der 
Gläubiger durch Übersendung von Originalurkunden 
führen (z. B. Erbschein, Vollmacht, Vormundschafts-
und Pflegschaftsbestellung, Sterbeurkunde). Außer-
dem müssen alle Zins- und Tilgungszahlungen im 
Überweisungsweg mit unterschiedlich langer Lauf-
zeit geleistet werden. Dies führt zu einer im Vergleich 
mit den Kreditinstituten länger dauernden Abwick-
lung von Aufträgen, was viele Gläubiger als unbefrie-
digend und bürokratisch ansehen. 

31.2.4 

Hätte die Bundesschuldenverwaltung nur noch die 
Schuldbuchkonten der sogenannten „unpersönli-
chen" Gläubiger (zur Zeit rd. 1 100) zu führen, ließe 
sich eine erhebliche Personal- und Sachkosteneinspa-
rung erzielen. Der Personalbestand könnte im Laufe 
der Zeit um mehr als 100 auf weniger als 200 Kräfte 
vermindert werden. Im übrigen würde die Bundes-
schuldenverwaltung vom Wettbewerb mit p rivaten 
Geldinstituten befreit und auf den Bereich notwendi-
ger staatlicher Betätigung zurückgeführt. 

31.3 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, er könne auf das 
Einzelschuldbuch nicht verzichten, weil durch die un-
entgeltliche Führung der Konten die Eigentums- und 
Vermögensbildung in allen Bevölkerungsschichten 
gefördert werde. Sparern mit geringem Kapital wer-
de erst durch das Einzelschuldbuchkonto der Erwerb 
von Titeln des Bundes ermöglicht, ohne daß ein Teil 
der Zinserträge durch Depotgebühren aufgezehrt 
werde. 

Das Verfahren verzeichne eine wachsende Nach

-

frage; allein im ersten Vierteljahr 1988 seien rd. 
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16 000 neue Konten eröffnet worden. Überdies habe 
der Einzelgläubiger nach der geltenden Rechtslage 
einen Anspruch auf das Verfahrensangebot. 

Der Bundesminister hat eingeräumt, daß die Führung 
des Schuldbuches kostenmäßig unbef riedigend sei. 
Die Bundesschuldenverwaltung werde die Verwal-
tungsabläufe nochmals überprüfen und weiter ratio-
nalisieren müssen. 

31.4 

Die Stellungnahme des Bundesministers überzeugt 
nicht. 

Die privaten Haushalte legen ihr Geldvermögen ganz 
überwiegend bei Kreditinstituten oder über diese an. 
Für ihre Entscheidung, Schuldtitel des Bundes zu 
zeichnen, hat das Einzelschuldbuchkonto noch immer 
kaum Bedeutung. Dies wird darin deutlich, daß auch 
nach neuestem Stand der Anteil der Zeichner von 
Bundestiteln, die sich in das Schuldbuch als Einzel-
gläubiger eintragen lassen, trotz Unentgeltlichkeit 
und intensiver Werbung im Verhältnis zur Gesamt-
zahl aller Wertpapiergläubiger des Bundes gering ist. 
So sind von den einzelschuldbuchfähigen Finanz-
schulden bei 

— Anleihen 1 v. H. (= 0,3 v. H. der Gesamtschuld des 
Bundes), 

— Bundesobligationen 0,8 v. H. (= 0,2 v. H.), 

— Schatzbriefen A 4,1 v. H. (= 0,1 v. H.), 

— Schatzbriefen B 8,7 v. H. (= 0,4 v. H.) und 

— Schatzanweisungen/Kassenobligationen 0,1 v. H. 
(= 0,005 v. H.) 

eingetragen (Stand Ap ril 1988). 

Im Gegensatz zu dem Bundesminister erwartet der 
Bundesrechnungshof auch nicht, daß merkliche Ko-
steneinsparungen bei unveränderter Führung des 
Schuldbuches zu erzielen sind. Das Einzelschuldbuch 
wird in einem erst kürzlich verwirklichten Datenver-
arbeitungsverfahren bearbeitet, so daß Möglichkeiten 
einer weiteren Rationalisierung der Verwaltungsab-
läufe nicht erkennbar sind. 

Die Auffassung des Bundesministers, daß eine Auf-
gabe des Verfahrens nur im Wege einer Gesetzesän-
derung möglich sei, trifft zu. 

31.5 

Der Bundesminister sollte anstreben, die Führung von 
Einzelschuldbuchkonten nach Endfälligkeit der be-
reits eingetragenen Forderungen nicht fortzusetzen. 
Eine Novellierung der Regelungen der Reichsschul-
denordnung vom 13. Februar 1924 (BGBl. III 650-1) 
wird in Fachkreisen seit langem als notwendig ange-
sehen. Sofern der seit mehr als zwei Jahrzehnten in 
Vorbereitung befindliche Entwurf einer Bundesschul-
denordnung nicht genutzt werden kann, um die not-
wendige Gesetzesänderung zur Abschaffung der Ein-

zelschuldbuchkonten herbeizuführen, könnte sie ge-
sondert in die Wege geleitet werden. 

Zivile Verteidigung 
(Einzelplan 36) 

32 Bemerkungen früherer Haushaltsjahre; 
Kommission zum Schutz der 
Zivilbevölkerung bei Großkatastrophen und 
im Verteidigungsfall beim Bundesminister 
des Innern 
(Kapitel 36 04 Titel 532 02) 

Bemerkungen 1985 — Drucksache 10/4367 Nr. 43 — 

32.0 

Der im Jahre 1986 vom Haushaltsausschuß des Deut-
schen Bundestages gefaßte Beschluß, der Bundesmi-
nister solle die Geschäftsordnung der Kommission 
zum Schutz der Zivilbevölkerung bei Großkatastro-
phen und im Verteidigungsfall beim Bundesminister 
des Innern so ändern, daß künftig jedes Mitglied der 
Schutzkommission nur zeitlich befristet angehört, ist 
vom Bundesminister noch nicht umgesetzt worden. 
Das weitere Anliegen des Haushaltsausschusses, For-
schungsvorhaben der Schutzkommission künftig im 
Wettbewerb und nur in Abstimmung mit dem Bundes-
minister zu vergeben, soll erst für die für das Jahr 1989 
neu zu vergebenden Forschungsvorhaben verwirk-
licht werden. 

32.1 

32.1.1 

Der Bundesrechnungshof hatte in seinen Bemerkun-
gen 1985 (Drucksache 10/4367 Nr. 43) beanstandet, 
daß Wissenschaftler, die nicht Mitglied der Kommis-
sion zum Schutz der Zivilbevölkerung bei Großkata-
strophen und im Verteidigungsfall beim Bundesmini-
ster des Innern (Schutzkommission) sind, zu den für 
diesen Bereich bereitgestellten Forschungsmitteln 
von jährlich rd. 4 Mio. DM kaum Zugang haben. Er 
hatte dies auf die bis Mitte 1984 ausnahmslos unbefri-
stete Mitgliedschaft der Wissenschaftler und die Ar-
beitsweise der Schutzkommission zurückgeführt. Der 
Bundesrechnungshof hatte vorgeschlagen, die im 
Jahre 1984 vom Inneren Ausschuß — einem von ins-
gesamt neun Ausschüssen der Schutzkommission — 
beschlossene Regelung, neue Mitglieder nur noch 
zeitlich befristet auf sechs Jahre zu berufen, auf alle 
Mitglieder der Schutzkommission anzuwenden, d. h. 
auch auf die bisher unbef ristet bestellten. Nach dem 
Stand vom April 1988 gehören der Schutzkommission 
62 Mitglieder an, wovon nur sechs Mitglieder bef ristet 
für die Dauer von sechs Jahren berufen worden 
sind. 

Darüber hinaus hatte der Bundesrechnungshof emp
-

fohlen, sicherzustellen, daß sich die Schutzkommis

-

sion künftig auf die beratende Tätigkeit beschränkt 
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und die Entscheidung über die Vergabe der For-
schungsvorhaben allein von dem Bundesminister des 
Innern (Bundesminister) getroffen wird. Der Bundes-
minister war auch aufgefordert worden, die For-
schungsvorhaben genau zu beschreiben und vor der 
Vergabe im Rahmen einer Ausschreibung Angebote 
einzuholen. 

32.1.2 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat im Anschluß an die Beratung des Rechnungsprü-
fungsausschusses im Januar 1986 von der Bemerkung 
zustimmend Kenntnis genommen und den Bundesmi-
nister ersucht, die Geschäftsordnung der Schutzkom-
mission so zu ändern, daß künftig jedes Mitglied der 
Schutzkommission nur zeitlich bef ristet angehört. Der 
Bundesminister sollte auch sicherstellen, daß die For-
schungsvorhaben nach Ausschreibung aufgrund ei-
ner von ihm selbst getroffenen Entscheidung verge-
ben werden (vgl. Plenarprotokoll 10/222 S. 17169 ff. 
i. V. m. Drucksache 10/5619 zu Nr. 43). 

32.2 

32.2.1 

Auf Anfrage des Bundesrechnungshofes vom 21. Ap ril 
1986 teilte der Bundesminister mit Schreiben vom 
14. Januar 1987 mit, er beabsichtige, die Zusammen-
arbeit mit der Schutzkommission zu intensivieren und 
zu diesem Zweck organisatorische Maßnahmen, u. a. 
auch die Überarbeitung der Geschäftsordnung, 
durchzuführen. Dabei könne auch dem Anliegen ei-
ner zeitlichen Begrenzung der Mitgliedschaft der Mit-
glieder der Schutzkommission Rechnung getragen 
werden. Die Ausschreibung von Forschungsvorhaben 
werde bei seinen für die nächste Zeit geplanten Tref-
fen mit Mitgliedern der Schutzkommission erneut zur 
Sprache gebracht. 

32.2.2 

Der Bundesrechnungshof stellte bei einer erneuten 
Prüfung Ende 1987 fest, daß der zu der Bemerkung im 
Jahre 1986 gefaßte Beschluß bis dahin nicht umge-
setzt war und nicht einmal erste Ansätze zur Verwirk-
lichung der vom Bundesminister zu Beginn des Jahres 
erklärten Absichten erkennbar waren. Es wurden we-
der die Geschäftsordnung der Schutzkommission in 
der vom Haushaltsausschuß des Deutschen Bundesta-
ges für notwendig erachteten Weise geändert noch 
ein Entwurf erarbeitet. Ebensowenig wurde die vom 
Inneren Ausschuß der Schutzkommission im Jahre 
1984 beschlossene Regelung, die Mitgliedschaft der 
neu zu berufenden Mitglieder auf sechs Jahre zu be-
grenzen, auf sämtliche Mitglieder ausgedehnt. 

Die Verwaltung und Vergabe der Forschungsmittel 
wurde unverändert nach der vom Bundesrechnungs-
hof in den Bemerkungen 1985 beanstandeten Verfah-
rensweise mit den sich daraus ergebenden Nachteilen 
vorgenommen. Die im Haushaltsjahr 1987 veran- 

schlagten Mittel in Höhe von rd. 4,5 Mio. DM wurden 
wieder in einem Globalbetrag dem Vorsitzenden der 
Schutzkommission zur Verteilung an die mit den For-
schungsvorhaben betrauten Wissenschaftler zuge-
wendet. Diese Wissenschaftler waren — mit Aus-
nahme eines sogenannten „Ständigen Gastes" — wie-
derum ausschließlich Mitglieder der Schutzkommis-
sion. Eine Ausschreibung wurde nicht durchgeführt. 

32.3 

Der Bundesminister hat die vom Bundesrechnungshof 
beanstandeten Verzögerungen damit erklärt, daß 
durch langwierige Umstrukturierungen in seinem 
Hause, beim Bundesamt für Zivilschutz und bei der 
Schutzkommission sich erst im Jahre 1987 die Mög-
lichkeit zu einem „Neuanfang" ergeben habe. 

32.3.1 

Zur Frage der Dauermitgliedschaft in der Schutzkom-
mission hat der Bundesminister ausgeführt, seit dem 
Beschluß des Inneren Ausschusses aus dem Jahre 
1984 habe er bereits sechs neue Mitglieder nur noch 
auf die Dauer von sechs Jahren berufen. Im übrigen 
verkenne er aber nicht, daß die Mitgliederstruktur der 
Schutzkommission „teilweise ungünstig" sei. Nach 
dem Stande vom April 1988 gehörten von den 62 Mit-
gliedern 12 mehr als 10 Jahre und 33 mehr als 15 Jahre 
der Kommission an. 12 Mitglieder der letzteren 
Gruppe hätten das 65. Lebensjahr vollendet. Insge-
samt hätten 19 Kommissionsmitglieder das 65. Le-
bensjahr vollendet. Mit dem Vorsitzenden der Schutz-
kommission bestehe Einvernehmen darüber, daß zur 
Verbesserung der Mitgliederstruktur folgende Maß-
nahmen ergriffen werden sollten, durch die sich mit-
telfristig eine personelle Erneuerung der Schutzkom-
mission ergeben werde: 

— Neuberufungen sollen weiterhin nur auf sechs 
Jahre befristet vorgenommen werden. 

— Bei den vor dem 31. Mai 1984 berufenen Mitglie-
dern solle es mit den nachstehenden Einschrän-
kungen vorerst bei der unbefristeten Mitglied-
schaft bleiben. Diese Mitglieder hätten auch in 
ungünstigen Zeiten Engagement für den Zivil-
schutz gezeigt; eine nachträgliche zeitliche Limi-
tierung der Mitgliedschaft würden sie als „Brüs-
kierung" empfinden, so daß diesem Verhalten mit-
telfristig Rechnung getragen werden müsse. 

— Mit dem Ausscheiden aus dem Berufsleben solle 
künftig die aktive Mitgliedschaft „grundsätzlich" 
enden. Dieser Grundsatz solle für „alle Mitglieder" 
gelten. 

— Der Vorsitzende der Schutzkommission werde sich 
mit den Vorsitzenden der einzelnen Schutzkom-
missions-Fachausschüsse „ins Benehmen setzen", 
um zu erreichen, daß die derzeitigen Mitglieder, 
bei denen die aktive Mitgliedschaft zu beenden 
wäre, aus der Schutzkommission ausscheiden. 

Im übrigen kommt nach der Auffassung des Bundes

-

ministers der Mitgliedschaftsdauer in der Schutzkom- 
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mission nicht mehr die ihr vom Bundesrechnungshof 
beigemessene Bedeutung zu, wenn erstmals die für 
das Jahr 1989 neu zu vergebenden Forschungsvorha-
ben ausgeschrieben werden (vgl. auch Nr. 32.3.2). 

32.3.2 

Zusätzlich hat der Bundesminister — allerdings erst 
nach Zuleitung des Bemerkungsentwurfs — mitge-
teilt, er werde zusammen mit dem Bundesamt für Zi-
vilschutz noch im Juli 1988 die für das Jahr 1989 neu 
zu vergebenden Forschungsvorhaben ausschreiben. 
Eine sofortige vollständige Ausschreibung aller Vor-
haben werde allerdings nicht möglich sein, da die lau-
fenden Vorhaben grundsätzlich mehrjährig angelegt 
seien und nicht abrupt beendet werden könnten. Er 
werde jedoch künftig „nach Abschluß bisheriger Vor-
haben" stets die Neuvorhaben ausschreiben, so daß 
sich mittelfristig eine Ausschreibung aller Vorhaben 
ergeben werde. 

32.4 

Der Hinweis des Bundesministers auf die inzwischen 
eingeleiteten oder beabsichtigten Maßnahmen kann 
nicht verdecken, daß der Bundesminister bisher die 
Umsetzung des Beschlusses des Haushaltsausschus-
ses des Deutschen Bundestages nur überaus zögerlich 
in Angriff genommen hat. Auch unter Berücksichti-
gung der von ihm angeführten „langwierigen Um-
strukturierungen" hätte es ihm möglich sein müssen, 
mit den geforderten Änderungen und Verbesserun-
gen viel schneller zu beginnen und sie weitgehend 
viel früher zu verwirklichen. 

32.4.1 

Es bleibt zu beanstanden, daß der Bundesminister 
immer noch nicht die Geschäftsordnung der Schutz-
kommission geändert hat und den Grundsatz der zeit-
lich befristeten Mitgliedschaft immer noch nicht auf 
alle Mitglieder der Schutzkommission anwendet. Eine 
zeitliche Begrenzung der Mitgliedschaft ist aber an-
gezeigt, um zu gewährleisten, daß neue wissenschaft-
liche Erkenntnisse oder Forschungsgebiete weitge-
hend von der Schutzkommission berücksichtigt wer-
den. Die zeitlich beschränkte Mitgliedschaft dürfte 
bei Vergabe der Forschungsvorhaben im Wettbewerb 
sogar im Interesse der Mitglieder liegen, wenn sie sich 
zur Vermeidung von Interessenkollisionen künftig auf 
ihre beratende Tätigkeit beschränken und sich daher 
an dem Ausschreibungsverfahren nicht beteiligen 
können. 

Der Einwand des Bundesministers, die Mitglieder hät-
ten auch in ungünstigen Zeiten Engagement für den 
Zivilschutz gezeigt, so daß sie eine nachträgliche zeit-
liche Limitierung der Mitgliedschaft als Brüskierung 
empfinden würden, ist nach Auffassung des Bundes-
rechnungshofes nicht überzeugend. Zumindest bei 33 
Mitgliedern, die der Schutzkommission bereits mehr 

als 15 Jahre angehören, müßte Verständnis für die 
Gründe einer zeitlichen Begrenzung der Mitglied-
schaft erwartet werden. 

Der Bundesminister sollte nunmehr unverzüglich da-
für sorgen, daß der Beschluß des Haushaltsausschus-
ses des Deutschen Bundestages auch insoweit umge-
setzt wird. 

32.4.2 

Der Beschluß, Forschungsvorhaben künftig nur nach 
Ausschreibung und aufgrund einer vom Bundesmini-
ster selbst zu treffenden Entscheidung zu vergeben, 
ist vom Bundesminister erst mit einer zeitlichen Ver-
zögerung von mehr als zwei Jahren umgesetzt wor-
den. Das Unterlassen unverzüglichen Handelns ist 
hier in verstärktem Maße zu beanstanden; denn durch 
den Umstand, daß die laufenden Vorhaben grund-
sätzlich mehrjährig angesetzt sind, wird — worauf der 
Bundesminister zu Recht hinweist — erst etliche Zeit 
nach dem Umstellungstermin eine Ausschreibung al-
ler Vorhaben zu verwirklichen sein. 

33 Bau einer Katastrophenschutzschule in 
Baden-Württemberg 
(Kapitel 36 04 Titel 712 41) 

33.0 

Bei der Bereitstellung einer Katastrophenschutz-
schule für das Land Baden-Württemberg haben die 
Bundesminister des Innern und der Finanzen in der 
Wahl zwischen einem Neubau und dem Kauf und 
Umbau einer Liegenschaft eine Entscheidung getrof-
fen, die zu Mehrkosten für den Bund in Höhe von 
3,6 Mio. DM geführt hat. 

Die Entscheidung wurde ohne hinreichenden Grund 
jahrelang verzögert; die gewählte Lösung beruhte auf 
unzulänglichen Entscheidungsgrundlagen. Selbst 
diese hätten zur gegenteiligen Entscheidung führen 
müssen. 

33.1 

Der Katastrophenschutz obliegt im Auftrag des Bun-
des den Ländern. Zur Ausbildung des Personals un-
terhalten sie Katastrophenschutzschulen (Schulen). 
Die Kosten für die Errichtung, die Unterhaltung und 
den Betrieb der Schulen trägt der Bund. 

33.1.1 

Zur Verbesserung der Effektivität und Wirtschaftlich-
keit der Schulung im Katastrophenschutz verfolgte 
der Bundesminister des Innern seit Anfang der siebzi-
ger Jahre ein Schulkonzept, das für die großen Flä- 
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chenländer, darunter Baden-Württemberg, je eine 
Schule für den Einzugsbereich ihres Landes vorsah. 

Bundesminister des Innern wollte die Schule des 
Landes Baden-Württemberg, die damals in Ermange-
lung einer geeigneten Unterbringungsmöglichkeit 
auf sechs Ausbildungsorte verteilt war, an einem 
Standort zusammenführen. Hierzu legte er im Jahre 
1975 dem Bundesminister der Finanzen einen Bauan-
trag für einen Neubau auf einem bundeseigenen 
Grundstück in Rottenburg vor, der von einem Gesamt-
kostenaufwand von rd. 15 Mio. DM ausging. Der Bun-
desminister der Finanzen stimmte jedoch nicht zu, 
weil er das Konzept für die Neuordnung der Schulen 
für noch nicht ausgereift hielt. 

Daraufhin verfolgte der Bundesminister des Innern 
nach anfänglichem Widerspruch das Bauvorhaben 
zunächst nicht nachdrücklich weiter und ließ — mit 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen — un-
ter Aufgabe der bisherigen gestreuten Ausbildungs-
stätten als Übergangslösung ab Januar 1977 ein in 
Gemeindebesitz befindliches ehemaliges Studien-
heim in Neuhausen auf den Fildern (Neuhausen) an-
mieten. 

33.1.2 

Als die Gemeinde Neuhausen Mitte 1978 erklärte, daß 
eine Vermietung des Gebäudes über das Jahr 1981 
hinaus nicht in Betracht komme, und einen Verkauf 
anbot, hatte der Bundesminister des Innern zwischen 
den Möglichkeiten eines Neubaus in Rottenburg und 
eines Kaufs und Umbaus der gemieteten Liegenschaft 
in Neuhausen zu entscheiden. 

Ein im Auftrag des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau hierzu aufgestellter 
Kostenvergleich ergab, daß ein Neubau in Rottenburg 
gegenüber dem Kauf und Umbau des gemieteten Stu-
dienheimes in Neuhausen um 1,4 Mio. DM kosten-
günstiger sei. Für einen Neubau spreche auch, daß 
Umbauten erfahrungsgemäß meist wesentlich teurer 
als veranschlagt würden, ein Neubau funktionsge-
rechter sei und dessen Folgekosten niedriger lägen. 

Der Bundesminister des Innern versuchte daraufhin 
— nach Prüfung aller ihm wesentlich erscheinenden 
Gesichtspunkte — erneut die Zustimmung des Bun-
desministers der Finanzen für einen Neubau in Rot-
tenburg zu erhalten. Dieser versagte seine Zustim-
mung u. a. unter Hinweis auf das seiner Ansicht nach 
fehlende Schulkonzept, die nicht gegebene Dringlich-
keit sowie den späten Fertigstellungstermin. 

33.1.3 

Mitte 1979 teilte der Bundesminister des Innern dem 
Bundesminister der Finanzen mit, wegen der inzwi-
schen verflossenen Zeit könne die Ausbildung für den 
Katastrophenschutz jetzt nur noch durch Kauf und 
Umbau der Liegenschaft in Neuhausen über das Jahr 
1981 hinaus sichergestellt werden. 

Aus einem neu aufgestellten Kostenvergleich ließ sich 
ableiten, daß — bei Erwerb der Liegenschaft Neuhau-

sen zum Verkehrswert und bei Berücksichtigung des 
Wertes des vorhandenen Grundstücks in Rotten-
burg — für den Kauf und Umbau in Neuhausen Mehr-
kosten in Höhe von 2,4 Mio. DM anfallen würden. 

Nachdem in den Kaufverhandlungen mit der Ge-
meinde Neuhausen der Kaufpreis gegenüber der 
Wertermittlung um 1,1 Mio. DM gesenkt werden 
konnte — allerdings unter Inkaufnahme des Miter-
werbs eines vom Bund nicht benötigten Teilgrund-
stücks für weitere 0,4 Mio. DM —, entschlossen sich 
die beiden Bundesminister, die Liegenschaft Neuhau-
sen zu kaufen und anschließend die Schule umzu-
bauen. Bei dieser Entscheidung standen zu erwarten-
den Gesamtkosten in Höhe von 11,8 Mio. DM für Neu-
hausen solche in Höhe von 10,1 Mio. DM für Rotten-
burg gegenüber. 

33.1.4 

Nach dem Kauf im November 1980 leitete der Bundes

-

minister des Innern die notwendigen Umbaumaßnah

-

men in Neuhausen ein. Dabei zeigte sich, daß diese 
— wie vom Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau von vornherein befürchtet — 
wesentlich umfangreicher, langwieriger und kost-
spieliger sein würden als angenommen. Es erwies sich 
als notwendig, 

— die Heizungsanlage vollständig zu erneuern, 

— zusätzliche Brandschutzmaßnahmen auszuführen 
und 

— ganze Deckenbereiche aus Standsicherheitsgrün-
den zu erneuern. 

Hinzu kamen erhebliche Mehrkosten wegen des nicht 
zutreffend ermittelten Umfangs der Baumaßnahmen 
und nicht berücksichtigter Erschließungskosten. 

Dadurch haben sich die Gesamtkosten der Baumaß-
nahme auf rd. 13,7 Mio. DM (Preisstand 1979) erhöht; 
sie liegen damit um rd. 3,6 Mio. DM über den für die 
Alternative Rottenburg erwarteten Gesamtkosten von 
10,1 Mio. DM (jeweils Preisstand 1979). 

Bei diesem Vergleich wurden die Kosten für vorher 
nicht enthaltene Nutzungserweiterungen, für den 
zwischenzeitlich üblich gewordenen höheren Stan-
dard und für eine im Nachhinein vorgesehene Unter-
kunft für das Technische Hilfswerk außer Ansatz ge-
lassen, da sie bei dem Neubau in Rottenburg ebenso 
entstanden wären. 

Die Baumaßnahme wird voraussichtlich 1988 abge-
schlossen werden. 

33.2 

Der Bundesrechnungshof hat Ablauf und Inhalt der 
von den Bundesministern des Innern und der Finan-
zen getroffenen Entscheidungen über die Bereitstel

- lung eines Gebäudes für die Schule Baden-Württem-
berg beanstandet. Durch die jahrelangen Verzöge-
rungen bei der Entscheidung engte sich der Entschei-
dungsspielraum unnötig ein. 
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Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes war das 
Schulkonzept im Hinblick auf die Beibehaltung einer 
Schule in Baden-Württemberg bereits im Jahre 1975 
ausreichend sicher. Der Bundesminister der Finanzen 
hätte den Neubau in Rottenburg nicht mit Hinweis auf 
ein fehlendes Gesamtkonzept hinausschieben dürfen. 
Für den Bundesrechnungshof ist es unverständlich, 
daß der Bundesminister der Finanzen trotz der bis zum 
Jahre 1981 befristeten Miete des Studienheimes in 
Neuhausen die Frage des Neubaus als nicht vordring-
lich ansah, und daß der Bundesminister des Innern 
dies hinnahm, obwohl er die Miete dieses Objektes 
ausdrücklich als Übergangslösung angesehen hatte 
und seit dem Jahre 1978 bekannt war, daß das Miet-
objekt nur bis zum Jahre 1981 verfügbar war. Schließ-
lich war auch mit Rücksicht darauf auf notwendige 
Instandsetzungs- und Erweiterungsbaumaßnahmen 
bewußt verzichtet worden. 

Der Bundesrechnungshof hat außerdem beanstandet, 
daß die beiden Bundesminister ihre Entscheidungen 
auf der Grundlage unzureichender Kostenschätzun-
gen getroffen haben. Nach seiner Ansicht hätten die 
erfahrungsgemäß häufig zu niedrig geschätzten In-
standsetzungskosten sorgfältiger ermittelt und die Er-
schließungskosten vollständig berücksichtigt werden 
müssen. Darüber hinaus haben die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen die Hinweise des Bun-
desministers für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau auf die höheren Bauunterhaltungs- und Bewirt-
schaftungskosten, die höheren Finanzierungskosten 
sowie die geringere Restnutzungsdauer nicht hinrei-
chend bei ihrer Entscheidung berücksichtigt. Insge-
samt lag damit die Kostenschätzung für das Projekt 
Neuhausen erheblich zu niedrig und führte zu einer 
ungerechtfertigten Begünstigung dieser Alternative. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes haben der 
unzulängliche, zähe Abstimmungsprozeß zwischen 
den Beteiligten sowie die unzureichenden Entschei-
dungsgrundlagen schließlich zur Wahl der falschen 
Alternative geführt. Dadurch ist dem Bund ein ver-
meidbarer Mehraufwand für die Baumaßnahme in 
Höhe von rd. 3,6 Mio. DM entstanden (in Preisen von 
1979). Zum Zeitpunkt der Entscheidung war — selbst 
auf der Grundlage der für Neuhausen zu niedrigen 
Kostenschätzungen — klar erkennbar, daß ein Neu-
bau in Rottenburg kostengünstiger sein würde. Die 
Bundesminister des Innern und der Finanzen hätten 
sich daher für diese Alternative entscheiden müssen, 
zumal bei zügiger Durchführung der Baumaßnahme 
in Rottenburg — trotz der von den beiden Bundesmi-
nistern zu vertretenden Verzögerungen — der Unter-
richt dort noch im Laufe des Jahres 1983 hätte aufge-
nommen werden können; eine brauchbare Über-
gangslösung für den Zeitraum zwischen dem Ende 
der Miete in Neuhausen und der Fertigstellung des 
Neubaus in Rottenburg wäre durch eine Hotelunter-
bringung der Lehrgangsteilnehmer und ihre Unter-
richtung im Warnamt Rottenburg möglich gewesen. 

33.3 

Der Bundesminister des Innern hat dazu erklärt, er 
habe seit dem Jahre 1975 auf den Neubau in Rotten- 
burg gedrängt, aber die Zustimmung des Bundesmi- 

nisters der Finanzen nicht erwirken können. Ihm sei, 
nachdem der Bundesminister der Finanzen im Jahre 
1979 seine ablehnende Haltung gegenüber dem Neu-
bau einer Schule in Rottenburg bekräftigt habe, nur 
die Möglichkeit geblieben, eine andere Lösung des 
Schulproblems in Baden-Württemberg anzustreben, 
die größere Aussicht auf die notwendige Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen haben würde. 
Nach einer gemeinsamen Besprechung seien der 
Bundesminister der Finanzen und er der Auffassung 
gewesen, daß nach Abwägung aller, nicht nur der 
wirtschaftlichen, sondern auch der verkehrs- und aus-
bildungsrelevanten Gesichtspunkte, der Erwerb der 
gemieteten Schule in Neuhausen trotz der zu erwar-
tenden Mehrkosten die sachgerechtere Lösung dar-
stelle. Im übrigen seien die erheblichen Kostensteige-
rungen für ihn nicht vorhersehbar gewesen; die unzu-
längliche Kostenschätzung der Bauverwaltung dürf-
ten dem Bundesminister der Finanzen und ihm nicht 
angelastet werden. Außerdem hätten die Baukosten 
eines Neubaus in Rottenburg auch über den Schätz-
kosten gelegen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat ausgeführt, 
nach den Feststellungen der Baufachleute hätte die 
Errichtung einer neuen Schule eine Bauzeit von etwa 
sechs Jahren erfordert. Eine andere Unterbringungs-
möglichkeit hätte bei Aufgabe der Liegenschaft Neu-
hausen am 1. Januar 1982 nicht zur Verfügung ge-
standen. Zum Zeitpunkt der Entscheidung habe des-
halb „praktisch keine echte Wahl" bestanden. Nach-
dem Vertreter der Baubehörde bestätigt hätten, daß 
gravierende Instandsetzungsmaßnahmen nicht erfor-
derlich seien und der Kaufpreis durch sein Drängen 
um 1,1 Mio. DM habe gesenkt werden können, sei der 
Ankauf als die wirtschaftlichste Lösung erschienen, 
die gleichzeitig den Bestand des Schulbetriebes in 
Baden-Württemberg habe sicherstellen können. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat betont, daß die vom Bundesminister der 
Finanzen zugrunde gelegte Bauzeit von rund sechs 
Jahren nicht von der Bauverwaltung genannt worden 
sei. Die eigentliche Bauzeit betrage bei vergleichba-
ren Objekten zwei bis drei Jahre. 

33.4 

Der Bundesrechnungshof hält an den Beanstandun-
gen fest. 

Der Bundesminister des Innern hat nicht schlüssig 
dargelegt, weshalb er das Bauvorhaben in Rottenburg 
nicht weiter verfolgt hat, nachdem der Bundesmini-
ster der Finanzen durch seine Mitwirkung an der Aus-
wahlentscheidung zwischen den beiden Baumaßnah-
men seine grundsätzlichen Bedenken wegen des 
Schulkonzeptes faktisch aufgegeben hatte. Sein Ein-
wand, daß nach Abwägung der wirtschaftlichen sowie 
der verkehrs- und ausbildungsrelevanten Gesichts-
punkte der Erwerb der Liegenschaft in Neuhausen die 
sachgerechtere Lösung darstelle, steht in Wider-
spruch zu seinem Bauantrag im Jahre 1975 und zu 
seinen Folgeanträgen bis zum Jahre 1979. Im übrigen 
hat auch die Bauverwaltung den Neubau als die funk-
tionsgerechtere Lösung angesehen. Auch kann sein 
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Hinweis auf die unzulängliche Kostenschätzung der 
Bauverwaltung die Beurteilung seiner Entscheidung 
nicht ändern, da auch die zu niedrig ermittelte Kosten-
differenz noch immer deutlich für die Alternative Rot-
tenburg sprach. Schließlich trifft sein Einwand, da bei 
einem Neubau in Rottenburg die Schätzkosten auch 
überschritten worden wären, sei der wirkliche Kosten-
unterschied geringer, nicht zu. Der Bundesrech-
nungshof hat in seinem Vergleich den gleichen Preis-
stand zugrunde gelegt sowie weitere Kostensteige-
rungen durch erst nachträglich erkennbare Erforder-
nisse und Standardverbesserungen bei den Alternati-
ven berücksichtigt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat insgesamt nicht 
dargelegt, weshalb ihm die Alternative Neuhausen 
zweckmäßiger erschien. Auch trifft das Argument, es 
habe praktisch keine echte Wahl bestanden, nicht zu. 
Wie sich bei vergleichbaren Baumaßnahmen gezeigt 
hat, hätte sich bei der Alternative Rottenburg eine 
kürzere Bauzeit als sechs Jahre bis zur Bezugsfertig-
keit erreichen lassen. Eine brauchbare Übergangslö-
sung hat der Bundesrechnungshof aufgezeigt. 

Die Stellungnahme des Bundesministers für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau, daß bei ver-
gleichbaren Objekten die eigentliche Bauzeit zwei bis 
drei Jahre betrage, bestätigt die Auffassung des Bun-
desrechnungshofes. 

33.5 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß die beteilig-
ten Bundesminister bei künftigen Entscheidungen 
über Bauvorhaben unnötige Verzögerungen vermei-
den, verläßliche Entscheidungsgrundlagen zugrunde 
legen und wirtschaftliche Gesichtspunkte ausrei-
chend berücksichtigen. 

Allgemeine Finanzverwaltung 
(Einzelplan 60) 

34 Abzugsfähigkeit von Mitgliedsbeiträgen und 
Spenden an politische Parteien, die keinen 
Rechenschaftsbericht nach dem 
Parteiengesetz vorlegen 
(Kapitel 60 01 Titel 012 01) 

34.0 

Der Bundesminister hat für das Jahr 1986 die steuer-
liche Abzugsfähigkeit von Mitgliedsbeiträgen und 
Spenden an 51 Parteien anerkannt, von denen nur 16 
den nach dem Parteiengesetz vorgeschriebenen Re-
chenschaftsbericht eingereicht haben. Der Bundes-
rechnungshof hält es für geboten, die Anerkennung 

der Abzugsfähigkeit von der Vorlage eines überprüf-
baren Rechenschaftsberichts abhängig zu machen. 

34.1 

34.1.1 

Nach § 10b Abs. 1 Satz 1 Einkommensteuergesetz 
(EStG) sind Ausgaben zur Förderung staatspolitischer 
Zwecke im Rahmen von Höchstbeträgen als Sonder-
ausgaben abzugsfähig. Um solche Ausgaben handelt 
es sich bei Mitgliedsbeiträgen und Spenden an politi-
sche Parteien im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes 
(PartG), soweit sie nicht nach § 34 g EStG die tarifliche 
Einkommensteuer ermäßigen. Nach § 2 PartG muß 
eine Partei nach dem Gesamtbild der tatsächlichen 
Verhältnisse, insbesondere nach ihrer Organisation, 
der Mitgliederzahl und nach ihrem Hervortreten in 
der Öffentlichkeit, ausreichende Gewähr für die Ziel-
setzung bieten, längere Zeit für den Bereich des Bun-
des oder eines Landes auf die politische Willensbil-
dung Einfluß nehmen und an der Vertretung des Vol-
kes im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mit-
wirken zu wollen. 

In Abschnitt 112 Abs. 5 der Einkommensteuer-Richt-
linien 1984 und 1987 ist festgelegt, daß Beiträge und 
Spenden an politische Parteien nur dann abzugsfähig 
sind, wenn die Partei im Kalenderjahr der Zuwendung 
die in § 2 PartG geforderten Voraussetzungen erfüllt. 
Daher muß für jeden Veranlagungszeitraum neu fest-
gestellt werden, ob eine Organisation, die Spenden 
oder Beiträge erhält, Parteieigenschaft hat. Hierzu 
stützt sich der Bundesminister auf Auskünfte des Bun-
desministers des Innern, der für das Jahr 1986 die Vor-
aussetzungen des § 2 PartG bei 51 Vereinigungen 
bejaht hatte. Mitgliedsbeiträge und Spenden an diese 
Organisationen wurden daher für den Veranlagungs-
zeitraum 1986 durch Verwaltungsanweisungen der 
Länder im Einvernehmen mit dem Bundesminister als 
abzugsfähig anerkannt. 

34.1.2 

Über Herkunft und Verwendung zugeflossener Mittel 
hat der Vorstand einer Partei nach § 23 Abs. 1 PartG 
öffentlich Rechenschaft zu geben. Dieser Bericht ist 
beim Präsidenten des Deutschen Bundestages einzu-
reichen, der prüft, ob der Rechenschaftsbericht den 
Vorschriften über die Rechnungslegung entspricht. In 
dem Rechenschaftsbericht sind u. a. Angaben zu den 
Einnahmen, z. B. aus Spenden, Beiträgen, Vermögen, 
und über die Ausgaben, z. B. für Personal, den lauf en-
den  Geschäftsbetrieb, für innerparteiliche Gremien-
arbeit und die Zuschüsse an Gliederungen, zu ma-
chen. Nach den Berichten des Präsidenten des Deut-
schen Bundestages an den Deutschen Bundestag vom 
13. Oktober 1987, vom 7. Januar 1988 und vom 
10. März 1988 (Drucksachen 11/977, 11/1660 und 
11/2007) gaben für das Jahr 1986 von den anerkann-
ten 51 Vereinigungen nur 16 den geforderten Rechen-
schaftsbericht ab. 
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34.2 

34.2.1 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß auch 
solche Parteien steuerlich begünstigt werden, die 
keine Rechenschaftsberichte abgeben. Die Begünsti-
gung besteht darin, daß die politischen Parteien durch 
die Anerkennung der Mitgliedsbeiträge und Partei-
spenden als steuermindernde Ausgaben in Höhe des 
Steueranteils mittelbar aus öffentlichen Mitteln finan-
ziert werden. Die mit der Anerkennung einer Vereini-
gung als Partei verbundene steuerliche Vergünsti-
gung hat erhebliche finanzielle Bedeutung. Selbst re-
lativ kleine Organisationen haben ein hohes jährli-
ches Spendenaufkommen, in einem Falle rd. 
480 000 DM. Daher hat der Bundesrechnungshof die 
Auffassung vertreten, daß bei dem Verfahren, in dem 
der Bundesminister die Voraussetzungen für die steu-
erliche Abzugsfähigkeit prüft, alle Erkenntnismög-
lichkeiten auszuschöpfen seien. Hierzu gehört auch 
die Auswertung des nach dem Parteiengesetz zu er-
stellenden Rechenschaftsberichts, da anders nicht be-
urteilt werden kann, ob das Spendenaufkommen im 
Rahmen der Parteiarbeit verwendet wird. Insoweit ist 
auch eine eigene Prüfungskompetenz der Finanzver-
waltung gegeben. 

Die Finanzverwaltung sollte daher die mit der Aner-
kennung als Partei verbundene steuerliche Vergün-
stigung auch von der Vorlage des nach § 23 PartG 
geforderten Rechenschaftsberichts abhängig machen. 
Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist eine 
Gesetzesänderung anzustreben mit dem Ziel, die Ab-
zugsfähigkeit von Mitgliedsbeiträgen und Spenden 
an Parteien zu versagen, die keinen Rechenschaftsbe-
richt beim Präsidenten des Deutschen Bundestages 
eingereicht haben. 

34.2.2 

Der Bundesrechnungshof fühlt sich in seiner Einschät-
zung bestärkt durch den jüngsten Bericht des Präsi-
denten des Deutschen Bundestages vom 10. März 
1988, in dem ausgeführt wird (S. 1 rechte Spalte un-
ten, S. 2 oben in Drucksache 11/2007): 

„Nicht alle Parteien legen Rechenschaftsberichte 
vor und kommen damit ihrer sich aus A rt . 21 Abs. 1 
Satz 4 GG und § 23 Abs. 1 PartG ergebenden Pflicht 
zur öffentlichen Rechnungslegung nach. Gleichzei-
tig profitieren sie jedoch mittelbar von den steuerli-
chen Vergünstigungen, mit denen der Gesetzgeber 
Zuwendungen an Parteien erleichtert. Zu Recht ist 
in diesem Zusammenhang die Frage nach korre-
spondierenden Begünstigungen und Pflichten ge-
stellt worden. Trotz des gesetzlichen Gebots zur 
Rechenschaftslegung, dem nach Ansicht des Bun-
desverfassungsgerichts eine zentrale Bedeutung 
zukommt, haben selbst von den Parteien, die sich an 
den Landtagswahlen des Jahres 1986 beteiligt ha-
ben, elf keinen Rechenschaftsbericht vorgelegt. " 

34.3 

Der Bundesminister hat der Ansicht des Bundesrech-
nungshofes widersprochen. Die Finanzverwaltung 
habe die Parteieigenschaft bei allen in Betracht kom-
menden Vereinigungen festzustellen. Der Rechen-
schaftsbericht könne hierbei wertvolle Beweisanzei-
chen liefern; unabdingbares Merkmal der Parteiei-
genschaft sei er jedoch nicht. Das Gesetz mache den 
Sonderausgabenabzug auch nicht von einer bestimm-
ten Verwendung der Mittel abhängig. Es sei deshalb 
den Finanzbehörden nicht gestattet, durch Kontrolle 
über die Mittelverwendung letztlich die politische Ar-
beit der Parteien zu we rten. Der Bundesminister ver-
weist in diesem Zusammenhang ebenfalls auf den 
Bericht des Präsidenten des Deutschen Bundestages 
vom 10. März 1988, in dem auch darauf hingewiesen 
werde, daß das Parteiengesetz bei Nichtvorlage des 
Rechenschaftsberichts nur den Ausschluß von der 
Wahlkampfkostenerstattung und dem Chancenaus-
gleich vorsehe. 

Der Bundesminister hat ferner mitgeteilt, eine Geset-
zesinitiative der Bundesregierung mit dem Ziel, die 
Steuervergünstigung für den Spendenabzug an Par-
teien zu versagen, die keinen Rechenschaftsbericht 
vorlegen, sei nicht beabsichtigt. 

34.4 

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Auffas-
sung, die Abzugsfähigkeit von Mitgliedsbeiträgen 
und Spenden an Parteien zu versagen, die keinen 
Rechenschaftsbericht beim Präsidenten des Deut-
schen Bundestages eingereicht haben; eine Gesetzes-
änderung sollte angestrebt werden. Wer öffentliche 
Mittel verwendet oder solche Mittel über Steuerer-
mäßigungen für die Leistenden erhält, hat darüber 
Rechenschaft zu geben. Dies setzt die Vorlage eines 
Rechenschaftsberichts voraus. Es ist nicht verständ-
lich, daß einerseits die Erstattung der Wahlkampfko-
sten der Parteien und die Gewährung des Chancen-
ausgleichs von der Vorlage des Rechenschaftsberichts 
abhängig ist, andererseits aber Spenden und Mit-
gliedsbeiträge abzugsfähig sein sollen, ohne daß Re-
chenschaftsberichte eingereicht werden müssen. Die 
Offenlegungspflicht bezieht sich auf alle — damit 
auch mittelbare — finanziellen Zuwendungen; ein 
Verstoß gegen die Offenlegungspflicht sollte auch 
Folgen für die mittelbare Förderung haben. 

Dabei ist auch zu bedenken, daß die Gefahr von Miß-
bräuchen besteht, wenn für Beiträge und Spenden 
sowie deren Verwendung nicht ein Mindestmaß an 
öffentlicher Rechenschaft gesichert ist, auch wenn an-
erkannt wird, daß grundsätzlich die Parteien nicht ei-
ner Kontrolle durch die Verwaltung unterliegen sol-
len. 

In diesem Sinne versteht der Bundesrechnungshof 
auch die erwähnten Ausführungen im Bericht des Prä-
sidenten des Deutschen Bundestages als Hinweis dar-
auf, daß es nicht hingenommen werden sollte, wenn 
Parteien der Pflicht zur öffentlichen Rechnungslegung 
nicht nachkommen, gleichzeitig jedoch mittelbar von 
den steuerlichen Vergünstigungen profitieren, mit de- 
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nen der Gesetzgeber Zuwendungen an Parteien er-
leichtert. 

Auch drei Fraktionen des Deutschen Bundestages er-
achten eine Änderung des Parteiengesetzes und an-
derer Gesetze, insbesondere des Einkommensteuer-
gesetzes, für notwendig, wie sich aus einem Gesetz-
entwurf vom 8. Juni 1988 ergibt (Drucksache 
11/2421). 

35 Verzögerungen bei der Steuerfestsetzung 
(Kapitel 60 01 Titel 012 01, 014 01) 

35.0 

Verzögerungen bei der Steuerfestsetzung, die über-
wiegend im Verantwortungsbereich der Finanzver-
waltung liegen, führen zu erheblichen Liquiditäts- 
und Zinsnachteilen beim Fiskus. 

35.1 Vorbemerkung 

35.1.1 

Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis entste-
hen, sobald der Tatbestand verwirklicht ist, an den 
das Gesetz die Leistungspflicht knüpft (§ 38 Abgaben-
ordnung 1977 — AO). Im folgenden wird beispielhaft 
für die Einkommensteuer und die Körperschaftsteuer 
dargestellt, daß diese Ansprüche nicht immer recht-
zeitig realisiert werden. 

35.1.2 

Die Einkommensteuer und die Körperschaftsteuer 
entstehen grundsätzlich mit Ablauf des Veranla-
gungszeitraums (§ 36 Abs. 1 Einkommensteuergesetz 
(EStG) und § 48 Buchst. c Körperschaftsteuergesetz 
(KStG)). Sie werden nach Ablauf des Kalenderjahres 
(Veranlagungszeitraum) nach dem Einkommen fest-
gesetzt, das der Steuerpflichtige in diesem Veranla-
gungszeitraum bezogen hat. 

Wenn sich nach der Abrechnung ein Überschuß zuun-
gunsten des Steuerpflichtigen ergibt (Abschlußzah-
lung), hat er diesen Betrag innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Steuerbescheids zu entrichten 
(§ 36 Abs. 4 Satz 1 EStG). 

35.1.3 

Auf die Einkommensteuer hat der Steuerpflichtige am 
10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezember 
des Veranlagungszeitraums Vorauszahlungen zu ent-
richten (§ 37 Abs. 1 Satz 1 EStG). Der Anspruch auf 
Vorauszahlungen entsteht mit Beginn des Kalender-
vierteljahres, in dem Vorauszahlungen zu entrichten 
sind (§ 37 Abs. 1 Satz 2 EStG). 

Das Finanzamt kann bis zum Ablauf des auf den Ver-
anlagungszeitraum folgenden Jahres die Vorauszah-

lungen an die Steuer anpassen, die sich für den Ver-
anlagungszeitraum voraussichtlich ergeben wird (§ 37 
Abs. 3 Satz 3 EStG). 

35.1.4 

Der Bundesrechnungshof hat zwei Fallgruppen, in 
denen die Steueransprüche erfahrungsgemäß verzö-
gert realisiert werden, untersucht und die Ursachen 
für die Verzögerungen festgestellt. Anhand dieser 
beiden Teilbereiche soll im folgenden verdeutlicht 
werden, welche Auswirkungen Verzögerungen bei 
der Veranlagung zur Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer sowie bei der Festsetzung von Voraus-
zahlungen zur Einkommensteuer für den Fiskus ha-
ben. 

35.2 Anpassung der 
Einkommensteuer-Vorauszahlungen im 
Zusammenhang mit hohen Abschlußzahlungen 

35.2.1 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits in seinen Be-
merkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 1972 vom 
10. Oktober 1974 (Drucksache 7/2709 Nr. 260) und 
1973 vom 20. Oktober 1975 (Drucksache 7/4306 
Nr. 165) dargestellt, daß bei Steuerpflichtigen mit ho-
hem Einkommen beträchtliche Einkommensteuer-
Abschlußzahlungen unverhältnismäßig spät festge-
setzt werden. Der Bundesminister der Finanzen (Bun-
desminister) ergriff daraufhin im Einvernehmen mit 
den obersten Landesfinanzbehörden eine Reihe von 
Maßnahmen zur Beschleunigung der Steuerfestset-
zung. 

Im Jahre 1987 wurden erneut bei fünf Finanzämtern 
im Bereich von vier Oberfinanzdirektionen in Ham-
burg, Nordrhein-Westfalen, Berlin und Bayern Erhe-
bungen durchgeführt. Dabei wurden 277 Einkom-
mensteuerfälle mit mindestens zwei Abschlußzahlun-
gen in den Veranlagungszeiträumen von 1982 bis 
1984 von jeweils mehr als 30 000 DM bei drei Finanz-
ämtern sowie von jeweils mehr als 100 000 DM bei 
den übrigen beiden Finanzämtern überprüft. Ziel der 
Untersuchungen war, festzustellen, wie die vom Bun-
desminister beschlossenen Maßnahmen durchgeführt 
werden, und welche Auswirkungen sich für die recht-
zeitige Festsetzung der Einkommensteuer ergeben. 
Die Prüfung führte zu folgenden Ergebnissen: 

35.2.1.1 

Für den Veranlagungszeitraum 1984 wurden in fast 
der Hälfte (rd. 48 v. H.) der geprüften Fälle Abschluß-
zahlungen in Höhe von insgesamt über 31 Mio. DM 
erst etwa eineinhalb Jahre nach dem Ende des Veran-
lagungszeitraums festgesetzt. Dies waren über 
54 v. H. der Abschlußzahlungen in den untersuchten 
Fällen. In sieben Fällen lagen die Abschlußzahlungen 
jeweils über 1 Mio. DM, in weiteren sieben Fällen 
zwischen 500 000 und 1 Mio. DM. Folgende Ursachen 
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für die hohen Abschlußzahlungen wurden festge-
stellt: 

— Anträgen auf Herabsetzung der Vorauszahlungen 
entsprachen die Finanzämter größtenteils ohne nä-
here Prüfung der Unterlagen. Von der Möglichkeit 
einer nachträglichen Erhöhung der Vorauszahlun-
gen wurde zu wenig Gebrauch gemacht; so wur-
den die Einkommensteuer-Prüfhinweise in rd. 
50 v. H. der Fälle nicht ausreichend oder über-
haupt nicht bearbeitet. Damit wurde die Möglich-
keit einer nachträglichen Erhöhung der vierten 
Vorauszahlung des abgelaufenen Jahres nicht ge-
nutzt. 

— Bei Teilhabern von Personengesellschaften, die 
fast 70 v. H. der untersuchten Fälle ausmachten, 
wurden die Vorauszahlungen auf Antrag der Steu-
erpflichtigen herabgesetzt, obwohl eine entspre-
chende Mitteilung der für die steuerliche Bearbei-
tung der Gesellschaft zuständigen Veranlagungs-
stelle nicht vorlag (diese Mitteilung ist erforderlich 
und in der Verwaltung vorgeschrieben, wenn für 
die Veranlagung eines Teilhabers eine andere 
Veranlagungsstelle zuständig ist). Die für die Be-
steuerung der Personengesellschaften zuständi-
gen Bezirke eines oder mehrerer Finanzämter ver-
sandten bei zu erwartenden Gewinnsteigerungen 
nicht immer Mitteilungen zur Anpassung der Ein-
kommensteuer-Vorauszahlungen an die für die 
Veranlagung der Teilhaber zuständigen Stellen. 

— Die Hilfen, die die automatisierte Datenverarbei-
tung den Veranlagungsstellen bietet, waren in den 
untersuchten Jahren nicht bundeseinheitlich und 
führten zu qualitativ unterschiedlichen Ergebnis-
sen. Prüfhinweise zur Anpassung der Einkommen-
steuer-Vorauszahlungen bei steigenden Umsätzen 
des laufenden Jahres sowie zur nachträglichen 
Anpassung der Vorauszahlungen wurden nur un-
zureichend, teilweise überhaupt nicht bearbeitet. 

35.2.1.2 

Nach wie vor wurden Fristverlängerungen zur Ab-
gabe der Steuererklärungen sehr großzügig bemes-
sen. Der Bundesrechnungshof hat hier gegenüber den 
vorangegangenen Untersuchungen für die Haushalts-
jahre 1972 und 1973 keine wesentlichen Änderungen 
der beanstandeten Praxis feststellen können. 

Nach der gesetzlichen Abgabefrist (§ 149 Abs. 2 AO) 
sind die Erklärungen spätestens fünf Monate nach 
Ablauf des Veranlagungszeitraums einzureichen. Ge-
nerelle Fristverlängerung bis zum 30. September des 
auf das Veranlagungsjahr folgenden Jahres (01) wird 
Steuerpflichtigen gewährt, deren Erklärungen von 
Angehörigen der steuerberatenden Berufe gefertigt 
werden. Die Finanzverwaltung läßt darüber hinaus 
zu, daß in einem vereinfachten Verfahren, bei dem 
lediglich der Steuerpflichtige anzugeben ist, für des-
sen Steuererklärung Fristverlängerung beantragt 
wird, die Abgabefrist für die Steuererklärungen auf 
den 28. Februar des zweiten auf das Veranlagungs-
jahr folgenden Jahres (02) hinausgeschoben wird. 

Darüber hinausgehende Fristverlängerungen sind 
nur in zwingenden Ausnahmefällen zulässig. Auch 
solche Fristverlängerungen wurden teilweise großzü-
gig und wiederholt gewährt. So gingen bei den unter-
suchten 277 Steuerfällen etwa die Hälfte der Steuer-
erklärungen erst nach dem 28. Februar 02 ein. 

35.2.1.3 

Von der Möglichkeit, die Steuererklärungen vorzeitig 
anzufordern, wenn für das Vorjahr eine hohe Ab-
schlußzahlung zu leisten war oder mit einer Abschluß-
zahlung gerechnet werden konnte, wurde in den ge-
prüften Fällen fast nie Gebrauch gemacht. Im Bereich 
der Oberfinanzdirektion Berlin wurden Steuererklä-
rungen im automatisierten Verfahren vorzeitig ange-
fordert und keine weiteren Fristverlängerungen ge-
währt, wenn im Vorjahr eine hohe Abschlußzahlung 
zu leisten war. Hier war die Zahl der nach dem 28. Fe-
bruar 02 eingereichten Steuererklärungen erheblich 
geringer als bei den anderen geprüften Finanzäm-
tern. 

35.2.1.4 

Der Zeitraum zwischen Abgabe der Steuererklärung 
und Festsetzung der Abschlußzahlung betrug in etwa 
der Hälfte der untersuchten Fälle mehr als drei Mo-
nate. Rd. 5 v. H. der Fälle waren selbst nach einem 
Zeitraum von zwölf Monaten und länger — in einigen 
wenigen Fällen sogar über 24 Monate — noch nicht 
veranlagt. Zwingende Gründe für die zu langen Bear-
beitungszeiten waren größtenteils nicht ersichtlich. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
betrugen die Abschlußzahlungen in den überprüften 
277 Fällen mit rd. 50 Mio. DM pro Jahr etwa ein Drittel 
der festgesetzten Einkommensteuer-Schuld. 

Im wesentlichen ähnliche Erkenntnisse ergaben Er-
hebungen des Rechnungshofes und von drei Vorprü-
fungsstellen des Landes Baden-Württemberg. 

Die aufgetretenen Fehler resultierten zum einen aus 
unzureichender Bearbeitung der Steuerfälle, zum an-
deren auf zu großzügigen, teilweise immer noch län-
derunterschiedlichen Verfahrensregelungen. In der 
überwiegenden Zahl der untersuchten Fälle, die be-
sonders die Gruppe der Teilhaber an Personengesell-
schaften betraf, hätten hohe Abschlußzahlungen ver-
mieden werden können, wenn die Finanzverwaltung 
die ihr zur Verfügung stehenden Erkenntnisquellen 
bei der Festsetzung von Vorauszahlungen sachge-
recht genutzt hätte; zumindest hätte die Steuerfestset-
zung beschleunigt werden können. 

35.2.2 

Die Finanzbehörden haben Steuern nach Maßgabe 
der Gesetze gleichmäßig festzusetzen und zu erheben 
(§ 85 Satz 1 AO). Dieser Vorschrift wird grundsätzlich 
nur dann genügt, wenn mit den Einkommensteuer-
Vorauszahlungen diejenige Steuer abgeführt wird, 
die voraussichtlich anfällt. Der Bundesrechnungshof 
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verkennt nicht, daß Unterschiede zwischen Voraus-
zahlungen und endgültig festgesetzter Steuer unver-
meidlich sind, soweit sie in der Schwierigkeit begrün-
det sind, die voraussichtliche Jahressteuer zu schät-
zen. 

Unabhängig von den rechtlichen Bedenken gegen die 
geschilderte Praxis der Finanzverwaltung bei den ge-
währten Fristverlängerungen ist darauf hinzuweisen, 
daß die Zinsverluste für den Fiskus vom Entstehen der 
Einkommensteuer-Schuld bis zur Festsetzung der Ab-
schlußzahlung (bei einem Zinssatz von 6 v. H. und 
ohne Zinseszinsen) allein in den eingesehenen Fällen, 
soweit deren Abschlußzahlungen erst rd. zwölf Mo-
nate nach Ablauf des Veranlagungszeitraums festge-
setzt wurden, etwa 4 Mio. DM jährlich betrugen. Auch 
wenn dem Bundesrechnungshof keine verläßlichen 
Zahlenunterlagen für die Gesamthöhe dieser Verluste 
in der Bundesrepublik Deutschland vorliegen, müs-
sen sie mit dreistelligen Millionenbeträgen angenom-
men werden. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb den Bundesmi-
nister aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, daß 

— die Praxis der Anpassung der Vorauszahlungen 
— möglicherweise durch verstärkten Einsatz der 
Datenverarbeitung — bundeseinheitlich verbes - 
sert wird, 

— die rechtzeitige Erhebung der Einkommensteuer 
gewährleistet wird, 

— Veranlagungen umgehend durchgeführt werden, 
wenn mit einer hohen Abschlußzahlung zu rech-
nen ist, 

— zu großzügig gewährte Fristverlängerungen auf 
ein vertretbares Maß reduziert werden. 

35.2.3 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, die Schlußfolge-
rungen des Bundesrechnungshofes könnten nicht all-
gemein auf die Situation in der Finanzverwaltung 
übertragen werden, da bei insgesamt nur 277 unter-
suchten Akten in fast 70 v. H. der Fälle Teilhaber an 
Personengesellschaften betroffen seien. Dies sei nur 
eine kleine Gruppe aus der Masse der Einkommen-
steuerpflichtigen, bei der die Bearbeitung besondere 
organisatorische Schwierigkeiten bereite. Dies ent-
spreche auch der Auffassung der Länder. 

Die vom Bundesrechnungshof angesprochenen unter-
schiedlichen Anweisungen seien in allen Ländern na-
hezu gleich. Der Prüfhinweis zur Anpassung der Vor-
auszahlung bei steigenden Umsätzen des laufenden 
Jahres sei im Jahre 1985 neu geregelt worden; der 
Prüfhinweis zur nachträglichen Anpassung der Vor-
auszahlungen solle vereinheitlicht werden. 

35.2.4 

Der Bundesrechnungshof hält nach wie vor die festge-
stellten Mängel bei den untersuchten Fallgruppen für 
bedeutsam. Auch wenn nur 277 Fälle untersucht wur-
den, muß berücksichtigt werden, daß sich die Erhe-

bungen bei jedem untersuchten Fall auf drei Veranla-
gungszeiträume erstreckten. 

Die Zahl der untersuchten Fälle hält der Bundesrech-
nungshof insbesondere deshalb für ausreichend, da 
sich die Maßnahmen, die der Bundesminister auf-
grund der früheren Bemerkungen getroffen hatte, ge-
rade bei den ausgewählten Fällen hätten auswirken 
müssen. 

Daß die hohen Abschlußzahlungen insbesondere 
Teilhaber an Personengesellschaften betrafen, zeigt, 
daß für diese Fallgruppe Regelungsbedarf besteht 
oder zumindest die Bearbeitung verbesserungsbe-
dürftig ist. Auch der Hinweis des Bundesministers auf 
organisatorische Schwierigkeiten gerade in diesem 
Teilbereich kann die Feststellungen des Bundesrech-
nungshofes nicht entkräften. 

Ob der Prüfhinweis zur Anpassung der Vorauszahlun-
gen bei steigenden Umsätzen des laufenden Jahres im 
Jahre 1985 ausreichend vereinheitlicht worden ist 
— wie dies der Bundesminister in seiner Stellung-
nahme ausgeführt hat — , konnte der Bundesrech-
nungshof bei seiner Untersuchung der Veranlagungs-
zeiträume 1982 bis 1984 noch nicht feststellen. Er wird 
dies zu gegebener Zeit prüfen. 

Zu beanstanden bleibt jedenfalls, daß eine solche 
Maßnahme nicht bereits zu einem früheren Zeitpunkt 
durchgeführt wurde, um auch auf diese Weise Ab-
schlußzahlungen möglichst niedrig zu halten. 

Hohe Abschlußzahlungen hätten in sehr vielen Fällen 
auch dadurch vermieden werden können, daß die 
vierte Vorauszahlung des jeweils abgelaufenen Jah-
res nachträglich erhöht wurde. 

Soweit dies deshalb unterblieb, weil häufig selbst vor-
handene Prüfhinweise nicht abgesandt oder nicht 
ausgewertet wurden, sollte diesem Mangel ohne 
große organisatorische Schwierigkeiten abgeholfen 
werden können. 

35.3 Festsetzung der Steuern nach 
Außenprüfungen 

Erhebliche Zinsnachteile erleidet der Fiskus auch im 
Anschluß an Außenprüfungen (Betriebsprüfungen) 
soweit Steuern, die sich aus den Feststellungen der 
Prüfer ergeben, oft erst Jahre nach ihrem Entstehen 
festgesetzt werden. Dies gilt um so mehr, je größer ein 
Unternehmen ist. Bei Groß- und Konzernunterneh-
men dauert bereits die Außenprüfung oft mehr als 
zwei Jahre, darüber hinaus ist auch der Prüfungszeit-
raum häufig länger als bei Mittel- und Kleinbetrie-
ben. 

35.3.1 

Der Bundesrechnungshof hat beim Bundesamt für Fi-
nanzen sowie bei zwei Finanzämtern insgesamt 75 
Prüfungsfälle bei Großbetrieben und Konzernen un-
tersucht und — bei gleichartigen Ergebnissen eines 
Landesrechnungshofes und mehrerer Vorprüfungs

-

stellen — folgendes festgestellt: 
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35.3.1.1 

Der Zeitraum zwischen dem Prüfungsbeginn und der 
Fertigstellung des Prüfungsberichts betrug bei den 
ausgesuchten Großfällen 24 bis 89 Monate (zwei bis 
siebeneinhalb Jahre), im Durchschnitt mehr als drei-
einhalb Jahre. Nachzahlungen aufgrund der Außen-
prüfung waren in einigen Fällen für Veranlagungs-
zeiträume festzusetzen, die mehr als zehn Jahre zu-
rücklagen. In einem Fall lagen zwischen dem ersten 
zu prüfenden Jahr und dem Datum des Berichts mehr 
als 16 Jahre — bei einem steuerlichen Mehrergebnis 
von rd. 125 Mio. DM. 

35.3.1.2 

Die Finanzbehörden sind bestrebt, die Außenprüfun-
gen zügiger als bisher abzuwickeln, z. B. durch die 
Bildung von Prüfungsschwerpunkten. Dies setzt vor-
aus, daß die Steuerpflichtigen ihre Mitwirkungs-
pflichten ordnungsgemäß erfüllen. Nach Angaben 
von Außenprüfern führten jedoch sogenannte „Prü-
fungs-Antistrategien" der Unternehmen zu erhebli-
chen Verzögerungen bei der steuerlichen Bearbei-
tung. So wird z. B. die Vorlage von Unterlagen bewußt 
verzögert, die Zustimmung zu Zwischenergebnissen 
verweigert oder ohne Begründung widerrufen. Es ist 
nicht eindeutig erkennbar, ob und gegebenenfalls wie 
nachhaltig und erfolgreich die Verwaltung dem auf 
Verzögerung angelegten Verhalten in der Praxis ent-
gegenwirkt. 

35.3.1.3 

Bei lang andauernden Außenprüfungen standen häu-
fig geraume Zeit vor dem Abschluß der Prüfung we-
sentliche Teilbeträge der Nachforderung fest. Betra-
fen diese Teilbeträge eine Steuerart, für die im Laufe 
der Außenprüfung noch weitere Änderungen möglich 
oder zu erwarten waren, war in der Verwaltung um-
stritten, 

— ob es zulässig sei, Vorbehaltsfestsetzungen auf-
grund von Prüfungsfeststellungen gegebenenfalls 
mehrfach und unter Aufrechterhaltung des Nach-
prüfungsvorbehalts zu ändern, oder 

— ob der ratenweisen Anforderung von Mehrsteuern 
aufgrund von Außenprüfungen die Regelung des 
§ 173 Abs. 2 AO entgegenstehe, wonach ein Steu-
erbescheid, dem das Ergebnis einer Außenprüfung 
zugrunde liegt, lediglich dann aufgehoben oder 
geändert werden darf, wenn eine Steuerhinterzie-
hung oder leichtfertige Steuerverkürzung vor-
liegt. 

Angesichts der bestehenden Rechtsunsicherheit half 
sich die Verwaltung teilweise damit, feststehende 
Teilbeträge künftiger Nachzahlungen mit Zustim-
mung des Steuerpflichtigen festzusetzen. Dieses Ver-
fahren führte in sechs der untersuchten Fälle zu be-
schleunigten Steuernachzahlungen in Höhe von an-
nähernd 200 Mio. DM. Ein solches Vorgehen hängt 
jedoch davon ab, ob der Steuerpflichtige koopera-
tionsbereit ist. 

35.3.1.4 

In Fällen der körperschaftsteuerlichen Organschaft 
zwischen verbundenen Unternehmen wird der Prü-
fungsbericht für den Organträger erst erstellt, wenn 
die Berichte für die Organgesellschaften vorliegen. 
Bereits feststehende Ergebnisse von Organgesell-
schaften werden dadurch oft über einen längeren 
Zeitraum nicht festgesetzt. 

In einem Fall betrug der Zeitraum zwischen dem Da-
turn des Berichts für die Organgesellschaft und dem 
für den Organträger fast 14 Monate, die Erhöhung 
allein des steuerpflichtigen Einkommens des Organ-
trägers durch das Ergebnis der Organgesellschaft rd. 
218 Mio. DM. 

35.3.1.5 

Die Prüfung abgegrenzter Prüfungsfelder, wie z. B. 
der Investitionszulagen, war oft eher als die Prüfung 
anderer Teilbereiche abgeschlossen, ohne daß die be-
reits vor Bekanntgabe des Prüfungsberichts zulässige 
Rückforderung von Zulagen veranlaßt wurde. 

Der Zeitraum zwischen der Erstellung des Teilbe-
richts und des Hauptberichts betrug bis zu 30 Monate. 
In 29 der untersuchten Fälle waren Investitionszula-
gen von insgesamt 58 Mio. DM zurückzufordern. Nur 
in vier Fällen wurden rd. 20 Mio. DM bereits vor Aus-
fertigung des Hauptberichts zurückgefordert. 

35.3.1.6 

Bei Großbetrieben sind im Hinblick auf eine bevorste-
hende Außenprüfung Steuern unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung festzusetzen; dabei sind die Be-
steuerungsgrundlagen nach den bestehenden Wei-
sungen nur „überschlägig zu prüfen". Nach den Fest-
stellungen des Bundesrechnungshofes wurden jedoch 
selbst offenkundige Fehler und Mängel von Gewicht 
nicht bereits bei der Vorbehaltsfestsetzung, sondern 
erst Jahre später im Rahmen der Außenprüfung be-
richtigt. 

Mängel dieser Art traten in mehreren Fällen auf. In 
einem Fall hätte eine Gewinnerhöhung von rd. 
55 Mio. DM bereits bei der erstmaligen Steuerfestset-
zung und nicht erst nach der vier Jahre später abge-
schlossenen Außenprüfung festgestellt werden kön-
nen. 

35.3.2 

In der Bundesrepublik Deutschland sind in den Jah-
ren 1984 bis 1986 aufgrund von Außenprüfungen bei 
gewerblichen Bet rieben und freiberuflich Tätigen per 
Saldo (also unter Gegenrechnung von Mindersteuern) 
rd. 26 Mrd. DM Mehrsteuern rechtskräftig festgesetzt 
worden. Auf Großbetriebe entfallen davon rd. 20 Mrd. 
DM. 

Auch durch die geschilderten Verzögerungen der Au

-

ßenprüfung erleidet der Bund erhebliche finanzielle 
Nachteile. Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, 
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daß bei Steuerpflichtigen, die der Außenprüfung un-
terliegen, die festgestellten Mehrergebnisse erst ge-
raume Zeit nach Entstehen des Steueranspruchs fest-
gesetzt werden können. Dieser Zeitraum sollte sich 
jedoch in einem vertretbareren Rahmen bewegen. 

So könnten bereits feststehende Ergebnisse einer Or-
gangesellschaft sofort beim Organträger festgesetzt 
werden, ohne daß der Vorbehalt der Nachprüfung 
aufgehoben werden müßte. Die Rückforderung zu 
Unrecht gewährter Zulagen könnte bereits vor der 
Bekanntgabe des gesamten Prüfungsberichts veran-
laßt werden. Auch die mißverständliche und vieldeu-
tige Anweisung, die Besteuerungsg rundlagen bei 
Großbetrieben vor einer Außenprüfung „überschlä-
gig zu prüfen", ist verbesserungsbedürftig. Der Bun-
desrechnungshof hat deshalb den Bundesminister 
aufgefordert, das Instrumentarium der Finanzverwal-
tung im Bereich der Außenprüfung zu verbessern und 
für eine zügigere Festsetzung der festgestellten Steu-
ern zu sorgen. 

35.3.3 

Der Bundesminister hat angekündigt, er wolle auch 
diese Feststellungen des Bundesrechnungshofes mit 
den Vertretern der obersten Finanzbehörden der Län-
der erörtern. 

Soweit die Feststellungen die AO betreffen, wurden 
inzwischen folgende Ergebnisse erzielt: 

35.3.3.1 

Die Vorab-Anforderung von Teilbeträgen der Mehr-
ergebnisse (vgl. oben Tz. 35.3.1.3) ist grundsätzlich 
rechtlich zulässig. Vorbehaltsfestsetzungen können in 
geeigneten Fällen aufgrund von Feststellungen der 
Außenprüfung — gegebenenfalls mehrfach und unter 
Aufrechterhaltung des Nachprüfungsvorbehalts — 
geändert werden. Näheres hierzu soll von den Län-
derreferenten festgelegt werden. 

35.3.3.2 

Der Auffassung des Bundesrechnungshofes zur vor-
zeitigen Rückforderung von Investitionszulagen (vgl. 
oben Tz. 35.3.1.5) auf der Grundlage von Teilberich-
ten haben die Länderreferenten grundsätzlich zuge-
stimmt. Sie haben jedoch darauf hingewiesen, daß 
dieser Bereich mittelfristig durch das Steuerreformge-
setz 1990 (Wegfall der Investitionsförderung durch 
Zulagen) an Bedeutung verlieren werde. 

35.3.3.3 

Der Begriff „überschlägig zu prüfen" solle — entspre-
chend der Anregung des Bundesrechnungshofes — 
durch Mindestanforderungen konkretisiert werden. 
Die Länderreferenten wiesen aber ausdrücklich dar-
auf hin, daß eine über die Mindestanforderungen hin-
ausgehende Prüfungsintensität von den Landesfi-
nanzbehörden festgelegt werden müsse. Die weitere 

Erörterung dieser Frage obliege zunächst den Refe-
ratsleitern Organisation. 

35.4 Vorgesehene Vollverzinsung 

35.4.1 

Der Bundesminister hat ergänzend auf das Vorhaben 
der Bundesregierung hingewiesen, im Rahmen der 
Steuerreform 1990 die sogenannte Vollverzinsung 
einzuführen. Diese Maßnahme sei geeignet, eine „ge-
wisse Abhilfe" zu schaffen. 

Sie bezwecke in erster Linie, Zinsvorteile auszuglei-
chen, indem sie die Steuerpflichtigen so stelle, als hät-
ten sie die Steuern 15 Monate nach Ablauf des Steu-
erjahres entrichtet; sie könne jedoch nur in zweiter 
Linie, soweit verhaltensabhängige Verzögerungen 
eintreten, auf das Verhalten der Steuerpflichtigen ein-
wirken. 

Nach einem im Rahmen des Steuerreformgesetzes 
1990 neu geschaffenen § 233 a AO sollen Steuernach-
forderungen oder Steuererstattungen verzinst wer-
den. Der Zinssatz soll nach den allgemeinen Regeln 
0,5 v. H. pro Monat betragen (§ 238 Abs. 1 Satz 1 AO). 
Der Zinslauf soll 15 Monate nach Ablauf des Kalen-
derjahres beginnen, in dem die Steuer entstanden ist. 
Er soll mit der Fälligkeit der Steuernachforderung 
oder Steuererstattung, spätestens vier Jahre nach sei-
nem Beginn, enden. 

Die Bundesregierung sieht die Frist von 15 Monaten 
als erforderlich an, damit die Zeit für die Abgabe der 
Steuererklärung sowie die allgemeine Veranlagungs-
tätigkeit der Finanzämter von der Verzinsung unbela-
stet bleibt. Der Zeitraum soll die längstmögliche allge-
meine Verlängerung der Fristen zur Abgabe von 
Steuererklärungen berücksichtigen und die Zinsfälle 
zur Verringerung der Arbeitsbelastung der Finanzäm-
ter in Grenzen halten. 

Die Beschränkung des Zinslaufs auf vier Jahre soll 
Nachteile vermeiden, die Groß- und Konzernbetriebe, 
bei denen Außenprüfungen oft erst Jahre nach Ablauf 
des Steuerjahres durchgeführt werden können, erlei-
den müßten. Da die Steuerpflichtigen diese Verzöge-
rungen nicht zu vertreten hätten, sollen sie durch die 
Regelung so gestellt werden, als sei die Steuerfestset-
zung aufgrund der Außenprüfung zeitnah erfolgt. 

35.4.2 

Der Bundesrechnungshof begrüßt g rundsätzlich die 
Einführung einer Zinspflicht. Er ist jedoch nicht der 
Auffassung, daß die beabsichtigte „Vollverzinsung" 
ausreichende Abhilfe schaffen wird. 

Ein Zinslauf, der erst 15 Monate nach Ablauf des Ver-
anlagungsjahres beginnt, kann auf das Abgabever-
halten der Steuerpflichtigen mit hohen Abschlußzah-
lungen nur unwesentlich Einfluß nehmen. Er beseitigt 
insbesondere nicht die Ungleichbehandlung gegen-
über den nichtselbständig Tätigen. 
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Auf die Fallgruppe der langdauernden Außenprüfun-
gen dürfte die Zinspflicht ebenfalls nur geringe Aus-
wirkungen haben. Eine auf vier Jahre beschränkte 
Zinspflicht dürfte insbesondere bei diesen Fällen kein 
ausreichender Anreiz sein, Steuern rechtzeitig zu ent-
richten. Dies gilt unabhängig davon, ob die zu zahlen-
den Zinsen künftig Bet riebsausgaben sein werden 
oder nicht. Die Sollzinsen auf dem Kapitalmarkt dürf-
ten im übrigen auf längere Sicht deutlich höher sein 
als der gesetzlich vorgegebene Zins in Höhe von 
6 v. H. 

Die sogenannte Vollverzinsung beseitigt andererseits 
auch nicht das Gebot der rechtzeitigen Steuerfestset-
zung und Erhebung. Ebenso wie der Pflichtige seine 
Steuererklärungen rechtzeitig abzugeben hat, muß 
die Finanzverwaltung die Ansprüche aus dem Steuer-
schuldverhältnis unverzüglich realisieren. Eine Ver-
zinsung schränkt diese Verpflichtung nicht ein. 

35.5 Abschließende Würdigung 

Die unter Nr. 35.2 und 35.3 geschilderten Beispiele 
zeigen, daß der Bund erhebliche Steuerbeträge, die er 
zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt, verspätet er-
hält. Er muß deshalb Ausgaben durch Aufnahme von 
Krediten finanzieren, die bei sorgfältiger und konse-
quenter Anwendung des geltenden Steuerrechts 
durch Einnahmen gedeckt werden könnten. Der Bun-
desrechnungshof ist daher der Auffassung, daß der 
Bundesminister mit größerem Nachdruck als bisher 
auf die rechtzeitige Festsetzung von Steuern hinwir-
ken sollte. 

Dies würde nicht nur dem Gebot der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung im Verhältnis zu denjenigen entspre-
chen, bei denen die Steuern durch Abzug an der 
Quelle erhoben werden (Lohnsteuer, Kapitalertrag-
steuer), sondern auch dem haushaltsrechtlichen Ge-
bot der rechtzeitigen Erhebung der Einnahmen (§ 34 
Abs. 1 BHO) Rechnung tragen. 

36 Anerkennung steuerbegünstigter Ausgaben 
(z. B. Spenden) und Kontrolle der Empfänger 
nach § 48 Abs. 4 Einkommensteuerdurch-
führungsverordnung 
(Kapitel 60 01 Titel 011 01 und 012 01) 

36.0 

Die Bundesregierung hat nach § 48 Abs. 4 Einkom-
menste uerdurchführungsverordnung Ausgaben an 
eine Vielzahl von Körperschaften als steuerbegünstigt 
anerkannt. Bei ihren Entscheidungen verfährt sie 
nicht immer nach einheitlichen Grundsätzen. Die 
Empfänger der steuerbegünstigten Ausgaben werden 
von der Finanzverwaltung nicht ausreichend kontrol-
liert. 

36.1 Rechtsgrundlagen 

36.1.1 

§ 10 b Abs. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) sieht 
innerhalb bestimmter Grenzen eine Steuervergünsti-
gung durch die Möglichkeit des Sonderausgabenab-
zugs von Zuwendungen vor, die zur Förderung der als 
besonders förderungswürdig anerkannten gemein-
nützigen Zwecke an Körperschaften oder Einrichtun-
gen gewährt werden. Ergänzend hierzu hat der Ge-
setzgeber in § 51 Abs. 1 Nr. 2 c EStG die Bundesre-
gierung ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über eine Be-
schränkung des Abzugs solcher Ausgaben sowie über 
eine Anerkennung gemeinnütziger Zwecke als be-
sonders förderungswürdig zu erlassen. Die Bundesre-
gierung hat hiervon u. a. in § 48 Einkommensteuer-
durchführungsverordnung (EStDV) Gebrauch ge-
macht. 

36.1.2 

Nach § 48 Abs. 2 EStDV ist Voraussetzung für die 
Gewährung der Steuervergünstigung von Zuwen-
dungen für gemeinnützige Zwecke, daß diese Zwecke 
durch allgemeine Verwaltungsvorschrift der Bundes-
regierung, die der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, allgemein als besonders förderungswürdig aner-
kannt worden sind. Die aus der Vielzahl der mögli-
chen gemeinnützigen Zwecke von der Bundesregie-
rung mit Zustimmung des Bundesrates bisher allge-
mein als besonders förderungswürdig anerkannten 
sind in der Anlage 7 zu Abschnitt 111 Abs. 1 der Ein-
kommensteuerrichtlinien (EStR) zu § 10 b EStG (§§ 48 
und 50 EStDV) aufgeführt. 

Nach § 48 Abs. 3 EStDV sind Zuwendungen für die 
genannten Zwecke nur abzugsfähig, wenn der Emp-
fänger der Zuwendungen 

— eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
eine öffentliche Dienststelle (z. B. Universität, For-
schungsinstitut) ist und bestätigt, daß der zuge-
wendete Betrag zu einem als besonders förde-
rungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zweck 
verwendet wird (§ 48 Abs. 3 Nr. 1 EStDV; nur unter 
dieser Voraussetzung sind Zuwendungen für die 
in Anlage 7 zu Abschnitt 111 Abs. 1 EStR einge-
schränkt anerkannten gemeinnützigen Zwecke 
steuerbegünstigt) oder 

— eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver-
mögensmasse ist, die nach der Satzung, dem Stif-
tungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und 
nach der tatsächlichen Geschäftsführung aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützigen 
Zwecken dient und bestätigt, daß sie den zuge-
wendeten Betrag nur für ihre satzungsmäßigen 
Zwecke verwendet (§ 48 Abs. 3 Nr. 2 EStDV). 
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36.1.3 

Auch wenn die Voraussetzungen des § 48 Abs. 2 oder 
Abs. 3 EStDV nicht gegeben sind, kann die Bundes-
regierung nach § 48 Abs. 4 EStDV mit Zustimmung 
des Bundesrates durch allgemeine Verwaltungsvor-
schrift Ausgaben im Sinne des § 10 b EStG als steuer-
begünstigt anerkennen. Aufgrund dieser Ermächti-
gung sind Zuwendungen an jetzt noch 53 Organisa-
tionen anerkannt, die in Abschnitt 111 Abs. 2 EStR 
aufgeführt sind. 

36.1.4 

Zu den Rechtsgrundlagen und der Praxis des Aner-
kennungsverfahrens nach § 48 Abs. 4 EStDV hat die 
Unabhängige Sachverständigenkommission zur Prü-
fung des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts Be-
denken geäußert. Sie hat in ihrem Gutachten vom 
24. März 1988 (Schriftenreihe des Bundesministe-
riums der Finanzen, Heft 40 S. 238 ff.) die Meinung 
vertreten, daß § 48 Abs. 4 EStDV mangels ausreichen-
der Bestimmtheit unwirksam sei. Im einzelnen wird 
dort folgendes dargelegt: 

— § 48 Abs. 4 EStDV ermächtigte ohne gesetzliche 
Grundlage zu einer Regelung in einer allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift. Wenn der Gesetzgeber die 
Exekutive zum Erlaß einer Verordnung ermäch-
tige, stehe es dieser nicht frei, sich statt dessen der 
Form einer Verwaltungsvorschrift zu bedienen. 

— Die Vorschrift beinhalte Durchbrechungen der 
Regeln, die der Verordnungsgeber in § 48 Abs. 2 
und 3 EStDV selbst aufgestellt habe. Sie lasse in-
dessen nicht erkennen, nach welchen sachlichen 
Kriterien die Ausnahmen statuiert werden sollten. 
Eine solche Ermächtigung ohne Richtmaße ver-
letze den Gleichheitsgrundsatz und die Rechtssi-
cherheit. 

— Ungeachtet der Rechtswidrigkeit des § 48 Abs. 4 
EStDV sei auch Abschnitt 111 Abs. 2 EStR schon 
deshalb unwirksam, weil er nicht der Ermächti-
gung zur Anerkennung von „Ausgaben im Sinne 
des § 10 b des Gesetzes" entspreche, sondern be-
stimme, welche Vereinigungen als spendenemp-
fangsberechtigt anerkannt seien. 

— Die Ermächtigung beziehe sich auf eine „allge-
meine Vorschrift" zur Anerkennung von Ausga-
ben, also auf die Aufstellung allgemeiner Kriterien. 
Statt dessen treffe Abschnitt 111 Abs. 2 Satz 2 EStR 
Einzelregelungen hinsichtlich individueller Kör-
perschaf ten.  

36.2 Prüfungsgegenstand und -umfang 

Der Bundesrechnungshof hat in den Jahren 1986 und 
1987 Unterlagen der Finanzverwaltung zu 41 der 53 
nach § 48 Abs. 4 EStDV anerkannten Körperschaften 
untersucht. Er hat die Akten des Bundesministers ein-
gesehen und Erhebungen in acht Ländern — teilweise 
unter Beteiligung der Landesrechnungshöfe — vorge-
nommen. Er behandelt in seiner Bemerkung Feststel-

lungen zum Verfahren der Anerkennung (Nr. 3) sowie 
zu Art und Umfang der Kontrolle durch die Finanzver-
waltung (Nr. 4). Zu den Ausführungen im Gutachten 
der Unabhängigen Sachverständigenkommission äu-
ßert sich der Bundesrechnungshof nicht, um insoweit 
der Stellungnahme des Ministers nicht vorzugreifen. 

36.3 Anerkennungsgrundsätze der 
Bundesregierung 

36.3.1 

Der Bundesminister hat auf die schriftliche Frage ei-
nes Abgeordneten des Deutschen Bundestages, nach 
welchen Grundsätzen die in Abschnitt 111 Abs. 2 EStR 
genannten Vereinigungen gemäß § 48 Abs. 4 EStDV 
anerkannt würden, in seiner Antwort vom 23. Novem-
ber 1987 wie folgt Stellung genommen (Drucksache 
11/1382 S. 16): 

„Nach der Praxis der Bundesregierung und des Bun-
desrates ist die Anerkennung nach § 48 Abs. 4 EStDV 
auf bundesweit tätige Dach- und Spitzenorganisatio-
nen beschränkt, die besonders wichtige Zwecke för-
dern, nach den allgemeinen Regeln des Einkommen-
steuerrechts keine steuerlich abziehbaren Spenden 
empfangen dürfen und wegen der Zahl ihrer Mitglie-
der oder Spender und ihrer finanziellen Ausstattung 
große Bedeutung haben. " 

Tatsächlich hält sich die Bundesregierung bei ihrer 
Anerkennungspraxis nicht immer an diese Grund-
sätze. 

36.3.1.1 

So sind einige Körperschaften keine „bundesweit täti-
gen Dach- oder Spitzenorganisationen" , da sie nur in 
einzelnen Ländern oder regional begrenzt tätig sind, 
z. B. die in Abschnitt 111 Abs. 2 EStR genannten Orga-
nisationen Südschleswigscher Verein e. V. (Nr. 25), 
die Landessportbünde (Nr. 35), die Bayerische Eini-
gung e. V. (Nr. 41). 

36.3.1.2 

Bei der Beurteilung der Bedeutung der Zahl der Mit-
glieder oder Spender sowie der finanziellen Ausstat-
tung sind einheitliche Abgrenzungsmerkmale nicht 
erkennbar. So wurde eine Stiftung nach § 48 Abs. 4 
EStDV nicht anerkannt, weil ein zum Zeitpunkt der 
Antragstellung vorhandenes Vermögen von rd. 
120 000 DM und ein Spendenaufkommen von rd. 
73 000 DM keine Gewähr für eine wirksame Förde-
rung böten. Eine andere Organisation wurde hinge-
gen anerkannt, obwohl im Jahre der Antragstellung 
bei einem Haushaltsvolumen von rd. 40 000 DM we-
der Vermögen noch ein Beitrags- oder Spendenauf-
kommen vorhanden war. 
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36.3.2 

Weitere — in Abstimmung mit den Vertretern der 
Obersten Finanzbehörden der Länder — selbstge-
setzte Vorgabe der Bundesregierung ist, „nur eine 
jeweils zu fördernde Einrichtung bei gleicher Zielset-
zung" anzuerkennen. 

Der Bundesrechnungshof hält im Hinblick auf das 
auch im Steuerrecht geltende Gleichbehandlungsge-
bot das vorgenannte Kriterium für rechtlich bedenk-
lich und für eine Abgrenzung ungeeignet. Er sieht 
sich hierin auch durch die Praxis des Bundesministers 
bestätigt, der abweichend von der eigenen Vorgabe 
— mit Zustimmung des Bundesrates — für mehrere 
Organisationen mit weitgehend gleicher Zielsetzung 
die Anerkennung nach § 48 Abs. 4 EStDV ausgespro-
chen hat. Als Beispiele hierfür sind zu nennen im För-
derungsbereich der Musik der Deutsche Sängerbund 
und der Deutsche Allgemeine Sängerbund (Nr. 29 
und 38 der Liste in Abschnitt 111 Abs. 2 EStR) sowie 
im Bereich der Sportförderung die Deutsche Olympi-
sche Gesellschaft und die Stiftung Deutsche Sporthilfe 
(Nr. 3 und 36 derselben Liste). 

36.4 Kontrolle anerkannter Körperschaften 

36.4.1 

Über die Steuervergünstigung nach § 48 Abs. 4 EStDV 
wird aufgrund der Verhältnisse im Anerkennungs-
zeitpunkt entschieden. Ändern sich nach der Aner-
kennung die Verhältnisse (z. B. durch Satzungsände-
rungen, Wegfall von Anerkennungsvoraussetzun-
gen), ist über die Fortdauer der Steuervergünstigung 
erneut zu entscheiden. 

36.4.2 

Die vom Bundesrechnungshof eingesehenen Akten 
des Bundesministers enthalten überwiegend nur Vor-
gänge aus der Zeit des Anerkennungsverfahrens. Le-
diglich vereinzelt ist Schriftverkehr hinzugekommen. 
Dieser betraf Zweifelsfragen zur Zulässigkeit von 
Durchlaufspenden oder Mitteilungen über Namens-
und Sitzänderungen. Die Initiative war dabei stets von 
den Organisationen ausgegangen. 

Gezielte Kontrollen hinsichtlich des Fortbestehens der 
Anerkennungsvoraussetzungen nach Abschluß des 
Anerkennungsverfahrens hat der Bundesminister 
nicht vorgenommen und auch nicht bei den Landes-
finanzbehörden veranlaßt. Daß derartige Kontrollen 
jedoch notwendig sind, um prüfen zu können, ob die 
im Anerkennungsverfahren nach § 48 Abs. 4 EStDV 
zugrunde gelegten Voraussetzungen fortbestehen, 
belegen die Ergebnisse von Prüfungen der Finanzver-
waltung bei zwei der untersuchten 41 Körperschaften. 
Die Landesfinanzbehörden hatten diese Organisatio-
nen wegen ihrer Eigenschaft als Durchlaufstelle für 
Spenden an Untergliederungen überprüft und in bei-
den Fällen schwerwiegende Mängel festgestellt. 

Es besteht Grund zu der Annahme, daß diese Sach

-

verhalte sich über einen längeren Zeitraum erstrek

-

ken und die dabei entstandenen Steuerausfälle dem-
entsprechend erheblich sind. 

36.4.2.1 

Bei einer Körperschaft als Dachorganisation für rd. 
10 Millionen Mitglieder hat eine Außenprüfung im 
Jahre 1986 ergeben, daß sie in größerem Umfang 
Spenden an nicht gemeinnützige Untergliederungen 
weitergeleitet und hierüber keine ordnungsgemäßen 
Aufzeichnungen geführt hatte. Damit hat die Organi-
sation gegen § 63 Abs. 3 i. V. m. Abs. 1 Abgabenord-
nung (AO) verstoßen. Danach muß die Geschäftsfüh-
rung auf die ausschließliche und unmittelbare Erfül-
lung des steuerbegünstigten Zwecks gerichtet sein. 
Dies ist durch das Führen ordnungsgemäßer Auf-
zeichnungen nachzuweisen. Daher soll ihr nach An-
sicht des Finanzamtes die Gemeinnützigkeit entzogen 
werden. 

Nachdem die Angelegenheit zunächst im April 1987 
bei der zuständigen Oberfinanzdirektion erörtert wor-
den ist, hat der Landesfinanzminister aufgrund der 
Prüfungsmitteilung des Bundesrechnungshofes vom 
November 1987 die Oberfinanzdirektion um einen 
Bericht gebeten. Seine Entscheidung steht noch aus. 

36.4.2.2 

In einem anderem Fall hat eine Körperschaft Spen-
denbescheinigungen ausgestellt für Umlagen, die 
Mitglieder ihren Ortsverbänden schulden. So haben 
beispielsweise Mitglieder von Ortsverbänden ihre 
Zahlungen für Hallenmieten, Treibstoffe, Telefonge-
bühren, Unterrichtsgebühren und Mitgliedsbeiträge, 
die an die Untergliederung zu zahlen gewesen wären, 
durch Schecks geleistet, in denen der Dachverband 
als Empfänger genannt war. Die Dachorganisation 
schrieb den Gegenwert jeweils den Ortsverbänden 
gut und stellte den Scheckausstellern Spendenbe-
scheinigungen aus. Dadurch wurden Ausgaben für 
nicht gemeinnützige Zwecke steuerbegünstigt und 
insofern gegen § 10 b Abs. 1 Satz 1 EStG verstoßen. 

Das Finanzamt hat daraufhin der Körperschaft strenge 
Auflagen über die Führung von Aufzeichnungen ge-
macht. Auf Beanstandung des Bundesrechnungshofes 
hat es zugesagt, die wegen der Manipulationen ver-
langte Liste über Durchlaufspenden stichprobenweise 
nachzuprüfen. Weitere Konsequenzen — etwa die 
Aberkennung der Gemeinnützigkeit — wurden nicht 
gezogen. 

36.4.3 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist der 
Bundesminister verpflichtet, die gemäß § 48 Abs. 4 
EStDV anerkannten Körperschaften regelmäßig zu 
überprüfen oder darauf hinzuwirken, daß die Finanz-
verwaltung diese ausreichend überwacht. Andern-
falls käme die einmal ausgesprochene Anerkennuhg 
insofern einem Freibrief für diese Organisationen 
gleich, als sie auch bei veränderten rechtlichen oder 
tatsächlichen Verhältnissen über steuerbegünstigte 
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Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) ver-
fügen könnten. 

36.5 Stellungnahme des Bundesministers 

Der Bundesminister hat vorbehaltlich des Ergebnisses 
noch ausstehender Erörterungen mit den Vertretern 
der Obersten Finanzbehörden der Länder zu der Be-
merkung Stellung genommen. 

36.5.1 

Zu den Anerkennungsgrundsätzen hat er erklärt, Kri-
terien für eine Anerkennung nach § 48 Abs. 4 EStDV 
seien nicht schriftlich festgelegt. Das sei folgerichtig, 
weil es bei dieser Vorschrift gerade um die Begünsti-
gung von Ausgaben gehe, die förderungswürdig 
seien, die aber wegen — jeweils anderer — besonde-
rer Umstände die allgemeinen Voraussetzungen für 
den Spendenabzug nicht erfüllten. 

Auf die Einhaltung der Grundsätze würden Bundesre-
gierung und Bundesrat normalerweise achten. Aller-
dings sei in der länger zurückliegenden Vergangen-
heit nicht immer nach diesen Grundsätzen, die sich in 
der fast 40jährigen Anerkennungspraxis herausgebil-
det hätten, verfahren worden. Auch sei eine Anerken-
nung nicht ausgeschlossen, wenn in einem besonders 
gelagerten wichtigen Fall nicht alle Voraussetzungen 
für die Anwendung dieser Grundsätze erfüllt seien. 

Dem Kriterium, daß möglichst nur jeweils eine Ein-
richtung mit gleicher Zielsetzung anerkannt werden 
sollte, sei darüber hinaus nur geringe Bedeutung bei-
zumessen. Die Absicht lasse sich nur verwirklichen, 
wenn es auf einem bestimmten Gebiet eine herausra-
gende Einrichtung gebe. Wenn dagegen mehrere 
gleichbedeutende Einrichtungen existierten, sei es 
willkürlich, nur eine davon anzuerkennen. Im übrigen 
unterschieden sich scheinbar ähnliche anerkannte 
Einrichtungen in ihrer Zielsetzung erheblich. 

36.5.2 

Zu der Kontrolle der steuerbegünstigten Körperschaf-
ten durch die Finanzämter hat der Bundesminister 
mitgeteilt, der Finanzminister des Landes Nordrhein

-

Westfalen habe inzwischen einen mit den Obersten 
Finanzbehörden des Bundes und der Länder abge-
stimmten Erlaß herausgegeben, dem bereits weitere 
Länder gefolgt seien. Er gehe davon aus, daß auch die 
übrigen Länder folgen würden. 

36.6 Abschließende Würdigung 

Der Bundesrechnungshof ist weiterhin der Ansicht, 
daß im Rahmen des § 48 Abs. 4 EStDV die Praxis der 
Anerkennung änderungsbedürftig ist und daß die 
Kontrollen durch den Bundesminister und die Finanz-
verwaltung unzureichend sind. 

36.6.1 

Die Argumente hinsichtlich der Anerkennungskrite-
rien überzeugen nicht. Der Hinweis, die Bundesregie-
rung wie auch der Bundesrat würden bei der Aner-
kennung „normalerweise" auf die Einhaltung der ge-
nannten Grundsätze achten, vermag einem Antrag-
steller ebensowenig Klarheit über die Erfolgsaussich-
ten seines Antrags zu verschaffen wie die Aussage, 
daß eine Anerkennung nicht ausgeschlossen sei, 
wenn in „einem besonders gelagerten, wichtigen 
Fall" nicht alle diese Grundsätze erfüllt seien. 

Es sollte unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten 
nicht hingenommen werden, daß Entscheidungen auf 
dieser Basis getroffen werden können. Auch das Gut-
achten der Unabhängigen Kommission (oben bei 
Nr. 36.1.4) führt hierzu aus: 

„Die mangelnde gesetzliche Determination der Aus-
nahmefälle bringt die Gefahr mit sich, daß die Steuer-
exekutive im Einzelfall willkürlich, etwa nach Ge-
sichtspunkten der politischen Patronage, entscheidet" 
(a. a. O., S. 239). 

36.6.2 

Der Bundesrechnungshof hat davon Kenntnis genom-
men, daß aufgrund einer Initiative des Landes Nord-
rhein-Westfalen, die zeitlich einer Prüfungsmitteilung 
des Bundesrechnungshofes folgte, neben diesem bis-
her (Stand: September 1988) die Länder Baden-Würt-
temberg, Hessen, Schleswig-Holstein und Hamburg 
durch Schreiben an ihre Oberfinanzdirektionen auf 
die Notwendigkeit stärkerer Überwachung hingewie-
sen haben. Dies enthebt den Bundesminister aller-
dings nicht seiner Verantwortung, in dieser Frage von 
überregionaler Bedeutung eine regelmäßige inten-
sive Überprüfung sicherzustellen, zumal er lediglich 
davon ausgeht, daß die übrigen Länder folgen wer-
den. Es bleibt abzuwarten, inwieweit durch diese 
Maßnahme eine ausreichende Überprüfung gewähr-
leistet wird. 

37 Steuerbefreiung gemeinnütziger 
Körperschaften und deren Kontrolle durch 
die Finanzverwaltung 
(Kapitel 60 01 Titel 014 01) 

37.0 

Die Finanzverwaltung gewährt Körperschaften, die 
gemeinnützige Zwecke verfolgen, teilweise Steuerbe-
freiung, ohne daß die gesetzlichen Voraussetzungen 
vorliegen. Ferner wird bei den als gemeinnützig aner-
kannten Körperschaften nur unzureichend überprüft, 
ob die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung fort-
bestehen. 
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37.1 Rechtslage 

Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermö-
gensmassen, die nach der Satzung, dem Stiftungsge-
schäft oder der sonstigen Verfassung und nach der 
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar u. a. gemeinnützigen Zwecken dienen 
(§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung [AO]), sind nach § 5 
Abs. 1 Nr. 9 Satz 1 Körperschaftsteuergesetz (KStG) 
von der Körperschaftsteuer befreit. Die Steuerbefrei-
ung wird gleichermaßen für die Gewerbesteuer und 
die Vermögensteuer wie für weitere Einzelsteuern 
ausgesprochen. Soweit die Körperschaften wirtschaft-
liche Geschäftsbetriebe unterhalten, wie dies z. B. bei 
der Durchführung von Veranstaltungen der Fall sein 
kann, ist die Steuerbefreiung insoweit ausgeschlossen 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 9 Satz 2 KStG). 

37.2 Prüfungsgegenstand 

Der Bundesrechnungshof hat im Rahmen seiner Prü-
fung zur Anerkennung von steuerbegünstigten Aus-
gaben nach § 48 Abs. 4 Einkommensteuerdurchfüh-
rungsverordnung (EStDV) in 34 der geprüften 41 Fälle 
auch die Steuerbefreiung der Empfänger untersucht; 
in den übrigen sieben Fällen hat der jeweils zustän-
dige Landesrechnungshof die Erhebungen durchge-
führt. Ober die 41 Fälle hinaus haben der Bundesrech-
nungshof und einzelne Landesrechnungshöfe die 
Steuerakten weiterer Körperschaften eingesehen, bei 
denen Zuwendungen nicht nach § 48 Abs. 4 EStDV 
anerkannt worden waren. 

Folgende Mängel wurden festgestellt: 

37.3 Gewährung der Steuerbefreiung 

Die Finanzverwaltung gewährte Steuerbefreiungen, 
obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür 
nicht vorlagen. 

37.3.1 

Einem Verein wurde viele Jahre hindurch Steuerbe-
freiung gewährt, obwohl aktenkundig keine Satzung 
vorgelegt worden war. Diese wurde erstmals mit dem 
im Jahre 1987 erneut erteilten Freistellungsbescheid 
angefordert. Das Finanzamt stellte fest, daß die über-
sandte Satzung in formeller Hinsicht nicht den Ge-
meinnützigkeitsbestimmungen der AO entsprach, da 
sie das Verfolgen eigenwirtschaftlicher Zwecke nicht 
ausschloß. Obwohl dies einer Steuerbefreiung entge-
genstand, wurden daraus keine Konsequenzen gezo-
gen. 

Aus den eingesehenen Unterlagen hat der Bundes-
rechnungshof weitere Sachverhalte entnommen, die 
Zweifel begründen, ob die Tätigkeiten der Körper-
schaft ausschließlich und unmittelbar gemeinnützi-
gen Zwecken dienen und damit eine Steuerbefreiung 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 Satz 1 KStG rechtfertigen. 

— So verfügte der Verein zum 31. Dezember 1986 bei 
Jahresausgaben von rd. 50 Mio. DM über ein Ver- 

mögen von ebenfalls rd. 50 Mio. DM, das im we-
sentlichen aus Festgeldern und festverzinslichen 
Wertpapieren — teilweise mit einer Laufzeit von 
zehn Jahren — bestand. Auf zweckgebundene 
Rücklagen entfielen nur rd. 16 Mio. DM. Für den 
überwiegenden Teil der Rücklagen fehlten Anga-
ben über Ziel- und Zeitvorstellungen für die Ver-
wendung. 

Das bloße Ansammeln von Geldern ohne die kon-
krete Aussicht, damit die steuerbegünstigten sat-
zungsmäßigen Zwecke nachhaltig erfüllen zu kön-
nen, geht über die nach § 58 Nr. 6 AO zulässige 
Rücklagenbildung hinaus. 

— Des weiteren organisierte der Verein wiederholt 
Reisen, die den gemeinnützigen Bereich nur am 
Rande berührten und für die er jeweils rd. 135 000 
DM Zuschüsse aus eigenen Mitteln leistete. Ferner 
nahm er Aufträge für Dienstleistungen von Privat-
personen entgegen, deren Gegenleistungen er als 
„Schenkungen unter Auflage" ansah. 

Das Finanzamt hatte nicht geprüft, ob der Verein 
mit diesen Betätigungen einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb unterhält, der insoweit die Steu-
erbefreiung ausschließt. 

Der Bundesrechnungshof hat gebeten, die Freistel-
lungspraxis zu ändern und darauf hinzuwirken, daß 
Überwachungsprüfungen ordnungsgemäß durchge-
führt werden. 

37.3.2 

Einer Stiftung erteilte das Finanzamt für die Kalender-
jahre 1981 bis 1983 einen Freistellungsbescheid, ob-
wohl es in der Anlage zu dem Bescheid formelle Sat-
zungsmängel, unzulässige Rücklagen, unaufgeklärte 
Treuhandverhältnisse und Satzungsverstöße bean-
standete, die einer Steuerbefreiung entgegenstan-
den. 

Diese Stiftung, die bereits im Jahre 1948 hauptsäch-
lich zur Förderung eines Zweckes gebildet worden 
war, der mittlerweile erheblich an Bedeutung verlo-
ren hat, kann die ihr reichlich zur Verfügung stehen-
den Mittel aus Lotterien, öffentlichen Zuschüssen und 
Spenden seither nur in begrenztem Umfang unmittel-
bar für den Satzungszweck einsetzen. Im Jahre 1983 
verfügte sie über ein Vermögen von rd. 16 Mio. DM, 
bei Ausgaben für den Stiftungszweck in Höhe von rd. 
22 Mio. DM. 

Um die Steuerbefreiung nicht zu gefährden, wurden 
Gelder wiederholt von der Stiftung an eine GmbH, 
deren Anteile sie zu 100 v. H. hält, überwiesen und 
von dieser wieder zurückübertragen. Das Finanzamt 
hat die Transaktionen zwar aufgedeckt, aber keine 
abgabenrechtlichen Folgerungen daraus gezogen. 

Ferner gewährte die Stiftung, nachdem die Satzung 
mit Zustimmung des Finanzamtes entsprechend ge-
ändert worden war, Darlehen gegen Zinsen an andere 
„steuerlich anerkannte Einrichtungen" . 

Diese Betätigungen sind steuerlich schädlich, da die 
vorübergehende Überlassung von Mitteln — anders 
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als bei Zuwendungen — an andere steuerbegünstigte 
Körperschaften die Steuervergünstigung ausschließt 
(§ 58 Nr. 2 AO). 

Der Bundesrechnungshof hat das Finanzamt gebeten, 
umgehend eine Außenprüfung anzuordnen und die 
dargestellten Sachverhalte neu zu würdigen. 

37.3.3 

Für beide Körperschaften steht die abschließende Er-
ledigung durch die Finanzämter noch aus. 

37.4 Kontrolle der steuerbefreiten Körperschaften 

37.4.1 Kontrollen durch den Innendienst der Finanzämter 

Die steuerbefreiten Körperschaften sollen spätestens 
alle drei Jahre überprüft werden (Anwendungserlaß 
zu § 59 AO Nr. 6). Dies geschieht in den Ländern mit 
unterschiedlicher Intensität, wie Erhebungen in neun 
Ländern ergeben haben. 

In den Ländern Bayern, Bremen und Hessen sollen die 
Voraussetzungen der Steuerbefreiung für jedes der 
drei Jahre geprüft werden. 

Die Länder Baden-Württemberg, Hamburg und Nord-
rhein-Westfalen lassen zu, daß sich die Untersuchung 
auf das letzte Jahr des dreijährigen Prüfungsturnus 
beschränken kann. Die Finanzämter verzichten in 
diesen Ländern von vornherein auf eine lückenlose 
Vorlage der Finanz- und Tätigkeitsberichte. Deshalb 
können sie für die Beurteilung der Gemeinnützigkeit 
nach der AO bedeutsame Sachverhalte (z. B. zeitnahe 
Mittelverwendung, unzulässige Rücklagen) nicht 
vollständig überprüfen. Selbst die wenigen einge-
reichten Finanz- und Tätigkeitsberichte werden von 
den Finanzbehörden dieser Länder überwiegend 
nicht hinreichend auf steuerlich relevante Sachver-
halte untersucht. 

In den Ländern Berlin, Schleswig-Holstein, Saarland 
und teilweise in Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen wird häufig nur unregelmäßig geprüft. 
Auch bedeutende Körperschaften sind in einigen Fäl-
len zehn Jahre nicht überprüft worden, in einem Fall 
liegt die letzte Prüfung sogar mehr als 30 Jahre zu-
rück. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß der 
Bundesminister auf eine konsequente, bundeseinheit-
liche Einhaltung des dreijährigen Prüfungsturnus 
— und zwar für jedes der drei Jahre — durch die 
Finanzverwaltung hinwirken sollte. Dabei sollten der 
Überprüfung alle verfügbaren Unterlagen (insbeson-
dere jährliche Geschäfts- und Tätigkeitsberichte) zu-
grunde gelegt werden. 

37.4.2 Außenprüfungen (Betriebsprüfungen) 

Auch wenn der Drei-Jahres-Turnus eingehalten wird, 
kann die Prüfung der gemeinnützigen Körperschaften 
anhand der dem Finanzamt vorliegenden Unterlagen 
keinen gesicherten Aufschluß darüber geben, ob z. B. 

die tatsächliche Geschäftsführung den Voraussetzun-
gen für die Steuerbefreiung entspricht und ob die 
Überwachungspflichten von Durchlaufstellen bei 
Weiterleitung von Spenden an Untergliederungen er-
füllt werden. Eine wirksame Kontrolle kann nur durch 
Außenprüfungen erreicht werden. Diese sind — ins-
besondere bei bedeutenden als gemeinnützig aner-
kannten Dach- und Spitzenorganisationen — in regel-
mäßigem, kurzem Turnus erforderlich. 

Tatsächlich waren jedoch lediglich bei sieben von 41 
untersuchten Körperschaften überhaupt Außenprü-
fungen durchgeführt worden. Sie lagen teilweise 
schon bis zu 20 Jahre zurück. Im Regelfall haben sie zu 
erheblichen Beanstandungen, z. B. wegen Spenden-
manipulationen oder gemeinnützigkeitsschädlicher 
Mittelverwendung, geführt. 

37.4.2.1 

Der Bundesminister hat bislang eine der finanziellen 
Bedeutung entsprechende Einordnung der steuerbe-
freiten Organisationen in Größenklassen für die Au-
ßenprüfung nicht veranlaßt. Derzeit werden sie nur 
anhand der steuerpflichtigen Gewinne und der steu-
erbaren Umsätze eingeordnet. Dies führt dazu, daß 
gemeinnützige Körperschaften ungeachtet ihres 
Haushaltsvolumens entsprechend ihrer umsatzsteuer-
lichen Aktivitäten häufig nur als Klein- oder Mittelbe-
triebe eingestuft sind. Abweichend hiervon hat von 
den neun Ländern, in denen geprüft wurde, nur das 
Land Bremen das Beitragsaufkommen als Einstu-
fungskriterium berücksichtigt. 

37.4.2.2 

Da der Prüfungsturnus auf die Betriebsgröße abstellt, 
werden bedeutende Körperschaften — wenn über-
haupt — mit zu großem Zeitabstand geprüft. 

So ist eine Organisation mit mehr als 450 000 Mitglie-
dern, einem Vermögen von rd. 13 Mio. DM und einem 
Beitrags- und Spendenaufkommen von fast 8 Mio. DM 
(Stand: 1984) entsprechend ihren Umsätzen aus wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieben in Höhe von rd. 
2 Mio. DM nur als Mittelbetrieb eingestuft. Die Orga-
nisation ist seit dem Jahre 1949 nur einmal — für die 
Veranlagungszeiträume 1974 bis 1978 — geprüft wor-
den und wurde im Jahre 1987 erst zum zweiten Mal 
geprüft. 

Eine andere Organisation mit rd. 20 000 Mitgliedern, 
einem Vermögen von rd. 13 Mio. DM und einem Bei-
trags- und Spendenaufkommen von rd. 410 000 DM 
(Stand: 1983) ist nur als Kleinstbetrieb eingestuft. Aus 
den Steuerakten ist ersichtlich, daß die Körperschaft 

— über einen bedeutenden Bestand an Grundstük-
ken und Gebäuden verfügt, 

— möglicherweise gemeinnützigkeitsschädliche Dar-
lehen gewährt hat, 

— nicht näher erläuterte Zuschüsse in Höhe von rd. 
700 000 DM an andere Organisationen gegeben 
hat, 

— weitere aufklärungsbedürftige Ausgaben getätigt 
hat. 
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Dennoch ist bei ihr — vor allem bedingt durch die 
Einstufung als Kleinstbetrieb — seit dem Jahre 1950 
noch keine Außenprüfung durchgeführt worden. 

37.4.2.3 

Um die notwendigen Außenprüfungen sicherzustel-
len, hat der Bundesrechnungshof den Bundesminister 
aufgefordert, für steuerbefreite Körperschaften geeig-
nete Merkmale zur Einstufung in Größenklassen fest-
zulegen. 

37.5 Stellungnahme des Bundesministers 

Der Bundesminister hat in seiner Stellungnahme dar-
auf hingewiesen, daß für die Durchführung der Be-
steuerung die Länder zuständig seien. Die Problema-
tik müsse zunächst mit den Vertretern der Obersten 
Finanzbehörden der Länder erörtert werden. Erst da-
nach könne er eine Stellungnahme abgeben. 

37.6 Zusammenfassende Würdigung 

Wie die Beispiele zeigen, hat die Finanzverwaltung 
Steuerbefreiungen ausgesprochen, ohne daß die ge-
setzlichen Voraussetzungen dafür vorlagen. Sie hat 
ferner die als gemeinnützig anerkannten Körper-
schaften unzureichend und in den Ländern mit unter-
schiedlicher Intensität überprüft. Die aufgetretenen 
Mängel sind schwerwiegend; die Steuerbefreiungen 
dürften erhebliche Auswirkungen haben. Auch unter 
Berücksichtigung des gesamtwirtschaftlichen Nut-
zens der Tätigkeit gemeinnütziger Organisationen ist 
dies nicht vertretbar. 
Der Bundesrechnungshof ist deshalb der Auffassung, 
daß der Bundesminister in diesem Bereich Abhilfe 
schaffen sollte. 
Ferner erscheint es dem Bundesrechnungshof unbe-
friedigend, daß der Bundesminister sich — wie schon 
in früheren Fällen — zu einer Äußerung in der Sache 
nicht versteht, bevor die Erörterungen mit den Vertre-
tern der Länder abgeschlossen sind. 

38 Einschränkung der 
kapitalverkehrsteuerlichen Außenprüfung 
durch ein großes Finanzamt 
(Kapitel 60 01 Titel 022 01 und 023 01) 

38.0 

Die Kapitalverkehrsteuer-Stelle eines großen Finanz-
amts hat trotz bereits bestehender Rückstände ihre 
Prüfungstätigkeit im Hinblick auf die im Jahre 1984 
angekündigte Abschaffung der Kapitalverkehrsteu-
ern erheblich eingeschränkt. Zudem wurden gegen-
über anderen vergleichbaren Kapitalverkehrsteuer-
Stellen weniger Außenprüfungen durchgeführt. 

38.1 

Der Bundesrechnungshof hatte in seinen Bemerkun

-

gen zur Bundeshaushaltsrechnung 1978 vom 11. De

-

zember 1980 (Drucksache 9/38 Nr. 19) auf den hohen 
Verwaltungsaufwand bei der Festsetzung und der Er-
hebung der Kapitalverkehrsteuern hingewiesen und 
dem Bundesminister Vorschläge zur Vereinfachung 
des Besteuerungsverfahrens unterbreitet. Einer dieser 
Vorschläge, der zu einer grundlegenden Änderung 
des Kapitalverkehrsteuergesetzes geführt hätte, ist 
neben zahlreichen Vereinfachungsvorschlägen der 
Bundesregierung im Rahmen der Steuerbereini-
gungsgesetze 1985 und 1986 dem Deutschen Bundes-
tag zur weiteren Beratung zugeleitet worden. Weder 
die Änderungsvorschläge der Bundesregierung noch 
derjenige des Bundesrechnungshofes sind in die Steu-
erbereinigungsgesetze aufgenommen worden, weil 
die Bundesregierung danach ihre Absicht erklärt 
hatte, die Kapitalverkehrsteuern abzuschaffen, sobald 
die Haushaltslage dies zulasse. Im Jahre 1985 wurde 
dieses Vorhaben — zunächst für die damalige Legis-
laturperiode — zurückgestellt. 

Der Jahreswirtschaftsbericht 1987 enthielt zwar noch 
eine erneute Absichtserklärung; nach der gegenwär-
tigen Haushaltslage und den steuerpolitischen Koali-
tionsabsprachen dürfte aber in absehbarer Zeit nicht 
mit der Abschaffung der Kapitalverkehrsteuern zu 
rechnen sein. 

Das Aufkommen an Kapitalverkehrsteuern hat sich in 
den Jahren 1984 bis 1986 wie folgt entwickelt (s. Uber-
sicht 1) : 

Übersicht 1 

1984 1985 	1985 1986 	1986 

— Millionen DM — 

Gesellschaftsteuer 	 

Börsenumsatzsteuer 	 

355,6 

341,1 

424,3 

561,6 

485,2 

748,1 

insgesamt 	 696,7 985,9 1233,3 

38.2 

Nachdem die angekündigte Abschaffung der Kapital

-

verkehrsteuern im Jahre 1985 zurückgestellt worden 
war, hat der Bundesrechnungshof u. a. untersucht, ob 
die für ihre Festsetzung zuständigen Finanzämter in 
ausreichendem Maße Außenprüfungen vorgenom-
men haben, da das Gesellschaftsteuer-Aufkommen 
maßgeblich von dem Ergebnis von Außenprüfungen 
abhängt. Gleichzeitig hat er unter dem Gesichtspunkt 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung ergänzend ge-
prüft, ob die Länder ihr Ermessen bei der Festlegung 
von Ausmaß und Umfang der Prüfungstätigkeit nach 
einheitlichen Kriterien ausgeübt haben. 

38.2.1 

Dabei war allgemein das Bemühen um ein rationelles 
Besteuerungsverfahren erkennbar. 

Ein Finanzamt mit einer bedeutsamen Kapitalver

-

kehrsteuer-Stelle hat aber die Zahl der Außenprüfer 
erheblich vermindert. Es handelt sich um dasselbe 
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Übersicht 2 

1983 1985 

Außen- Außenprüfungen 
Außen- Außenprüfungen 

Prüfer insgesamt je Prüfer Prüfer 
insgesamt je Prüfer 

Finanzamt 

A 	  5 500 100 6 810 135 
B 	  12 1 590 132 12 1 650 137 
C 	  12,5 1 528 122 10,5 1 060 101 
D 	  6 508 85 4 470 117 
geprüftes 
Finanzamt 	  10,5 512 49 4 235 59 

Finanzamt, bei dem der Bundesrechnungshof bereits 
in seinen Bemerkungen 1984 (Drucksache 10/2223 
Nr. 54 — „Zum Stand der steuerlichen Betriebsprü-
fung insbesondere bei den als Großbetriebe einge-
stuften Kreditinstituten") beanstandet hatte, daß Kre-
ditinstitute nicht oder nicht zeitnah geprüft worden 
waren. Bei diesem Finanzamt wurden — trotz der seit 
Jahren bestehenden Prüfungsrückstände — nach der 
Ankündigung der Bundesregierung, die Kapitalver-
kehrsteuern abzuschaffen, von insgesamt zehn Kapi-
talverkehrsteueraußenprüfern sechs abgezogen; das 
führte zwangsläufig zu erheblich weniger Außenprü-
fungen. 

Zudem zeigt die Übersicht 2, daß das in Rede ste-
hende Finanzamt weniger geprüft hat als Finanzäm-
ter anderer Länder mit vergleichbarer Personalstärke. 
Das ist umso bemerkenswerter, als zum Zuständig-
keitsbereich dieses Finanzamts nach dem Finanzamt 
B die meisten Kapitalgesellschaften gehören, und das 
Aufkommen an Gesellschaftsteuern bei diesem Fi-
nanzamt mit rd. 48 Mio. DM weitaus an der Spitze 
liegt. 

Diese erhebliche Verringerung der Außenprüfer und 
die geringe Zahl an Außenprüfungen führt zwangs-
läufig zu entsprechend geringeren Prüfungsergebnis-
sen. 

38.2.2 

Da für den Bundesrechnungshof keine sachlichen 
Gründe für die Vernachlässigung der Außenprüfun-
gen durch das angesprochene Finanzamt erkennbar 
waren, hat er den Bundesminister u. a. aufgefordert, 
auf den Landesminister der Finanzen einzuwirken, 
bei diesem Amt für eine angemessene Personalaus-
stattung sowie eine in Umfang und Effizienz verbes-
serte Prüfungstätigkeit zu sorgen. 

38.2.3 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, die Prüfungsmit-
teilung des Bundesrechnungshofes sei wegen der 
bundesweiten Bedeutung allen obersten Finanzbe-
hörden der Länder zugeleitet und in die Erörterungen 

zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens bei 
den Kapitalverkehrsteuern durch eine vorgesehene 
Verwaltungsregelung einbezogen worden. 

38.2.4 

Da diese Antwort eine nachdrückliche Einflußnahme 
auf den Landesminister der Finanzen nicht erkennen 
ließ, wurde der Bundesminister nochmals dazu aufge-
fordert. 

38.2.5 

Der Bundesrechnungshof hält es für notwendig, in 
diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß die 
Arbeitsbelastung der Kapitalverkehrsteuer-Stellen 
stetig ansteigt. Die Zahl der Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung hat z. B. im Zeitraum vom 31. De-
zember 1983 bis zum 31. Dezember 1986 von 260 774 
auf 346 371 zugenommen (= + 33 v. H.). Diese zusätz-
liche Belastung kann nicht durch weitere Automati-
sierung aufgefangen werden, weil die verwaltungs-
mäßigen Arbeitsabläufe dazu wenig geeignet sind. 
Der Bundesrechnungshof betrachtet die zusätzliche 
Belastung mit Sorge, weil sie zwangsläufig nicht nur 
das Aufkommen an Kapitalverkehrsteuern, sondern 
auch die gleichmäßige Anwendung der Steuergesetze 
und damit letztlich die Chancengleichheit der Unter-
nehmen im Wettbewerb beeinträchtigen kann. 

38.3 

Der Bundesminister hat zusammengefaßt mitgeteilt, 
er habe den Landesminister deshalb bisher nicht zu 
konkreten Maßnahmen aufgefordert, weil er davon 
ausgegangen sei, daß die von ihm und den Landesmi-
nistern/-senatoren angestrebte Verwaltungsrege-
lung, die insbesondere die Prüfungstätigkeit der Kapi-
talverkehrsteuer-Stellen erleichtern solle, zu einer an-
deren Beurteilung der vom Bundesrechnungshof bei 
dem Finanzamt getroffenen Feststellungen führen 
werde. Erst wenn feststehe, daß die Probleme trotz 
Verwirklichung der angestrebten Verwaltungsrege-
lung nicht entschärft werden könnten oder eine solche 
Regelung nicht möglich sei, werde er den Landesmi- 
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nister auffordern, die erforderlichen Maßnahmen an-
zuordnen. Die oben skizzierte Verwaltungsregelung 
sei aber bisher wegen nicht ausgeräumter Bedenken 
des Bundesrechnungshofes noch nicht zustande ge-
kommen. 

38.4 

Der Bundesrechnungshof hält an seiner Auffassung 
fest, daß der Bundesminister die für die Steuerfestset-
zung bedeutsame Außenprüfung dadurch sicherzu-
stellen hat, daß er den zuständigen Landesminister zu 
einer angemessenen Personalausstattung der Kapital-
verkehrsteuer-Stelle veranlaßt. Die seit Jahren vor-
handenen Unzulänglichkeiten in der Prüfungstätig-
keit des Finanzamts können weder durch eine künf-
tige Verwaltungsregelung beseitigt werden, noch 
sind Gründe dafür erkennbar, daß eine solche Rege-
lung zu einer anderen Beurteilung der gegenwärtigen 
Situation führen könnte. 

Im übrigen ist der Hinweis des Bundesministers auf 
das Nichtzustandekommen der angestrebten Verwal-
tungsregelung wegen noch nicht ausgeräumter Be-
denken des Bundesrechnungshofes unberechtigt. Die 
Bedenken sind dem Bundesminister seit dem Jahre 
1983 bekannt. Gleichwohl hat er dem Bundesrech-
nungshof am 5. Dezember 1986 ohne vorherige Ab-
stimmung einen entgegenstehenden Regelungsent-
wurf zugeleitet, gegen den der Bundesrechnungshof 
daher erneut Einwände erheben mußte. 

Sondervermögen 

Deutsche Bundesbahn 

Die Bemerkungen über die Deutsche Bundesbahn 
beruhen auf Prüfungsergebnissen des Bundesrech-
nungshofes und — insbesondere zum Jahresab-
schluß — auf Feststellungen des Prüfungsdienstes für 
die Deutsche Bundesbahn. 

Stand der Entlastung 

Die Bundesregierung hat dem Vorstand und dem Ver-
waltungsrat der Deutschen Bundesbahn am 27. Ja-
nuar 1988 für das Geschäftsjahr 1985 Entlastung er-
teilt. 

Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Im Wirtschaftsjahr 1986 fand die Deutsche Bundes-
bahn bei einem Anstieg des Bruttosozialproduktes um 
2,5 v. H. positive gesamtwirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen vor, die gegenüber dem Vorjahr von ei-
nem Anstieg des p rivaten Verbrauchs (+ 4,3 v. H.), 
der Anlageinvestitionen (+ 3,1 v. H.) und einer leich-
ten Belebung der Bauinvestitionen (+ 2,0 v. H.) ge-
prägt waren. Der insgesamt günstige Konjunkturver-
lauf wurde allerdings durch negative Tendenzen in 

der für die Entwicklung des Transportaufkommens 
bei der Deutschen Bundesbahn besonders wichtigen 
Montanindustrie überschattet. 

39 Jahresabschluß 

39.1 Vermögens- und Finanzlage 

Nach den aus dem Jahresabschluß der Deutschen 
Bundesbahn abgeleiteten Nettobilanzwerten (ohne 
ihre rechtlich unselbständigen bet rieblichen Sozial-
einrichtungen, Bundesbahn- Sozialwerk, Bundes-
bahn-Hausbrandversorgung) stellt sich die Vermö-
gens- und Finanzlage zum 31. Dezember 1986 gegen-
über den beiden Vorjahren folgendermaßen dar — s. 
Übersicht 1 und 2 (Seite 93) —: 

Auch im Jahre 1986 erhöhte sich das Nettobilanzvolu-
men gegenüber dem Vorjahr (+ 4,7 v. H.). 

Die Aktivseite der Bilanz wird bei der Deutschen Bun-
desbahn im wesentlichen — wie bisher — durch das 
Sachanlagevermögen bestimmt, das mit 62 571,2 Mio. 
DM 91,1 v. H. des gesamten Nettobilanzvolumens 
ausmacht. 

Die Investitionen ohne Berücksichtigung von Ab-
schreibungen (Bruttoinvestitionen) wuchsen um 559,8 
Mio. DM auf 4 572,1 Mio. DM. Davon entfiel der 
größte Teil (2 726 Mio. DM) auf Investitionen für 
Bahnkörper, Tunnels und Brücken mit den Schwer-
punkten bei den Neu- und Ausbaustrecken. 

Auf der Passivseite sind die eigenen Mittel, bestehend 
aus dem unverändert gebliebenen Grundkapital 
(18 116,9 Mio. DM), den Rücklagen und dem Bilanz-
verlust, gegenüber dem Vorjahresstand zwar um 
656,1 Mio. DM auf 17 141,3 Mio. DM gestiegen, sie 
belaufen sich aber nur noch auf 25,0 v. H. der Netto-
bilanzsumme gegenüber 25,1 v. H. im Vorjahr. 

Der Anstieg der eigenen Mittel geht im wesentlichen 
auf die um 1 232,1 Mio. DM höheren Rücklagen 
(5 254,6 Mio. DM) zurück, deren Anstieg wiederum 
vornehmlich auf der Zuführung von Investitionszu-
schüssen des Bundes zur Verstärkung der eigenen 
Mittel für den Streckenausbau und für Fahrzeuge be-
ruht. Gegenläufig wirkte der um 201,3 Mio. DM hö-
here Bilanzverlust (6 230,2 Mio. DM). 

Nachdem die Kreditverbindlichkeiten sich zum Bi-
lanzstichtag des Jahres 1985 erstmals nach drei Jah-
ren wieder erhöht hatten (+ 600 Mio. DM), setzte sich 
diese Entwicklung verstärkt fort. Die Kreditverbind-
lichkeiten wuchsen zum 31. Dezember 1986 um 
1 855,6 Mio. DM auf 38 008,9 Mio. DM; sie stellen 
somit einen Anteil von 55,3 v. H. am Nettobilanzver-
mögen dar. Da sich die kurzfristigen Kreditverbind-
lichkeiten um 76,4 Mio. DM auf 4 600,9 Mio. DM ver-
ringerten, während die langfristigen um 1 932,0 Mio. 
DM auf 33 408,0 Mio. DM anstiegen, schichtete sich 
die Finanzierung des Anlagevermögens zugunsten 
der langfristigen fremden Mittel um. 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/3056 

Übersicht 1 

31. Dezember 31. Dezember 31. Dezember Veränderung 
gegenüber 

v. H. der 
Nettobilanz- 

Aktiva 
1984 1985 1986 1985 1 ) summe 

in Mrd. DM in v. H. 

Sachanlagen 	  57,6 59,7 62,6 4,8 91,1 

Finanzanlagen 	  2,4 2,4 2,4 - 1,2 3,4 

Umlaufvermögen 	  2,3 2,5 2,7 10,1 4,0 

Rechnungsabgrenzung 	 1,0 1,0 1,0 1,2 1,5 

63,3 65,6 68,7 4,7 100,0 

Übersicht 2 

31. Dezember 31. Dezember 31. Dezember Veränderung 
gegenüber 

v. H. der 
Nettobilanz- 

Passiva 
1984 1985 1986 1985 1 ) summe 

in Mrd. DM in v. H. 

Eigene Mittel 	  15,2 16,5 17,1 4,0 25,0 

Baukostenzuschüsse u. a. von Drit- 
ten 	  7,9 8,2 8,4 2,6 12,2 

Verbindlichkeiten, 	deren 	Kapital- 
dienst der Bund trägt 	 0,3 0,0 0,0 0,0 0,0 

Kreditverbindlichkeiten 	 35,5 36,1 2 ) 38,0 5,1 55,3 

Übrige Verbindlichkeiten und Rück- 
stellungen 	  4,3 4,7 5,1 6,8 7,3 

Rechnungsabgrenzung 	 0,1 0,1 0,1 59,3 0,2 2) 

63,3 65,6 68,7 4,7 100,0 

1) Gerechnet mit ungerundeten Beträgen 
2) Rundungsausgleich 

39.2 Erfolgslage 

Die Übersicht 3 (s. Seite 94) enthält die zusammenge-
faßten Ergebnisse aus der Gewinn- und Verlustrech-
nung der Jahre 1984 bis 1986. 

Im Jahre 1986 gelang es der Deutschen Bundesbahn 
nicht, wie im Jahr zuvor, den Jahresfehlbetrag unter 
3 Mrd. DM zu senken, vielmehr erhöhte er sich von 
2 908,8 Mio. DM um 412,6 Mio. DM (+ 14,2 v. H.) auf 
3 321,4 Mio. DM. Ursache hierfür waren insbesondere 
drastische Ertragsrückgänge im Güterverkehr bei ge-
ringfügig gestiegenen Aufwendungen. 

Während die Erträge aus dem Personen- und Gepäck-
verkehr (5 956,9 Mio. DM) nur wenig abnahmen 
(- 30,2 Mio. DM), waren die Ertragseinbußen im Gü-
ter- und Expreßgutverkehr in Höhe von 409,8 Mio. 
DM beträchtlich. Bei den „anderen Erträgen" (2 561,0 
Mio. DM) zeigten sich bescheidene Zuwächse 
(+ 117,1 Mio. DM); sie waren im wesentlichen durch 
die Auflösung nicht mehr benötigter Rückstellungen 
verursacht. 

Die Ertragsseite blieb hinter dem in der Wirtschaft ins

-

gesamt nicht ungünstigen Konjunkturverlauf des Jah

-

res 1986 zurück. So wirkte sich im Personen- und 

Gepäckverkehr aus, daß die Zahl der beförderten Per-
sonen sowohl im Nahverkehr (- 1,0 v. H.) als auch im 
Fernverkehr (- 12,5 v. H.) zurückging. Gesunkene 
Mineralölpreise und ein Anstieg der Zulassungen fa-
brikneuer Personenkraftwagen (+ 18,9 v. H.) dürften 
dabei eine Rolle gespielt haben. 

Das auffallend negative Ertragsergebnis im Güter-
und Expreßgutverkehr geht im wesentlichen auf die 
beträchtlichen Verkehrsverluste der Deutschen Bun-
desbahn im Bereich der Massengüter zurück. So be-
trägt der Ertragsrückgang allein im Montangüterbe-
reich gegenüber dem Vorjahr 269,7 Mio. DM 
(- 9,7 v. H.). Erhebliche Ertragseinbußen in Höhe von 
72,7 Mio. DM (- 23 v. H.) waren ferner beim Dünge-
mitteltransport hinzunehmen. Ähnlich deutlich ver-
ringerten sich auch die Erträge beim Transport forst-
wirtschaftlicher Erzeugnisse. Hier nahm die Deutsche 
Bundesbahn 48,6 Mio. DM (- 18,5 v. H.) weniger ein 
als noch ein Jahr zuvor. 

Auf der Aufwandsseite überwiegt der Anstieg der 
Personalausgaben um 344,7 Mio. DM (+ 1,7 v. H.) auf 
20 233,2 Mio. DM bei gleichzeitigem Rückgang ande-
rer Positionen. Diese Entwicklung trat ein, obwohl die 
Deutsche Bundesbahn auch im Jahre 1986 den durch- 
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Übersicht 3 

1984 1985 1986 
Veränderung 
1986 gegen- 
über 1985 1 ) 

in Mrd. DM in v. H. 

Erträge 
Personenverkehr 	  5,7 6,0 6,0 - 0,5 

Güter- und Expreßgutverkehr 	 9,6 9,8 9,4 - 4,2 

andere eigene Erträge 	  2,5 2,5 2,6 4,8 

erfolgswirksame 	Ausgleichszahlungen 
des Bundes 	  9,5 9,3 9,3 - 0,1 

27,3 27,6 27,2 - 1,2 

Jahresfehlbetrag 	  3,1 2,9 3,3 14,2 

30,4 30,5 30,6 3) 0,2 

Aufwendungen 
Personalaufwand 	  20,0 19,9 20,2 1,7 

Sachaufwand 	  6,5 6,7 6,6 - 0,5 

Abschreibungen und Restbuchwerte 	 2,9 3,0 2,9 - 2,9 

Zinsen für Verbindlichkeiten 2) 	 2,9 2,9 2,9 1,1 

sonstige Aufwendungen 	 0,4 0,3 0,3 -16,1 

Aufwandsminderungen 	 -2,3 -2,3 -2,3 3) - 5,4 

30,4 30,5 30,6 0,2 

1) Gerechnet mit ungerundeten Beträgen 
2) Ohne Zinsen für Anleihen und andere Fremdmittel zur Kapitalaufstockung 
3) Rundungsausgleich 

Übersicht 4 

Bezüge des 
aktiven Personals Versorgungsbezüge für Versorgungsbezüge 

im Verhältnis Zahl der Versorgungs- 

Jahr (Beamte, Angestellte die Beamten und ihre 
Hinterbliebenen zu den Bezügen empfänger 

je 100 aktive Beamte und Arbeiter) des aktiven Personals 

in Mio. DM in v. H. 

1 2 3 4 5 

1976 10 788,2 3 819,5 35,4 120 
1977 10 930,2 4 131,2 37,8 124 
1978 10 899,6 4 368,2 40,1 128 
1979 10 984,7 4 624,3 42,1 134 
1980 11 364,8 4 955,2 43,6 140 
1981 11 782,8 5 179,9 44,0 142 
1982 11 831,6 5 183,1 43,8 143 
1983 11 785,2 5 256,2 44,6 143 
1984 11 524,9 5 235,7 45,4 145 
1985 11 355,6 5 273,1 46,4 150 
1986 11 431,6 5 401,8 47,3 155 
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schnittlichen Bestand an Dienstkräften wieder be-
trächtlich senkte, und zwar um 10 566 auf 272 790. Ins 
Gewicht fällt dabei, daß die ständig steigenden Ver-
sorgungslasten im Jahre 1986 bereits 47,3 v. H. der 
Bezüge des aktiven Personals ausmachten — s. Über-
sicht 4 (Seite 94) —. 

Das Problem ist auch dadurch gekennzeichnet, daß im 
Jahre 1986 auf 100 aktive Beamte bereits 155, im 
Jahre 1976 hingegen 120 Versorgungsempfänger ent-
fielen. 

39.3 Gesamtlage 

Im Jahre 1987 hat sich die positive konjunkturelle Ent-
wicklung abgeschwächt, das Bruttosozialprodukt 
wuchs nur noch um 1,7 v. H. Angesichts dieser Ent-
wicklung und wegen der einschneidenden Ertrags-
einbrüche, die auch eine Änderung in der Struktur des 
Verkehrsmarktes anzeigen, wird sich die Deutsche 
Bundesbahn in erster Linie zu bemühen haben, durch 
geeignete Maßnahmen den neuen Marktverhältnis-
sen — vor allem im Massengüterverkehr — Rechnung 
zu tragen. Diesem Ziel sollen nach dem Willen des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn die im Mai 
1987 neu geschaffenen Ressorts „Güterverkehr" und 
„Personenverkehr" dienen, und zwar insbesondere 
als Grundlage für eine „verstärkte Marktorientie-
rung" in den Geschäftsfeldern Güterverkehr und Per-
sonenverkehr. 

39.4 Trennungsrechnung 

39.4.1 

Im Geschäftsbericht für das Jahr 1986 berichtet die 
Deutsche Bundesbahn unter dem Arbeitstitel „Tren-
nungsrechnung" — wie schon seit dem Jahre 1980 — 
über  die Wirtschaftsergebnisse, aufgeteilt nach den 
unterschiedlichen Aufgaben des Unternehmens in 

— einen eigenwirtschaftlichen Bereich, 

— einen gemeinwirtschaftlichen Bereich und 

— den Bereich der Vorhaltung der Wegeinfrastruktur 
(Fahrweg). 

Mit dieser Aufteilung soll nach den Ausführungen im 
erwähnten Geschäftsbericht (S. 8, 9) erreicht werden, 
„das Bild über die Bahn zu entzerren, Erfolg und Miß-
erfolg in den jeweiligen Teilbereichen klarer und aus-
sagekräftiger darzustellen". Nicht eine Verbesserung 
des internen Rechnungswesens solle mit der Tren-
nungsrechnung bewirkt werden, vielmehr sei sie „auf 
Außenwirkung ausgerichtet, konkret auf das Verhält-
nis zum Staat und zu den Wettbewerbern". Unter Hin-
weis auf das nega tive Wirtschaftsergebnis im Bereich 
Fahrweg fordert die Deutsche Bundesbahn „die Über-
nahme der Finanzverantwortung für den Fahrweg 
durch den Staat". 

Ein auf Wunsch des Bundesministers im Jahre 1987 
erstelltes (weiteres) Gutachten einer Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft zur Trennungsrechnung kommt im 
wesentlichen zu folgender Einschätzung: Eine Tren-
nungsrechnung sei „als Bestandteil des internen 

Rechnungswesens" der Deutschen Bundesbahn 
grundsätzlich geeignet, zur Führung, Steuerung und 
Kontrolle der Einzelbereiche des Unternehmens ge-
nutzt zu werden; bei der Verrechnung der Fahrweg

-

kosten bestünden allerdings Schwierigkeiten hin-
sichtlich der Berücksichtigung der Auslastung des 
Streckennetzes (Problem der Behandlung sogenann-
ter „Leerkosten") und der Ermittlung bet riebswirt

-schaftlich angemessener Fahrwegkosten (Problem 
der zutreffenden Ermittlung des Sachanlagevermö-
gens). Nach Lösung dieser Fragen könne die Tren-
nungsrechnung als mehrjährige Plankostenrechnung 
ausgebaut werden. 

Die Ergebnisse des Gutachtens sowie die Schwierig-
keiten, die sich einer sachgerechten Bestimmung des 
Fahrwegbegriffs entgegenstellen, werden zwischen 
dem Bundesminister und der Deutschen Bundesbahn 
zur Zeit erörtert. 

39.4.2 

Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemerkungen 
1983 (Drucksache 10/574 Nr. 51.3.2.1) darauf hinge-
wiesen, daß es kaum zu befriedigenden Ergebnissen 
führen kann, wenn die finanzielle Verantwortung und 
die Entscheidungskompetenz über Quantität und 
Qualität der Leistungen in den jewei ligen Bereichen 
auseinanderfallen. In seinen Bemerkungen 1985 
(Drucksache 10/4367 Nr. 51.3) hat er sich ergänzend 
dahingehend geäußert, daß die Trennungsrechnung 
zu einer größeren Transparenz beitragen, eine Argu-
mentations- und Entscheidungshilfe sein sowie ein 
geeignetes zusätzliches Planungs- und Steuerungsin-
strument werden kann. Er stimmt insoweit mit dem 
Ergebnis des Gutachtens der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft überein. 

Der Bundesminister hat dieser Einschätzung grund-
sätzlich zugestimmt. 

39.4.3 

Er und der Vorstand sollten weiter bemüht bleiben, 
die Trennungsrechnung mit vertretbarem Aufwand so 
auszugestalten, daß über die bloße Aufteilung von 
Gewinn und Verlust auf einzelne Bereiche hinausge-
hende nützliche Erkenntnisse für die Unternehmens-
führung und Unternehmenspolitik gewonnen werden 
können. Über die immer noch offene Grundsatzfrage, 
ob entsprechend den Forderungen des Vorstands die 
Finanzverantwortung für den Fahrweg vom Bund zu 
übernehmen sei, wird von den dafür zuständigen poli-
tischen Gremien zu befinden sein, zumal da mit einer 
derartigen Maßnahme Auswirkungen auf das ge-
samte Unternehmenskonzept der Deutschen Bundes-
bahn verbunden wären. Der Bundesrechnungshof be-
kräftigt dazu nochmals seine Auffassung, daß die 
finanzielle Verantwortung und die Entscheidungs-
kompetenz über Quantität und Qualität der Leistun-
gen nicht auseinanderfallen sollten. 
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40 Personalwirtschaft 

40.0 

Die Deutsche Bundesbahn hat auch im Jahre 1987 den 
Personalbestand und Personalbedarf erheblich verrin-
gert und insoweit den betriebswirtschaftlichen Erfor-
dernissen Rechnung getragen. Sie hat ihr Planziel, 
den Personalbestand im Rahmen der Leitlinien der 
Bundesregierung zur Konsolidierung der Deutschen 
Bundesbahn herabzusetzen, im Jahre 1987 sogar 
leicht übertroffen und damit Rückstände bei der Um-
setzung ihrer Planung aus den beiden Vorjahren aus-
geglichen. 

40.1 

Die Deutsche Bundesbahn hat den Personalbestand 
und den Personalbedarf im Jahre 1987 mit einer Ver-
minderung um 10 701 Dienstkräfte und 9 816 Dienst-
posten weiter deutlich verringert. Der Rückgang war 
mit 4,0 v. H. beim Personalbestand und 3,7 v. H. beim 
Personalbedarf geringfügig stärker als im Vorjahr. Le-
diglich der Personalbedarf für vorübergehende Maß-
nahmen zur sinnvollen Beschäftigung des Personal-
mehrbestandes hat sich leicht erhöht. 

Insgesamt übertraf der Personalbestand den Personal-
bedarf am Jahresende 1987 um 3 956 Dienstkräfte. 
Der Personalüberhang lag damit um 885 Dienstkräfte 
unter dem Vorjahreswert. 

Die geplante und tatsächliche Entwicklung von Perso-
nalbestand und Personalbedarf seit dem Jahre 1983 
sowie die entsprechenden Abweichungen sind in der 
Übersicht 5 dargestellt. 

40.2 

Im Gegensatz zu den beiden Vorjahren hat die Deut-
sche Bundesbahn ihr Planziel zur Verringerung des 
Personalbestandes im Berichtsjahr leicht übertroffen. 
Sie hat damit die Rückstände bei der Umsetzung 

ihrer Planung aus den beiden Vorjahren in voller 
Höhe ausgeglichen. 

Zu diesem Ergebnis hat die weiterhin zurückhaltende 
Einstellungspolitik der Deutschen Bundesbahn we-
sentlich beigetragen. So betrug die Zahl der Personal-
abgänge im Jahre 1987 mit 13 551 Dienstkräften mehr 
als das Vierfache der Zahl der Zugänge (2 850). 

Lediglich die Zahl der neu eingestellten Nachwuchs-
kräfte (6 137) stieg — im Gegensatz zu den Dienst-
kräften — um etwa 12v. H. gegenüber dem Vorjahr 
an. 

40.3 

Bei der ebenfalls erheblichen Verminderung des Per-
sonalbedarfs ist das Planziel nur deshalb nicht voll 
erreicht worden, weil der für vorübergehende Maß-
nahmen ausgewiesene Personalbedarf im Hinblick 
auf die überplanmäßige Absenkung des Regelbedarfs 
nicht wie vorgesehen vollständig abgebaut werden 
konnte. Die Zielgröße für den Gesamtpersonalbedarf 
wurde damit um insgesamt 519 Dienstposten über-
schritten. 

40.4 

Um den in den Leitlinien der Bundesregierung zur 
Konsolidierung der Deutschen Bundesbahn bis zum 
Jahre 1990 vorgesehenen Personalbestand in Höhe 
von 230 000 Dienstkräften zu erreichen, ist in den ver-
bleibenden drei Jahren der Personalbestand noch um 
etwa 27 500 Dienstkräfte und der Personalbedarf um 
etwa 23 500 Dienstposten zu verringern. Dazu wird 
ein durchschnittlicher Abbau von jährlich rd. 9 160 
Dienstkräften und rd. 7 830 Dienstposten erforderlich 
sein. 

Der Bundesrechnungshof wird die weitere Entwick-
lung beobachten. 

Übersicht 5 

Personal- 
Personalbestand Personalbedarf überhang 
— Dienstkräfte — — Dienstposten — — Dienst- 

kräfte — 

Jahres

-

ende Planziel Ist

-

Ergebnis Abweichung Planziel Ist 
Ergebnis Abweichung Ist

-

Ergebnis 

1 2 3 4 5 6 7 8 

1983 304 000 302 872 —1 128 289 000 288 267 —733 14 605 
1984 291 500 289 513 —1 987 282 000 278 610 —3 390 10 903 
1985 277 500 278 558 +1 058 271 200 272 719 +1 519 5 839 
1986 267 810 268 176 +366 262 900 263 335 + 435 4 841 
1987 257 560 257 475 —85 253 000 253 519 +519 3 956 
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41 Verfahren und Stand der 
Personalbedarfsermittlung 

41.0 

Die Deutsche Bundesbahn wendet zur Ermittlung des 
Personalbedarfs unterschiedliche Bemessungsverfah-
ren an. Sie ermittelt den Personalbedarf überwiegend 
mit Hilfe zentraler Bemessungswerte. Einen großen 
Teil des Personalbedarfs legt sie aber auch unter Be-
rücksichtigung unternehmerischer Zielsetzungen 
— ohne zentrale Bemessungswerte — fest, oder sie 
gibt ihn anhand von Höchstzahlen den Bundesbahn-
direktionen vor. Der Vorstand sollte die Personalbe-
darfsermittlung auf der Grundlage objektiver Maß-
stäbe weiter ausbauen und methodisch verfeinern. 

41.1 

Der Bundesrechnungshof hat — im Anschluß an seine 
Prüfungen einzelner Bemessungsverfahren in den 
Vorjahren (zuletzt Bemerkungen 1987 — Drucksache 
11/872 Nr. 54, 55,56 —) das Gesamtsystem der Perso-
nalbedarfsermittlung bei der Deutschen Bundesbahn 
mit dem Ziel geprüft, einen Überblick über die An-
wendungsbereiche sowie über Art und Qualität der 
angewandten Bemessungsverfahren zu gewinnen. 

Die Deutsche Bundesbahn verfügt über unterschiedli-
che Bemessungsverfahren, denen überwiegend zen-
trale Bemessungswerte zugrunde liegen. Die einzel-
nen Verfahren zeigt Übersicht 6 (Stand 31. Dezember 
1987): 

41.2 Bereiche mit zentralen Bemessungswerten 

41.2.1 

Für 143 Bemessungsbereiche hat die Deutsche Bun-
desbahn zentrale Bemessungswerte entwickelt, die 
den Dienststellen zur Ermittlung des Personalbedarfs 
vorgegeben werden. Zum Ende des Jahres 1987 
wurde damit ein Personalbedarf von etwa 150 700 
Dienstposten (rd. 59 v. H. des Gesamtpersonalbe-
darfs) bestimmt. 

Die Bemessungswerte bei über einem Viertel der Be-
messungsbereiche waren das Ergebnis arbeitswissen-
schaftlicher Untersuchungen (analytische Bemes-
sungswerte). Für einzelne Bemessungsbereiche wa-
ren Bemessungswerte durch Rückrechnung aus allge-
mein gültigen Regelungen (Honorarsätze bzw. Aus-
bildungszeiten und Lehrgangsstärken) erarbeitet 
worden. Bei weiteren 30 Bemessungsbereichen lagen 
der Bedarfsermittlung Bemessungswerte zugrunde, 
die insbesondere mit Hilfe vereinfachter Methoden 
der Zeitbedarfsermittlung erarbeitet worden waren 
(quasi-analytische Bemessungswerte). In insgesamt 
62 Bemessungsbereichen des Verwaltungsdienstes 
sowie des technischen und nichttechnischen Büro-
dienstes bestimmte sich der Personalbedarf anhand 
von Bemessungswerten, die auf einem Vergleich der 
Arbeitsproduktivität gleichartiger Organisationsein-
heiten beruhten. In zehn Bemessungsbereichen be- 

Übersicht 6 

hiernach 
ermittelter Anteil am 

Personalbedarfsermittlung Personal- Gesamt- 
personal- durch bedarf in bedarf Dienst- in v. H. posten 

a) Bereiche mit zentralen 
Bemessungswerten 

Analytische 	Bemessungs- 
werte 	  69 300 27,3 

Bemessungswerte nach Ho- 
norarordnung und Schlüs- 
selzahlen 	  1 800 0,7 

Quasi-analytische 	Bemes- 
sungswerte 	  46 700 18,4 

Bemessungswerte nach der 
Vergleichsmethode 	 27 900 11,0 

Empirische und nicht doku- 
mentierte Bemessungswerte 5 000 2,0 

Summe a) 	  150 700 59,4 

b) Bereiche ohne zentrale 
Bemessungswerte 

Autonome Festsetzung und 
Vorgabe von Höchstzahlen 29 900 11,8 

Fahrplanabhängige 	Beset- 
zungszeiten 	 50 700 20,0 

Anhaltswerte 	 3 000 1,2 

Hochrechnung aufgrund ab- 
gerechneter Fertigungsstun- 
den (Werkstättenarbeiter) . 	 15 900 6,3 

Sonstige 	  3 300 1,3 

Summe b) 	  102 800 40,6 

Gesamtpersonalbedarf 	 253 500 100,0 

standen Bemessungswerte, die überwiegend auf glo-
bale Zeitbedarfsschätzungen zurückgingen. 

41.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, noch vorhandene Möglichkeiten auszu-
schöpfen, den Personalbedarf nach zentralen, auf der 
Grundlage analytischer (arbeitswissenschaftlicher) 
Verfahren erarbeiteter Bemessungswerte festzule-
gen. 
Er hat ferner angeregt, die quasi-analytischen Perso-
nalbemessungsverfahren — wie vom Vorstand teil-
weise bereits vorgesehen — alsbald durch verfeinerte 
Erhebungs- und Auswertungsmethoden nachzubes-
sern, und auf Mängel und Schwierigkeiten bei der 
Entwicklung von Personalbemessungswerten nach 
der Vergleichsmethode hingewiesen (z. B. fehlende 
nachprüfbare Bearbeitungszeiten, nicht hinreichende 
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Absicherung der Bezugsgrößen, Schwierigkeiten bei 
der Anpassung an geänderte organisatorische Rah-
menbedingungen). 

41.3 Bereiche ohne zentrale Bemessungswerte 

41.3.1 

Die Deutsche Bundesbahn wandte im Jahre 1987 für 
einen Anteil von rd. 40 v. H. ihres Gesamtpersonalbe-
darfs Bemessungsverfahren an, denen zentrale Be-
messungswerte nicht zugrunde lagen. 

So wurden etwa 25 000 Dienstposten auf der Grund-
lage des bisherigen Bestandes, der Zielvorgaben und 
Plandaten der Fachdienste sowie der gesamtunter-
nehmerischen Prioritäten vom Vorstand gleichsam 
„autonom" festgesetzt, insbesondere bei der Zentrale 
der Deutschen Bundesbahn, den sonstigen zentralen 
Stellen, im Bau- sowie im Signaldienst. 

Für Arbeitsbereiche, deren Personalaufwand nicht 
anhand objektiver Maßstäbe gemessen werden kann 
(z. B. bei Kontrolleuren, Inspekteuren, im Bahnpoli-
zeidienst) oder für die keine festen Vorgaben hinsicht-
lich des Leistungsumfangs bestehen (z. B. im Stark-
stromdienst), wurden vom Vorstand sogenannte 
Höchstzahlen vorgegeben und damit rd. 5 000 Dienst-
posten erfaßt. 

Ebenfalls ohne zentrale Bemessungswerte legte er 
den Personalbedarf für rd. 50 700 Dienstposten im 
Triebfahrzeug-, Kraftfahr-, Zug- und sonstigen Be-
gleitdienst sowie im Rangierdienst fest. In diesen Be-
reichen wird der Personalbedarf weitgehend durch 
fahrplanmäßige Besetzungszeiten bestimmt; er ist da-
her für eine zentrale Personalbemessung wenig ge-
eignet. 

In einzelnen weiteren Tätigkeitsbereichen dienten 
der Personalbedarfsermittlung sogenannte Anhalts-
werte; es handelte sich dabei um Personalbemes-
sungswerte, die wegen schwerwiegender Mängel 
entweder nicht offiziell eingeführt oder außer Kraft 
gesetzt worden waren. Sie dienten der Festlegung 
eines Personalbedarfs von rd. 3 000 Dienstposten. 

Den Personalbedarf für die rd. 16 000 Dienstposten 
der Arbeiter im Werkstättendienst, die im Gedinge-
verfahren (Leistungslohnverfahren) entlohnt werden, 
ließ der Vorstand auf der Grundlage des zu erwarten-
den Arbeitsaufkommens und der für die angefallenen 
Tätigkeiten in den Vorjahren abgerechneten Ferti-
gungsstunden vom Fachdienst ermitteln. 

41.3.2 

Der Bundesrechnungshof hat anerkannt, daß in den 
letzten Jahren die autonome Festsetzung des Perso-
nalbedarfs sowie seine Begrenzung anhand von 
Höchstzahlen — gerade auch im Hinblick auf die in 
den Leitlinien der Bundesregierung zur Konsolidie-
rung der Deutschen Bundesbahn vorgesehenen Ziel-
größen — dazu beigetragen haben, den Personalbe-
darf deutlich zu senken. Zur beabsichtigten Steige-
rung der Arbeitsproduktivität — auch im Zusammen- 

hang mit einer verstärkten Leistungsvergabe an Auf-
tragnehmer — stellte diese Art der Personalbedarfs-
festsetzung ein schnell und nachhaltig wirkendes Mit-
tel dar. Der Bundesrechnungshof hat dabei auch be-
rücksichtigt, daß der Vorstand durch Einsparungsauf-
lagen im Bereich der zentralen Verwaltung ebenfalls 
einen Beitrag zur Begrenzung des Personalaufwandes 
geleistet hat. 

Der Bundesrechnungshof hat allerdings darauf hinge-
wiesen, daß er den Anteil von etwa 40 v. H. des Ge-
samtpersonalbedarfs, der nicht durch zentrale Bernes-
sungsverfahren erfaßt war, noch für zu hoch hält, wo-
bei er nicht verkennt, daß sich insbesondere die Auf-
gabenbereiche mit fahrplanabhängigen Besetzungs-
zeiten einer analytischen Personalbemessung weitge-
hend entziehen. 

So könnten nach Auffassung des Bundesrechnungs-
hofes für weitere Aufgabengebiete des Baudienstes, 
des Signaldienstes, des elektrotechnischen Dienstes 
sowie für den Werkstättendienst, aber auch für ein-
zelne Aufgabengruppen im Bereich der zentralen 
Verwaltung der Deutschen Bundesbahn, zentrale Per-
sonalbemessungswerte entwickelt werden, soweit es 
sich um Tätigkeiten handelt, die insbesondere ausrei-
chend abgrenzbar sind und in hinreichender Gleich-
artigkeit und Häufigkeit vorkommen. 

41.4 Aktualität der Bemessungswerte 

41.4.1 

Die Deutsche Bundesbahn hat insbesondere wegen 
der begrenzten personellen Kapazitäten im Fachaus-
schuß für Personalbemessung die vorhandenen Be-
messungswerte nicht stets auf aktuellem Stand gehal-
ten; in einigen Fällen waren Richtwerte bis zu 15 
Jahre alt. Die Deutsche Bundesbahn paßte Bemes-
sungswerte zum Teil erst viele Jahre nach vorausge-
gangenen arbeitsorganisatorischen Veränderungen 
neuen Gegebenheiten an, erzielte allerdings in ein-
zelnen Fällen durch pauschale Kürzungen bereits vor 
der Einführung der neuen Bemessungswerte eine 
deutliche Personalbedarfsverminderung. 

41.4.2 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
ist in absehbarer Zeit nicht zu erwarten, daß eine im 
wesentlichen vollständige, auf ausreichender metho-
discher Grundlage beruhende Personalbemessung 
mit hinreichend aktuellem Stand erreicht wird. Der 
Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, daß es 
erforderlich ist, die Aktualisierung der Personalbe-
messungswerte mit hoher Intensität fortzusetzen. 

41.5 

Der Vorstand hat die Feststellungen des Bundesrech-
nungshofes grundsätzlich anerkannt. Er hat insbeson-
dere eingeräumt, daß bei der Deutschen Bundesbahn 
noch nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft sind, den 
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Personalbedarf durch zentrale Bemessungswerte fest-
zulegen. Er habe den Personaldienst daher angewie-
sen, entsprechende Bemessungsverfahren zu entwik-
keln; allerdings sei dieses Ziel wegen der begrenzten 
Arbeitskapazität und der erforderlichen Bearbei-
tungsdauer nur mittel- bis langfristig zu erreichen. Die 
Bemessungsarbeit sei aber seit dem Jahre 1984 erheb-
lich verstärkt worden, insbesondere habe er die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen, daß der Fachaus-
schuß für Personalbemessung künftig seine Aufgaben 
besser als bisher erfüllen könne. 

Für einzelne Aufgabenbereiche lägen dem Vorstand 
inzwischen neue, nach arbeitswissenschaftlichen Me-
thoden gebildete Personalbemessungswerte vor. Dar-
über hinaus seien umfangreiche Bemessungsvorha-
ben geplant, die einen Personalbedarf von etwa 
36 000 Dienstposten umfaßten. 

Die Festsetzung von Personalhöchstzahlen oder son-
stiger Personalvorgaben werde gleichwohl auch künf-
tig immer dann noch notwendig sein, wenn besonders 
dringende Anpassungsmaßnahmen anstünden oder 
der Personalbedarf unternehmerisch gewollt begrenzt 
werden solle. 

Der Vorstand hat sich auch der Auffassung des Bun-
desrechnungshofes angeschlossen, daß eine sachge-
rechte Personalbemessung möglichst auf arbeitswis-
senschaftlichen Methoden beruhen sollte. Es sei des-
halb sein erklärtes Ziel, soweit sachlich und mit wirt-
schaftlich vertretbarem Aufwand möglich, alle neuen 
sowie die zur Überarbeitung anstehenden Bemes-
sungswerte nach arbeitswissenschaftlichen Kriterien 
zu bilden. Die Deutsche Bundesbahn werde das Ziel, 
den Personalbedarf weitgehend nach objektiven 
Maßstäben festzulegen, konsequent weiter verfolgen. 
Die Anregungen des Bundesrechnungshofes werde er 
aufgreifen und die aufgezeigten Mängel bei der Erar-
beitung neuer Personalbemessungswerte berücksich-
tigen. 

Die Aktualität der Bemessungswerte hält auch der 
Vorstand für bedeutsam. Er hat darauf hingewiesen, 
daß die Zusammenarbeit zwischen dem Personal-
dienst und den Fachdiensten bei der Erarbeitung von 
Bemessungswerten in den letzten Jahren wesentlich 
verbessert worden sei. 

41.6 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß die Deut-
sche Bundesbahn ihre Aktivitäten im Bereich der Per-
sonalbemessung in den letzten Jahren deutlich ver-
stärkt und bei der Verringerung des Personalbedarfs 
bemerkenswerte Erfolge erzielt hat. Die Bewältigung 
umfangreicher und schwieriger Bemessungsaufga-
ben steht jedoch noch bevor. Der Vorstand wird daher 
seine Bemühungen fortzusetzen haben, den Personal-
bedarf auf der Grundlage aktueller, arbeitswissen-
schaftlich abgesicherter Bemessungswerte zu ermit-
teln. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei-
ter beobachten. 

42 Wirtschaftlichkeit des Gelegenheitsverkehrs 
von Busverkehrsbetrieben 

42.0 

Bei den Gelegenheitsverkehren der Busverkehrsbe-
triebe, die von der Deutschen Bundesbahn oder mit 
Mehrheitsanteilen der Deutschen Bundesbahn betrie-
ben werden, wurden Unzulänglichkeiten in der Ko-
stenrechnung, bei der Preiskalkulation und in der 
Fahrzeugvorhaltung festgestellt. 

42.1 

Nahezu alle der insgesamt 24 Busverkehrsbetriebe, 
die entweder als Regionalverkehrsgesellschaften 
oder als Geschäftsbereiche Bahnbus organisiert sind, 
bieten aus Werbe- und Imagegründen und zur wirt-
schaftlicheren Auslastung der im Linienverkehr ein-
gesetzten Busse Gelegenheitsverkehre (Mietwagen

-

und Ausflugsfahrten) an. Sie haben für diese Ver-
kehrsart auch Reisebusse mit gehobener Ausstattung 
sowie aufwendige Komfortbusse beschafft. Nach der 
Zielsetzung der Betriebe sollen mit den Gelegenheits-
verkehren, die insgesamt Jahresumsätze von etwa 20 
Mio. DM bis 24 Mio. DM erbringen, in erster Linie 
Kostendeckungsbeiträge erwirtschaftet werden; für 
die Verkehre mit Reisebussen von hohem Standard 
wird Vollkostendeckung angestrebt. 

42.2 

Der Bundesrechnungshof untersuchte bei vier  Bus-
verkehrsb etrieben (zwei Regionalverkehrsgesell-
schaften und zwei Geschäftsbereiche Bahnbus) die 
Kostenrechnung und Preiskalkulation und stellte da-
bei im wesentlichen folgendes fest: 

— Die Kosten waren nicht immer vollständig erfaßt 
oder gingen mit zum Teil nicht sachgerechten Auf-
schlüsselungen in die Kalkulationen ein, so daß in 
vielen Fällen eine betriebswirtschaftlich abgesi-
cherte Preisuntergrenze verfehlt wurde. Dies 
führte dazu, daß selbst bei hohen Teilnehmerzah-
len Verluste entstanden sind. 

— Die für die Aufteilung einer Reihe von Kosten be-
deutsamen Fahrleistungen und Einsatztage der 
Busse für den Gelegenheitsverkehr waren vielfach 
zu hoch angesetzt. Zu niedrige Preiskalkulationen 
waren die Folge. 

— Die Zahl der für den Gelegenheitsverkehr vorge-
haltenen Fahrzeuge war gemessen an deren Nut-
zungsgrad überhöht. 

42.3 

Der Bundesrechnungshof hat dem Vorstand und der 
„Vereinigte Bundesverkehrsbetriebe GmbH" als Hol-
ding der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost empfohlen, die Kalkulation und Preisbil-
dung im Gelegenheitsverkehr zu überarbeiten und 
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die Fahrzeugvorhaltung den tatsächlichen Bedürfnis-
sen anzupassen. 

42.4 

Der Vorstand und die „Vereinigte Bundesverkehrs-
betriebe GmbH" haben zugesagt, auf die vollständige 
Erfassung der Kosten und Leistungen hinzuwirken, 
und mitgeteilt, daß an die Stelle von bestimmten An-
näherungswerten eine exakte Datenerfassung trete. 
Im übrigen rechne der Vorstand damit, daß bis Anfang 
1989 alle Geschäftsbereiche Bahnbus in handels-
rechtliche Gesellschaften überführt seien. 

Die geprüften handelsrechtlich organisierten Busge-
sellschaften hätten inzwischen Wirtschaftsberatungs-
unternehmen beauftragt, Möglichkeiten zur Verbes-
serung der Kostenrechnung für den Gelegenheitsver-
kehr vorzuschlagen. Ein Geschäftsbereich Bahnbus 
habe alle sechs Fahrzeuge aus dem Gelegenheitsver-
kehr zurückgezogen, eine Regionalverkehrsgesell-
schaft wolle bis Ende 1988 zur Anpassung an den 
Bedarf weitere Fahrzeuge ausmustern. Mit dem ver-
bleibenden Fahrzeugpark wollten die Bet riebe bei 
weiteren Leistungssteigerungen in Verbindung mit 
geeigneten Marketingmaßnahmen den Nutzungs-
grad der Busse und damit die Wirtschaftlichkeit insge-
samt erhöhen. 

42.5 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß sowohl die 
aufgrund seiner Empfehlungen eingeleiteten Korrek-
turen bei Kostenrechnung und Preiskalkulation im 
Gelegenheitsverkehr als auch eine am Bedarf orien-
tierte Fahrzeugvorhaltung die Wirtschaftlichkeit die-
ser Verkehrsart verbessern. Er wird die Entwicklung 
weiter beobachten. 

43 Ermittlung und Abrechnung der Einnahmen 
im Güterverkehr 

43.0 
 

In den monatlichen Rechnungsabschlüssen für den 
Güterverkehr der Deutschen Bundesbahn treten sy-
stembedingte Mängel auf. Die Ordnungsmäßigkeit 
der Abrechnung ist nicht sichergestellt. Finanzielle 
Nachteile und Risiken sind nicht auszuschließen. Die 
Deutsche Bundesbahn ist bemüht, die Mängel zu be-
seitigen. 

43.1 

Die Monatsabschlüsse über Einnahmen und Ausga-
ben im Wagenladungs- und Stückgutverkehr weisen 
nach Feststellungen des Prüfungsdienstes für die 
Deutsche Bundesbahn seit Jahren unaufgeklärte Dif-
ferenzen zwischen dem rechnungsmäßigen Soll und 
dem kassenmäßigen Ist auf. Im Zuge einer Saldenbe-
reinigung nach einer eigens durchgeführten Ermitt

-

lung „buchte" die Deutsche Bundesbahn bereits im 
Jahre 1984 nicht mehr aufklärbare Ansprüche (vor 
allem gegenüber verschiedenen Auslandsbahnen) 
aus mehreren zurückliegenden Jahren in Höhe von 
17,1 Mio. DM „aus". Auch in den Jahresabschlüssen 
für die Jahre 1985 und 1987 verfuhr sie in Teilmarkt-
bereichen entsprechend in Höhe von 0,2 Mio. DM. 

Die Abrechnungsmängel haben ihre Ursache im we-
sentlichen in Unzulänglichkeiten des örtlichen Daten-
erfassungsverfahrens. Zudem ist die Verarbeitung der 
erfaßten Transportdaten nur unzureichend auf die Be-
dürfnisse der Abrechnung und Buchung ausgerichtet. 
Insbesondere werden die Sachkonten zwischen der 
Einnahmenerfassung und der davon getrennten Ein-
nahmenabrechnung nicht ordnungsgemäß nach Soll 
und Ist abgestimmt, wobei sich monatsübergreifende 
Buchungsvorgänge, zeitverschobene Fehlerbearbei-
tungen in Nachmonaten und Programmfehler ungün-
stig auswirken. Die zentrale Buchungsstelle schreibt 
die unaufklärbaren Differenzbeträge monatlich mit 
großen Schwankungsbreiten fort. So zeigten sich in 
den Monatsabschlüssen bei der Buchungsgruppe 
Güterverkehr von April bis September 1987 folgende 
ungeklärte Salden: 

April 	 1 101 028,56 DM 
Mai 	 2 497 874,99 DM 
Juni 	 55 197,93 DM 
Juli 	 81 242,62 DM 
August 	 2 103 153,42 DM 
September 	 430 574,35 DM. 

Die aufgezeigten Mängel sind dem Vorstand seit dem 
Jahre 1984 bekannt. Seitdem bemüht er sich, durch 
kurz- und mittelfristige Maßnahmen das System zu 
verbessern. Es ist jedoch bisher nicht gelungen, die 
Mängel zu beseitigen. 

43.2 

Durch das unzulängliche Verfahren zur Einnahmen

-

und Ertragsermittlung des Güterverkehrs mit den dar-
aus sich ergebenden unaufklärbaren monatlichen 
Salden verstößt die Deutsche Bundesbahn gegen die 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Sie 
nimmt damit auch finanzielle Nachteile in Kauf, da 
Frachtrechnungen teilweise nicht oder nicht zeitnah 
beglichen werden können. In Einzelfällen erinnerten 
erst Bahnkunden daran, daß sie noch nicht mit be-
stimmten Frachtbeträgen belastet waren. 

43.3 

Der Vorstand hat erklärt: 

„Die aufgezeigten Verfahrensmängel in den Abrech-
nungsverfahren der Deutschen Bundesbahn im Gü-
terverkehr ergeben sich aus der historischen Entwick-
lung, wobei die unterschiedlichsten EDV-Verfahren 
parallel für verschiedene Bereiche entwickelt wur-
den. " 

Er hat im übrigen auf von ihm bereits eingeleitete 
Maßnahmen hingewiesen. Insbesondere sollten bis 
Mitte 1988 die Erfassung von Forderungen auf beson- 
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deren Vorkonten transparent gemacht und einzelne 
Abrechnungsvorgänge durch manuelle Stichproben-
prüfungen abgesichert werden. Darüber hinaus habe 
er als Zwischenlösung eine maschinelle Erledigungs-
kontrolle zur Verrechnungsprüfung mit Anzeige des 
jeweiligen Fehlerstatus vorgesehen. Der Vorstand er-
wartet, daß durch diese Teilschritte die geforderte 
Ordnungsmäßigkeit sowohl bei der Einnahmener-
mittlung im Binnengüterverkehr als auch bei der Ab-
rechnung mit Auslandsbahnen bis Ende 1988 wesent-
lich verbessert werden könne. Bei den dann noch ver-
bleibenden unaufklärbaren monatlichen Salden han-
dele es sich nur noch um geringfügige Beträge, die 
gezielt untersucht werden könnten. Der Vorstand hat 
ferner ausgeführt: 

„Die vollständige Transparenz der einzelnen Bu-
chungsposten sowie die Beseitigung der örtlichen und 
zeitlichen Trennung zwischen Kassen- und Ertrags-
buchung, d. h. letztlich die Ordnungsmäßigkeit der 
Einnahmenermittlung und -abrechnung ist erst zu er-
reichen, wenn die derzeitigen sehr verschiedenarti-
gen Verfahren der Datenerfassung und Abrechnung 
mit zahlreichen Partnern (fremde Bahnen/NE) auf die 
neue Systembasis übergeleitet werden. Nach unseren 
derzeitigen Terminplanungen wird dies nicht vor 
1992 sein." 

43.4 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes wird der 
Zielsetzung einer ordnungsmäßigen Abrechnung mit 
den derzeitigen Zwischenmaßnahmen und Planungs-
vorgaben des Vorstandes nicht hinreichend Rech-
nung getragen. Dies ergibt sich schon daraus, daß 
ungeachtet der bisher eingeleiteten Maßnahmen die 
Schwankungsbreite unaufgeklärter Saldenbeträge 
fortbesteht. Auch die vorgesehene maschinelle Erle-
digungskontrolle mit Anzeige des jeweiligen Fehler-
status bei der Verrechnungsprüfung wird nicht ver-
hindern können, daß weiterhin unaufgeklärte Salden 
in unterschiedlicher Höhe aufkommen. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß ange-
sichts der schwierigen Sachlage und der vielfältigen 
Mängel des Systems eine ordnungsgemäße Einnah-
menerfassung und -abrechnung nicht leicht ist. Er hält 
es jedoch angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung 
für unerläßlich, daß der Vorstand einer zufriedenstel-
lenden Lösung der seit Jahren bestehenden Probleme 
verstärkt Priorität einräumt. 

Der Bundesrechnungshof wird den Fortgang der Ent-
wicklung verfolgen. 

44 Entschädigungen aus Frachtverträgen 

44.0 

Die Deutsche Bundesbahn könnte und sollte verstärkt 
Möglichkeiten nutzen, Schadenfälle aus Frachtverträ-
gen zu vermindern und die Schadenregulierung zu 
verbessern. 

44.1 

Die Deutsche Bundesbahn haftet im Rahmen der gel-
tenden frachtrechtlichen Bestimmungen für Schäden, 
die durch gänzlichen oder teilweisen Verlust oder 
durch Beschädigung des Gutes in der Zeit von der 
Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entste-
hen; sie haftet auch für die Überschreitung der  Lief er-
frist. Darüber hinaus reguliert sie Transportschäden 
aus kaufmännischen Erwägungen im Kulanzweg. 

44.2 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits in den Jahren 
1979/1980 Anregungen und Hinweise zur Schaden-
verhütung und zur zügigen und sachgerechten Regu-
lierung von Schadenfällen gegeben. Der Vorstand 
hatte daraufhin seine Bemühungen verstärkt, die 
Schadenrisiken zu verringern. Nach den Feststellun-
gen des Bundesrechnungshofes im Jahre 1987 sind 
jedoch weitere Verbesserungen notwendig und mög-
lich. 

44.2.1 

Wiederholt traten Schadenfälle auf. 

So 

— unterliefen Fehler bei der Abfertigung und Auslie-
ferung des Beförderungsgutes, 

— wurden Ladungsgüter — entgegen den Beladevor-
schriften und den Verladeempfehlungen — nicht 
hinreichend gesichert, 

— waren zum Beladen bereitgestellte Wagen nicht 
ladetauglich (z. B. wegen Verschmutzung), 

— kam es zu vermeidbaren übermäßigen Rangierstö-
ßen, 

— wurde Diebstählen nicht immer ausreichend vor-
gebeugt. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Vorstand empfoh-
len, noch mehr als bisher auf eine schadenfreie Be-
handlung der Güter hinzuwirken und in diese Bemü-
hungen insbesondere die örtlichen Aufsichtskräfte 
verstärkt einzubeziehen. 

Der Vorstand will den Anregungen und Hinweisen 
des Bundesrechnungshofes folgen und durch gezielte 
Maßnahmen wie verstärkte Schulung, Überwachung 
der Dienstausübung sowie Motivation der Mitarbeiter 
Schäden entgegenwirken. Er hat allerdings zu beden-
ken gegeben, daß die beanstandeten Schadenfälle im 
wesentlichen nicht auf unzureichende Regelungen 
und grundsätzliche Organisationsmängel zurückzu-
führen seien, sondern fehlerhaftes Handeln einzelner 
Mitarbeiter zur Ursache hätten. Derartige Mängel 
seien mit wirtschaftlich zumutbaren Mitteln nicht 
völlig zu vermeiden. Im übrigen seien die Schäden bei 
der Deutschen Bundesbahn sowohl im Kleingutver-
kehr als auch im Wagenladungsverkehr weniger gra-
vierend als bei den Wettbewerbern auf der Straße. Ein 
neues Datenverarbeitungs-Verfahren ermögliche 
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nunmehr eine schnelle Auswertung der Schadenfälle 
und eine gezielte Verfolgung von Unregelmäßigkei-
ten. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß im Mas-
sengüterverkehr Schäden nicht völlig auszuschließen 
sind. Dies sollte die Deutsche Bundesbahn jedoch 
nicht daran hindern, insbesondere im Interesse einer 
vom Wettbewerb abgeforderten hohen Transportqua-
lität Schadenfällen gezielter nachzugehen sowie Zahl 
und Umfang der Schäden zu verringern. 

44.2.2 

Ausmaß und Ursache von Schäden sowie der Zeit-
punkt ihres Entstehens sind nach den internen Vor-
schriften der Deutschen Bundesbahn unverzüglich 
durch eine Tatbestandsaufnahme festzustellen. Sie 
dient der Sicherung des Beweises und bildet eine 
wichtige Unterlage für die Beurteilung der Haftungs-
frage. Die vom Bundesrechnungshof geprüften Tatbe-
standsaufnahmen enthielten jedoch häufig nicht die 
notwendigen Angaben z. B. über 

— die Verladeweise, den Standort und die Sicherung 
des Gutes im Wagen, 

— Art und Zustand der Verpackung sowie über die 
Sicherung des Gutes innerhalb der Verpackung, 

— Art und Ausmaß des Schadens. 

Der Bundesrechnungshof hat den Vorstand darauf 
hingewiesen, daß lückenhafte und ungenaue Tatbe-
standsaufnahmen die Schadenregulierung unnötig 
erschweren und zu wirtschaftlichen Nachteilen füh-
ren können. 

Der Vorstand hat zugesagt, typische Schwachpunkte 
bei den Tatbestandsaufnahmen verstärkt im Fortbil-
dungsunterricht zu behandeln und die Arbeitsweise 
u. a. durch die Einführung von Checklisten zu verbes-
sern. 

44.2.3 

Neben der Zentralstelle Absatz und den Bundesbahn-
direktionen bearbeiten auch von den Bundesbahndi-
rektionen beauftragte Dienststellen in einem be-
stimmten Umfang Entschädigungsforderungen. Es ist 
Aufgabe der Bundesbahndirektionen, die Dienststel-
len an Ort und Stelle zu prüfen und zu überwachen. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
leisteten die beauftragten Dienststellen wiederholt zu 
hohe oder rechtlich nicht begründete Entschädi-
gungszahlungen; auch begründeten sie Kulanzzah-
lungen nicht nachvollziehbar. 

Der Bundesrechnungshof hat den Vorstand gebeten, 
die Bundesbahndirektionen zu wirksamerer Kontrolle 
anzuhalten. Darüber hinaus hat er angeregt zu prüfen, 
ob die zur Zeit von den Dienststellen wahrgenomme-
nen Aufgaben zweckmäßiger von den Bundesbahndi-
rektionen erledigt werden könnten. 

Der Vorstand will dieser Anregung folgen und hat im 
übrigen die Bundesbahndirektionen angewiesen, die 
Dienststellen besser zu überwachen. 

44.3 

Der Bundesrechnungshof wird die weitere Entwick-
lung beobachten. 

45 Abstellkonzeption für Güterwagen 

45.0 

Die Deutsche Bundesbahn hat bei der vom Mai 1985 
an gültigen Abstellkonzeption für Güterwagen vor-
handene Rationalisierungsmöglichkeiten nicht voll 
genutzt. Durch die Vorhaltung unnötiger Abstell-
gleise und Weichen entstehen vermeidbare Unterhal-
tungskosten von jährlich mindestens 2,5 Mio. DM. 

45.1 

Der Bedarf an Güterwagen ist während des Jahres 
sehr unterschiedlich. Das Abstellen der nicht benötig-
ten Güterwagen wird in einem pe riodisch überarbei-
teten Abstellplan geregelt. 

In ihrer Abstellkonzeption vom 1. Mai 1985 hatte die 
Deutsche Bundesbahn 144 408 Abstellplätze für Gü-
terwagen einschließlich der ausgemusterten und Re-
serve-Wagen als notwendig ausgewiesen. Bei einem 
Bestand von 120 684 Abstellplätzen (83,6 v. H.) war es 
nach dem Plan deshalb unumgänglich, zu bestimmten 
Zeiten 16,4 v. H. aller nicht benötigten Güterwagen 
auf zeitweise auch anderweitig genutzten Gleisen ab-
zustellen. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
wurden jedoch tatsächlich weit mehr, nämlich zwi-
schen 36 v. H. und 46 v. H. der abgestellten Güterwa-
gen, auf solchen Gleisen bereitgehalten, ohne daß es 
an den Spitzentagen der Abstellung zu nicht beheb-
baren betrieblichen Schwierigkeiten kam. 

45.2 

Der Bundesrechnungshof hat den Vorstand auf die 
sich daraus ergebenden Einsparungsmöglichkeiten 
hingewiesen. Selbst wenn nur 35 v. H. der im Höchst-
fall  abzustellenden Güterwagen außerhalb der Ab-
stellgleise bereitgehalten werden, kann auf etwa 
27 000 Abstellplätze verzichtet werden. Dies ent-
spricht einer einsparbaren Gleislänge von etwa 
350 km oder 1 080 Abstellgleisen mit der statistischen 
Durchschnittsnutzlänge von 322 Metern. Da jedes Ab-
stellgleis mit mindestens einer Weiche angeschlossen 
ist, können darüber hinaus wenigstens 1 080 Weichen 
eingespart werden. Allein bei den Unterhaltungsko-
sten beträgt die mögliche Einsparung etwa 2,5 Mio. 
DM pro Jahr. 
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45.3 

Der Vorstand hat den Sachverhalt bestätigt. Aus sei-
ner Stellungnahme geht hervor, daß im Jahre 1985 
außer den im Abstellplan ausgewiesenen Abstellplät-
zen noch weitere 24 640 Plätze auf zum Rückbau vor-
gesehenen Gleisen vorhanden waren. Inzwischen sei 
der tatsächliche Bestand an Abstellplätzen bereits er-
heblich gesenkt worden. Künftig würden auch ver-
stärkt Gleise in den Abstellplan aufgenommen, die 
nur zeit- oder teilweise der Abstellung dienen kön-
nen. Ferner werde er bemüht sein, vorrangig kurze 
Abstellgleise außer Bet rieb zu nehmen, da dadurch 
besonders viele Weichen eingespart würden. 

Außerdem wolle er den Bestand an ausgemusterten 
Wagen im Jahre 1988 reduzieren, so daß die Zahl der 
hierfür benötigten Abstellplätze geringer werde. Ein 
noch einzuführendes neues Abstelldispositionsver-
fahren werde den Bedarf weiter verringern. 

45.4 

Der Vorstand wird die zügige Anpassung der Abstell-
gleisanlagen an den tatsächlichen Bedarf — wie ange-
kündigt — mit Nachdruck durchzusetzen haben. Er 
wird dafür zu sorgen haben, daß die überzähligen 
Anlagen umgehend aus dem Bestand ausgebucht 
werden und damit aus der Unterhaltung herausfa llen. 
Vorrangig sind die Anschlußweichen dieser Anlagen 
so herzurichten, daß sie nicht mehr als Weichen über-
wacht und unterhalten werden müssen. 

46 Ausgleich des Aufwandes für höhengleiche 
Bahnübergänge 

46.0 

Die Sicherung des sich kreuzenden Verkehrs an Bahn-
übergängen der Deutschen Bundesbahn wird als Ge-
meinschaftsaufgabe von Schiene und Straße betrach-
tet. Nach der Verordnung (EG) Nr. 1192/69 entlastet 
der Bund die Deutsche Bundesbahn von dem Anteil, 
der die Hälfte des Aufwandes für den Betrieb und die 
Erhaltung der Bahnübergänge übersteigt. In der Aus-
gleichsrechnung für das Jahr 1984 stellte der Bundes-
rechnungshof erhebliche Mängel fest und errechnete 
eine Überzahlung in Höhe von rd. 70 Mio. DM. 

46.1 

Die Deutsche Bundesbahn trägt aufgrund des § 14 des 
Eisenbahnkreuzungsgesetzes fast den gesamten Auf-
wand für die Erneuerung, Unterhaltung und vor allem 
für den Betrieb ihrer Bahnübergänge im Zuge öffent-
licher Straßen. Sie hat nach der Verordnung (EG) Nr. 
1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 über „Gemein-
same Regeln für die Normalisierung der Konten der 
Eisenbahnunternehmen" (ABl. der EG Nr. L 156/8 
vom 28. Juni 1969) bei diesen Bahnübergängen An-
spruch auf die Erstattung des Betrages durch den 
Bund, der die Hälfte des Aufwandes übersteigt. Der 

Grund für diese Regelung liegt da rin, daß die Siche-
rung des sich kreuzenden Verkehrs an Bahnübergän-
gen der Deutschen Bundesbahn als Gemeinschafts-
aufgabe von Schiene und Straße betrachtet wird. Die 
jährlich von der Deutschen Bundesbahn aufzustel-
lende Ausgleichsrechnung weist für das Jahr 1984 
einen Aufwand von rd. 800 Mio. DM aus, so daß der 
Bund rd. 400 Mio. DM zu übernehmen hatte. 

46.2 

Eine Prüfung der Ausgleichsrechnung 1984 durch den 
Bundesrechnungshof ergab, daß die Rechnung fehler-
haft ist. So wurden u. a. 

— bei dem Personalaufwand für die Betriebsführung 
von Schrankenanlagen nach dem Ergebnis einer 
Stichprobe in 90 v. H. bis 95 v. H. aller Zeitbedarfs-
berechnungen falsche Zeitwerte, zum Teil auch 
falsche Zu- und Abschläge angesetzt, 

— bei dem Sachaufwand für die Betriebsführung un-
terschiedliche und nicht ausreichend begründete 
Strompreise zugrunde gelegt und der Stromver-
brauch zum Teil falsch ermittelt, 

— bei dem Vorhaltungsaufwand (Abschreibung/Un-
terhaltung) Leistungen für die Unterhaltung des 
Oberbaues im Bereich der Bahnübergänge dop-
pelt erfaßt und der Aufwand für die Unterhaltung 
der Fernmeldeanlagen fehlerhaft errechnet, 

— aufwandsmindernde Zuschüsse u. a. nach dem Ei-
senbahnkreuzungsgesetz und dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz nicht berücksichtigt 
und 

— aufwandserhöhende Leistungen, nämlich die an-
teilige Vorhaltung der Dienstgebäude für die 
Schrankenposten, die zugleich andere Aufgaben 
wahrnehmen, vergessen. 

46.3 

Insgesamt hat die Deutsche Bundesbahn nach den 
Ermittlungen des Bundesrechnungshofes im Rahmen 
der Ausgleichsrechnung 1984 dem Bund per Saldo rd. 
70 Mio. DM (17,5 v. H.) zu Unrecht in Rechnung ge-
stellt. Hierzu zählen auch Personalkosten in Höhe von 
rd. 16 Mio. DM und Abschreibungen von rd. 18 Mio. 
DM. Eine sachgerechte Abrechnung ist — auch im 
Hinblick auf eine eventuelle Trennungsrechnung — 
für eine ordnungsgemäße Wirtschaftsführung uner-
läßlich. Der Bundesrechnungshof hat deshalb den 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn gebeten, die 
Mängel des Berechnungsverfahrens abzustellen und 
die Rechnung richtigzustellen. 

46.4 

Der Vorstand hat die Mehrzahl der Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofes anerkannt, aber die Höhe 
des vom Bundesrechnungshof ermittelten Betrages 
bezweifelt. Insgesamt seien nur rd. 35 Mio. DM und 
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weitere Personalkosten, deren Höhe noch nicht ab-
schließend geklärt sei, vom Bund zuviel erstattet wor-
den. Der Vorstand hat ferner darauf hingewiesen, daß 
Möglichkeiten für eine aufwandsmindernde Berück-
sichtigung von Baukostenzuschüssen Dritter, u. a. 
nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz und dem Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz, gegenwärtig 
noch entwickelt würden. Auch werde zur Zeit eine 
Verfahrensweise zur Richtigstellung des Aufwandes 
für Dienstgebäude erarbeitet. Der systematische Feh-
ler bei der Berechnung der Oberbaukosten und bei 
der Höhe des Strompreises sei inzwischen berichtigt. 
Ergänzend hat der Bundesminister mitgeteilt, daß er 
den Haushaltsansatz 1987 in Anpassung an das Bahn-
übergangsprogramm der Deutschen Bundesbahn 
zwar generell fortgeschrieben, aber — auch aufgrund 
der Feststellungen des Bundesrechnungshofes — um 
93,5 Mio. DM (von 402,0 Mio. DM auf 308,5 Mio. DM) 
vermindert habe. 

46.5 

Die bisherige Stellungnahme des Vorstandes ist nicht 
in allen Punkten zufriedenstellend. Insbesondere be-
darf die Höhe der unberechtigt in Rechnung gestell-
ten Personalkosten und Abschreibungen der baldigen 
Klärung. 

Unabhängig von der Höhe des vom Bund zuviel er-
statteten Betrages machen die Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes deutlich, wie dringend der 
Vorstand eine Verbesserung des Abrechnungsverfah-
rens sicherzustellen hat, damit zumindest in Zukunft 
— auch aus Gründen der Kontenklarheit insbeson-
dere bei einer Trennungsrechnung — derartige Feh-
ler ausgeschlossen sind. 

47 An- und Abkuppeln von Lokomotiven 

47.0 

Bei der Deutschen Bundesbahn werden Lokomotiven 
grundsätzlich von örtlichen Mitarbeitern an- und ab-
gekuppelt. Personalsparendes Kuppeln der Lokomoti-
ven durch ohnehin anwesende Zugbegleiter oder 
Triebfahrzeugführer bleibt noch immer auf Ausnah-
mefälle beschränkt, obwohl es betrieblich, technisch 
und sicherheitstechnisch unbedenklich ist. Die Wirt-
schaftlichkeit einer Verfahrensänderung ist durch Un-
tersuchungen der Deutschen Bundesbahn und des 
Prüfungsdienstes nachgewiesen. 

47.1 

Nach den Vorschriften der Deutschen Bundesbahn ist 
das An- und Abkuppeln der Lokomotiven grundsätz-
lich Aufgabe örtlicher Mitarbeiter. Nur in Ausnahme-
fällen werden diese Aufgaben durch Zugbegleiter 
oder den Triebfahrzeugführer wahrgenommen. We-
der technische Gründe noch Unfallverhütungsvor-
schriften stehen einer Übertragung dieser Tätigkeit 
auf den Triebfahrzeugführer als Regelaufgabe entge-
gen. 

47.1.1 

Im März 1984 hatte sich die Mehrheit einer Fachkon-
ferenz für das Kuppeln der Lokomotiven durch die 
Triebfahrzeugführer als Regelaufgabe ausgespro-
chen. Die Hauptverwaltung der Deutschen Bundes-
bahn ließ daraufhin bei vier Bundesbahndirektionen 
die Wirtschaftlichkeit und Realisierbarkeit einer sol-
chen Verfahrensregelung mit dem Ergebnis prüfen, 
daß allein bei acht Bahnhöfen, vorwiegend größeren 
Rangierbahnhöfen, mindestens 18 Dienstkräfte des 
Rangierdienstes eingespart werden könnten. Der 
Mehrbedarf an Triebfahrzeugführern falle dagegen 
nicht ins Gewicht. 

47.1.2 

Auch Stichproben des Prüfungsdienstes bestätigten, 
daß es unwirtschaftlich ist, die Kuppelarbeiten weiter-
hin grundsätzlich örtlichen Mitarbeitern zu übertra-
gen, da der Triebfahrzeugführer ohnehin anwesend 
ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn die örtlichen 
Mitarbeiter zwischen den Kuppeltätigkeiten nicht 
ausreichend mit produktiven Arbeiten beschäftigt 
werden können. 

47.1.3 

Ungeachtet dieser Feststellungen änderte die Haupt-
verwaltung die Vorschriften nicht. Vielmehr beab-
sichtigte sie, einen erneuten Bet riebsversuch durch-
zuführen. Hiergegen erhob der Prüfungsdienst im 
Sommer 1987 Bedenken mit dem Hinweis, die vorlie-
genden Erkenntnisse reichten für eine Entscheidung 
aus. 

47.1.4 

Daraufhin erklärte der Vorstand der Deutschen Bun-
desbahn im Herbst 1987, in einer Erörterung mit der 
Personalvertretung seien erneut Zweifel hinsichtlich 
Zweckmäßigkeit und Zumutbarkeit einer solchen 
Grundsatzregelung aufgekommen. Er ordnete an, bei 
drei großen Bahnhöfen, in denen bereits von Trieb-
fahrzeugführern gekuppelt wird, die praktische 
Handhabung und den wirtschaft lichen Erfolg noch-
mals zu untersuchen. 

47.1.5 

Auf erneut vorgetragene Bedenken des Prüfungs-
dienstes, der eine weitere Verzögerung nicht für ver-
tretbar hielt, erklärte der Vorstand, die beteiligten 
Fachdienste beurteilten die personalwirtschaftlichen 
Folgen der Rationalisierungsmaßnahme bisher unter-
schiedlich. 

Eine von ihm kurzfristig durchgeführte Stichprobe 
habe zwar im wesentlichen die Feststellung des Prü-
fungsdienstes bestätigt; nicht ganz unproblematisch 
sei jedoch die Verlagerung von Arbeiten am Zuge, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Kuppeln 
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der Triebfahrzeuge stehen, z. B. das Sichern der Züge. 
Er habe dennoch angeordnet, bei allen Rangier- und 
Knotenbahnhöfen das Kuppeln der Güterzüge durch 
die Triebfahrzeugführer vorzubereiten und hierzu bis 
Mitte Februar 1988 zu berichten. Unmittelbar danach 
werde er abschließend entscheiden. 

47.2 

Der Bundesrechnungshof hat auf der Grundlage der 
Feststellungen des Prüfungsdienstes beanstandet, 
daß gewichtige Rationalisierungsmöglichkeiten, de-
ren Wirtschaftlichkeit dem Vorstand durch eigene 
und externe Untersuchungen bestätigt ist, nicht zügig 
realisiert werden. Durch sein zögerliches Vorgehen 
und das wiederholte Nachschieben neuer Argumente 
sei der Eindruck entstanden, der Vorstand zögere die 
Entscheidung, daß das Kuppeln der Lokomotiven in 
der Regel Aufgabe der Triebfahrzeugführer ist, hin-
aus. Ausnahmen sollten im wesentlichen auf die Fälle 
beschränkt werden, in denen es sonst zu Fahrzeitver-
längerungen kommen würde. 

47.3 

Zu diesen Vorhalten hat der Vorstand im Mai 1988 
erläutert, daß er den Sachverhalt anerkenne und 
grundsätzlich bereit sei, die Aufgaben auf den Trieb-
fahrzeugführer oder Zugbegleiter zu übertragen. Zu-
gleich hat er aber allgemein auf regelungsbedürftige 
Sonderfälle hingewiesen und betont, daß der Gesamt-
ablauf der Arbeiten am Zug in die Wertung einbezo-
gen werden müsse. Im übrigen seien die Dienststellen 
schon jetzt verpflichtet zu prüfen, inwieweit die not-
wendigen Voraussetzungen für eine Verlagerung der 
Kuppelarbeiten auf Triebfahrzeugführer vorlägen, so 
daß auch bei einer Änderung der bisherigen Regelung 
nur noch mit geringen Einsparungen gerechnet wer-
den könne. Er habe dennoch angeordnet, die Frage 
näher zu untersuchen und eine mögliche Änderung 
der Regelung für den nächsten Fahrplanwechsel pla-
nerisch vorzubereiten. 

47.4 

Die vorgesehenen nochmaligen Untersuchungen hin- 
dern den Vorstand weiterhin, die bereits im Jahre 
1984 als möglich anerkannte Aufgabenübertragung 

vom örtlichen Personal auf das Triebfahrzeugpersonal 
sofort anzuordnen. Es ist daher offen, ob der Vorstand 
bereit sein wird, zum nächstmöglichen Termin, dem 
Fahrplanwechsel 1989/90, diese — nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes nicht unerhebliche — Ratio-
nalisierungsmöglichkeit auszuschöpfen. Anzumerken 
ist, daß die jetzt angeordneten Untersuchungen auch 
früher bereits von den Dienststellen durchzuführen 
waren, ohne daß sie zu einer grundsätzlichen Ände-
rung der Zuordnung der Regelarbeit führten. 

Der Vorstand sollte nicht die Einzelfälle mit abwei-
chenden Regelungen in den Vordergrund stellen, 
sondern das Kuppeln dem Triebfahrzeugführer als 
Regelaufgabe umgehend übertragen. Ausnahmen 
sollten enger als bisher begrenzt und die Vorausset-
zungen dafür eindeutig festgelegt werden. 

Deutsche Bundespost 

Stand der Entlastung durch den Verwaltungsrat 
(§ 19 Abs. 5 Postverwaltungsgesetz — PostVwG — ) 

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost hat 
den Prüfungsbericht 1987 des Bundesrechnungshofes 
mit dessen Stellungnahme zum Jahresabschluß 1985 
in seiner Sitzung am 4. März 1988 behandelt und dem 
Bundesminister gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 19 Abs. 5 des Gesetzes über die Verwal-
tung der Deutschen Bundespost (PostVwG) für das 
Haushaltsjahr 1985 Entlastung erteilt. 

48 Jahresabschluß 

48.1 Haushaltsrechnung 1986 

Einnahmen und Ausgaben in der Haushaltsrechnung 
schließen mit folgenden Summen ab: 

— bei Betrieb 	 52 549 539 289,14 DM 
— bei Anlage 	 33 206 162 167,73 DM  
Gesamtabschluß 	85 755 701 456,87 DM 

Der Bundesrechnungshof und die Vorprüfungsstellen 
haben für das Haushaltsjahr 1986 keine Abweichun-
gen zwischen den Beträgen festgestellt, die in der 
Haushaltsrechnung und in den Büchern aufgeführt 
sind. Soweit die Einnahmen und Ausgaben stichpro-
benweise geprüft worden sind, waren diese ord-
nungsgemäß belegt. 
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48.2 Bilanzen 

Die Deutsche Bundespost erstellt vier Teilbilanzen 
und faßt sie in einer Gesamtbilanz zusammen. Die 
Teilbilanz des Post- und Fernmeldewesens ist die 
eigentliche Betriebsbilanz; die Teilbilanzen für das 
Postgirovermögen, das Postsparkassenvermögen und 
die „Durchlaufenden Gelder" sind lediglich Geldbe-
standsnachweise ohne Sachanlagen und Eigenkapi-
tal. 

Bilanz der Deutschen Bundespost 
(Beträge in Mrd. DM) 1 ) 

Aktiva 1984 1985 1986 Passiva 1984 1985 1986 

Sachanlagen 	  83,4 91,6 99,5 Eigenkapital 	  29,0 32,3 35,9 

Finanzanlagen 	  3,7 3,7 3,8 Rücklagen 	  9,2 9,2 9,2 

Umlaufvermögen 	 5,2 5,9 6,0 Rückstellungen 	 0,4 0,4 0,4 

Rechnungsabgrenzung 	 1,5 1,4 1,5 Verbindlichkeiten 	 31,4 36,5 38,8 

Verpflichtungen gegenüber 
den Postbankdiensten 	 19,7 19,7 22,1 

Rechnungsabgrenzung 	 0,8 0,9 1,1 

Gewinn 	  3,3 3,6 3,3 

Teilbilanz Teilbilanz 
P- und F-Wesen 	 93,8 102,6 110,8 P- und F-Wesen 	 93,8 102,6 110,8 

Sonstiges Vermögen Sonstige Verpflichtungen 
(übrige Teilbilanzen) 	 33,9 38,0 37,8 (übrige Teilbilanzen) 	 33,9 38,0 37,8 

Gesamtbilanz 	  127,7 140,6 148,5 Gesamtbilanz 	  127,7 140,6 148,5 

1) Abweichungen bei den Summen - auch in den folgenden Zusammenstellungen - beruhen auf Rundung 

Bei den Sachanlagen stiegen die Zugänge (Investitio-
nen) im Jahre 1986 mit 17 Mrd. DM im Vergleich zu 
den Vorjahren insgesamt nicht mehr so erheblich an, 
wie folgende Gegenüberstellung zeigt: 

Zugänge in den Jahren 

1983 	1984 1985 	1986 

- in Mio. DM - 

Grundstücke und Gebäude 	  212 209 180 236 

Fernmeldeanlagen 	  7 236 7 790 9 117 9 452 

Andere Anlagen 	  306 267 321 424 

Anlagen im Bau und Anzahlungen auf Anlagen 	 4 932 6 306 6 902 6 881 

insgesamt 	  12 686 14 572 16 520 16 993 
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Von den Zugängen bei den „Anlagen im Bau und 
Anzahlungen auf Anlagen" entfielen im Jahre 1986 
rd. 5 236 Mio. DM auf Fernmeldeanlagen, so daß hier-
für insgesamt 14 688 (Vorjahr 14 545) Mio. DM akti-
viert worden sind. 

In den Zugängen sind Eigenleistungen von 2 172 
(Vorjahr 2 143) Mio. DM enthalten. 

Die Sachanlagen setzten sich am 31. Dezember 1986 
wie folgt zusammen (Vorjahresbeträge in Klam-
mern) : 

— Mio. DM — 

Grundstücke und Gebäude . 	 16183,7 (15 153,1) 

Fernmeldeanlagen 	 70835,8 (64 583,2) 

Fahrzeuge 	  1345,4 (1282,4) 

Andere Bet riebsanlagen 	 780,9 (646,1) 

Anlagen im Bau und 
Anzahlungen auf Anlagen . . 10327,9 ( 9898,3) 

99473,7 (91563,1) 

Der weitaus größte Teil der Finanzanlagen — mit na-
hezu unverände rt  rd. 3,5 Mrd. DM — sind die für Woh-
nungsbauten für das Postpersonal gewährten Darle-
hen. 

Die Bilanz der Versorgungsanstalt der Deutschen 
Bundespost enthielt zum 31. Dezember 1986 eine un-
streitige Forderung an die Deutsche Bundespost aus 
rückständigen Versorgungsbeiträgen in Höhe von rd. 
65 Mio. DM. Dem Bundesminister wurde dies von der 
zuständigen Mittelbehörde nicht gemeldet, so daß die 
Verbindlichkeiten der Deutschen Bundespost in der 
Bilanz zum 31. Dezember 1986 um diesen Betrag zu 
niedrig ausgewiesen sind. 

Die „Verpflichtungen gegenüber den Postbankdien-
sten" umfassen die im laufenden Jahr und in den vor-
angegangenen neun Jahren für den Kapitalbedarf der 
Deutschen Bundespost entnommenen Gelder. Im 
Jahre 1986 wurden 4 661 Mio. DM neu entnommen 
und 2 299 Mio. DM nach Ablauf der vereinbarten 
zehnjährigen Laufzeit getilgt; am Jahresende betru-
gen die langfristigen Entnahmen aus dem Postgiro-
dienst rd. 5 678 Mio. DM und aus dem Postsparkas-
sendienst rd. 16 385 Mio. DM. 

Die Veränderungen in der Kapitalstruktur zeigt fol-
gende Tabelle: 

Jahresende 

1984 1985 1986 

Eigenkapital (Mrd. DM) 	 

Fremdkapital (Mrd. DM) 	 

41,5 

52,3 

45,1 

57,5 

48,4 

62,4 

Gesamtkapital (Mrd. DM) 	 93,8 102,6 110,8 

Anteile Eigenkapital 
am Gesamtkapital (v. H.) 	 44,3 44,0 43,7 

Das Eigenkapital umfaßt das ausgewiesene Eigen-
kapital, die Rücklagen und den Gewinn. Das Gesamt-
kapital entspricht der Bilanzsumme der Teilbilanz für 
das Post- und Fernmeldewesen. 

Das Eigenkapital nahm trotz des absoluten Anstiegs 
erneut anteilmäßig ab. Wesentliche Ursache sind die 
steigenden Ausgaben für Sachanlagen, die immer 
mehr mit Fremdkapital finanziert werden müssen. 
Diese Entwicklung wird sich vor allem vom Jahre 1988 
an bei stark rückläufigen Gewinnen (vgl. Nr. 48.3.3) 
verstärkt fortsetzen, wenn nicht Gebührenerhöhun-
gen und/oder Einschränkungen bei den Investitionen 
erfolgen. 

Die nachstehenden Kapitalrechnungen sind aus den 
Haushaltsrechnungen abgeleitet. 

Kapitalverwendung Kapitalaufbringung 

(Beträge in Mio. DM) 

1984 1985 1986 1984 1985 1986 

Sachanlagen 	 14 551 16 408 17 026 Eigenmittel 	 11 908 12 522 12 740 

Finanzanlagen 	 159 172 127 Finanzanlagen 	 101 105 124 

Umlaufvermögen 	 361 666 428 Kapitalmarktmittel l) . . 6 839 8 889 10 214 

Aktive Rechnungs- Passive Rechnungs- 
abgrenzung 	 190 54 155 abgrenzung 	 199 143 179 

Stichtagsver- 
Schuldentilgung 1) .... 4 092 4 420 5 515 bindlichkeiten 3) 	 306 61 — 

Stichtags- 
forderungen 2) 	 — — 6 

19 353 21 720 23 257 19 353 21 720 23 257 

1) Einschließlich Gelder aus Postbankdiensten 
2) Saldiert mit Stichtagsverbindlichkeiten 
3) Saldiert mit Stichtagsforderungen 
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Die Eigenmittel sind im wesentlichen aus den Ab-
schreibungen und dem Gewinn entstanden. 
Die Nettoneuverschuldung (Kapitalmarktmittel ./. 

Schuldentilgung) betrug im Jahre 1984 rd. 2 747 Mio. 
DM, im Jahre 1985 rd. 4 469 Mio. DM und im Jahre 
1986 rd. 4 699 Mio. DM. 

48.3 Gewinn- und Verlustrechnung 

1984 1985 Veränderung 1986 Veränderung 

Gewinn- und Verlustrechnung 
gegenüber 

1984 
gegenüber 

1985 
Mrd. DM Mrd. DM v. H. 1 ) Mrd. DM v. H 1 ) 

Erträge 
Umsatzerlöse Postwesen 	 14,8 15,0 + 0,9 15,2 + 1,7 

Umsatzerlöse Fernmeldewesen 	 31,1 32,9 + 5,8 34,5 + 4,7 

Zu aktivierende Eigenleistungen 	 2,0 2,1 + 8,4 2,2 + 1,3 

Sonstige Erlöse und Erträge 	 0,6 0,7 +26,0 0,7 + 5,3 

Gesamtertrag 	  48,5 50,7 + 4,6 52,6 + 3,6 

Aufwendungen 
Personal 	  22,9 23,7 + 3,9 24,8 + 4,6 

Sachaufwendungen für Betriebs- 
führung und Unterhaltung 	 6,1 6,8 +11,8 6,8 + 0,3 

Verzinsung von Postsparguthaben 	 1,2 1,2 + 1,4 1,1 - 8,4 

Abschreibungen auf das 
Sachanlagevermögen 	 7,2 8,1 +12,7  8,9 + 9,7 

Zinsen u. ä. für Fremdkapital 	 2,3 2,5 + 6,9 2,7 + 8,4 

Sonstige Aufwendungen 	 0,2 0,2 + 9,3 0,2 -11,1 

Zwischensumme 	  39,8 42,5 + 6,8 44,5 + 4,6 

Ablieferung an den Bund 	 4,4 4,6 + 4,0 4,8 + 4,1 

Gesamtaufwendungen 	  44,2 47,1 + 6,5 49,3 + 4,6 

Jahresüberschuß  4,3 3,6 -15,5 3,3 - 9,1 

Entnahmen aus Rücklagen 	 - - - 

Einstellungen in Rücklagen 	 - 	1,0 - - 

Bilanzgewinn 	  3,3 3,6 3,3 

1) Gerechnet aus den ungerundeten Beträgen 

48.3.1 Erträge 

Die Umsatzerlöse im Postwesen stiegen im Jahre 1986 
auch infolge eines um 3,7 v. H. gestiegenen Verkehrs-
aufkommens. Daran waren die Dienst- und Teil-
dienstzweige mit minus 1,4 v. H. (Paketsendungen) 
bis plus 5,0 v. H. (Briefsendungen) unterschiedlich 
beteiligt. 

Im Fernmeldewesen nahmen die Verkehrsleistungen 
um 5,3 v. H. (Vorjahr 3,2 v. H.) zu. Demgegenüber be-
trug die Ertragssteigerung, bedingt vor allem durch 
Gebührensenkungen im Auslandsfernsprechdienst, 
nur 4,7 v. H. (Vorjahr 5,8 v. H.). Für den Anstieg der 
Erträge aus Fernsprechgebühren um rd. 1 124 Mio. 
DM war von wesentlicher Bedeutung, daß die Zahl 
der Hauptanschlüsse wiederum um rd. 0,8 Mio. (Vor-
jahr 1 Mio.) zunahm. 

Der Anteil des Fernmeldewesens an den gesamten 
Umsatzerlösen stieg um 0,6 v. H. auf insgesamt 
69,4 v. H. an. 

48.3.2 Aufwendungen 

Der Aufwand für die Bezüge des aktiven Personals 
stieg von 16 809 Mio. DM auf 17 502 Mio. DM, d. s. 
4,1 v. H. (Vorjahr 4,0 v. H.). Die gesamten Personal-
aufwendungen nahmen dagegen um 4,6 v. H. (Vor-
jahr 3,9 v. H.) zu. Ursächlich hierfür war u. a., daß sich 
die Beihilfen und Unterstützungen um 10 v. H. und 
die Beiträge zu den gesetzlichen Sozialversicherun-
gen um 6,5 v. H. erhöhten. 

Die höheren Abschreibungen - gewöhnliche und au-
ßergewöhnliche - waren ausschließlich die Folge der 
in den letzten Jahren ständig gestiegenen Investitio-
nen. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/3056  

48.3.3 Jahresüberschuß und Bilanzgewinn 

Der Jahresüberschuß ging im Jahre 1986 auf 3,3 Mrd. 
DM zurück, weil die Gesamterträge geringer als die 
Gesamtaufwendungen stiegen; er war im Haushalts-
plan 1986 um rd. 1 Mrd. DM niedriger veranschlagt 
worden. Der Jahresüberschuß ist zugleich der Bilanz-
gewinn. 

Im Jahre 1987 ist der Jahresüberschuß auf rd. 2,7 Mrd. 
DM zurückgegangen, hat aber den veranschlagten 
Betrag erneut um rd. 1 Mrd. DM überstiegen. 

Nach dem Haushaltsplan 1988 erwartet die Deutsche 
Bundespost einen Gewinn von nur noch rd. 1 Mrd. 
DM. 

48.3.4 Leistungs - und Kostenrechnung 

Die Ergebnisse der Leistungs- und Kostenrechnung 
haben insbesondere deswegen eine andere Größe als 
der Jahresüberschuß oder Jahresfehlbetrag, weil den 
Erträgen kalkulatorische Gutschriften für innerbe-
triebliche Kapitalleistungen und den Aufwendungen 
kalkulatorische Lastschriften für die Verzinsung des 
Eigenkapitals hinzugefügt werden. 

In den letzten Jahren ergaben sich folgende Kosten- 
überdeckungen (+) und Kostenunterdeckungen (—): 

1984 1985 1986 
Mio. DM Mio. DM Mio. DM 

Ergebnis Postdienste 	 —1771 —2040 —2194 

Ergebnis Postbankdienste 	 + 	30 + 	56 + 	14 

Ergebnis Fernmeldedienste +3 298 +3 566 +3 458 

Gesamtergebnis 	 +1 558  +1582 +1 278  

Veränderung 
gegenüber Vorjahr 	 + 541 + 	24 — 304 

Der Kostendeckungsgrad bei der Deutschen Bun-
despost insgesamt sank auf 102,5 v. H. (Vorjahr 
103,3 v. H.). 

49 Organisation des Luftpostdienstes 

49.0 

Bei der Betriebsabwicklung des Luftpostdienstes wur-
den nicht alle Optimierungsmöglichkeiten, insbeson-
dere nicht alle Möglichkeiten zur Rationalisierung, 
genutzt. 

49.1 

Der Bundesrechnungshof hatte im Jahre 1983 die Or-
ganisation des Auslands-Brief- und -Paketdienstes 
geprüft (s. auch Bemerkungen 1984 — Drucksache 
10/2223 Nr. 83 —). 

Der Bundesminister hat mit wenigen Ausnahmen die 
damaligen Feststellungen anerkannt und eine Viel-
zahl von Einzelmaßnahmen hierzu veranlaßt. Wäh-
rend bei der Betriebsabwicklung und Ableitung auf 
dem Land-/Seeweg und den grenzüberschreitenden 
Leistungen die notwendigen Maßnahmen — wie z. B. 
Wegfall von Bearbeitungsstellen, Verringerung des 
Verteilaufwandes — durchgeführt wurden, geschah 
dies im Luftpostdienst nur in Randbereichen, weil der 
in den Jahren 1985 und 1986 damit beauftragte Ar-
beitskreis das gewichtige Problem der Verminderung 
der Zahl der Luftpostleitstellen ausklammerte. 

49.2 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb im Jahre 1987 
bei sieben von zehn Luftpostleitstellen den B rief- und 
Paketdienst erneut geprüft. 

49.2.1 

Der Bundesrechnungshof hat folgende Mängel beim 
Briefdienst festgestellt: 

— Die Zuarbeit der Briefabgangsstellen zu den Luft-
postleitstellen ist vielfach nicht oder nur unzurei-
chend auf die bet rieblichen Belange der Emp-
fangsstelle ausgerichtet. Die Zuarbeit könnte zu-
dem durch Modifizierung der Vorgaben und 
Wahrnehmung einer stärkeren Fachaufsicht wirt-
schaftlicher gestaltet werden. 

— Die Ablauforganisation bei den Luftpostleitstellen 
ist uneinheitlich, mit zu großem Verteil- und Ver-
werfaufwand behaftet und erfordert zu hohe An-
teile an Nachtdienstleistungen. 

— Die Mängel bei der Fertigung von Kartenschlüssen 
— Verabredeter Austausch (Versand) von Sendun-
gen — sind gravierend und vielfältig. Es werden zu 
viele und zu häufig Kartenschlüsse gefertigt; hier-
bei wird in vielen Fällen auch noch zu aufwendig 
verfahren. 

Der Paketdienst kann durch Änderung der Ablei-
tungsvorgaben zu den innerdeutschen Bearbeitungs-
stellen erheblich kostengünstiger abgewickelt wer-
den. Zudem werden für ausländische Postverwaltun-
gen zu viele nicht lohnende Kartenschlüsse gefertigt 
und teilweise mit zu hohem Aufwand abgeleitet. 

Die Prüfung des Sachmitteleinsatzes bei den Luftpost-
leitstellen zeigt Mängel in der Beschaffung, Bestands-
ermittlung und Lagerhaltung von Luftpostbriefbeu-
teln und Luftpostpaketsäcken. 

Im Verkehr mit ausländischen Postverwaltungen tre-
ten bei den der Deutschen Bundespost gehörenden 
Beuteln und Säcken sehr hohe Verluste auf. Sie wer-
den durch ungenügende Ausführung der Umlaufkon-
trolle, zu großzügige Vorgaben sowie eine schlep-
pende und mangelhafte Erledigung der Kontroll-
ergebnisse um große Beträge unnötig erhöht. 
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49.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat außerdem festgestellt, 
daß die Zahl von zehn Luftpostleitstellen zu hoch und 
dadurch die derzeitige Aufgabenverteilung und -erle-
digung zu aufwendig ist. Er hat dem Bundesminister 
verschiedene Zentralisierungsmöglichkeiten vorge-
schlagen, die eine insgesamt wirtschaftlichere Aufga-
benerledigung sicherstellen würden. 

49.2.3 

Der Bundesminister wurde gebeten, mit geeigneten 
Maßnahmen die aufgezeigten Mängel zu besei tigen, 
die Optimierungsmöglichkeiten zu nutzen und in der 
Aufbauorganisation weitere Zentralisierungen einzu-
leiten. 

Die Beseitigung der Mängel und eine stärkere Kon-
zentration auf weniger Luftpostleitstellen dürften zu 
Einsparungen von jährlich mehr als 10 Mio. DM füh-
ren. 

49.3 

Der Bundesminister hat in seiner Stellungnahme mit-
geteilt, daß er erneut eine Arbeitsgruppe eingesetzt 
hat, um die Organisation entsprechend den Vorschlä-
gen des Bundesrechnungshofes zu verbessern. Der 
Bundesminister sollte die erforderlichen Rationalisie-
rungsmaßnahmen alsbald einleiten. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei-
ter beobachten. 

50 Ausmusterung und Verkauf von 
Kraftfahrzeugen 

50.0 

Kraftfahrzeuge werden häufig zu früh ausgemustert. 
Hierdurch entstehen vermeidbare Mehrkosten. Ein 
großer Teil der ausgemusterten Fahrzeuge wird ohne 
Wettbewerb und mit zu geringen Erlösen an Postan-
gehörige verkauft. 

50.1 Ausmusterung von Kraftfahrzeugen 

50.1.1 

Im Jahre 1986 musterte die Deutsche Bundespost 
8 963 Kraftfahrzeuge, etwa 10 v. H. des Bestandes, 
aus. 

Der Bundesminister hat ein komplexes Rechenverfah-
ren entwickelt, das eine möglichst wirtschaftliche 
Nutzung der Kraftfahrzeuge der Deutschen Bundes-
post sicherstellen sollte. In diese Wirtschaftlichkeits-
betrachtung werden u. a. Kapitalkosten sowie die 

Aufwendungen für Wartung, Pflege, Reparatur und 
Betrieb einbezogen. Hieraus wird ein „Fahrleistungs-
richtwert" errechnet, der für PKW (je nach Typ) 
120 000 bis 150 000 km, für LKW zwischen 100 000 
und 350 000 km beträgt. Entsprechend sind Richt-
werte für Sonderfahrzeuge entwickelt worden. Für 
Fahrzeuge, die diese Richtwerte nicht erreichen (z. B. 
Paketzustellung im Innenstadtbereich), ist ein An-
haltswert von zwölf Jahren festgelegt. 

Erreicht ein Fahrzeug 70 v. H. des Richtwertes (soge-
nannte kritische Fahrleistung), muß vor jeder größe-
ren Reparatur anhand des Rechenverfahrens geprüft 
werden, ob diese — bezogen auf die Restlaufzeit — 
noch lohnt. Andernfalls ist das Fahrzeug auszumu-
stern. 

50.1.2 

Die Prüfung hat nach Auswertung einer nach mathe-
matisch-statistischen Grundsätzen gezogenen S tich-
probe von 527 Kraftfahrzeugen aufgezeigt, daß 

— nur rd. 17 v. H. der ausgemusterten Kraftfahr-
zeuge ihren Fahrleistungsrichtwert erreichten, 

— nur bei rd. 15 v. H. aller in die Prüfung einbezoge-
nen Fahrzeuge entsprechend den Vorgaben ge-
prüft wurde, ob eine Instandsetzung noch lohnend 
war, 

— nur bei rd. 16 v. H. der geprüften Fahrzeuge durch 
Steuerung der Instandsetzung die Durchschnitts-
instandhaltungskosten des jeweiligen Fahrzeuges 
gesenkt werden konnten, 

— über 50 v. H. der Fahrzeuge nach der Instandset-
zung ausgemustert wurden, weil Ersatzfahrzeuge 
schon bereitstanden und 

— in Einzelfällen Fahrzeuge mit hohem Aufwand in-
standgesetzt und weiter bet rieben wurden, obwohl 
deren Ausmusterung angezeigt gewesen wäre. 

Ursächlich für dieses Ergebnis war vor allem, daß 

— das Verwaltungsverfahren unzulänglich und 
schwer praktikabel ist sowie 

— bei seiner Anwendung technische Gesichtspunkte 
nicht sachgerecht berücksichtigt wurden (z. B. bei 
Karosserieschäden). 

50.1.3 

Insgesamt ist festzustellen, daß die Einsparungsmög-
lichkeiten durch Steuerung der Instandsetzung nur 
unzureichend genutzt wurden. Hierdurch entstanden 
nicht nur erhebliche Mehrausgaben bei den Instand-
haltungskosten, sondern auch ein jährlicher Mehrauf-
wand bei den Abschreibungen von schätzungsweise 
insgesamt mindestens 3 Mio. DM durch vorzeitige 
Ausmusterung der Kraftfahrzeuge. 
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50.2 Verkauf von Kraftfahrzeugen 

50.2.1 

Nach den Vorgaben des Bundesministers sollen aus-
gemusterte Kraftfahrzeuge durch Versteigerungen 
oder öffentliche und beschränkte Ausschreibungen 
im Wettbewerb verkauft werden. Die freihändige 
Vergabe ist nur an Schwerbehinderte Postangehörige 
zugelassen; sie kann darüber hinaus in Frage kom-
men, wenn der Erlös wesentlich über dem nach Be-
gutachtung des Fahrzeuges festgesetzten Mindest

-

verkaufswert liegt. 

Bei dem Verkauf der im Jahre 1986 ausgemusterten 
Kraftfahrzeuge wurde ein Erlös von 9,81 Mio. DM 
erzielt. Nach den Feststellungen in den geprüften Fäl-
len wurden rd. 41 v. H. der Kraftfahrzeuge nach frei-
händiger Vergabe verkauft. 

50.2.2 

Beim Verkauf im Wettbewerb durch Versteigerungen 
oder öffentliche und beschränkte Ausschreibungen 
wird im Durchschnitt ein Erlös erzielt, der rd. 70 v. H. 
über dem Mindestverkaufswert liegt. Beim Verkauf in 
freihändiger Vergabe werden im Durchschnitt nur 
50 v. H., beim Verkauf an Postangehörige, die nicht 
Schwerbehinderte sind, sogar nur 30 v. H. Mehrerlös 
erreicht. Festzuhalten ist, daß in den geprüften Fällen 
bei fast 90 v. H. der freihändigen Vergaben Nichtbe-
hinderte berücksichtigt wurden. 

Unter Zugrundelegung dieser Erlösquoten würde der 
Verkauf der ausgemusterten Fahrzeuge im Wettbe-
werb — ohne Berücksichtigung der Quote für Schwer-
behinderte — jährlich einen Mehrerlös in 6stelliger 
Größenordnung erbringen. 

50.3 Zusammenfassende Würdigung 

50.3.1 

Der Bundesrechnungshof hält es für geboten, daß das 
Ausmusterungsverfahren und seine Anwendung ver-
bessert und durch eine sachgerechtere und kostenbe-
wußte Steuerung der Instandsetzung die Fahrleistung 
und die Nutzungszeit der Fahrzeuge erhöht werden. 
Dadurch können Einsparungen bei den Instandhal-
tungs- und Beschaffungskosten erzielt werden. Au-
ßerdem müssen die Regelungen für den Verkauf ein-
gehalten werden. Der Bundesrechnungshof hält eine 
Verstärkung der Fachaufsicht für erforderlich, damit 
derartige Mängel rechtzeitig erkannt und durch ar-
beitsbegleitende und motivierende Beratung der 
nachgeordneten Mitarbeiter für Abhilfe gesorgt wer-
den kann. 

50.3.2 

Der Bundesminister hat nicht Stellung genommen, 
obwohl ihm Gelegenheit dazu gegeben worden ist. 

51 Erteilen der Fahrerlaubnis nach § 14 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

51.0 

Die Deutsche Bundespost erteilt ihren Kraftfahrzeug-
führern jährlich rd. 31 000 Fahrerlaubnisse nach § 14 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (Postführer-
schein) und führt umfangreiche Fortbildungs- und 
Überwachungsmaßnahmen durch. Ein Verzicht auf 
die Ausstellung von Postführerscheinen würde zu er-
heblichen Einsparungen führen. 

51.1 

Bei der Deutschen Bundespost waren im Jahre 1986 — 
ausgehend von einer Regelung aus dem Jahre 1923 — 
rd.  195 000 Fahrerlaubnisse nach § 14 Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung (Postführerschein) für 
rd. 90 000 Kraftfahrzeuge vorhanden. Bei diesen 
Kraftfahrzeugen handelt es sich fast ausschließlich um 
Serienfabrikate, im übrigen um Flurförderzeuge mit 
motorischem Antrieb (z. B. Elektrokarren, Gabelstap-
ler). Jährlich werden bis zu rd. 31 000 Postführer-
scheine neu ausgestellt, davon rd. 14 000 für das Füh-
ren von Fahrzeugen mit herkömmlichen Verbren-
nungsmotoren. 

Die überwiegende Zahl der Postführerscheine wurde 
bisher nach Überprüfung durch posteigene Fahrleh-
rer für Inhaber einer allgemeinen Fahrerlaubnis er-
teilt; nur eine geringe Zahl a ller Postführerscheine 
wurde im Jahre 1986 nach Erstausbildungen in post-
eigenen Fahrschulen vergeben. 

Für die Erteilung von Postführerscheinen hält die 
Deutsche Bundespost eine Fahrlehrerausbildungs-
stätte beim Posttechnischen Zentralamt und etwa 
40 Fahrschulen in den Bezirken der Direktionen be-
reit. Außerdem sind bei den Direktionen Führer-
scheinstellen und bei den selbständigen Ämtern örtli-
che Verwaltungseinheiten eingerichtet. 

Zur Ausbildung für den Erwerb oder die Erweiterung 
von Postführerscheinen und die begleitende Fortbil-
dung sind die Bediensteten von ihren Einsatzstellen 
vom Dienst freizustellen; gleiches gilt für die Teilnahme 
an ärztlichen Untersuchungen, Nachschulungen, Ver-
kehrsunterricht und ähnlichen Veranstaltungen. 

51.2 

Der Bundesrechnungshof hat im Jahre 1987 das Ver-
fahren zur Erteilung der Postführerscheine und die 
Organisation der hiermit befaßten Dienststellen ge-
prüft. 

Noch während der Erhebungen hat der Bundesmini-
ster das Posttechnische Zentralamt beauftragt, die 
Dienstanweisungen mit dem Ziel zu überarbeiten, daß 
für Bewerber, die eine allgemeine Fahrerlaubnis be-
sitzen, ein Postführerschein nicht mehr erteilt wird. 
Statt dessen sollen sie mit einer durch das Einsatzamt 
ausgestellten Bescheinigung Dienstkraftfahrzeuge 
führen können. Weiter sollen die bisher in regelmäßi-
gen Abständen durchgeführte Nachprüfung der 
Kraftfahrzeugführer auf fahrdienstliche Eignung und 
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die Wiederholung der Erste-Hilfe-Lehrgänge sowie 
der regelmäßige Verkehrsunterricht entfallen. 
Schließlich soll auch die Ausbildung der Bewerber für 
die Berechtigung zum Führen und Bedienen der Flur-
förderzeuge verändert werden. 

Die Prüfung des Bundesrechnungshofes hat — unter 
Berücksichtigung der vom Bundesminister angeord-
neten Maßnahmen — zu folgenden Ergebnissen ge-
führt: 

51.2.1 

Der weitaus größte Teil an Dienstkraftfahrzeugen der 
Deutschen Bundespost erfordert gegenüber Privat-
kraftfahrzeugen keine höhere Qualifikation des Fah-
rers, da es sich bei den Fahrzeugen der Deutschen 
Bundespost fast ausschließlich um Serienfabrikate 
handelt. In Anbetracht dessen, daß die überwiegende 
Zahl der Dienstkraftfahrzeugführer der Deutschen 
Bundespost in der Regel eine allgemeine Fahrerlaub-
nis und durch ein eigenes Kraftfahrzeug entspre-
chende Übung im Straßenverkehr besitzt, ist die Not-
wendigkeit für das Erteilen von Postführerscheinen im 
Regelfall nicht mehr gegeben. Ausnahmen ergeben 
sich allenfalls bei Sonderfahrzeugen. 

51.2.2 

Die Ausbildung zur Bedienung von Flurförderzeugen 
könnte mit geringerem Aufwand von geeigneten 
Kräften der Einsatzstellen oder durch Liefer- oder 
Herstellerfirmen erteilt werden. 

51.2.3 

Mit der vom Bundesminister angestrebten Regelung, 
für Inhaber einer allgemeinen Fahrerlaubnis keine 
Postführerscheine mehr auszustellen, ließe sich der 
Aufgabenumfang der Ausbildungsstellen und der 
Verwaltungsbehörden so vermindern, daß die Dienst-
stellen aufgelöst werden könnten, zumal auch der 
Unterricht für den Erwerb von Führerscheinen ko-
stengünstiger in p rivaten Fahrschulen durchgeführt 
werden könnte. 

51.2.4 

Die Betreuungs-, Fortbildungs- und Überwachungs-
maßnahmen sollten im Rahmen der der Deutschen 
Bundespost auferlegten Halterpflichten auf ein not-
wendiges und vertretbares Maß beschränkt werden, 
um den für eine sachgerechte Dienstplangestaltung 
erforderlichen Personalaufwand nicht unnötig zu er-
schweren. 

Die vorgenannten Feststellungen machen nach Auf-
fassung des Bundesrechnungshofes eine umfassende 
Neuordnung des gesamten Bereiches mit einer An-
passung des Personal- und Sachmitteleinsatzes erfor-
derlich. Hierdurch könnten — bei geschätzten Ge-
samtkosten für den Personalaufwand von jährlich rd. 
119 Mio. DM — Einsparungen von rd. 103 Mio. DM 
(= 86,5 v. H.) erzielt werden, wenn die vom Bundes- 

minister angekündigten Maßnahmen (50 Mio. DM) 
durchgeführt und die weitergehenden Vorschläge des 
Bundesrechnungshofes (53 Mio. DM) beachtet wer-
den. Dabei ist berücksichtigt, daß für einen verblei-
benden Bedarf von jährlich rd. 1 000 allgemeinen 
Fahrerlaubnissen für das Führen von Kraftfahrzeugen 
mit Verbrennungsmotoren und rd. 600 für das Bedie-
nen von Flurförderzeugen die Ausbildung in p rivaten 
Fahrschulen auf Kosten der Deutschen Bundespost 
durchzuführen wäre und daß für den Verkehrsunter-
richt rd. 33 v. H. des bisherigen Aufwandes unter Ein-
beziehung in den allgemeinen Fortbildungsunterricht 
bei den Einsatzstellen verblieben. 

51.3 

Der Bundesminister hat in seiner Stellungnahme die 
Zahlenangaben nicht bestritten und darauf hingewie-
sen, daß die von der Deutschen Bundespost bereits 
angeordneten und in Vorbereitung befindlichen Maß-
nahmen weitgehend mit den Vorschlägen des Bun-
desrechnungshofes übereinstimmten. Auf den fortbil-
denden Verkehrsunterricht will er — über den Vor-
schlag des Bundesrechnungshofes hinaus — gänzlich 
verzichten. In den folgenden Punkten hat er den Fest-
stellungen und Empfehlungen des Bundesrechnungs-
hofes widersprochen: 

51.3.1 

Auf die Wahrnehmung des Rechts zum Erteilen des 
Postführerscheins wolle er nicht verzichten, weil die 
Ausbildung in posteigenen Fahrschulen kostengün-
stiger und qualitativ besser als in p rivaten Fahrschu-
len durchgeführt werden könne. 

51.3.2 

Die Ausbildung von Kräften, die Flurförderzeuge be-
dienen sollen, will der Bundesminister wie bisher von 
den Fahrlehrern vornehmen lassen, die die Befähi-
gung als Sachkundige in Fortbildungslehrgängen des 
Posttechnischen Zentralamtes bzw. in Lehrgängen 
der Hersteller- und Lieferfirmen oder der Berufsge-
nossenschaften erworben hätten. 

51.3.3 

Die Notwendigkeit der Beibehaltung der posteigenen 
Fahrschulen sieht der Bundesminister in den finanzi-
ellen und qualitativen Vorteilen gegenüber einer Aus-
bildung in privaten Fahrschulen. Die Führerschein-
stellen und die örtlichen Verwaltungseinheiten könn-
ten selbst bei einem Verzicht auf die Erteilung von 
eigenen Fahrerlaubnissen nicht aufgelöst werden, da 
die vorhandenen Postführerscheine weiter verwaltet 
werden müßten und das neue Verfahren des Berech-
tigungsscheines anstelle eines Postführerscheines na-
hezu den gleichen zeitlichen Bearbeitungsumfang 
wie bisher beinhalte. 

Der Bundesminister beziffert das Einsparungsvolu-
men — aufgrund abweichender Berechnung des Auf- 
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wandes bei Fremdvergabe der Ausbildung und bei 
sonstigen Einzelmaßnahmen — auf rd. 100 Mio. DM, 
was einem Anteil von 84 v. H. des bisherigen Gesamt-
aufwandes entspricht. 

51.4 

Der Bundesrechnungshof hält daran fest, daß die 
Deutsche Bundespost auf das Erteilen der Fahrerlaub-
nis nach § 14 StVZO verzichten und als Folge den 
davon betroffenen Aufgabenbereich umfassend neu

-

ordnen sollte. Gegen den Wegfall des Fortbildungsun-
terrichts erhebt er keine Bedenken. 

51.4.1 

Der Ansicht des Bundesministers, die Ausbildung ge-
stalte sich in posteigenen Fahrschulen kostengünsti-
ger, vermag der Bundesrechnungshof nicht zu folgen, 
weil der Bundesminister von unrea listischen Annah-
men zum Zeitaufwand von mehr als 170 Stunden (ein-
schließlich Nebenzeiten) beim Unterricht in p rivaten 
Fahrschulen ausgeht. Die mit der Form des Blockun-
terrichts begründete Qualität des posteigenen Fahr-
unterrichts kann nach Auffassung des Bundesrech-
nungshofes durch eine analoge Unterrichtsform auch 
in privaten Fahrschulen erreicht werden. 

51.4.2 

Der Bundesrechnungshof sieht auch keine Notwen-
digkeit, die Ausbildung zur Bedienung von Flurför-
derzeugen Fahrlehrern vorzubehalten. Die Befähi-
gung als Sachkundiger für diese Ausbildung ist nicht 
in der allgemeinen Fahrlehrerausbildung enthalten, 
sondern muß erst im Rahmen einer Zusatzausbildung 
erworben werden. Demgegenüber hat der örtliche Be-
triebsleiter des Einsatzamtes, der Flurförderzeuge 
verwendet, aus dem Umgang mit dem vorhandenen 
Gerät nach entsprechender Ausbildung durch die Lie-
ferfirmen alle Voraussetzungen zur Ausbildungsbefä-
higung. 

Im übrigen ist der Einsatz von künftig noch vorhande-
nen Fahrlehrern auch im Hinblick auf die durch die 
Anfahrt entstehenden hohen Nebenzeiten unwirt-
schaftlich. 

51.4.3 

Schließlich vermag auch die Argumentation zur Not-
wendigkeit einer Beibehaltung der Führerscheinstel-
len und der Verwaltungseinheiten nicht zu überzeu-
gen. 

Mit der Einführung der vom Bundesminister ange-
kündigten Änderungen wird die Zahl der jährlich zu 
erteilenden Postführerscheine auf etwa 1 600 gegen-
über 31 000 im Jahre 1986 zurückgehen. Die beteilig-
ten Dienststellen werden dann weit überwiegend nur 
noch Verwaltungsarbeiten für einen abnehmenden 
Bestand vorhandener Postführerscheinunterlagen 

durchzuführen haben. Träfe der vom Bundesminister 
behauptete nahezu zeitgleiche Bearbeitungsumfang 
nach dem Übergang vom Erteilungsverfahren gemäß 
§ 14 StVZO zur Ausstellung von Berechtigungsschei-
nen zu, wäre mit der Änderung — insbesondere unter 
Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten — kein erkennba-
rer Vorteil verbunden. Daß dem nicht so ist, ergibt sich 
jedoch aus der Erläuterung des Bundesministers zur 
Einführung des neuen Verfahrens, in der er die 
schnellere zeitliche Abwicklung als wesentlichen 
Vorteil heraushebt. 

51.5 

Die Verwirklichung aller vom Bundesrechnungshof 
unterbreiteten Vorschläge über die vom Bundesmini-
ster angekündigten Änderungen hinaus würde zu 
weiteren jährlichen Einsparungen in Millionenhöhe 
führen. 

51.6 

Der Bundesrechnungshof wird die weitere Entwick-
lung beobachten. 

52 Schalterautomation 

52.0 

Die Deutsche Bundespost beabsichtigt, in den näch-
sten Jahren alle rd. 22 000 Kassen mit Schaltertermi-
nalsystemen auszustatten. Der Bundesrechnungshof 
hat beanstandet, daß die Planungs- und Entwicklungs-
arbeiten zu lange dauern und unzureichend koordi-
niert sind. Die erste Stufe des Vorhabens ist technisch 
noch unvollkommen. 

Für die Durchführung eines Pilotbetriebs bei rd. 350 
Kassen war die Erstbeschaffung von 4 000 Geräten zu 
hoch angesetzt. 

52.1 Ausgangslage 

Der Bundesminister will bis zum Jahre 1993 die Kas-
senvorgänge und die Belegaufbereitung an sämtli-
chen Schaltern der Postämter und Poststellen I sowie 
an den internen Abrechnungskassen bei den Postäm-
tern automatisieren (insgesamt 22 000 Kassen). Die 
Kosten der Investitionen sind auf rd. 500 Mio. DM ver-
anschlagt. Das Vorhaben der Schalterautomation 
trägt postintern die Bezeichnung „EPOS" (Einsatz der 
DV am POstSchalter). Seit Anfang Dezember 1987 
sind etwa 350 Systeme bei den Postämtern in Hanno-
ver und Hildesheim in einem Pilotbetrieb einge-
setzt.  

Der Bundesrechnungshof hat im Jahre 1987 zusam-
men mit Vorprüfungsstellen begonnen, dieses Auto-
mationsvorhaben zu prüfen. 
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52.2 Konzeption der Schalterautomation 

52.2.1 

Seit Einrichtung einer Projektgruppe bis zur Inbe-
triebnahme des ersten Schalterterminalsystems im 
Jahre 1987 sind rd. zehn Jahre vergangen. Erste Über-
legungen zur Rationalisierung von Arbeitsabläufen 
am Schalter unter Einsatz technischer Hilfsmittel rei-
chen schon mehr als 25 Jahre zurück. Der Aufwand 
für die Planungen und Entwicklungen hat inzwischen 
rd. 10 Mio. DM erreicht. 

Die Zuständigkeiten für die Planung und Entwicklung 
von Anforderungen an ein Schalterautomationskon-
zept sind sowohl im Ministerium als auch beim Post-
technischen Zentralamt auf viele Fachbereiche aufge-
teilt. Dies führt zu langwierigen Abstimmungsprozes-
sen und zu unkoordinierten Sonderentwicklungen der 
Postbankdienste im Schalterbereich. 

Insbesondere im Postgiro- und Postsparkassendienst 
sind wegen noch fehlender Systemkomponenten von 
EPOS eigenständige Automationsentwicklungen ab-
sehbar. So sollen demnächst 200 Schalter im Postspar-
kassendienst mit nicht EPOS-kompatiblen und auch 
nachträglich nicht integrierbaren Systemen ausge-
stattet werden. 

Der Bundesminister entschied sich schließlich für die 
Einführung eines von einem Beratungsunternehmen 
für rd. 785 000 DM entwickelten Automationskon-
zepts. Dieses sieht vor, zugunsten einer flächendek-
kenden Automation der Postschalter zunächst auf we-
sentliche Anforderungen an ein zeitgemäßes Schal-
terterminalsystem zu verzichten (z. B. auf einen On-
lineanschluß, ein automatisches Wägesystem und ei-
nen Wertzeichendrucker) und höhere Automations-
stufen erst später einzuführen. Der geplante Online-
anschluß über Bildschirmtext ist angesichts besserer 
technischer Alternativen nur eine Zwischenlösung. 

Für das Vorhaben führte das Posttechnische Zen-
tralamt eine Vorschau-Wirtschaftlichkeitsrechnung 
durch und errechnete dabei einen jährlichen Verlust 
von 1,4 Mio. DM. Der Bundesminister unterstellte we-
gen noch nicht quantifizierbarer Rationalisierungsre-
serven eine Kostenneutralität. Der Bundesrechnungs-
hof hingegen errechnete nach Verbesserung einiger 
Rechenansätze einen Rationalisierungsgewinn von 
insgesamt rd. 300 bis 400 Mio. DM während der Nut-
zungsdauer von zehn Jahren. 

Für die Instandhaltung von Datenverarbeitungsend-
geräten auf der Amtsebene, zu denen auch die Schal-
terterminalsysteme gehören, ist noch kein Konzept 
vorhanden. Eine Entscheidung über Eigen- oder 
Fremdinstandhaltung mit entsprechenden Wirtschaft-
lichkeits- und Betriebsgütevergleichen steht noch 
aus. 

52.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat den Prozeß der Ent-
wicklung der Schalterautomations-Konzeption als un-
wirtschaftlich beanstandet. Er hält die Dauer der Pla-
nungs- und Entwicklungsarbeiten für zu lang und 

sieht eine der Ursachen da rin, daß keine zentrale Pro-
jektorganisation mit fachbereichsübergreifenden 
Kompetenzen eingeführt wurde. Darüber hinaus hat 
er die unzulängliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
durch die Deutsche Bundespost bemängelt. 

In der Einrichtung von 200 nicht in EPOS integrierba-
ren Spezialschaltern im Postsparkassendienst sieht er 
im Vergleich zu der Einrichtung von EPOS-Universal-
schaltern, an denen alle Arten von Schaltergeschäften 
getätigt werden können, einen Rückschritt. 

Der Bundesrechnungshof hält es für unbef riedigend, 
ein nicht den neuesten technischen Möglichkeiten 
entsprechendes Schalterautomationskonzept realisie-
ren zu wollen, da es den Automatisierungsbedarf zu-
nächst nur teilweise decken kann. 

Er hat den Bundesminister aufgefordert, ein Konzept 
für die Instandhaltung von Datenverarbeitungsgerä-
ten zu erarbeiten. 

52.2.3 

Der Bundesminister hat entgegnet, er halte angesichts 
der Komplexität der Aufgabenstellung den Planungs-
zeitraum von zehn Jahren für nicht zu lang. Bei Ein-
richtung einer aus der Linie genommenen Projektor-
ganisation mit fachübergreifender Entscheidungszu-
ständigkeit sei zu befürchten, daß die „Reibungsver-
luste " noch höher würden. 

Die kurzfristige Installation von nicht EPOS-konfor-
men Spezialschaltersystemen des Postsparkassen-
dienstes hält er für erforderlich, um dem relativen 
Zuwachsrückgang im Einlagengeschäft zu begeg-
nen. 

Das von der Beratungsfirma vorgeschlagene Schalter-
automationskonzept der schrittweisen technologi-
schen Aufstockung sei insbesondere deshalb ange-
messen, weil in nachgelagerten Arbeitsbereichen die 
Nutzungsmöglichkeiten einer Onlineverarbeitung 
teilweise noch nicht gegeben seien. 

Ein Gesamtkonzept zur Eigeninstandhaltung von Ein-
richtungen der Informationsverarbeitung Post be-
fände sich gegenwärtig in Bearbeitung. 

Im übrigen werde der Bundesminister künftig verbes-
serte Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchfüh-
ren. 

52.2.4 

Die Darstellung des Bundesministers überzeugt den 
Bundesrechnungshof nicht. Insbesondere hält er nach 
wie vor den Planungszeitraum von zehn Jahren im 
Verhältnis zu vergleichbaren Projekten für entschie-
den zu lang. 

Er ist weiterhin der Ansicht, daß im Interesse einer 
optimalen Koordinierung für die Weiterentwicklung 
und Einführung der Schalterterminalsysteme Projekt-
gruppen — wie z. B. im Fernmeldewesen in solchen 
Fällen üblich — eingerichtet werden sollten. 
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Zur Verminderung von Fehlinvestitionen in technisch 
unvollkommene Lösungen sollte unverzüglich ein 
wirtschaftliches Onlineverfahren konzipiert werden, 
das es ermöglicht, die am Schalter aufkommenden 
Daten des Postgiro-, des Postsparkassen- und des Kas-
sendienstes zu übertragen und automatisch weiterzu-
verarbeiten. 

Die sich bei den Postbankdiensten im Schalterbereich 
abzeichnenden Automationsentwicklungen sollten 
ausschließlich EPOS-projektbezogen koordiniert und 
das besondere Postsparkassenvorhaben in eine 
EPOS-konforme Lösung am Universalschalter inte-
griert werden. Der relative Zuwachsrückgang im Ein-
lagengeschäft ist nach Ansicht des Bundesrechnungs-
hofes eher auf ein unzureichendes Leistungsangebot 
zurückzuführen, das durch entsprechende Maßnah-
men verbessert werden kann. 

52.3 Beschaffung der Erstausstattung 

Der Bundesminister hat im Jahre 1985 einen Auftrag 
zur Lieferung von 4 000 Schalterterminalsystemen, 
zur Erstellung der entsprechenden Anwendersoft-
ware und zur Bereitstellung eines Programmentwick-
lungssystems erteilt. Das Auftragsvolumen beträgt rd. 
100 Mio. DM. Für den Pilotbetrieb bei den Postämtern 
in Hannover und Hildesheim sind rd. 400 Einheiten 
vorgesehen. Seit Anfang Dezember 1987 sind etwa 
350 Systeme in Bet rieb genommen worden. Die übri-
gen 3 600 Systeme sollen nach Beendigung der Pilot-
phase ab Mitte 1988 bei den Postämtern installiert 
werden. Schon nach Einrichtung der ersten 350 Ein-
heiten wurde deutlich, daß bei den rest lichen Syste-
men Nachrüstungen erforderlich werden. 

Der Bundesrechnungshof hat bemängelt, daß der Ein-
kauf von 4 000 Systemen bei einem vorläufigen Be-
darf von rd. 350 zu hoch war, da aus dem Pilotbetrieb 
Optimierungs- und Nachsteuerungsprozesse zu er-
warten waren. Die Darstellung des Bundesministers, 
der Umfang der Erstausstattung von 4 000 Systemen 
bei einem Gesamtbedarf von 22 000 sei vertretbar, 
sieht er durch die erforderlichen Nachrüstungen bei 
den restlichen 3 600 Systemen der Erstausstattung als 
widerlegt an. 

52.4 

Der Bundesrechnungshof wird die Durchführung des 
Vorhabens weiter beobachten. 

53 Einführung des Fernmeldedienstes 
„Bildschirmtext" 

53.0 

Die Deutsche Bundespost betreibt seit dem Jahre 1984 
den Fernmeldedienst Bildschirmtext. Im Jahre 1982 
waren für das Jahr 19861 Million überwiegend private 
Teilnehmer prognostiziert worden. Statt dessen konn-
ten bis Mitte 1988 nur rd. 120 000 überwiegend ge-
werbliche Nutzer gewonnen werden. Bei der Vorbe

-

reitung, Gestaltung und Abwicklung der Verträge für 
das Projekt Bildschirmtext traten erhebliche Mängel 
auf. 

53.1 Prognose und Realität 

53.1.1 

Der Fernmeldedienst Bildschirmtext (Btx) bringt In-
formationen und Serviceangebote über das Telefon-
netz auf einen Bildschirm, der auch ein Fernsehappa-
rat sein kann. Btx ermöglicht sowohl das Abrufen und 
Absenden von Text- und Bildinformationen als auch 
den Dialog zwischen Btx-Teilnehmern. 

Im Jahre 1976 hatte die von der Bundesregierung ein-
gesetzte, unabhängige „Kommission für den Ausbau 
des technischen Kommunikationssystems" angeregt, 
Btx einzuführen. 

Daraufhin ließ die Deutsche Bundespost ein erstes 
Konzept entwickeln, das im Jahre 1978 als Studie über 
das „Fernmeldesystem Bildschirmtext" folgende Er-
wartungen über Nutzung und Kosten enthielt: 

— Btx wird überwiegend von p rivaten Haushalten 
genutzt werden, 

— Btx kann von einem Teilnehmerpotential von min-
destens 1,1 Millionen ausgehen, 

— Btx wird eine Gesamtinvestition von rd. 500 Mio. 
DM erfordern und bei monatlichen Gebührenein-
nahmen von rd. 7 DM pro Teilnehmer Kostendek-
kung erreichen. 

Um weiteren Aufschluß über die Akzeptanz und Ver-
breitungsmöglichkeit von Btx — insbesondere bei pri-
vaten Haushalten, aber auch bei gewerblichen Nut-
zern — zu erhalten, führte die Deutsche Bundespost in 
den Jahren 1980 bis 1983 mit 4 000 p rivaten und 2 000 
gewerblichen Teilnehmern „Feldversuche" durch, 
die von privaten Forschungseinrichtungen und Uni-
versitätsinstituten begleitet wurden. Die Feldversu-
che kosteten rd. 100 Mio. DM. Als erstes Versuchser-
gebnis zeigte sich alsbald u. a., daß die p rivaten Haus-
halte den praktischen Nutzen für sich selbst gering 
einschätzten und bessere Nutzungsmöglichkeiten al-
lenfalls für eine fernere Zukunft erwarteten. Btx hatte 
schon damals eine eher ergänzende als ersetzende 
Funktion zu anderen Medien. 

Bevor das abschließende Ergebnis der Feldversuche 
vorlag, führte der Bundesminister im Frühjahr 1981 
die Entscheidung des Bundeskabinetts herbei, Btx flä-
chendeckend einzuführen. Er ging dabei von Erwar-
tungen aus, die seine Vorstellungen aus dem Jahre 
1978 — überwiegend private Nutzung, rd. 1 Million 
Teilnehmer — hinsichtlich der Teilnehmerzahl noch 
übertrafen. Dementsprechend vergab die Deutsche 
Bundespost einen Auftrag zur Errichtung des Btx-Sy-
stems, das aus Rechner- und Datenbankkapazitäten 
und dem sie verbindenden Netz besteht. 

Am 28. Juni 1984 wurde der Fernmeldedienst Btx zu-
nächst für den Anschluß von 150 000 Teilnehmern 
eingeführt, danach bis Ende des Jahres 1986 für 1 Mil- 
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lion mögliche Teilnehmer ausgebaut und in den 
Folgejahren qualitativ verbessert. 

Die vom Bundesminister erwartete Nachfrage, insbe-
sondere der p rivaten Haushalte, trat bisher nicht ein, 
und zwar weder bezüglich der Gesamtzahl der Teil-
nehmer noch bezüglich des Anteils p rivater Nutzung. 
Am 1. Juli 1988 hatte die Deutsche Bundespost für Btx 
nur rd. 120 000 Teilnehmer, von denen rd. 20 v. H. 
private Nutzer waren. 

Industrie und Gewerbe nutzen in zunehmendem 
Maße nur die Netzinfrastruktur von Btx, um auf diese 
Weise wirtschaft lich Datenfernverarbeitung mit eige-
nen Rechnern zu betreiben. Die Gebühren für das Btx

-

Netz sind nur etwa halb so hoch wie im bislang ko-
stengünstigsten Wählnetz der Deutschen Bundespost. 
Die posteigenen Rechner- und Datenbankkapazitä-
ten, die eigentlich die Hauptquelle der Gebührenein-
nahmen sein sollten, bleiben in diesen Fällen weitge-
hend ungenutzt. 

Im Jahre 1987 hatte der Kostendeckungsgrad eine 
Höhe von rd. 11 v. H.; es verblieben jährliche Verluste 
in dreistelliger Millionenhöhe. 

Diese gegenüber der ursprünglichen Prognose verän-
derten Verhältnisse führten bisher nicht zur Überar-
beitung der im Jahre 1982 erstellten Kosten-Nutzen-
Analyse, die davon ausging, daß bis Ende 1986 1 Mil-
lion Teilnehmer gewonnen würden und im Jahre 1989 
bei rd. 3 Millionen Teilnehmern Kostendeckung er-
reicht werde. 

53.1.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bundesminister die Einführung des Fernmeldedien-
stes Btx betrieb, ohne das Ergebnis der Feldversuche 
abzuwarten, und daß er außerdem versäumte, sich 
Klarheit über die wirtschaftliche Zukunft von Btx zu 
verschaffen. 

Der Bundesminister hat geäußert, die Unsicherheit bei 
der Abschätzung der Entwicklung des Fernmelde-
dienstes Btx sei groß gewesen, es habe aber nicht nur 
in Deutschland, sondern auch im Ausland eine außer-
ordentlich positive Erwartung bestanden. Die p rivate 
Nachfrage, die bei den Prognosen eine Schlüsselrolle 
spielte, habe sich aber bisher nur zögernd entwickelt. 
Die Erkenntnisse aus der letzten Zeit und die Hin-
weise des Bundesrechnungshofes seien nun Basis ei-
nerseits für eine umfassende Analyse des Fernmelde-
dienstes Btx und andererseits für die Entwicklung ei-
ner in die Zukunft wirkenden Strategie. 

53.1.3 

Es bleibt festzustellen, daß der Bundesminister 
100 Mio. DM für Feldversuche ausgegeben, deren Er-
gebnisse aber nicht als Grundlage für seine Ausbau-
planung genutzt und deshalb das Btx-System für eine 
zu große Teilnehmerzahl ausgebaut hat. Nach Ein-
schätzung des Bundesrechnungshofes, die sich auf die 
Zahlen der Leistungs- und Kostenrechnung der Deut-
schen Bundespost und die bisherige Teilnehmerent

-

wicklung stützt, ist im ersten Investitionszyklus (zehn 
Jahre) aus gegenwärtiger Sicht nicht einmal eine 
Deckung der betriebsabhängigen Kosten für den 
Fernmeldedienst Btx zu erwarten. 

Der Bundesminister wird sich Klarheit über die wirt-
schaftliche Zukunft von Btx zu verschaffen und nach 
den sich daraus ergebenden Erkenntnissen seine 
künftige Strategie für diesen Dienst anzupassen ha-
ben. 

53.2 Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung 

53.2.1 

Die Deutsche Bundespost beauftragte im September 
1979 einen Auftragnehmer, bis zum 31. März 1982 für 
Btx eine Anwendungssoftware zu erarbeiten, eine so-
genannte „Btx-Zentrale" als Prototyp zu erstellen und 
die Funktions- und Leistungsfähigkeit des Systems 
nachzuweisen. Die Auftragssumme betrug rd. 22 Mio. 
DM. Zusätzlich ging die Deutsche Bundespost eine 
Abnahmeverpflichtung für 20 Btx-Zentralen im Werte 
von rd. 180 Mio. DM für den Fa ll  ein, daß sie sich nach 
erfolgreicher Erprobung für die Beschaffung dieses 
Systems entscheiden würde. 

Etwa neun Monate vor dem vereinbarten Fertigstel-
lungstermin beendeten Auftraggeber und Auftrag-
nehmer ihr Vertragsverhältnis durch einen Vergleich 
aus Gründen, die nach Angaben der Deutschen Bun-
despost nicht von der Firma zu vertreten, für den Bun-
desrechnungshof jedoch nicht aufklärbar waren. Da-
bei verpflichteten sich die Deutsche Bundespost zur 
Zahlung von 28 Mio. DM und der Auftragnehmer zur 
Lieferung eines Pflichtenheftes, das sich später als 
mangelhaft erwies. Die ursprünglich vereinbarte Lei-
stung erbrachte der Auftragnehmer nicht. Die Deut-
sche Bundespost legte bisher keine Unterlagen dar-
über vor, welche Leistungen statt dessen erbracht 
worden waren und ob der gezahlte Preis dazu in ei-
nem angemessenen Verhältnis stand. 

Am 27. November 1981 vergab die Deutsche Bundes-
post an einen anderen Auftragnehmer den Auftrag 
zur Lieferung von Hard- und Software für das Btx-
Gesamtsystem mit einer Auftragssumme von rd. 250 
Mio. DM. Zuvor hatte sie auf der Grundlage einer von 
einem potentiellen Auftragnehmer erstellten Lei-
stungsbeschreibung einen Wettbewerb durchgeführt, 
bei dem die Angebotsfrist nur sechs Wochen betrug 
und nur 3 von 14 aufgeforderten Firmen ein Angebot 
abgaben. In der Leistungsbeschreibung waren nicht 
alle Funktionen und fachlichen Einzelanforderungen 
abschließend verbindlich festgelegt. Deshalb mußten 
später während der Auftragsabwicklung in erhebli-
chem Umfang Vertragsänderungen vorgenommen 
werden. 

Deren Vielzahl führte schließlich dazu, daß die Kon-
trolle über die finanzielle Entwicklung des Vorhabens 
verlorenging. Dem Bundesrechnungshof wurde trotz 
Aufforderung bisher keine Aufstellung über die Ge-
samtausgaben und -verpflichtungen für das Btx-Sy-
stem vorgelegt. 
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53.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Deutsche Bundespost die Gründe für die Beendigung 
des ersten Vertrages nicht benennen konnte, einen 
Nachweis über die empfangenen Leistungen nicht 
führte und eine Übersicht über ihre Ausgaben und 
Verpflichtungen aus dem zweiten Auftrag nicht vor-
legte. Er hat ferner gerügt, daß sie versäumte, recht-
zeitig eine vollständige und verbindliche Leistungs-
beschreibung als Voraussetzung für eine sachge-
rechte Gestaltung und Abwicklung des zweiten Auf-
trages zu erstellen. Darüber hinaus hat der Bundes-
rechnungshof gefordert, künftig Leistungsbeschrei-
bungen firmenneutral statt von potentiellen Auftrag-
nehmern erstellen zu lassen und den Bietern mehr 
Bearbeitungszeit für ihre Angebote einzuräumen, da-
mit ein funktionsfähiger Wettbewerb sichergestellt 
ist. 

53.2.3 

Der Bundesminister hat zu den Beanstandungen bis-
her nicht Stellung genommen. Er hat, ohne einen Ter-
min zu nennen, mitgeteilt, er wolle sich dazu erst nach 
der Entwicklung seiner in die Zukunft wirkenden Btx-
Strategie äußern. 

53.2.4 

Der Bundesrechnungshof kann den unbef risteten 
Aufschub nicht hinnehmen. Er sieht auch die Gefahr, 
daß zwischenzeitlich ähnliche Mängel auftreten, die 
bei Aufklärung der zurückliegenden Ursachen ver-
meidbar wären. Er erwartet deshalb, daß der Bundes-
minister den Beanstandungen unverzüglich und un-
abhängig von seinen Strategieüberlegungen nach-
geht und die Ergebnisse mitteilt. 

54 Rationalisierung im Telegrammdienst 

54.0 

Die Deutsche Bundespost betreibt den Telegramm-
dienst mit einem Kostendeckungsgrad von weniger 
als 50 v. H. Durch die Einführung eines datenverar-
beitungsgestützten Übermittlungssystems versucht 
sie, den Telegrammdienst zu rationalisieren und die 
Kostendeckung zu verbessern. 

Das Rationalisierungsvorhaben wurde mangelhaft ge-
plant, gesteuert und kontrolliert. Deshalb ist der er-
wartete betriebswirtschaftliche Erfolg bisher nicht ein-
getreten. 

Die Deutsche Bundespost sollte darüber hinaus die 
Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit des Tele-
grammdienstes unter besonderer Berücksichtigung 
der Neuentwicklung und Weiterverbreitung anderer 
Kommunikationsdienste (Telebrief und Teletex) über-
prüfen. 

54.1 Projektabwicklung beim 
Telegrammdienstsystem 

54.1.1 

Im Telegrammdienst der Deutschen Bundespost (Ge-
bührenaufkommen im Jahre 1987 rd. 150 Mio. DM) 
liegt der Kostendeckungsgrad seit Jahren unter 
50 v. H. Das Verkehrsaufkommen nimmt ständig ab. 
In den letzten fünf Jahren ging die Anzahl der aufge-
gebenen Telegramme jährlich um durchschnittlich 
5 v. H. zurück. 

Den Telegrammdienst betreibt die Deutsche Bundes-
post über rd. 18 000 Telegrafenstellen, rd. 750 Endte-
legrafenstellen Typ III und 23 Endtelegrafenstellen 
Typ I mit überörtlichem Einzugs- und Verteilbereich. 
Telegramme nimmt sie bei den Telegrafenstellen und 
Endtelegrafenstellen III am Schalter, bei den Endte-
legrafenstellen I über Telefon- oder Telexanschluß 
an. 

Die Telegrafenstellen wickeln den Telegrammver-
kehr mit ihrer übergeordneten Endtelegrafenstelle I 
über Telefon und künftig auch über Fernkopierer ab. 
Die Endtelegrafenstellen III setzen im Empfang Fern-
schreiber und im abgehenden Verkehr Fernkopierer 
ein. 

54.1.2 

Die Deutsche Bundespost hat sich um Rationalisie-
rungsmöglichkeiten bemüht. Sie erstellte eine Er-
folgsprognose über den Einsatz von Datensichtgerä-
ten zur vereinfachten Übermittlung von Telegrammen 
(Telegrammdienstsystem). Danach sollte mit einer In-
vestition in Höhe von rd. 60 Mio. DM (Datenverarbei-
tungseinrichtungen, bauliche Anlagen, Möbel) in den 
Jahren 1980 bis 1983 ein bet riebswirtschaftlicher Er-
folg in Höhe von jährlich 30 bis 40 Mio. DM ab dem 
Jahre 1984 erzielt werden. 

Aufgrund dieser günstigen Erwartung entschied der 
Bundesminister im Jahre 1980, das Telegrammdienst-
system aufzubauen. Er beauftragte das Fernmelde-
technische Zentralamt mit der Projektleitung. 

54.1.3 

Der Bundesminister legte als Planungsgrundlage das 
Übertragungsnetz und die Anzahl der Endtelegrafen-
stellen I fest. Er entschied sich aus unternehmenspoli-
tischen Gründen — Förderung eines damals neuen 
Datennetzes — für das sogenannte Datex-P-Netz und 
aus raumordnerischen Gründen — geografische Lage — 
für 20 Endtelegrafenstellen I. Bei der Entscheidung für 
das Datex-P-Netz fand das Ergebnis einer Nutzwert-
analyse, nach der ein anderes Netz höheren Nutzen 
hätte erwarten lassen, keine Berücksichtigung. Meh-
rere Verkehrsanalysen zeigten, daß 12 Endtelegrafen-
stellen I ausgereicht hätten. 
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54.1.4 

Die Leistungsanforderungen an das Telegramm-
dienstsystem beschrieb die Deutsche Bundespost in 
einem Pflichtenheft, das als Ausschreibungsgrund-
lage diente. Zum Zeitpunkt der Ausschreibung waren 
im Pflichtenheft noch nicht alle Funktionen und fach-
lichen Einzelanforderungen abschließend festgelegt 
worden. 

54.1.5 

Im Jahre 1980 schloß die Deutsche Bundespost mit 
einem Auftragnehmer einen Vertrag über die Erstel-
lung des wesentlichen Teils des geplanten Datenver-
arbeitungssystems mit einer Auftragssumme von rd. 
25 Mio. DM und vereinbarte schlüsselfertige Über-
gabe. Wegen des unvollständigen Pflichtenheftes 
mußte sie nachträgliche Vertragsänderungen wäh-
rend einer sogenannten „Pflichtenheft-Detaillie-
rungsphase" einräumen. Erweiterungen und Ergän-
zungen führten schließlich zu Nachtragsaufträgen mit 
einer Vergabesumme von insgesamt rd. 4 Mio. DM. 

Mit dem Auftragnehmer hatte die Deutsche Bundes-
post als Termin für die Bereitstellung zur Abnahme 
den 1. September 1983 vereinbart. Den Termin ver-
schob sie aber im Jahre 1982 auf Antrag des Auftrag-
nehmers unter Aufstockung der Auftragssumme um 
rd. 3,2 Mio. DM auf den 1. September 1985. Nachdem 
der neue Termin mehr als ein Jahr überschritten und 
ein Erfolg nicht absehbar war, trat die Deutsche Bun-
despost im Oktober 1986 vom Vertrag zurück und 
machte Schadenersatzforderungen in Höhe von 
12 Mio. DM geltend. Um eine langwierige Auseinan-
dersetzung zu vermeiden, schloß sie mit dem Auftrag-
nehmer einen Vergleich, in dem sich dieser verpflich-
tete, demnächst als Ersatzleistung Waren im Gesamt-
wert von 10 Mio. DM zu liefern. 

54.1.6 

Im Juni 1987 vergab die Deutsche Bundespost an ei-
nen anderen Auftragnehmer den Auftrag zur Erstel-
lung eines neuen Telegrammdienstsystems, und zwar 
weiterhin mit 20 statt 12 Endtelegrafenstellen I. Mit 
der erneuten Auftragsvergabe entschied die Deutsche 
Bundespost auch, die Leistungsanforderungen und 
damit die Bedienungsfreundlichkeit gegenüber der 
ersten Planung zu reduzieren, um es dem Marktni-
veau anzupassen. Das neue Telegrammdienstsystem 
besteht aus einem Prozeßrechnersystem zum Erfassen 
und Leiten der Telegramme und einem Teilsystem für 
die administrative Informationsverarbeitung (Gebüh-
rennachverarbeitung, Statistik). Zum Zeitpunkt der 
Auftragserteilung für den Prozeßrechner war die Lei-
stungsbeschreibung für den administrativen Teil noch 
nicht erstellt. Außerdem lagen für die Softwarepflege 
und die Sicherheit des Gesamtsystems insbesondere 
im Katastrophenfall noch keine Konzepte vor. 

Als Voraussetzung für eine wirkungsvollere Projekt-
leitung als beim ersten Auftrag definierte die Deut-
sche Bundespost nun Teilziele, legte Zwischenter-
mine fest und setzte mehr Überwachungspersonal ein. 

Das Telegrammdienstsystem soll Anfang 1989 be-
triebsbereit sein. 

54.1.7 

Der Bundesrechnungshof hat die Planung, Steuerung 
und Kontrolle durch die Projektleitung der Deutschen 
Bundespost in den Jahren 1980 bis 1986 bei der Ab-
wicklung des ersten Auftrages beanstandet. 

Nach seiner Auffassung versäumte die Projektlei-
tung 

— das Übertragungsnetz und die Anzahl der Endte-
legrafenstellen I aufgrund von Wirtschaftlichkeits-
überlegungen festzulegen und deshalb nur 12 statt 
20 vorzusehen, 

— vor der Ausschreibung ein vollständiges und ver-
bindliches Pflichtenheft als Leistungsbeschrei-
bung zu erstellen, 

— die Abwicklung des Auftrages so zu kontrollieren, 
daß sie Zielabweichungen frühzeitig erkennen 
und steuernd eingreifen konnte. 

Der Bundesrechnungshof sieht die Mängel bei der 
Pflichtenhefterstellung und Auftragsabwicklung als 
wesentliche Ursache dafür an, daß das Telegramm-
dienstsystem nicht wie ursprünglich geplant im Jahre 
1984 fertiggestellt wurde, sondern voraussichtlich erst 
im Jahre 1989 in Betrieb genommen werden wird und 
der erwartete bet riebswirtschaftliche Erfolg in Höhe 
von jährlich 30 bis 40 Mio. DM bisher nicht eingetre-
ten ist. Außerdem ist ein Schaden in Höhe von 12 Mio. 
DM entstanden, der allerdings wenigstens zum größe-
ren Teil ausgeglichen wird. 

Außerdem hält der Bundesrechnungshof die Vergabe 
des zweiten Auftrages für übereilt, da zum Zeitpunkt 
der Vergabe die Anzahl der Endtelegrafenstellen I 
immer noch nicht reduziert worden war und zudem 
die Leistungsbeschreibung des administrativen Teils 
sowie Konzepte für die Softwarepflege und den Kata-
strophenfall fehlten. 

54.1.8 

Der Bundesminister hat bestätigt, daß die Festlegung 
auf 20 Endtelegrafenstellen I nicht aufgrund von Wirt-
schaftlichkeitsüberlegungen erfolgte. Zur Projektab-
wicklung hat er geäußert, er könne der Feststellung 
des Bundesrechnungshofes, die Projektleitung sei un-
zureichend gewesen, nicht folgen. Es sei bei Projekten 
dieser Größe nicht möglich, die Leistungen von An-
fang an vollständig zu beschreiben. Daher sei die ver-
einbarte Detaillierungsphase nach der Auftragsver-
gabe unumgänglich gewesen. Zudem sei die Erfolgs-
kontrolle erst zum Abnahmetermin möglich gewesen, 
da mit dem Auftragnehmer die schlüsselfertige Über-
gabe vereinbart worden sei. Das Scheitern des Projek-
tes sei daher für die Projektleitung der Deutschen 
Bundespost nicht früher erkennbar gewesen. Im übri-
gen habe ihr auch geeignetes Personal nicht in ausrei-
chender Anzahl zur Verfügung gestanden. 
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Der Bundesminister hat inzwischen ein Konzept für 
die Softwarepflege erstellt und mitgeteilt, er werde 
noch ein Konzept für den Katastrophenfall erarbei-
ten. 

54.1.9 

Der Bundesrechnungshof bleibt auch im Hinblick auf 
den neuen Auftrag bei seiner Auffassung. Eine umfas-
sende technisch einwandfreie und wirtschaftlichkeits-
bezogene Planung und eine zügige, rationelle Aus-
führung sind nur möglich, wenn alle für die technische 
Bearbeitung erforderlichen Vorgaben rechtzeitig und 
verbindlich vorliegen und wenn stets sichergestellt ist, 
daß Zielabweichungen während der Projektdurchfüh-
rung frühzeitig und nicht erst bei der Abnahme er-
kennbar sind. Dies gilt auch für Vorhaben, bei denen 
die schlüsselfertige Übergabe vereinbart worden ist, 
weil auch bei diesen eine projektbegleitende Überwa-
chung möglich und geboten ist. 

Auch der Hinweis des Bundesministers auf die für die 
Projektleitung unzureichende Personalausstattung 
überzeugt nicht. Es wäre Aufgabe der Deutschen 
Bundespost gewesen, den Personalbedarf für die ord-
nungsgemäße Projektabwicklung zu planen und für 
dessen Deckung zu sorgen. 

54.1.10 

Der Bundesminister sollte dafür sorgen, daß die An-
zahl der Endtelegrafenstellen I reduziert wird und daß 
sich bei der Deutschen Bundespost ein derartiger Fall 
mangelhafter Projektabwicklung nicht wiederholt. 

54.2 Notwendigkeit und Wirtscha ftlichkeit des 
Telegrammdienstes 

54.2.1 

Da die Höhe der jährlichen Verluste im Telegramm-
dienst erheblich ist, hat der Bundesrechnungshof an-
geregt zu überprüfen, inwieweit es notwendig ist, den 
Telegrammdienst im bisherigen Umfang und in seiner 
jetzigen Form aufrechtzuerhalten. Dabei sollte auch 
die technische und bet riebliche Entwicklung im Post-
und Fernmeldewesen (Telebrief und Teletex) berück-
sichtigt werden. Zugleich hat der Bundesrechnungs-
hof empfohlen, die Gebühren weniger wortzahlab-
hängig als bisher zu gestalten, da ein wesentlicher 
Teil der Kosten wortzahlunabhängig ist. 

54.2.2 

Der Bundesminister hat geäußert, er könne wegen 
fehlender Personalkapazität erst nach Inbetrieb-
nahme des Telegrammdienstsystems eine erneute 
Untersuchung, ob der Telegrammdienst in der jetzi-
gen Form aufrechtzuerhalten ist, durchführen. Unab-
hängig davon hat der Bundesminister die Gebühren 
im Telegrammdienst durch einen wortzahlunabhän-
gigen Zuschlag für Inlandstelegramme — in Höhe 

von 5 DM je Telegramm — der Kostenstruktur des 
Dienstes angepaßt. 

54.2.3 

Der Bundesminister wird dafür zu sorgen haben, daß 
die in Aussicht gestellte Untersuchung über die Not-
wendigkeit und Wirtschaftlichkeit im Telegramm-
dienst unverzüglich nach Inbetriebnahme des Tele-
grammdienstsystems durchgeführt wird. 

Der Bundesrechnungshof wird die Projektleitung bei 
der Abwicklung des zweiten Auftrages und die Ent-
wicklung des Konzeptes für den Katastrophenfall be-
obachten. 

55 Planen von Breitbandverteilnetzen 

55.0 

In den Jahren 1983/84, der Anlaufphase der großflä-
chigen Verkabelung, wurden bei der Planung von 
Breitbandverteilnetzen erhebliche Mängel festge-
stellt. Eine erneute Prüfung hat gezeigt, daß sich die 
Planungsqualität zwar verbessert hat, aber immer 
noch nicht zufriedenstellend ist. 

Bei dieser Prüfung hat der Bundesrechnungshof fer-
ner festgestellt, daß rd. 2 Mio. DM für nicht funktions-
tüchtige fernmeldetechnische Einrichtungen ausge-
geben wurden. 

55.1 

Die Deutsche Bundespost errichtet seit dem Jahre 
1983 verstärkt Breitbandverteilnetze zum Verteilen 
von Ton- und Fernsehrundfunkprogrammen. Der 
Breitbandverteildienst hat sich in den letzten Jahren 
zum zweitgrößten Telekommunikationsdienst nach 
dem Telefondienst entwickelt. Von den rd. 8,8 Millio-
nen anschließbaren Haushalten nahmen Ende 1987 
mehr als 3,2 Millionen Haushalte diesen Dienst in 
Anspruch. Die Investitionen für den Ausbau des Net-
zes stiegen von rd. 1,3 Mrd. DM im Jahre 1986 auf 1,8 
Mrd. DM (Soll) im Jahre 1988. 

55.2 

Auf Anordnung des Bundesrechnungshofes haben die 
Vorprüfungsstellen von 15 Direktionen von Ende 1986 
bis Mitte 1987 das Planen von Breitbandverteilnetzen 
geprüft. 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits im Jahre 1983 
festgestellt, daß beim Planen von Breitbandverteilnet-
zen erhebliche Mängel auftraten (Bemerkungen 1986 
— Drucksache 10/6138 Nr. 59 —). Diese wurden da-
mals hauptsächlich auf Schwierigkeiten in der An-
laufphase zurückgeführt. Die erneute Prüfung sollte 
zeigen, wieweit nach drei bis vier Jahren die Anfangs-
schwierigkeiten überwunden sind. 
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55.3 

Die Planungsstellen der Fernmeldeämter haben die 
örtlichen Breitbandverteilnetze, die intern als „Breit-
bandkommunikations-Kabelliniennetze" bezeichnet 
werden, nach einer aus dem Jahre 1982 stammenden 
Arbeitsanweisung des Fernmeldetechnischen Zen-
tralamtes in vier Planungsschritten zu planen: 

— Entwicklungs-Ortsnetzbereichs-/Anschlußbe-
reichs-Planung, 

— Entwicklungs-Kabelliniennetz-Planung, 

— Vorschau-Kabelliniennetz-Planung und 

— Ausbau-Kabelliniennetz-Planung. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß sich ge-
gen über den Jahren 1983/84 die Planungsqualität 
zwar verbessert hat, trotzdem aber — insbesondere 
bei den der Ausbauplanung vorgelagerten Planungs-
schritten — immer noch nicht zufriedenstellend ist. 
Bei über der Hälfte der geprüften Planungen wurden 
Mängel festgestellt, die entweder auf unzureichende 
Planungsvorgaben in den Vorschriften oder auf deren 
nicht sachgerechte Anwendung zurückzuführen wa-
ren. 

Die im Juni 1982 erstellten Planungsvorschriften 
konnten den großflächigen Ausbau der Breitbandver-
teilnetze noch nicht berücksichtigen, da dieser erst im 
Dezember 1982 beschlossen wurde. Mit Verfügungen 
und Rundschreiben sind diese Vorschriften zwar be-
richtigt und ergänzt worden, sie sind aber dadurch 
unübersichtlich und teilweise auch widersprüchlich 
geworden. 

Verschiedene Vorgaben wurden aufgrund der Un-
übersichtlichkeit nicht beachtet. Außerdem wurden 
häufig die Entwicklungs- und Vorschau-Planungs-
schritte reduziert und nur die Ausbauplanung voll-
ständig durchgeführt. Zudem wurden Entwicklungs-
planungen nur als Grobplanung erstellt und dadurch 
technische Rese rven zugelassen. Die spätere Realisie-
rung solcher unzureichenden Planungen führte zu 
Mehrausgaben. 

55.4 

Die Fernmeldeämter dürfen beim Ausbau der Breit-
bandverteilnetze den Betrag von 700 DM für Investi-
tionsausgaben je Wohneinheit nicht überschreiten. 
Die Tiefbaukosten können anteilig auch dem Fern-
sprechnetz zugerechnet werden, wenn Fernsprech-
und Breitbandkommunikationskabel gemeinsam in 
einem Kabelgraben liegen. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß die 
Deutsche Bundespost in Fällen, in denen die Kosten-
grenze von 700 DM je Wohneinheit überschritten 
worden wäre, auch Fernsprechkabel verlegte, für die 
kein Bedarf bestand. Dadurch konnte sie die Tiefbau-
kosten zum Teil dem Fernsprechnetz zurechnen. 

55.5 

Für das Kabelfernsehpilotprojekt Ludwigshafen wur-
den 1 000 Module des „fernsteuer- und adressierba-
ren Teilnehmer-Systems" mit einem Auftragswert von 
2 148 900 DM beschafft. Die Geräte wurden im März 
1984 mit so erheblichen Funktionsmängeln geliefert, 
daß sie für den vertraglich vorgesehenen Zweck nicht 
eingesetzt werden konnten. Aus diesem Grunde ver-
weigerte das zuständige Fernmeldeamt zunächst die 
Zahlung, bis es vom Fernmeldetechnischen Zentral-
amt aufgefordert wurde, den vollen Rechnungsbetrag 
anzuweisen und im Rahmen der Gewährleistung 
Nachbesserung zu fordern. 

Der Firma gelang es trotz zahlreicher Nachbesse-
rungsversuche nicht, die Mängel an den gelieferten 
Modulen zu beseitigen. Die Geräte (Stückpreis: rd. 
2 150 DM) haben in diesem Zustand nach Ansicht des 
Bundesministers nur einen Funktionswert von 60 DM 
bis 150 DM je Stück. Ungeachtet dessen erklärte sich 
das Fernmeldetechnische Zentralamt im Ap ril 1987 
damit einverstanden, gegen Zahlung eines Betrages 
von 75 000 DM durch die Firma den Liefervertrag als 
erfüllt zu betrachten. 

Der Bundesrechnungshof konnte bisher nicht erken-
nen, weshalb die Deutsche Bundespost über 2 Mio. 
DM für die mangelhaften Module zahlte und sich an-
schließend, als alle Nachbesserungsversuche fehl-
schlugen, mit einer Abgeltungszahlung von nur 
75 000 DM zufriedengab. 

55.6 

Der Bundesminister hat geäußert, auch er halte die 
Vorschriften mit den ergänzenden Verfügungen für 
das Planen von Breitbandverteilnetzen für unüber-
sichtlich. Das Fernmeldetechnische Zentralamt sei be-
auftragt, die Planungsvorschriften vollständig zu 
überarbeiten. Geplant sei, die Außenverwaltung im 
Frühjahr 1989 in ein überarbeitetes Planungsverfah-
ren einzuweisen. Im übrigen wolle er die Fachaufsicht 
verstärken, um das sachgerechte Anwenden der Vor-
schriften sicherzustellen. 

Zu der Beschaffung der Module für das Kabelfernseh-
pilotprojekt Ludwigshafen beabsichtigt der Bundes-
minister zu einem späteren Zeitpunkt Stellung zu 
nehmen, wenn seine Untersuchungen abgeschlossen 
seien. 

55.7 

Der Bundesrechnungshof wird die angekündigten 
und eingeleiteten Maßnahmen des Bundesministers 
beobachten. Im übrigen sieht er der Außerung des 
Bundesministers zu der Beschaffung der Module für 
das Pilotprojekt Ludwigshafen entgegen und erwartet 
dabei auch eine Stellungnahme zur Regreßfrage. 
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56 Bauvorhaben der 
Fernsprechvermittlungstechnik 

56.0 

Bei der Ausbauplanung von Fernsprechvermittlungs-
stellen in herkömmlicher Technik beachteten die pla-
nenden Stellen die Vorschriften noch immer nicht aus-
reichend. Dadurch entstanden Mehrkosten in Höhe 
von mehreren Millionen DM. 

Bei den Ortsvermittlungsstellen waren erhebliche An-
schlußreserven nicht erkannt. 

56.1 

Die Deutsche Bundespost installiert seit dem Jahre 
1985 digitale Vermittlungssysteme in Serientechnik 
mit dem Ziel, mittel- bis langfristig das herkömmliche 
analoge durch ein digitales Fernsprechnetz zu erset-
zen. 

Bis zur vollständigen Umstellung muß die Deutsche 
Bundespost auch noch in den Jahren 1988 und 1989 
Finanzierungsmittel in dreistelliger Millionenhöhe für 
Erweiterungen herkömmlicher, analoger elektrome - 
chanischer Vermittlungsstellen aufwenden. Der Bun-
desrechnungshof prüfte in der Vergangenheit mehr-
fach, ob die Mittel für derartige Erweiterungen be-
darfsgerecht und wirtschaftlich eingesetzt werden 
(Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 1978 
vom 17. Oktober 1980 — Drucksache 8/3238 Nr. 37 —; 
Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 1980 
vom 21. September 1982 — Drucksache 9/2108 
Nr. 69 —; Bemerkungen 1983 — Drucksache 10/574 
Nr. 58 —; Bemerkungen 1985 — Drucksache 10/4367 
Nr. 69 —) . 

In den Jahren 1986 und 1987 haben Vorprüfungsstel-
len auf Weisung des Bundesrechnungshofes die Pla-
nung von Fernsprechorts- und Fernsprechfernver-
mittlungsstellen und außerdem bei Fernsprechorts-
vermittlungsstellen auch die Bestands- und Bele-
gungsgrunddaten für die Bedarfserkennung und Vor-
schauplanung geprüft. 

56.2 

Bei der Planung der Fernsprechortsvermittlungstech-
nik sind folgende Mängel aufgetreten: 

— Es wurden Erweiterungsmaßnahmen durchge-
führt, die durch Beschaltungsalternativen ver-
meidbar gewesen wären. Bei neun nachgerechne-
ten derartigen Ausbauplanungen wären Kosten-
minderungen um mehr als 1 Mio. DM möglich ge-
wesen. 

— Die Schaltgliederbestückung wurde nicht bedarfs-
gerecht bemessen. 

Bei der Planung der Fernsprechfernvermittlungstech-
nik sind folgende Mängel festgestellt worden: 

— Neubeschaffungen erfolgten über den tatsächli-
chen Bedarf hinaus, etwa weil Gestellrahmen ab- 

weichend vom Bedarf grundsätzlich voll bestückt 
wurden oder der Einsatz von Mischwählern nicht 
untersucht wurde. 

— Neubeschaffungen wurden anstelle von Umset-
zungen oder Wiedereinsatz freigewordener tech-
nischer Einrichtungen durchgeführt. 

Die finanziellen Auswirkungen der bei den geprüften 
Vorhaben festgestellten Mängel (nicht erforderliche 
Mehrausgaben) liegen in der Größenordnung von 
mehreren Millionen DM. 

Der Bundesminister hat eingeräumt, daß Vorgaben 
und Vorschriften für die Planung nicht ausreichend 
beachtet worden seien. Er hat zugesagt, die Direktio-
nen erneut zu beauftragen, auf deren Einhaltung bei 
den Ämtern zu achten. 

Er hat außerdem mitgeteilt, daß er den vollständigen 
Übergang auf Digitaltechnik früher als geplant errei-
chen werde. Durch die Anordnung von Maßnahmen 
zur Minimierung der Beschaffung herkömmlicher 
Vermittlungstechnik habe sich das Investitionsvolu-
men bereits deutlich verringert. 

56.3 

Die Fernmeldeämter führen Karteien über die Be-
schaltung ihrer Ortsvermittlungsstellen. Nach diesen 
Daten werden Ruf- und Rechnungsnummern der 
Fernsprechteilnehmer vergeben; sie sind darüber hin-
aus die Grundlage für die Bedarfserkennung und Vor-
schauplanung. 

Bei der Prüfung von Karteien von mehreren Fernmel-
deämtern wurden Differenzen zwischen eingetrage-
ner und tatsächlicher Belegung in Höhe von rd. 1 v. H. 
festgestellt. Bei einem Wert von etwa 1 000 DM je 
Beschaltungseinheit und rd. 25 Millionen Hauptan-
schlüssen können 1 v. H. unzutreffend als belegt be-
zeichnete Beschaltungseinheiten bedeuten, daß tech-
nische Einrichtungen im Wert von etwa 250 Mio. DM 
ungenutzt sind. Fehlerhafte Beschaltungsunterlagen 
ziehen vorzeitige Investitionen nach sich. 

Ursächlich für die Fehlbelegungen sind widersprüch-
liche Regelungen für die Eintragungen in die Kartei 
und Arbeitsfehler. 

Der Bundesminister hat aufgrund der Prüfungsfest-
stellungen des Bundesrechnungshofes inzwischen 
angeordnet, bei Mangel an Beschaltungseinheiten 
und bei der Planung neuer Bauvorhaben der Ortsver-
mittlungstechnik die Übereinstimmung der Beschal-
tungskarteien mit den Teilnehmerakten zu prüfen. Er 
hat außerdem weitere sachdienliche Regelungen über 
die Behandlung freiwerdender Beschaltungseinhei-
ten getroffen. 

Nach Auffassung des Bundesministers ist eine Fehler-
quote von 1 v. H. allerdings nicht zu vermeiden, so-
lange manuelle Verfahren angewendet werden. Er 
beabsichtige aber, die Beschaltungskarteien in ein 
Datenverarbeitungssystem zu überführen, was auch 
zur Verringerung der Fehler beitrage. 
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56.4 

Der Bundesminister wird eine sachgerechte Anwen-
dung der Vorschriften sicherzustellen haben. 

57 Personalentwicklung 1987 

57.0 

Zwischen dem Stellenansatz für Arbeitskräfte im 
Haushaltsplan, dem von der Verwaltung errechneten 
Personalbedarf und der Zahl der Arbeitskräfte bestan-
den wie in den Jahren zuvor zum Teil nicht unerheb-
liche Unterschiede. Der Personalbedarf wurde weiter-
hin überhöht ausgewiesen und der Stellenansatz für 
Arbeitskräfte im Haushalt infolgedessen noch zu hoch 
veranschlagt. Die Zahl der Nachwuchskräfte deutet 
auf eine Ausweitung der Arbeitskräftekapazität hin. 
Die Personalwirtschaft bei der Deutschen Bundespost 
ist weiterhin nicht frei von Mängeln. 

57.1 Stellen, Arbeitskräfte und Personalposten 

57.1.1 

Für das Haushaltsjahr 1987 wurden wie für das Vor

-

jahr 461 300 Stellen bewilligt, von denen im Durch

-

schnitt des Jahres 2 384 Stellen unbesetzt blieben, 
während im Vorjahr 3 789 Stellen nicht beansprucht 
wurden. Die Zunahme an besetzten Stellen ist im we-
sentlichen auf die Freistellungsregelung nach § 1 a 
Arbeitszeitverordnung zurückzuführen. Danach er-
halten vom 1. Januar 1987 an alle Arbeitskräfte im 
öffentlichen Dienst, und nicht nur wie bisher be-
stimmte Altersgruppen, je Kalenderhalbjahr einen 
freien Tag. Das führt bei den Ämtern des Post- und 
Fernmeldewesens für den erweiterten Kreis der An-
spruchsberechtigten überschläglich zu einem rechne-
rischen Mehrbedarf von 2 300 Kräften. Daß der tat-
sächliche Personalanstieg etwa 900 Kräfte geringer 
war, deutet auf einen strafferen Personaleinsatz hin. 

Die Zahl der Personalposten nahm um 898 zu. Die 
Ursache sind hauptsächlich Ausfallzeiten, insbeson-
dere wegen Krankheit. Die Ausfälle aus diesem 
Grund liegen bei den Ämtern des Post- und Fernmel-
dewesens auf das Gesamtjahr bezogen in der Größen-
ordnung von 37 000 Kräften. Da seit Jahren eine Zu-
nahme der Ausfallzeiten zu beobachten ist, hat der 
Bundesminister eine Untersuchung eingeleitet. 

Im einzelnen veränderten sich die Stellenansätze, die 
Zahl der durchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte 
und der Personalposten im Jahre 1987 gegenüber dem 
Vorjahr wie folgt: 

Stellen für Durchschnittlich be- Personalbedarf 
Arbeitskräfte (So ll) schäftigte Arbeitskräfte (Ist) in Personalposten Nachrichtlich: 

Veränderung Veränderung Veränderung Entwicklung zum 

Behörden 
zum Vorjahr zum Vorjahr zum Vorjahr Vorjahr in v. H. 

An-  An- An- Ver- 
zahl An- in zahl An- in zahl An- in Über- kehrs- 

zahl v. H. zahl v. H. zahl v. H. stunden leistun- 
gen 

Postämter 	 241 479 + 19 + 0,01 241 402 - 	267 -0,11 241 598 - 	719 -0,30 - 1,63 +1,1 

Postgiroämter 	 17 364 -303 - 1,72 17 215 + 	183 +1,07 17 567 + 	241 +1,39 + 4,12 
+/,5 

Postsparkassen- 
ämter 	 1 743 + 64 + 3,81 1 664 + 	17 +1,03 1 701 + 	41 +2,47 -46,74 

Ämter des Fern- 
meldewesens 	 174 254 -253 - 0,14 172 836 +1 250 +0,73 179 683 +1 079 +0,60 + 3,96 +7,2 

Regionale Mittel- 
behörden 
(Direktionen) 1 ) . . 18 929 + 53 + 0,28 18 764 + 	52 +0,28 19 252 + 	63 +0,33 

Zentrale Mittel- 
+34,37 

Behörden 	 5 832 +307 + 5,56 5 746 + 	157 +2,81 6 086 + 	172 +2,91 

Ministerium 	 1 297 + 11 + 0,86 1 289 + 	13 +1,02  1 313 + 	21 1,63 

Sonderetat 2) 	 402 +102 +34,0 - - - - - - 

Insgesamt 	 461 300 ± 	0 ± 0 458 916 +1 405 +0,31 467 200 + 898 +0,19 - 0,36 +4,8 

1) Einschließlich Stellen (562), Arbeitskräfte und Personalposten für die Post-Spar- und Darlehensvereine 
2) Personalreserve (Rundungsposten) 
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Zu den Veränderungen ist anzumerken: 

57.1.2 

Bei den Postämtern waren bei nur gering verändertem 
Stellenansatz die Zahlen der Arbeitskräfte und der 
Personalposten leicht rückläufig. Die vom Bundesmi-
nister angekündigten Rationalisierungsmaßnahmen 
im Brief-, Paket- und Werkstättendienst stehen noch 
aus und lassen weitere Personalreduzierungen erwar-
ten. Die Änderungen in den Verkehrsleistungen beru-
hen im wesentlichen auf geänderten Gebührenein-
nahmen der Postämter und können daher kaum zur 
Beurteilung des Arbeitskräftebedarfs herangezogen 
werden. Die Arbeitsproduktivität dürfte jedoch leicht 
angestiegen sein, denn die Verkehrsleistungen sind 
mit etwas weniger Personal und mit weniger Über-
stunden als im Vorjahr erbracht worden. 

57.1.3 

Bei den Postgiroämtern stiegen bei verringertem Stel-
lenansatz die Zahlen der Arbeitskräfte und der Perso-
nalposten. Die Zunahme ist größtenteils auf betriebli-
che Umstellungen im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung einheitlicher, im sonstigen Bankenbereich schon 
länger verwendeter Zahlungsvordrucke zurückzufüh-
ren, die nicht mehr in Klarschrift, sondern erst nach 
Codierung lesbar sind. Die bisherige rationellere Be-
arbeitung der am Postschalter bezahlten Fernmelde-
gebühren wurde aufgegeben und zusätzlicher Co-
dieraufwand und damit ein Mehrbedarf von rd. 1 300 
Kräften in Kauf genommen. Die Deutsche Bundespost 
wird den wirtschaftlichen Erfolg der Automatisierung 
im Postgirodienst noch nachzuweisen haben. Der 
Bundesrechnungshof wird der Angelegenheit im Rah-
men einer Prüfung weiter nachgehen. 

57.1.4 

Bei den Postsparkassenämtern nahmen die Zahlen 
der Stellen, der Arbeitskräfte und der Personalposten 
zu. Die Zunahme steht im wesentlichen mit der Aus-
weitung des Dienstleistungsangebots durch Einfüh-
rung von Sondersparformen und mit dem Abbau von 
Überstunden im Zusammenhang, die bei der Deut-
schen Bundespost arbeitsplatzwirksam sind und zu-
sätzlich Vertreterkräfte erforderlich machen. Über-
stunden werden überwiegend durch Gewährung von 
Freizeit abgewickelt. Sie begründen bei den Stellen-
ansätzen der Deutschen Bundespost insgesamt (nicht 
nur bei den Postsparkassenämtern) einen Bedarf von 
rd. 5 000 Kräften. Ein geringer Teil des Überzeitauf-
kommens wird aufgrund tarifvertraglicher Vereinba-
rung vergütet. Die Tarifbediensteten haben dabei die 
Wahlmöglichkeit. 

Die Deutsche Bundespost könnte bei den Postspar-
kassenämtern mit weniger Stellen auskommen, da die 
Zahl der tatsächlich eingesetzten Arbeitskräfte und 
auch der errechnete Personalbedarf unter dem Stel-
lenansatz liegen. 

57.1.5 

Bei den Ämtern des Fernmeldewesens waren bei zu- 
rückgenommenem Stellenansatz wie in den Vorjah- 

ren Zuwächse bei den Arbeitskräften und bei den Per-
sonalposten zu verzeichnen. Die Erhöhung bei den 
Personalposten geht überwiegend auf die gestiege-
nen Personalausfallzeiten zurück. 

Unabhängig davon bestehen beträchtliche Unter-
schiede zwischen dem ausgewiesenen Personalbe-
darf, der Zahl der Arbeitskräfte und dem Stellenan-
satz. Der Stellenansatz und die Zahl der Arbeitskräfte 
sind weit niedriger als der errechnete Personalbe-
darf. Dessen Berechnung liegen unzureichende Be-
messungswerte und überhöhte Verkehrszahlen 
zugrunde. Verkehrsleistungssteigerungen werden 
überwiegend aufgrund von Bestandsveränderungen 
und höherer Ausnutzung des technischen Geräts er-
rechnet und begründen nicht ohne weiteres einen 
höheren Personalbedarf. 

Der Bundesrechnungshof wird die Personalbemes-
sungsvorgaben erneut prüfen. 

57.1.6 

Bei den regionalen Mittelbehörden (Direktionen) nah-
men die Zahlen der Stellen, der Arbeitskräfte und der 
Personalposten zu. Dies ist im wesentlichen auf Meh-
rungen bei den Post-Spar- und Darlehensvereinen 
(bei Vollkostenerstattung durch die Vereine) und auf 
Verlagerung der bef ristet bis Ende 1988 bewilligten 
Stellen für „Beauftragte für den Briefdienst" von den 
Postämtern zu den Direktionen zurückzuführen. Das 
um rd. 34 v. H. (= rd. 25 000 Stunden) gestiegene 
Überzeitaufkommen wurde überwiegend durch Ter-
minarbeiten bei den Sonderstellen, die den Direktio-
nen angegliedert sind, verursacht. 

57.1.7 

Bei den zentralen Mittelbehörden stiegen die Zahlen 
der Stellen, der Arbeitskräfte und der Personalposten 
wie in den Vorjahren prozentual am stärksten. Der 
Bundesminister ließ inzwischen den Personalbedarf 
bei einem Zentralamt prüfen und stellte Personalüber-
kapazitäten zwischen 10 und 20 v. H. fest. Er beab-
sichtigt weitere Prüfungen bei anderen Zentraläm-
tern. Eine Umsetzung der Prüfungsergebnisse läßt 
künftig erhebliche Personalreduzierungen in diesen 
Bereichen erwarten. 

57.1.8 

Beim Ministerium war die Zunahme der Zahlen der 
Arbeitskräfte und der Personalposten größer als die 
Zunahme des Stellenansatzes. Die Arbeitskräftezahl 
lag innerhalb, die Personalpostenzahl über der durch 
den Haushaltsplan festgelegten Obergrenze. Eine Be-
setzung von Personalposten ist nur im Rahmen der 
Haushaltsvorgabe zulässig (siehe auch Bemerkungen 
1983 — Drucksache 10/574 Nr. 63 —). 
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Übersicht 1 

Anzahl der eingestellten Nachwuchskräfte 

Laufbahngruppe 
Ausbildungsberuf 1984 bis 

1984 1985 1986 1987 1987 
i. D.  

Höherer Dienst 

Postrat z. A. 	  16 23 38 40 29 

Postreferendar 	  75 73 69 122 85 

Summe ... 91 96 107 162 114 

Gehobener Dienst 

Postinspektoranwärter 	 853 905 969 1 258 996 

Technischer Post-/Fernmelde- 
inspektoranwärter 	  685 715 875 1 046 830 

1 538 1 620 1 844 2 304 1 826 Summe ... 

Mittlerer nichttechnischer Dienst 

Postassistentenanwärter 	 1 165 1 335 1 560 1 304 1 341 

Angestellte als Nachwuchskräfte 6) 	 2 203 3 572 3 888 3 521 3 296 

3 368 4 907 5 448 4 825 4 637 Summe ... 

Mittlerer und einfacher fernmelde- 
technischer Dienst 

Auszubildende zum 
Fernmeldehandwerker/ 
Kommunikationselektroniker 	 5 185 5 236 5 148 5 113 5 171 

Mittlerer und einfacher posttechnischer 
Dienst 

Auszubildende zum 
Elektromechaniker 	  534 539 547 563 546 

Kraftfahrzeugmechaniker 	 175  190 190 186 185 

Summe ... 709 729 737 749 731 

Einfacher nichttechnischer Dienst 

Auszubildende 	zur 	Dienstleistungs- 
fachkraft 	  4 664 3 698 3 774 3 727 3 966 

Insgesamt ... 15 555 16 286 17 058 16 880 16 445 

Rahmenbedingungen der Berechnung: 

1) Personalposten nach dem Stand 31. Dezember (Aufsetzdaten zum Personalgesamtplan) 
2) Gleichmäßige Altersstruktur in den Laufbahngruppen unterstellt 
3) Verweildauer in den Laufbahngruppen 35 Jahre (höherer Dienst) und 40 Jahre (einfacher, mittlerer und gehobener Dienst) 
4) Einschließlich Personalposten für Arbeiter der Fachrichtung Fernmeldetechnischer Dienst 
5) Einschließlich Personalposten für Arbeiter der Fachrichtung Posttechnischer Dienst 
6) Angestellte als Nachwuchskräfte für den mittleren Postbank-, Fernmelde- und Bürodienst 
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Ubersicht 2 

Anzahl der Ersatzkräfte 
rechnerisch 1)  2)  3) 

Anzahl der vorhandenen 
Personalposten 1 ) 

1984 1985 1986 1987 
1934 bis 
1987 
i. D. 

1984 1985 1986 1987 

83 83 85 87 85 2 916 2 921 2 986 3 044 

1 025 1 043 1 085 1 121 1 069 40 987 41 720 43 383 44 853 

3 225 

2 280 

3 258 

2 312 

3 314 

2 312 

3 340 

2 327 

3 284 

2 308 

129 010 

91 180 4 ) 

130 303 

92 494 4) 

132 571 

92 481 4 ) 

133 616 

93 099 4 ) 

377 

3 841 

357 

3 860 

349 

3 801 

346 

3 824 

357 

3 831 

15 078 5 ) 

153 652 

14 295 5) 

154 386 

13 948 5) 

152 055 

13 833 5 ) 

152 957 

10 831 10 913 10 946 11 045 10 934 432 823 436 119 437 424 441 402 

57.2 Nachwuchskräfte 

57.2.1 

Die Deutsche Bundespost hat bei rd. 13 000 altersbe-
dingten Personalabgängen pro Jahr einen erhebli-
chen Ersatzbedarf. Dieser wird überwiegend mit 
selbst ausgebildeten Nachwuchskräften gedeckt. 
Mehr als 30 000 Auszubildende pro Jahr machen die 
Deutsche Bundespost zum größten Ausbildungsbe-
trieb in der Bundesrepublik Deutschland. 

Die Ausbildungsdauer der Nachwuchskräfte ist unter

-

schiedlich. Sie beträgt zum Beispiel 15 Wochen für 
den mittleren Postbank-, Fernmelde- und Bürodienst 

und bis zu 3 1/2 Jahren für Kommunikationselektroni-
ker. Sie wird in unterschiedlichen Dienstverhältnissen 
abgeleistet, nämlich in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis nach der Bundeslaufbahnverord-
nung für den Beamtennachwuchs und in einem pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis überwiegend nach 
dem Berufsbildungsgesetz für die übrigen Nach-
wuchskräfte. 

57.2.2 

Die Zahl der eingestellten Nachwuchskräfte und der 
errechnete Ersatzbedarf haben sich in den Jahren 
1984 bis 1987 wie folgt entwickelt — s. Übersichten 1 
und 2 (Seiten 124 und 125) —. 
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Nach der Summenzeile der Tabelle wurden jährlich 
5 000 bis 6 000 Nachwuchskräfte mehr eingestellt, als 
Ersatzbedarf bestand. 

Der Bundesminister hat zur Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit seit Jahren im gewerblich-techni-
schen Bereich Nachwuchskräfte über den eigenen 
Bedarf hinaus ausgebildet. Die Einstellungszahlen im 
einzelnen zeigen jedoch, daß nicht nur in diesem Be-
reich über den Eigenbedarf hinaus ausgebildet wor-
den ist. Die Nachwuchskräfte werden den Personal-
bestand und im Zusammenhang damit auch den Stel-
lenansatz erheblich ausweiten, wenn sie entspre-
chend der bisherigen Praxis fast alle übernommen 
werden. 

Zusätzlich zu den im Betrachtungszeitraum einge-
stellten Nachwuchskräften sind aufgrund von Struk-
turmaßnahmen den einzelnen Laufbahnen zahlreiche 
weitere Kräfte zugewachsen. So sind im Wege des 
Aufstiegs mindestens 100 weitere Beamte in den hö-
heren Dienst, 2 800 weitere Beamte in den gehobenen 
Dienst und 4 800 weitere Beamte in den mittleren 
Dienst gelangt, davon rd. 600 in den mittleren techni-
schen Dienst. 

57.3 Zusammenfassende Würdigung 

57.3.1 

Der Bundesminister wird weiterhin für eine bessere 
Auslastung seines Personals und für die entspre-
chende Rücknahme des Personalbedarfs auf den be-
trieblich notwendigen Umfang Sorge zu tragen ha-
ben. Dazu bedarf es auch verbesserter Personalbe-
messungswerte als Grundlage einer sachgerechten 
Personalwirtschaft. Nicht benötigte Personalposten 
sowie die Zahl der Nachwuchskräfte beeinflussen die 
Stellenansätze im Haushaltsplan. 

57.3.2 

Für das Jahr 1988 sind die Stellenansätze im Haus-
haltsplan gegenüber dem Jahre 1987 um 1 000 Stellen 
vermindert worden. 

57.4 

Der Bundesminister hat die dargestellten Sachver-
halte nicht bestritten. Zu den Feststellungen im ein-
zelnen hat er sich nicht geäußert. 

58 Arbeitszeit 

58.0 

Die Regelungen des Bundesministers zur Arbeitszeit 
stehen mit den gesetzlichen Vorschriften nicht immer 
im Einklang und sind zum Teil unwirtschaftlich. Sie 
haben vermeidbare wiederkehrende Mehrkosten in 
Millionenhöhe zur Folge. 

58.1 Prüfungsgegenstand 

In den vergangenen Jahren waren Arbeitszeitrege-
lungen des Bundesministers wiederholt Gegenstand 
von Beanstandungen des Bundesrechnungshofes 
(vgl. Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 
1977 vom 3. September 1979 — Drucksache 8/3238 
Nr. 145 und 147 — und Bemerkungen zur Bundes-
haushaltsrechnung 1979 vom 28. September 1981 — 
Drucksache 9/978 Nr. 79 —). 

Der Deutsche Bundestag hat in diesem Zusammen-
hang mehrmals den Bundesminister aufgefordert, 
seine Regelungen mit den gesetzlichen Bestimmun-
gen in Einklang zu bringen (vgl. zuletzt: Plenarproto-
koll 9/115 vom 17. September 1982, S. 7083 i. V. m. 
Drucksache 9/1759 Nr. 79). 

Der Bundesrechnungshof hat im Jahre 1987 erneut 
geprüft, inwieweit bei der Deutschen Bundespost die 
Anerkennung von Zeiten als Arbeitszeit den gesetzli-
chen Bestimmungen entspricht und — soweit dies der 
Fall ist — ob das angewandte Verfahren zweckmäßig 
und wirtschaftlich ist. 

58.2 Arbeitszeitrechtliche Grundlagen 

Für die Beamten der Deutschen Bundespost findet 
§ 72 Bundesbeamtengesetz in Verbindung mit der 
Verordnung über die Arbeitszeit der Bundesbeamten 
(AZV) Anwendung; diese Regelungen gelten auf-
grund tarifvertraglicher Vereinbarung auch für die 
Angestellten und Arbeiter der Deutschen Bundespost. 
Der Bundesminister hat zu den einzelnen Vorschriften 
der AZV Ausführungsbestimmungen erlassen und 
weitere grundsätzliche Angelegenheiten der Arbeits-
zeit geregelt. In diesem Zusammenhang hat er auch 
„Arbeitszeitrichtlinien der Deutschen Bundespost für 
die Dienstplangestaltung" eingeführt. 

Insgesamt werden von den Arbeitszeitregelungen des 
Bundesministers rd. 520 000 Beamte, Angestellte und 
Arbeiter erfaßt, davon rd. 90 000 Teilzeitarbeits-
kräfte. 

58.3 Prüfungsfeststellungen 

58.3.1 

Regelungen, die mit den Arbeitszeitvorschriften nicht 
im Einklang stehen: 

58.3.1.1 Ermittlung von Überstunden im Zustelldienst 

Der Bundesminister erkennt im B rief- und Paketzu-
stelldienst unter bestimmten Voraussetzungen Über-
stunden an. Nach seinen Vorschriften werden diese 
aufgrund des Ergebnisses der Personalbemessung 
fiktiv berechnet, ohne daß die tatsächlich erbrachte 
Arbeitszeit festgehalten wird. Das geschieht nach- 
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traglich, oft zum Teil auch für um mehr als ein Jahr 
zurückliegende  Zeiten. 

Allein für das Jahr 1986 wurden insgesamt 2,6 Millio-
nen Überstunden fiktiv im Zustelldienst anerkannt; 
das entspricht einer Arbeitsleistung von jährlich rd. 
1 300 Arbeitskräften. 

Die Regelung verstößt gegen § 7 AZV, wonach Mehr-
arbeit im Sinne des § 72 BBG dann geleistet wird, 
wenn der Beamte u. a. „über die regelmäßige Arbeits-
zeit hinaus Dienst verrichtet". Da der Bundesminister 
die tatsächlich erbrachte Arbeitszeit nicht festhalten 
läßt, nimmt er in Kauf, daß Überstunden anerkannt 
werden, ohne daß die dienstplanmäßige Arbeitszeit 
jeweils überschritten worden ist. 

58.3.1.2 Arbeitszeit im Kraftfahrdienst 

Der Bundesminister erlaubt rd. 5 000 Kraftfahrern, die 
im Rahmen der Personalbemessung gewährten und 
voll auf die Arbeitszeit angerechneten Zeitzuschläge 
für sachliche und persönliche Verteilzeit sowie für 
Erholung innerhalb der Dienstpläne, zusammenge-
faßt in Anspruch zu nehmen. Für diese Zeiten — rd. 
vier Stunden je Bediensteter in der Woche — ist die 
Anwesenheitspflicht an der Dienststelle aufgehoben. 
Der Bundesminister läßt zu, daß die Bediensteten in-
soweit ihren Dienst vorzeitig beenden. Diese Zeitzu-
schläge werden zum ganz überwiegenden Teil wäh-
rend der Arbeitszeit und somit doppelt in Anspruch 
genommen. Der Bundesminister verzichtet damit auf 
die Gegenleistung von rd. einer Million bezahlten Ar-
beitsstunden jährlich. Das entspricht rechnerisch ei-
nem Personalbedarf von rd. 500 Kräften und Kosten 
von 25 Mio. DM. 

Der Bundesrechnungshof hatte die Aufhebung der 
Anwesenheitspflicht — u. a. auch für Kräfte des Kraft-
fahrdienstes — in den Bemerkungen zur Bundeshaus-
haltsrechnung 1979 vom 9. November 1981 (Drucksa-
che 9/978 Nr. 79) beanstandet. Der Deutsche Bundes-
tag hatte darauf den Bundesminister aufgefordert, die 
mit den Arbeitszeitvorschriften nicht im Einklang ste-
henden Regelungen umgehend aufzuheben und ins-
besondere der Anwesenheitspflicht am Arbeitsplatz 
wieder generell Geltung zu verschaffen. Das ist zwar 
in anderen damals angesprochenen Bereichen, nicht 
jedoch im Kraftfahrdienst geschehen. 

Das Verfahren widersp richt der in § 9 AZV enthalte-
nen Regelung, wonach der Dienst grundsätzlich an 
der Dienststelle und innerhalb der regelmäßigen 
Dienststunden zu leisten ist, soweit nicht eine andere 
Regelung erforderlich und zweckmäßig ist. Eine Aus-
nahme im Sinne dieser Vorschrift liegt hier nicht vor, 
da die Aufhebung der Anwesenheitspflicht an der 
Dienststelle zu keiner Dienstleistung an einem ande-
ren Ort führt. Das Verfahren bewirkt eine Verkürzung 
der regelmäßigen Arbeitszeit; das hierfür nach Auf-
fassung des Bundesrechnungshofes gemäß § 5 AZV 
erforderliche Einvernehmen des Bundesministers des 
Innern liegt im übrigen nicht vor. 

58.3.1.3 Dienstleerfahrten, Überlagerzeiten. Wegezeiten 

Der Bundesminister wertet bei Kräften des Bahnpost-
begleitdienstes Dienstleerfahrten zwischen zwei Or-
ten vor Übernahme oder nach Beendigung des 
Dienstes in vollem Umfang als Arbeitszeit. Bis zum 
Jahre 1980 hatte er diese Zeiten als Bereitschafts-
dienst angesehen und mit 70 v. H. auf die Arbeitszeit 
angerechnet. Der Bundesrechnungshof hat in den Be-
merkungen 1984 (Drucksache 10/2223 Nr. 91 u. a.) die. 
volle Anrechnung von Dienstleerfahrten auf die Ar-
beitszeit beanstandet. Der Deutsche Bundestag hatte 
die Beanstandungen zustimmend zur Kenntnis ge-
nommen und den Bundesminister aufgefordert, den 
Bahnpostbegleitdienst neu zu ordnen. Das ist bisher 
nicht geschehen. Es blieb auch bei der vollen Anrech-
nung der Dienstleerfahrten auf die Arbeitszeit. 

Der Bundesminister gewährt Bahnpostbegleitkräften 
weitere Arbeitszeitvergünstigungen für die Zeit des 
sogenannten Überlagers — das ist die Zeit, die der 
Bedienstete zwischen Beendigung und Wiederauf-
nahme seines Dienstes am auswärtigen Geschäftsort 
verbringt — , indem er im Rahmen seiner Personalbe-
messungsvorschriften für jede Überlagerstunde zehn 
Minuten auf die Arbeitszeit anrechnet. 

In beiden Fällen werden die Bediensteten dienstlich 
nicht in Anspruch genommen, da sie weder am Ar-
beitsplatz anwesend sein noch sich zum Arbeitsein-
satz bereithalten oder erreichbar sein müssen. Sie ver-
bringen Dienstleerfahrten als Fahrgast im Bundes-
bahnabteil und die Zeit des Überlagers in Freizeit am 
auswärtigen Ort. Auf diese Weise zählen sogar Zeiten 
der Nachtruhe als Arbeitszeit. 

Die Regelungen führen zu einem zusätzlichen Perso-
nalbedarf von rd. 300 Kräften und damit zu Kosten von 
mindestens 15 Mio. DM pro Jahr. 

Der Bundesminister rechnet auch Wegezeiten zur 
Überbrückung der Entfernung zwischen Wohnort und 
ständigem Arbeitsort auf die Arbeitszeit an, soweit es 
sich bei dem Arbeitsort um eine „abgelegene Be-
triebsstelle" handelt (z. B. im Küstenfunkdienst). An-
gewandt wird diese Regelung z. B. für mehrere hun-
dert Kräfte in Fällen, in denen die Betriebsstellen nur 
wenige Kilometer (8 und 12 km) vom Wohnort entfernt 
liegen und dort eine Busverbindung besteht. Dieses 
Verfahren verursacht jährliche Kosten (einschließlich 
unberechtigter Fahrkostenerstattungen) von mehr als 
650 000 DM. 

Die Regelungen des Bundesministers zu Überlager-
zeiten und Wegezeiten haben keine Rechtsgrundlage 
in den Arbeitszeitvorschriften. Wegezeiten, die für 
den Weg zwischen Wohnung und ständigem Arbeits-
ort benötigt werden, sind ebenso wie Zeiten des Über-
lagers keine Arbeitszeit im Sinne der Arbeitszeitvor-
schriften. 

Der Bundesminister war nicht befugt, von sich 
aus durch Anrechnung arbeitszeitrechtlichen Nicht

-

Dienstes die in § 1 AZV festgelegte regelmäßige Ar-
beitszeit der Bediensteten zu verkürzen. Im übrigen 
ist eine Beteiligung des Bundesministers des Innern, 
die nach Auffassung des Bundesrechnungshofes er-
forderlich gewesen wäre, beim Erlaß dieser Regelun-
gen unterblieben. 
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Die Regelungen des Bundesministers zu Dienstleer-
fahrten sind zumindest in dem geschilderten Umfang 
nicht erforderlich. Nach § 9 AZV beginnt und endet 
der Dienst grundsätzlich am Arbeitsplatz. Allerdings 
können unter bestimmten Voraussetzungen auch 
Fahrtzeiten teilweise auf die Arbeitszeit angerechnet 
werden, da es mit der Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
nicht zu vereinbaren wäre, von Beamten völlig unbe-
grenzt Zeitaufwand für den Weg zu und von Einsatz-
orten außerhalb der Dienststelle (§ 9, zweiter Halbsatz 
AZV) zu erwarten. Bei der notwendigen Neuregelung 
muß aber entsprechend der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts eine Abwägung vorgenom-
men werden, inwieweit die Beanspruchung des Be-
amten neben der Arbeitszeit durch Fahrtzeiten zur 
und von der Einsatzstelle eine zu bestimmende 
Grenze erreicht, bei deren Überschreitung eine teil-
weise Anrechnung auf die Arbeitszeit in Betracht 
kommt (vgl. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 9. Juni 1983 — 2 C 80.81, Recht im Amt 1984 
S. 23). 

58.3.1.4 Pausen 

Der Bundesminister berücksichtigt bei durchgehend 
festgelegter Arbeitszeit weitgehend nicht die nach § 8 
Abs. 2 AZV vorgeschriebene, nicht auf die Arbeitszeit 
anrechenbare Pause von täglich dreiviertel Stunden, 
die er generell auf eine halbe Stunde verkürzt hat. So 
setzt er bei Dienstschichten mit einer Dauer bis zu 
sieben Stunden in den Dienstplänen nicht die gesetz-
lichen Pausenzeiten an. Ebenso verfährt er — unab-
hängig von der Länge der Schichten — bei Dienst-
schichten, die vom Arbeitsanfall und vom Arbeitsab-
lauf her kürzere Unterbrechungen aufweisen, obwohl 
es sich auch hierbei um durchgehende Arbeitszeit 
handelt, für die nichtanrechenbare Pausen zu gewäh-
ren wären. Da in der bet rieblichen Praxis in beiden 
Fällen während der Arbeitszeit Pausen eingelegt wer-
den, bedeutet das vom Bundesminister praktizierte 
Verfahren bei zum Beispiel 100 000 Kräften und einer 
halben Stunde für die Pause den Verlust von rechne-
risch 50 000 Arbeitsstunden je Arbeitstag. Dies ent-
spricht einem Personalbedarf von rd. 1 250 Kräften 
und Kosten von rd. 62 Mio. DM pro Jahr. Tatsächlich 
liegen die Arbeitszeitverluste noch höher, weil von 
den Regelungen werktäglich mehr als 100 000 Kräfte 
betroffen sind. 

58.3.2 Regelungen, die zu unwi rtschaftlichen Ergebnissen 
führen 

58.3.2.1 Kurzpausen 

Der Bundesminister hat bestimmt, daß die in den Per-
sonalb emessungswerten enthaltenen Erholungszei-
ten unter bestimmten Voraussetzungen bis zu einer 
Dauer von 14 Minuten zusammengefaßt und als voll 
auf die Arbeitszeit anrechenbare Kurzpause gewährt 
werden dürfen. Die effektive Arbeitszeit wird damit 
verkürzt, weil bei der Verquickung von Arbeitspha-
sen und kurzen Erholungsphasen diese Erholungszei-
ten erfahrungsgemäß bereits während der Arbeitser-
ledigung in Anspruch genommen werden, so daß für 

eine Zusammenfassung und Gewährung als Kurzpau-
sen kein Raum ist. Eine Kontrolle, in welchem Umfang 
die in den Bemessungswerten enthaltenen Erholungs-
zeiten von den Kräften während der Arbeitsleistung in 
Anspruch genommen werden, besteht nicht. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren in den 
Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 1977 
vom 3. September 1979 (Drucksache 8/3238 Nr. 145) 
beanstandet und in den Bemerkungen zur Bundes-
haushaltsrechnung 1979 vom 28. September 1981 
(Drucksache 9/978 Nr. 1.4) an den Vollzug des Be-
schlusses des Deutschen Bundestages erinnert, der 
den Bundesminister um klarstellende Regelungen er-
sucht hatte. Der Bundesminister hat daraufhin in sei-
nem Bericht an das Parlament auf Schwierigkeiten 
hingewiesen und eine Lösung in Aussicht gestellt. 

Der Bundesminister hat zwar inzwischen im einzelnen 
verfügt, in welchem Umfang Erholungszeiten zu 
Kurzpausen zusammengefaßt werden dürfen. Die Be-
denken des Bundesrechnungshofes sind damit jedoch 
nicht ausgeräumt, da die über die Personalbemessung 
gewährten Erholungszeiten in der bet rieblichen Pra-
xis zum Teil immer noch doppelt in Anspruch genom-
men werden. 

58.3.2.2 Regelungen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 
Schichtdienstleistende 

Schichtdienstleistende — bei der Deutschen Bundes-
post rd. 200 000 Bedienstete — erhalten nach näherer 
Bestimmung des § 12 Erholungsurlaubsverordnung in 
Abhängigkeit von der Zahl der Arbeitstage, an denen 
Dienstleistungen erbracht werden, Zusatzurlaub bis 
zu fünf Arbeitstagen im Jahr oder — gestützt auf die 
Erholungsurlaubsverordnung durch besondere Rege-
lungen bei der Deutschen Bundespost — Freischich-
ten in entsprechendem Umfang. Der Bundesminister 
hat im Jahre 1983 unter Widerrufsvorbehalt weitere 
Regelungen getroffen, die über die Bestimmung des 
§ 12 Erholungsurlaubsverordnung hinausgehen, in-
dem sie Schichtdienstleistenden weitere Arbeitszeit-
vergünstigungen einräumen. Danach darf bei den 
Ämtern des Post- und Fernmeldewesens in bestimm-
ten Aufgabenbereichen Schichtdienstleistenden zu-
sätzliche Erholungszeit als Kurzpausen bewilligt wer-
den. Diese Erholungszeit wird durch die Personalbe-
messung mit einem besonderen Zeitzuschlag gewährt 
und voll auf die Arbeitszeit angerechnet. Der Zu-
schlag beträgt für Arbeitsleistungen in Früh- und 
Spätschichten je Bediensteter eine Stunde in der Wo-
che und für Arbeitsleistungen in Nachtschichten bis 
zu 48 Minuten pro Nacht. 

Die Regelungen haben einen zusätzlichen Personal-
bedarf von wenigstens 400 Kräften und Kosten von 
20 Mio. DM pro Jahr zur Folge. 

Die Belastungen und Unannehmlichkeiten des 
Schichtdienstes werden durch die Regelungen der Er-
holungsurlaubsverordnung die für den gesamten öf-
fentlichen Dienst gelten, berücksichtigt. Es besteht 
keine Veranlassung, Schichtdienstleistende bei der 
Deutschen Bundespost zum Teil besser zu stellen als 
im übrigen öffentlichen Dienst. 
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58.3.2.3 Arbeitsleistungen in besonderer Schicht 

Der Bundesminister gewährt seit dem Jahre 1974 für 
Arbeitsleistungen in besonderer Schicht — das ist die 
Erledigung von Dienstgeschäften nach Abruf von Be-
diensteten aus ihrer Freizeit — Zeitzuschläge in Höhe 
von zwei Stunden Überzeitarbeit je Kraft und Einsatz, 
die den geleisteten Überstunden zuzurechnen sind; 
bei Arbeitseinsätzen unter einer Stunde werden auf-
grund der sogenannten Mindestgarantie — auch un-
abhängig vom tatsächlichen Zeitaufwand — minde-
stens drei Überstunden anerkannt. Diese Regelung 
beruht für Angestellte und Arbeiter auf tarifvertragli-
cher Vereinbarung. Für Beamte fehlt eine Rechts-
grundlage. Nach den Feststellungen des Bundesrech-
nungshofes werden die Zeitzuschläge nicht nur für 
unvorhersehbare, sondern auch für vorhersehbare zu-
sätzliche Arbeitsleistungen gewährt. 

Der Bundesrechnungshof hat die großzügigere Ge-
staltung gegenüber den Tarifverträgen des Bundes 
und die extensive Handhabung der Vorschriften in 
der betrieblichen Praxis sowie das Fehlen einer 
Rechtsgrundlage für die Anwendung der Tarifverein-
barung auf Beamte in den Bemerkungen zur Bundes-
haushaltsrechnung 1973 vom 10. November 1975 
(Drucksache 7/4306 Nr. 236 und 238) behandelt. Der 
Deutsche Bundestag hat darauf den Bundesminister 
ersucht, die Anordnung von Sonderschichten wesent-
lich einzuschränken, eine Rechtsgrundlage für die Zu-
schlagsgewährung an Beamte zu treffen und die Miß-
brauchsmöglichkeiten auszuräumen. 

Der Bundesminister hat in der Folgezeit mehrmals 
seine Dienststellen darauf hingewiesen, daß die An-
ordnung von Sonderschichten auf Ausnahmefälle zu 
beschränken und nur als unvermeidbarer letztmögli-
cher Ausweg anzusehen sei. In der Regel könne die 
Anordnung nur bei unerwartetem Einsatz in Frage 
kommen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes wird der 
Sinn und Zweck dieser Anordnungen verfehlt, wenn 
— wie festgestellt — der Zeitzuschlag zusätzlich zu 
Arbeitsleistungen gewährt wird, die Tage und mitun-
ter Wochen im voraus bekannt und festgelegt werden. 
Hierbei handelt es sich nicht mehr um unerwartete 
und unvorhersehbare Einsätze, die ausnahmsweise 
die Ruhezeit des Bediensteten unterbrechen, sondern 
um normale Überstundenleistungen, die Zeitzu-
schläge nicht rechtfertigen. 

Der Umfang der Zeitzuschläge mit jährlich rd. 850 000 
Überstunden — das entspricht rd. 425 Vollzeitarbeits-
kräften mit Kosten von rd. 21 Mio. DM im Jahr — ist 
seit dem Jahre 1982 nahezu konstant geblieben. Die 
vom Deutschen Bundestag erwartete Einschränkung 
der Zuschlagsstunden ist nicht zu erkennen. Auch ist 
für Beamte, die vergleichsweise an der Regelung am 
meisten Anteil haben, immer noch keine Rechts-
grundlage vorhanden. 

58.3.2.4 Fünf-Tage-Woche 

Die Fünf-Tage-Woche ist im Bundesdienst inzwischen 
auch im Schichtdienst ganz überwiegend eingeführt 
und damit die Bestimmung des § 1 AZV weitgehend 

' erfüllt, wonach der Dienst grundsätzlich an fünf Ta-
gen in der Woche abzuleisten ist. Der Bundesminister 
hat die Fünf-Tage-Woche in dem personalstarken Be-
reich des Brief- und Paketzustelldienstes jedoch bis-
her nur zu einem geringen Teil verwirklicht. 

Die Fünf-Tage-Woche hätte für rd. 60 000 Zustell-
kräfte einen freien Werktag, darunter für mehrere tau-
send Kräfte die Verlängerung des Wochenendes, zur 
Folge. Durch die mit dieser Maßnahme notwendige 
Neuorganisation der Zustellbezirke und des Personal-
einsatzes wären Kosteneinsparungen verbunden, die 
den difizitären B rief- und Paketdienst jährlich um rd. 
80 Mio. DM entlasten würden. 

Der Bundesminister sollte daher die wegen der vorge-
sehenen Arbeitszeitverkürzung im nächsten Jahr 
ohnedies notwendige Neuorganisation der Zustellbe-
zirke zum Anlaß nehmen, die Fünf-Tage-Woche auch 
im Brief- und Paketzustelldienst nunmehr allgemein 
einzuführen. Er sollte sich dabei auch von den positi-
ven Erfahrungen derjenigen Postämter leiten lassen, 
die die Fünf-Tage-Woche schon Anfang der 70er 
Jahre eingeführt haben. 

58.4 Stellungnahme des Bundesministers 

Der Bundesminister hat zu den Beanstandungen im 
einzelnen nicht Stellung genommen; gegen die dar-
gestellten Sachverhalte hat er Einwendungen nicht 
erhoben. 

58.5 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß der Bundes-
minister seine Regelungen nunmehr gesetzeskonform 
und sachgerecht gestaltet und unverzüglich das Not-
wendige in die Wege leitet. 

59 Personalbedarf im Funkübertragungsbetrieb 

59.0 

Den Bemessungswerten zur Ermittlung des Personal-
bedarfs in Teilbereichen des Funkübertragungsbe-
triebs liegen unzutreffende Annahmen über Instand-
setzungshäufigkeiten, überhöhter Zeitaufwand für In-
standsetzungs- und Änderungsarbeiten sowie überzo-
gene Vorgaben für Prüf-, Meß- und Überholungsar-
beiten zugrunde. Soweit im Richtfunk neue Techniken 
angewendet werden, fehlt es zum Teil an Bemes-
sungswerten. 

Bei sachgemäßer Personalbedarfsermittlung wäre ein 
Drittel der rd. 450 Personalposten für Betriebskräfte in 
diesen Teilbereichen entbehrlich. 

59.1 

Die Deutsche Bundespost hat für den Funkübertra-
gungsbetrieb 80 Dienststellen eingerichtet. Deren 
Aufgabe ist es, Anlagen für den Richtfunk, den Fern- 
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seh- und Tonrundfunk, die Fünktelefon-, Funkruf-, 
Rheinfunk- und UKW-Seefunkdienste sowie die Pro-
grammeinspeisung in Breitbandverteilnetze zu be-
treiben. Für die Erledigung dieser Aufgaben werden 
insgesamt 1 900 Personalposten vorgehalten, wovon 
rd. 450 Personalposten für Betriebskräfte auf die Teil-
bereiche Richtfunk, Fernsehsender und -umsetzer so-
wie die dazugehörige Fernwirktechnik entfallen. 

Die hierfür gültigen Vorgaben zur Personalbemes-
sung stammen aus dem Jahre 1980 und berücksichti-
gen den damaligen Stand der Technik, die aufbauor-
ganisatorischen Regelungen vom Oktober 1978 und 
die — im wesentlichen noch heute fortgeltenden — 
Vorschriften für die Arbeitserledigung vom Juli 1977. 
Eine Anpassung der Bemessungswerte im Hinblick 
auf neu eingeführte Techniken (Digitalisierung, neue 
Bauformen mit zunehmendem Einsatz von Halbleiter-
bauelementen) hat nicht stattgefunden. 

59.2 

Der Bundesrechnungshof hat im Jahre 1987 beim 
Fernmeldetechnischen Zentralamt die Dokumenta-
tion der Personalbemessungsvorgaben für die ge-
nannten Teilbereiche geprüft. Weiterhin hat er durch 
die Vorprüfungsstellen bei 9 von 15 Leitplätzen und 
111 von über 1 000 Funkübertragungsstellen Erhe-
bungen über 

— die Instandsetzungshäufigkeiten von Richtfunksy-
stemen, Fernsehumsetzern und Fernwirkeinrich-
tungen, 

— den Zeitaufwand für das Instandsetzen und Än-
dern von Fernsehsendern und 

— die Häufigkeit der Erledigung von Prüf-, Meß- und 
Überholungsarbeiten an Richtfunksystemen 

durchführen lassen und ihre Feststellungen mit den 
Vorgaben verglichen, die den Bemessungswerten zu-
grunde liegen. Die Prüfung führte zu folgenden Er-
gebnissen: 

59.2.1 

Gegenüber den für die Bemessungswerte zugrunde 
gelegten Vorgaben liegt die tatsächliche Instandset-
zungshäufigkeit niedriger, und zwar bei den unter-
suchten 

— Richtfunksystemen um 71 v. H. bis 90 v. H., 

— Fernsehumsetzern um rd. 50 v. H. und 

— Fernwirkeinrichtungen um 77 v. H. 

59.2.2 

Der tatsächliche Zeitaufwand für das Instandsetzen 
und Ändern von Fernsehsendern ist um rd. 70 v. H. 
geringer als der in den Bemessungsvorgaben enthal-
tene Zeitanteil. 

59.2.3 

Die den Bemessungsvorgaben für Richtfunksysteme 
zugrundegelegten Fristen für Prüf- und Meßarbeiten 
werden in vielen Fällen weit überschritten und die 
unterstellten Überholungsarbeiten zum Teil über-
haupt nicht ausgeführt, ohne daß dies eine Beein-
trächtigung der Betriebsgüte zur Folge hat. 

59.2.4. 

Da die Vorgaben zur Personalbemessung nicht dem 
technischen Wandel bei den Einrichtungen des Funk-
übertragungsbetriebs angepaßt wurden, kann z. B. 
rund die Hälfte des Personalbedarfs für den Bereich 
Richtfunk nicht mehr unter Anwendung sachgerech-
ter Bemessungswerte bestimmt werden. Um den Zeit-
aufwand einer für solche Fälle vorgeschriebenen Be-
messung nach Beobachtung zu vermeiden, verwen-
den die Ämter in erheblichem Umfang nicht geneh-
migte und in der Regel überhöhte Vergleichswerte. 
Dies führt zum Ausweis eines nicht erforderlichen 
Mehrbedarfs. 

Bei einer Anpassung der Bemessungsvorgaben an die 
tatsächlichen Instandsetzungshäufigkeiten, einer zu-
treffenden Festlegung des Zeitaufwands für Instand-
setzungs- und Änderungsarbeiten, einer Reduzierung 
der Vorgaben für Prüfungen, Messungen und Über-
holungen auf den erforderlichen Umfang sowie einer 
Bereitstellung fehlender Bemessungswerte würden 
von den rd. 450 vorhandenen Personalposten für Be-
triebskräfte in den Bereichen Richtfunk, Fernsehsen-
der und -umsetzer sowie Fernwirktechnik etwa 
150 Personalposten entbehrlich. 

59.3 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
daher empfohlen, 

— die Vorgaben für die Erledigung von Prüf-, Meß-
und Überholungsarbeiten, auf den notwendigen 
Umfang zurückzuführen, die Bemessungswerte 
entsprechend anzupassen und 

— bis zur Herausgabe abgesicherter, die technischen 
Gegebenheiten berücksichtigender Bemessungs-
werte Übergangsmaßnahmen zur Begrenzung der 
Personalentwicklung zu verfügen. 

59.4 

Der Bundesminister hatte Gelegenheit, sich zu der 
Bemerkung zu äußern. Er hat bisher keine Stellung-
nahme abgegeben. 
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60 Beschäftigung bauausführender Kräfte in 
den Fernmeldebaubezirken 

60.0 

Der Bundesminister trägt bei der Festsetzung und der 
Verteilung des Personalbedarfs für die bauausführen-
den Kräfte in den Fernmeldebaubezirken den an 
einen wirtschaftlichen Personaleinsatz zu stellenden 
Anforderungen nur unzureichend Rechnung. Außer-
dem kontrolliert er die Einhaltung der von ihm ge-
schaffenen Bemessungsvorgaben nicht ausreichend. 

60.1 

Der Bundesminister setzte auf der Grundlage seiner 
Bemessungswerte den Personalbedarf für den Ausbau 
und die Instandhaltung der Ortskabelnetze sowie für 
die Errichtung von Anschlüssen und Endstellen bei 
den Fernmeldebaubezirken der Fernmeldeämter im 
Jahre 1986 auf 21 865 Kräfte fest. Das entsprach nach 
den Bemessungsvorgaben einem Eigenleistungsan-
teil der posteigenen Kräfte an den gesamten Arbeiten 
von bundesdurchschnittlich mehr als 80 v. H. Der Um-
fang der an Auftragnehmer vergebenen Arbeiten be-
trug im gleichen Jahr rd. 250 Mio. DM. 

60.2 

Der Bundesrechnungshof hat für das Jahr 1986 die 
Auslastung der bauausführenden Kräfte in den Fern-
meldebaubezirken und das an Auftragnehmer verge-
bene Arbeitsvolumen untersucht. Die Datenerhebun-
gen führten die Vorprüfungsstellen in 10 Direktions-
bezirken bei 41 von insgesamt 96 Fernmeldeämtern 
durch. Dabei zeigte sich, daß 32 der geprüften 
41 Fernmeldeämter mit dem angesetzten Personal 
nicht das vorgegebene Arbeitsvolumen erfüllt, 9 Äm-
ter hingegen Mehrleistungen gegenüber den Sollvor-
gaben erbracht hatten. Die Bandbreite der Abwei-
chungen schwankte bei den einzelnen Ämtern zwi-
schen —40 v. H. und +17 v. H. Werden diese Feststel-
lungen — von den Bemessungswerten des Bundesmi-
nisters ausgehend — auf die im Jahresdurchschnitt 
1986 bundesweit tatsächlich eingesetzten 20 400 bau-
ausführenden Kräfte übertragen, so ergibt sich rech-
nerisch, daß etwa 1 500 Kräfte mit Kosten von rd. 
75 Mio. DM keine Arbeitsleistungen erbracht hät-
ten. 

60.3 

Ursächlich für die Unterschreitung der Vorgaben sind 
nach den getroffenen Feststellungen insbesondere 
folgende Gründe: 

— Durch Neueinstellungen steigt die Zahl der zu be-
schäftigenden Kräfte im Spätsommer/Herbst an. 
Da im Winter die Arbeit an den unterirdischen 
Linien am geringsten ist, kann in den Wintermona-
ten das Personal nicht mehr ausreichend beschäf-
tigt werden. 

— Die Ämter können gegenwärtig die Zahl der in ein 
Beschäftigungsverhältnis zu übernehmenden aus-
gebildeten Fernmeldehandwerker nicht beeinflus-
sen. Außerdem wird ihnen diese Zahl so kurzfristig 
mitgeteilt, daß sie bei Festlegung des Umfangs der 
an Auftragnehmer zu vergebenden Leistungen 
nicht angemessen berücksichtigt werden kann. 
Wegen der Dauer des Vergabeverfahrens müssen 
die Ämter frühzeitig den Vergabeumfang festle-
gen. Aufgrund bereits eingegangener vertragli-
cher Verpflichtungen können später zugewiesene 
Kräfte nicht immer ausreichend beschäftigt wer-
den. 

— Zur Vermeidung längerer Wartezeiten vergeben 
die Ämter Arbeiten zur Einrichtung von Endstellen 
bei den Teilnehmern zum Teil unabhängig von der 
Zahl der vorhandenen Kräfte. 

— Die Einhaltung der Bemessungsvorgaben wird 
weitgehend nicht kontrolliert. 

60.4 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes berück-
sichtigt der Bundesminister bei der Festsetzung des 
Personalbedarfs nur unzureichend die jahreszeitli-
chen Schwankungen des Arbeitsaufkommens. Im 
Hinblick darauf ist ein Eigenleistungsanteil von 
80 v. H. zu hoch und verhindert eine kontinuierliche 
Auslastung der vorhandenen Kräfte. Der Bundesrech-
nungshof hält eine Absenkung des Eigenanteils und 
eine entsprechende Änderung des Personalbedarfs 
für geboten. 

Auch die kurzfristige Zuweisung von Kräften und da-
durch bedingte Änderungen der regionalen Beschäf-
tigtenzahlen beeinträchtigen die Wirtschaftlichkeit 
des Personaleinsatzes, insbesondere wenn solchen 
Maßnahmen nicht mehr durch eine Anpassung der 
von den Ämtern im Rahmen von Auftragsvergaben 
eingegangenen vertraglichen Verpflichtungen Rech-
nung getragen werden kann. 

Ferner muß der Bundesminister bereits bei der Fest-
setzung des Personalbedarfs beachten, daß das Ein-
richten von Endstellen teilweise eine kurzfristige Erle-
digung erfordert, die in Eigenleistung nicht immer 
erbracht werden kann. 

Schließlich hat der Bundesminister es unterlassen, die 
Umsetzung seiner Sollvorgaben sicherzustellen. 

Der Bundesminister wird der wirtschaftlichen Be-
schäftigung der bauausführenden Kräfte künftig 
mehr Bedeutung beimessen müssen. 

60.5 

Der Bundesminister hatte Gelegenheit, sich zu der 
Bemerkung zu äußern. Er hat bisher keine Stellung-
nahme abgegeben. 
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61 Kürzung der Ausbildungsvergütung bei 
Gewährung von Sachleistungen 

61.0 

Die Deutsche Bundespost gewährt den Auszubilden-
den auf Wunsch von Amts wegen Kost und Unterkunft 
und rechnet diese Sachleistungen teilweise auf die 
Ausbildungsvergütung an. Nimmt ein Auszubilden-
der wegen einer Familienheimfahrt vorübergehend 
diese Sachleistungen nicht in Anspruch, so kürzt der 
Bundesminister die anzurechnenden Beträge um das 
Doppelte des in den Tarifverträgen vorgesehenen 
Umfangs. Der Deutschen Bundespost entstehen durch 
diese außertarifliche Regelung Personalmehrkosten 
von jährlich mehr als 340 000 DM. 

61.1 

Die Deutsche Bundespost beschäftigt zur Zeit 
rd. 24 500 Auszubildende (Personalkostenübersicht 
Monat Mai 1988). Etwa 2 100 Auszubildende erhalten 
von Amts wegen Kost und/oder Unterkunft. Nach 
dem Tarifvertrag für die Auszubildenden der Deut-
schen Bundespost (Tarifvertrag), der insoweit inhalt-
lich mit den Tarifverträgen für Auszubildende bei der 
allgemeinen Bundesverwaltung, den Ländern und 
Gemeinden sowie der Deutschen Bundesbahn über-
einstimmt, werden Sachleistungen der Deutschen 
Bundespost (Kost und Unterkunft) auf die Ausbil-
dungsvergütung angerechnet. Die Kürzungsbeträge 
vereinbart der Bundesminister in den Vergütungsta-
rifverträgen zum Tarifvertrag. Sie betragen zur Zeit 
für Kost 140,22 DM und für Unterkunft 48,43 DM 
monatlich (Stand: 1. Juni 1988) und bleiben erheblich 
hinter den Aufwendungen zurück, die durch die Be-
köstigung und Unterbringung der Auszubildenden 
tatsächlich entstehen. Sie sollen ein Beitrag der Aus-
zubildenden zu ihrem Lebensunterhalt sein. 

61.2 

Werden Sachleistungen vorübergehend nicht ge-
währt, so sieht der Tarifvertrag für jeden Tag der Un-
terbrechung eine Verringerung des monatlichen Ab-
zugs um ein Dreißigstel des Kürzungsbetrages vor. 
Für die allgemeine Bundesverwaltung, die Länder 
und Gemeinden sowie die Deutsche Bundesbahn gel-
ten Bleichlautende Vereinbarungen. 

61.3 

Der Bundesminister weicht hier — wie auch in ande-
ren vom Bundesrechnungshof beanstandeten Fällen 
— von der bundeseinheitlichen tarifvertraglichen Re-
gelung ab. Werden Sachleistungen wegen einer 
Heimfahrt des Auszubildenden zum Wohnort der El-
tern oder Erziehungsberechtigten ausgesetzt, so läßt 
er den Kürzungsbetrag für jeden Tag der Unterbre-
chung um zwei Dreißigstel verringern. Diese außerta-
rifliche Regelung hat der Bundesminister auf zwei 
Tage im Kalendermonat begrenzt. Sie gilt seit dem 

1. Januar 1973 bis auf Widerruf. Der Deutschen Bun-
despost entstehen dadurch Personalmehrkosten von 
jährlich über 340 000 DM. 

61.4 

Der Bundesminister hat die außertarifliche Kürzungs-
regelung im Zuge der Tarifverhandlungen über die 
allgemeine Erhöhung der Löhne und Gehälter im 
Jahre 1973 eingeführt und seither unverändert beibe-
halten. Zur Begründung führt der Bundesminister un-
ter Berücksichtigung mündlicher, den Gewerkschaf-
ten gegebener Zusagen an, die Regelung könne nur 
mit Zustimmung der Tarifpartner und nur im Zusam-
menhang mit der Erhöhung der Ausbildungsvergü-
tung abgebaut werden. In der Vergangenheit seien 
mehrere Versuche zur Aufhebung der Regelung am 
Einspruch der Tarifpartner gescheitert. Er sei aber der 
Auffassung, daß sie alsbald aufgehoben werden 
sollte, und prüfe, ob er dieses Vorhaben in die nächste 
Lohnrunde einbringen könne. 

61.5 

Der Bundesminister sollte diese Absicht mit Nach-
druck verfolgen. Dabei sollte er berücksichtigen, 
daß 

— er in der Vergangenheit die Kürzungsbeträge um 
geringere Vomhundertsätze angehoben hat als die 
Ausbildungsvergütung, 

— diese außertarifliche Regelung einen geringeren 
Bestandsschutz genießt als Tarifnormen und ein-
zelarbeitsvertragliche Vereinbarungen und daher 
einseitig abgeändert werden kann. 

Es handelt sich allenfalls um eine bet riebliche Übung, 
in die er neu einzustellende Auszubildende mit Rück-
sicht auf die Arbeitsbedingungen in allen übrigen Be-
reichen des öffentlichen Dienstes nicht mehr einbe-
ziehen sollte. Der Bundesrechnungshof hält es nicht 
für vertretbar, solche Vergütungsunterschiede inner-
halb der Bundesverwaltung und insbesondere seiner 
Sondervermögen beizubehalten. 

62 Veranschlagung und Kosten von großen 
Baumaßnahmen 

62.0 

Die Deutsche Bundespost veranschlagte die Kosten 
für große Baumaßnahmen häufig ungenau und in vie-
len Fällen überhöht. Das führte zu unzutreffenden 
Haushaltsansätzen und zu unnötig hohen Bauko-
sten. 

Hohe Baukosten entstanden auch, weil Wirtschaftlich-
keitsüberlegungen nicht oder nicht ausreichend ange-
stellt worden waren. 
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62.1 Veranschlagung 

62.1.1 

Die Deutsche Bundespost hat in einer Kostenberech-
nung die Ausgaben zu ermitteln, die für eine Baumaß-
nahme voraussichtlich entstehen. Diese Kostenbe-
rechnung ist eine der Grundlagen für die Einstellung 
eines Bauvorhabens in den Haushaltsplan. Ihr sollen 
nach den Dienst- und Arbeitsvorschriften der Deut-
schen Bundespost Erfahrungswerte zugrunde gelegt 
werden. 

Der Bundesrechnungshof hat bei 85 Post- und 110 
Fernmeldedienstgebäuden geprüft, ob in den Kosten-
berechnungen Erfahrungswerte vergleichbarer Bau-
maßnahmen berücksichtigt waren. Bei 108 Gebäuden 
hat er ergänzend die veranschlagten den abgerechne-
ten Kosten gegenübergestellt. Zusammenfassend hat 
er festgestellt: 

— Die Kosten waren in 138 von 195 Fällen (rd. 
70 v. H.) nicht nach den Erfahrungswerten ver-
gleichbarer und abgerechneter Baumaßnahmen 
ermittelt worden. 

— Bei den nach DIN 276 (Kosten von Hochbauten) zu 
bildenden Kostengruppen bestanden erhebliche 
Unterschiede zwischen Veranschlagung und Ab-
rechnung. Die Unterschiede betrugen bei der Ko-
stengruppe „Baukonstruktion" , auf die ein Anteil 
von 70 bis 80 v. H. der Gesamtbaukosten entfällt, 
bei etwa einem Drittel der 108 untersuchten Ge-
bäude mehr als 40 v. H. und bei etwa zwei Drittel 
mehr als 20 v. H. 

— Die veranschlagten Kosten waren bei 59 von 108 
Gebäuden um mehr als 20 v. H. höher als die abge-
rechneten. Dies ist hauptsächlich darauf zurückzu-
führen, daß die Kostenansätze nicht von vergleich-
baren und abgerechneten Baumaßnahmen, son-
dern entweder von Planungen mit überhöhten Ko-
sten oder von Bauwerken mit besonders kosten-
trächtigen Zusatzmaßnahmen (Architektur, Grün-
dung) ungeprüft übernommen worden waren. 

62.1.2 

Der Bundesrechnungshof sieht in der ungenauen und 
überhöhten Veranschlagung einen die Wirtschaftlich-
keit der Bauausführung beeinträchtigenden Mangel, 
durch den die zutreffende Beurteilung der Haushalts-
belastung und die Überwachung der Kostenentwick-
lung erschwert wird. 

Zu hoch veranschlagte Baukosten verleiten dazu, von 
der genehmigten Planung abzuweichen und die Bau-
maßnahme aufwendiger als ursprünglich vorgesehen 
auszuführen. Sie führen außerdem zu überhöhten 
Architektenhonoraren und Genehmigungsgebühren, 
da für diese die Kostenanschlagssumme Berech-
nungsgrundlage ist. 

62.1.3 

Der Bundesminister hat eingeräumt, daß für die Un-
terschiede zwischen Veranschlagung und Abrech-
nung ungenaue Kostenberechnungen mitursächlich 
seien. Er habe deshalb im Jahre 1987 ein anderes 
Berechnungsverfahren eingeführt. Statt wie bisher 
nur grob nach Kostengruppen werde nun feiner nach 
sogenannten Kostenelementen gegliedert, und zwar 
sowohl bei der Veranschlagung als auch bei der Ab-
rechnung. Der höhere Detaillierungsgrad führe 
zu sachgerechteren Vergleichsdaten fertiggestellter 
Baumaßnahmen als Voraussetzung für größere Si-
cherheit bei der Kostenberechnung. 

62.1.4 

Der Bundesrechnungshof begrüßt die Einführung des 
neuen Verfahrens. Der Bundesminister wird bei sei-
ner Prüfung und Genehmigung von Entwürfen und 
Kostenberechnungen aber mehr als bisher darauf zu 
achten haben, daß künftig zutreffender veranschlagt 
wird. 

62.2 Kosten 

62.2.1 

Der Bundesrechnungshof hat ferner die abgerechne-
ten Kosten, bezogen auf die Nettogrundrißfläche, bei 
Gebäuden gleicher Nutzung, z. B. bei Postämtern, 
Fernmeldeämtern, Ortsvermittlungsstellen, miteinan-
der verglichen. Dabei hat er festgestellt, daß bei der 
Kostengruppe „Baukonstruktion" der Unterschied 
zwischen höchster und niedrigster Abrechnungs-
summe (DM/m2) bis zu 45 v. H. betrug. 

62.2.2 

Der Bundesrechnungshof hält diese Unterschiede für 
zu groß. Sie haben nach seiner Prüfungserfahrung die 
wesentliche Ursache da rin, daß bei der Planung und 
Ausführung die Wirtschaftlichkeit technischer Lösun-
gen oft nicht zutreffend eingeschätzt wird. Mitunter 
wird aufwendig und teuer gebaut, obwohl dies im 
Hinblick auf Lage und Verwendungszweck der Bau-
werke nicht erforderlich ist. 

62.2.3 

Der Bundesminister hat dazu geäußert, er erwarte 
künftig bei sorgfältigerer Veranschlagung nach dem 
von ihm eingeführten neuen Verfahren, daß auch 
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen mehr als bisher Pla-
nungs- und Ausführungsgrundlage seien. 
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62.2.4 

Dem Bundesrechnungshof reicht dies nicht aus. Der 
Bundesminister wird im Rahmen seiner Fachaufsicht 
stärker als bisher auf eine kostengünstigere Ausfüh-
rung der Bauvorhaben der Deutschen Bundespost zu 
achten haben. 

Der Bundesrechnungshof wird die Auswirkungen der 
Neuregelung beobachten. 

Ausgleichsfonds für überregionale Maßnahmen 
zur Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, 
Beruf und Gesellschaft 

63 Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 

63.0 

Der Bundesminister gewährte zur Abdeckung von 
Verbindlichkeiten einer Stiftung für Rehabilitation im 
Rahmen eines umfassenden Sanierungskonzepts ei-
nen Zuschuß in Höhe von 16,5 Mio. DM. 

Der Bundesrechnungshof beanstandet, daß der Bun-
desminister es unterlassen hat, nicht benötigte Sanie-
rungsmittel entsprechend seinem Finanzierungsan-
teil unverzüglich zurückzufordern. 

63.1 

In den Bemerkungen 1984 (Drucksache 10/2223 
Nr. 21) hatte der Bundesrechnungshof über die wirt-
schaftliche Situation einer Stiftung berichtet, die der 
beruflichen und medizinischen Rehabilitation dient. 
Sie hatte in den Jahren 1977 bis 1981 Verluste in Höhe 
von mehreren Millionen DM erwirtschaftet. Zur Sa-
nierung der Stiftung bewilligte der Bundesminister im 
Juli 1982 auf Vorschlag des Beirates für die Rehabili-
tation der Behinderten einen Zuschuß in Höhe von 
16,5 Mio. DM aus dem von ihm verwalteten Schwer-
behinderten-Ausgleichsfonds. 

In dem Bewilligungsbescheid hieß es u. a.: „ ... auf-
grund des Ergebnisses der Gespräche a ller Beteiligten 
über die Gesamtkonzeption zur Sanierung der Stif-
tung bewillige ich ... einen Zuschuß bis zu 16 500 000 
DM ... Die Zuwendung ist Teil der Sanierungshilfen 
zum Abbau der bis Ende 1981 aufgelaufenen .. . 
Verbindlichkeiten der Stiftung in Höhe von 
56,5 Mio. DM .. . 

Im übrigen erfolgt die Auszahlung in Absprache mit 
den anderen öffentlichen Zuwendungsgebern und 
unter der weiteren Voraussetzung, daß auch diese 
entsprechende Quoten ihrer zugesagten Sanierungs-
hilfen erbringen". 

Die „Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung" waren Bestandteil des 
Bescheides. 

Die Zuwendung war zweckgebunden zur Ablösung 
im einzelnen bezeichneter Bankverbindlichkeiten. In-
soweit hat auch ein Verwendungsnachweis vorgele-
gen. 

Außer dem Bundesminister waren das Land Baden-
Württemberg und andere Körperschaften aus dem 
Landesbereich an den Sanierungshilfen beteiligt. 

63.2 

Der Landesrechnungshof Baden-Württemberg stellte 
im Jahre 1984 fest, daß zur Sanierung der Stiftung ein 
um 10,8 Mio. DM geringerer Finanzierungsbedarf be-
standen habe als von den Zuwendungsgebern ange-
nommen. Dieser Würdigung wurde zwar vom Mini-
sterium für Arbeit, Gesundheit, Familie und Sozial-
ordnung des Landes Baden-Württemberg widerspro-
chen, aber ein „Überschuß" nach Abschluß der Sanie-
rung in dieser Größenordnung wurde nicht bestritten. 
Auf Anregung des Landesrechnungshofes wurde ein 
Teil dieses Überschusses in Höhe von rd. 7 Mio. DM 
mit Wirkung vom 31. Dezember 1985 in ein gesonder-
tes Stiftungsvermögen (Zustiftung) eingebracht. 

Der Bundesminister als Gründungsmitglied der Stif-
tung verlangte einen Nachweis über die Herkunft der 
Mittel für die Zustiftung; dies lehnte die Stiftung je-
doch ab. Sie erbrachte lediglich gegenüber dem 
Hauptkostenträger für Leistungen der beruflichen Re-
habilitation, der Bundesanstalt für Arbeit, ein Nega-
tivtestat, wonach Einnahmen aus der beruflichen Re-
habilitation nicht in die Zustiftung eingeflossen 
seien. 

63.3 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bundesminister den auf ihn entfallenden Anteil (rd. 
4 Mio. DM) der aus der Übersanierung stammenden 
Mittel nicht zurückgefordert hat. Nach dem der Bewil-
ligung zugrundeliegenden Sanierungskonzept haben 
die Zuwendungsgeber die Mittel für die Verluste an-
teilig aufgebracht. So wird im Bewilligungsbescheid 
auf die „entsprechenden Quoten" der anderen Zu-
wendungsgeber hingewiesen. Auch der Beirat für die 
Rehabilitation Behinderter ging bei seinem Vorschlag 
davon aus, daß die Finanzierung der Bet riebsverluste 
in ihrer Gesamtheit durch entsprechende Erklärun-
gen aller Zuwendungsgeber sicherzustellen sei. Des-
halb reichte es nicht aus, daß die Stiftung den Nach-
weis für die Abgeltung der konkreten Bankverbind-
lichkeiten gegenüber dem Bundesminister erbrachte; 
sie hätte darüber hinaus belegen müssen, daß die 
gesamten Zuwendungen im Rahmen des Sanierungs-
konzepts notwendig waren und zweckentsprechend 
verwendet wurden. 

63.4 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß die Stiftung die 
an die Bewilligung der Zuwendung geknüpften Auf-
lagen, nämlich die Abgeltung von Bankverbindlich-
keiten in Höhe von 16,5 Mio. DM, beachtet habe. Der 
entsprechende Nachweis sei ihm gegenüber erbracht 
worden. Damit habe er keine rechtliche Handhabe, 
Zuwendungsmittel zurückzufordern, selbst wenn sich 
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eine Übersanierung der Stiftung eindeutig feststellen 
lasse, was er bezweifle. 

Zwar habe der von ihm bewilligten Zuwendung an die 
Stiftung ein umfassendes, zwischen allen beteiligten 
Stellen abgestimmtes Konzept zugrunde gelegen; die 
Zuwendung habe aber einen rechtlich selbständigen 
Beitrag ausschließlich zur Sanierung der beruflichen 
Rehabilitation dargestellt. In diesem Bereich habe 
auch keine Übersanierung stattgefunden. 

63.5 

Die Ausführungen des Bundesministers überzeugen 
den Bundesrechnungshof nicht. 

Er hält eine Übersanierung für erwiesen, da ein 
„Überschuß" im Vermögen der Stiftung unstreitig 
eingetreten ist und diese Mittel nach dem von der Stif-
tung vorgelegten Negativtestat nicht aus Leistungen 
zur beruflichen Rehabilitation stammen. Daraus er-
gibt sich, daß sich der „Überschuß" infolge der Zu-
wendungen verschiedener öffentlicher Geldgeber ge-
bildet hat. 

Der Bundesrechnungshof bleibt auch bei seiner Auf-
fassung, daß der Bundesminister die zuviel gezahlten 
Mittel anteilig hätte zurückfordern müssen. Zweifel 
hinsichtlich der Durchsetzbarkeit eines Erstattungs-
anspruchs hätten durch Aufnahme einer entsprechen-
den Nebenbestimmung in den Zuwendungsbescheid 
ausgeschlossen werden können. 

63.6 

Der Bundesminister wird dafür Sorge zu tragen ha-
ben, daß eine Wiederholung eines solchen Falles in 
Zukunft ausgeschlossen ist. Insbesondere wird er be-
reits beim Erlaß eines Zuwendungsbescheids Unsi-
cherheiten bei der Feststellung des Finanzierungsbe-
darfs zu berücksichtigen und entsprechende Vorkeh-
rungen für eine gegebenenfalls notwendig werdende 
Rückforderung von Mitteln zu treffen haben. Ferner 
sollte der Bundesminister sicherstellen, daß Erstat-
tungsansprüche unverzüglich geltend gemacht wer-
den. 

Bundesunmittelbare juristische Personen des 
öffentlichen Rechts 

64 Verhalten eines Mitglieds der 
Geschäftsleitung 

64.0 

Ein Vorstandsmitglied eines Unternehmens des öf-
fentlichen Rechts hat in sieben Fällen gegen das Ge-
setz über das Kreditwesen und in zwei Fällen gegen 
die Dienstanweisung für den Vorstand des Unterneh-
mens verstoßen. In fünf dieser Fälle ist dem Unterneh-
men durch mehrere Vergleiche ein Schaden von rd. 
9 Mio. DM entstanden. Die Hauptversammlung hat in 
Kenntnis des Sachverhaltes den Vorstand entlastet, 
der Verwaltungsrat hat das Vorstandsmitglied für wei-
tere fünf Jahre wiederbestellt. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hätten 
sowohl die Vertreter des Bundes in der Hauptver-
sammlung und im Verwaltungsrat als auch der Bun-
desminister im Rahmen seiner Rechtsaufsicht diese 
Entwicklung nicht ohne Folgerungen hinnehmen dür-
fen. Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
aufgefordert, die Frage des Schadenausgleichs zu 
prüfen. 

64.1 

64.1.1 

Der Bundesrechnungshof hatte schon in den Bemer-
kungen zur Bundeshaushaltsrechnung 1976 vom 
22. September 1978 (Drucksache 8/2124 Tz. 149 bis 
153) über ein Unternehmen des öffentlichen Rechts 
(Unternehmen) und seine damals durch die Satzung 
nicht gedeckte Geschäftstätigkeit berichtet. Nach An-
derung der Satzung hat das Unternehmen seine Tätig-
keit in den nunmehr zugelassenen Bereichen erheb-
lich ausgedehnt. 
So haben sich die gegenüber Kommunaldarlehen er-
fahrungsgemäß mit höheren Risiken behafteten Hy-
pothekendarlehen innerhalb von vier Jahren von 6,3 
Mrd. DM am 31. Dezember 1979 auf 12,1 Mrd. DM am 
31. Dezember 1983 fast verdoppelt. In der gleichen 
Zeit mußten zu diesen Darlehen die Einzelwertberich-
tigungen zur Abdeckung der erkennbaren akuten Ri-
siken von 3,1 Mio. DM auf 25,5 Mio. DM, also auf das 
Achtfache erhöht werden. Die sogenannten anmer-
kungsbedürftigen Kredite — hier hat der Abschluß-
prüfer Kredite dargestellt, bei denen aufgrund der 
wirtschaftlichen Verhältnisse über dem Durchschnitt 
liegende Risiken festgestellt wurden, ein Einzelwert-
berichtigungsbedarf aber nicht oder noch nicht er-
kennbar war — erhöhten sich im gleichen Zeitraum 
von 21 Mio. DM auf 2,1 Mrd. DM, also auf das Hun-
dertfache; sie machten etwa ein Sechstel der Forde-
rungen aus Hypothekendarlehen aus. 

64.1.2 

Im Rahmen der Ausweitung des Hypothekengeschäf-
tes mit weit überproportional zunehmenden Risiken 
schloß das Unternehmen vermehrt sogenannte Ko-
operationsgeschäfte und gewährte Darlehen im nach-
rangigen Bereich. So kaufte es von einem privaten 
Unternehmen des gleichen Geschäftszweiges Darle-
hen, übernahm Einzelbürgschaften und schloß ein 
Bürgschaftsrahmenabkommen. Dabei wurde in Ver-
antwortung eines Vorstandsmitglieds in sieben Fällen 
gegen § 18 des Gesetzes über das Kreditwesen (KWG) 
verstoßen, weil Unterlagen über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Schuldner nicht vorlagen, deren Bo-
nität und der Wert der gegebenen Sicherheiten des-
halb zuverlässig nicht beurteilt werden konnten. Das 
Vorstandsmitglied hat zudem zwei Einzelbürgschaf-
ten gegeben, ohne daß ein nach der Dienstanweisung 
an den Vorstand notwendiger schriftlicher Beschluß 
von zwei Vorstandsmitgliedern über die Bewilligung 
vorlag; diese Beschlüsse wurden erst etwa 7 Wochen 
und 16 Monate später gefaßt. In einigen Fällen gab 
das Vorstandsmitglied wichtige Unterlagen über 
diese Geschäfte nicht zu den Akten, sondern ver-
wahrte sie persönlich. 



Drucksache 11/3056 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen ordnete 
im März 1984 bei dem Unternehmen eine Sonderprü-
fung an. Das Ergebnis dieser Prüfung bestätigte die 
Verstöße des Vorstandsmitglieds gegen das KWG und 
die Dienstanweisung für den Vorstand. Das Bundes-
aufsichtsamt hat nach schriftlicher und mündlicher 
Erörterung des Ergebnisses der Prüfung mit dem be-
troffenen Vorstandsmitglied im Dezember 1984 des-
sen Verhalten in schriftlicher Form ausdrücklich miß-
billigt und für den Wiederholungsfall angedroht, seine 
Qualifikation als Geschäftsleiter eines Kreditinstitutes 
in Zweifel zu ziehen. 

Im Laufe des Jahres 1984 traten infolge von Zahlungs-
schwierigkeiten einiger Schuldner mit dem Ge-
schäftspartner des Unternehmens Meinungsverschie

-

denheiten über die Risikoverteilung, über getroffene 
Abreden sowie über Angaben zur Bonität und zur 
Bewertung von finanzierten Objekten auf. Die Mei-
nungsverschiedenheiten wurden durch fünf in der 
Zeit von Anfang 1985 bis Anfang 1988 geschlossene 
Vergleiche ausgeräumt. Dem Unternehmen entstan-
den aus 5 Darlehen und 24 Einzelbürgschaften Aus-
fälle einschließlich Kosten von insgesamt etwa 37 Mio. 
DM sowie aus dem Bürgschaftsrahmenabkommen 
über 200 Mio. DM Ausfälle von 8 Mio. DM, insgesamt 
also etwa 45 Mio. DM. 

Von diesem Schaden entfielen 9 Mio. DM auf fünf der 
neun Fälle, in denen gegen das KWG oder die Dienst-
anweisung für den Vorstand verstoßen worden war. 

64.1.3 

Die Hauptversammlung entlastete im Mai 1985 den 
Vorstand. Der Verwaltungsrat bestellte im September 
1987 das Vorstandsmitglied für weitere fünf Jahre 
wieder. 

64.2 

Die Verstöße des Vorstandsmitglieds gegen das KWG 
und die Dienstanweisung für den Vorstand sind nach-
gewiesen; auch das Bundesaufsichtsamt für das Kre-
ditwesen hat sie gerügt. Zwischen dem Handeln des 
Vorstandsmitglieds und dem eingetretenen Schaden 
von zumindest knapp 9 Mio. DM besteht ein ursäch-
licher Zusammenhang. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hätte 
das Fehlverhalten des Vorstandsmitglieds von den 
Vertretern des Bundes in der Hauptversammlung und 
im Verwaltungsrat nicht ohne Folgerungen hinge-
nommen werden dürfen. Auch der Bundesminister 
hätte im Rahmen seiner Rechtsaufsicht tätig werden 
müssen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister ge-
beten, zur Entlastung des Vorstandes und zu perso-
nellen Veränderungen sowie zum Schadenausgleich 
durch Vorstandsmitglieder Stellung zu nehmen. 

64.3 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß die Zunahme 
der Risiken im Kreditgeschäft kein spezifisches Pro

-

blem des Unternehmens sei, sondern alle in diesem 
Bereich tätigen Unternehmen betreffe. Gegen diese 
Geschäftsrisiken habe das Unternehmen nach seiner 
Auffassung ausreichend Vorsorge getroffen. 

Der vom Bundesrechnungshof gesehene Zusammen-
hang zwischen Verstößen eines Vorstandsmitglieds 
gegen Vorschriften des KWG und die Dienstanwei-
sung für den Vorstand einerseits und dem Schaden 
von etwa 45 Mio. DM andererseits könne in dieser 
Form nicht hergestellt werden. Von den Verstößen 
gegen das KWG in sieben Fällen seien drei ohne Scha-
den verlaufen, von den in zwei Fällen festgestellten 
Verstößen gegen die Dienstanweisung für den Vor-
stand habe einer zu einem Schaden geführt. 

Die Entlastung des Vorstandes in der Hauptversamm-
lung im Mai 1985 sei eingehend geprüft worden. Der 
Vorstand sei entlastet worden, weil dadurch nicht auf 
etwaige Schadenersatzansprüche gegen einzelne 
Vorstandsmitglieder verzichtet werde. Eine nur teil-
weise Entlastung hätte im übrigen negative Auswir-
kungen auf die Geschäftstätigkeit des Unternehmens 
gehabt. 

Gegen die Geltendmachung von Schadenersatzan-
sprüchen sprächen neben der rechtlichen Beurteilung 
der Aussichten einer Schadenersatzklage auch das 
Interesse des Unternehmens und damit des Bundes als 
Anteilseigner. Zudem sei es kaum vorstellbar, daß 
Vorstandsmitglieder weiterhin ihre Aufgaben wahr-
nehmen könnten, wenn gegen sie Schadenersatzan-
sprüche gestellt würden. 

64.4 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes bestand 
für die Ausweitung der Geschäftstätigkeit unter In-
kaufnahme so erheblicher Risiken kein Anlaß. Der 
Zusammenhang zwischen dieser Art der Geschäfts-
ausweitung in Verbindung mit dem Fehlverhalten des 
Vorstandsmitglieds und dem Schaden von zumindest 
knapp 9 Mio. DM ist nach Auffassung des Bundes-
rechnungshofes offenkundig. In fünf von den neun in 
Rede stehenden Einzelfällen ist tatsächlich ein Scha-
den eingetreten. Daß in den vier weiteren Fällen kein 
Schaden eingetreten ist, kann weder das Fehlverhal-
ten des Vorstandsmitglieds entschuldigen noch den 
vom Bundesrechnungshof gesehenen Zusammen-
hang widerlegen. Selbst wenn die Durchsetzbarkeit 
eines Schadenersatzes nicht einheitlich beurteilt wor-
den sein sollte, hält der Bundesrechnungshof es nicht 
für vertretbar, mit Rücksicht auf mögliche negative 
Auswirkungen auf das Unternehmen eine Teilentla-
stung auszuschließen und darüber hinaus von vorn-
herein Vorstandsmitglieder vom Schadenausgleich 
freizustellen. Der Bundesrechnungshof enthält sich 
einer Stellungnahme darüber, ob es vorstellbar ist, 
daß Vorstandsmitglieder ihre Aufgaben wahrnehmen 
können, wenn gegen sie Schadenersatzansprüche ge-
stellt werden. In jedem Fall hätten aber sowohl die 
Vertreter des Bundes in der Hauptversammlung und 
im Verwaltungsrat als auch der Bundesminister im 
Rahmen seiner Rechtsaufsicht die notwendigen Fol-
gerungen ziehen müssen. 
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65 Beratungstätigkeit des Bundesrechnungshofes 

65.1 Untersuchung ausgewählter 
Organisationseinheiten beim 
Bundesminister des Innern 
(Kapitel 06 01) 

Der Bundesrechnungshof hat die Organisationsstruk-
turen von Referaten in sechs Abteilungen des Bundes-
ministeriums des Innern (Ministe rium) untersucht. 
Prüfungsziel war es, Vorschläge zur Straffung der 
Aufbauorganisation und zur Verbesserung der Ab-
lauforganisation zu machen. 

Zum Zeitpunkt der Erhebungen waren die Fachabtei-
lungen des Ministeriums — ohne die dem Leitungsbe-
reich angegliederten Organisationseinheiten sowie 
die Referate der Zentralabteilung — in insgesamt 101 
Referate gegliedert. Davon hatten 45 Referate einen 
Personalbestand von weniger als fünf Referatsange-
hörigen. Solche „Kleinreferate" sind unter Berück-
sichtigung organisatorischer und wirtschaftlicher Ge-
sichtspunkte nur in begründeten Ausnahmefällen zu 
rechtfertigen. Entsprechende Gründe waren jedoch in 
den untersuchten Bereichen für mehr als zehn Refe-
rate nicht erkennbar. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb eine Straffung 
der Aufbauorganisation empfohlen und hierzu zahl-
reiche Vorschläge gemacht, die auch zu Personalein-
sparungen führen können. Dabei ist er sich bewußt, 
daß solche Maßnahmen nicht immer kurzfristig wirk-
sam werden können, erwartet allerdings, daß der 
Bundesminister des Innern (Bundesminister) die An-
regungen, z. B. bei Freiwerden von Stellen, konse-
quent umsetzt. 

Die Untersuchung hat ferner ergeben, daß der Bun-
desminister auch nichtministerielle Tätigkeiten 
— Einzelentscheidungen des Vollzugs — ausübt. Der 
Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, diese Auf-
gaben auf eine Oberbehörde zu delegieren. 

Der Bundesminister hat in seiner Stellungnahme die 
Vorschläge des Bundesrechnungshofes zur Verringe-
rung der Zahl der Kleinreferate und zur Straffung der 
Aufbauorganisation aus organisatorischer Sicht 
grundsätzlich anerkannt. Die vorgefundenen Organi-
sationsstrukturen hat er mit „politischen und perso-
nalwirtschaftlichen Sachzwängen" begründet. Die 
Hinweise des Bundesrechnungshofes werde er aber 
bei künftigen Personal- und Organisationsentschei-
dungen berücksichtigen und im Rahmen der perso-
nalwirtschaftlichen und politischen Möglichkeiten 
weiterverfolgen. 

Der Bundesminister hat schon während der örtlichen 
Erhebungen einige der vom Bundesrechnungshof 
aufgezeigten Verbesserungsmöglichkeiten umge-
setzt und durch Aufgabenverlagerung inzwischen 
drei Referate aufgelöst. Er beabsichtigt, mit den frei-
gewordenen Stellen den Bedarf für die Wahrnehmung 

neuer oder die intensivere Wahrnehmung bestehen-
der Aufgaben zu decken. 

Der Bundesminister hält Überlegungen hinsichtlich 
der Übertragung nichtministerieller Aufgaben auf 
eine Bundesoberbehörde im Einzelfall für gerechtfer-
tigt. Er erhebt jedoch aus der Sicht der betroffenen 
Behörde im Hinblick auf die personalwirtschaftlichen 
Auswirkungen Bedenken gegen derartige Maßnah-
men. Gleichwohl wird er aber eine Lösung anzustre-
ben haben, da nichtministerielle Aufgaben nicht auf 
Dauer im Ministe rium belassen bleiben sollten. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiter verfolgen und zu gegebener Zeit darüber be-
richten. 

65.2 Datensicherung am Arbeitsplatz beim 
Einsatz von Arbeitsplatzcomputern 

65.2.1 

Die Bundesbehörden setzen in immer größerer Zahl 
Arbeitsplatzcomputer ein. Das neue technische Hilfs-
mittel bringt elektronische Verarbeitungs- und Spei-
cherkapazität an den Arbeitsplatz und beeinflußt das 
Arbeitsverhalten von Bediensteten, die nicht Daten-
verarbeitungsfachleute sind. 

Um auch künftig eine störungsfreie und wirtschaftli-
che Aufgabenerfüllung sicherzustellen, muß der Ein-
satz der Arbeitsplatzcomputer insbesondere im Hin-
blick auf den Umgang mit dem Gerät und die zu ver-
arbeitenden oder zu speichernden Informationen ge-
regelt werden. Dabei ist es eine der wichtigsten Auf-
gaben, dem Risiko des Verlustes von Programmen 
und Daten am Arbeitsplatz entgegenzuwirken. 

Der Bundesrechnungshof hat bei Bundesbehörden 
die Datensicherung am Arbeitsplatz beim Einsatz von 
Arbeitsplatzcomputern geprüft und untersucht, wel-
che Vorkehrungen zur Sicherung der Datenbestände 
am Arbeitsplatz getroffen worden sind und ob diese 
dem gegenwärtigen technischen Stand und den orga-
nisatorischen Erkenntnissen entsprechen. 

Der Bundesrechnungshof hat dabei folgende wesent-
liche Mängel festgestellt: 

— Es fehlt an ausreichender Vorsorge gegen system-
bedingte Datenverluste am Arbeitsplatz. 

— Weitgehend fehlen Regelungen für die Benutzung 
der Arbeitsplatzcomputer. 

— Die Sicherung von Anwendungsprogrammen und 
Anwenderdaten wird selten regelmäßig und recht-
zeitig durchgeführt. 

— Die Führung brauchbarer Programm-Dokumenta-
tionen wird vernachlässigt. 
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— Die Arbeitsplatzcomputer-Benutzer sind oft unzu-
reichend aus- und fortgebildet; ihnen sind die Risi-
ken für Daten und Gerät bei Arbeitsplatzcompu-
ter-Anwendungen nicht ausreichend bekannt. 

— Der Einsatz privateigener Arbeitsplatzcomputer 
für die Erledigung von Dienstgeschäften in Behör-
den bringt zusätzliche Verlust- und Mißbrauchsri-
siken mit sich. Private Arbeitsplatzcomputer wer-
den zum Teil mit p rivater und den Behörden nicht 
bekannter Software bet rieben. 

65.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb den obersten 
Bundesbehörden empfohlen: 

65.2.2.1 

Zur Sicherung der Daten am Arbeitsplatz eine die 
gesamte Behörde und gegebenenfalls die zentrale 
Datenverarbeitung einschließende Datensicherungs-
konzeption zu erarbeiten und insbesondere darauf zu 
achten, daß 

— das Gesamtsystem oder Teile davon wirksam ge-
gen unbefugte Nutzung geschützt werden, 

— Zugangs- und Zugriffsbefugnisse der Benutzer auf 
Daten und Programme festgelegt werden und die 
Einhaltung der Regeln kontrolliert wird, 

— regelmäßig und systema tisch (softwaregesteuert) 
Sicherheitskopien der Arbeitsplatzcomputer-Da-
tenbestände erstellt werden, 

— die Sicherungsdatenträger möglichst in einem 
zentralen Archiv vom System getrennt verwahrt 
werden. 

65.2.2.2 

Bei allen Sicherungsmaßnahmen (einschließlich der 
organisatorischen Regelungen) auf ein angemesse-
nes, wirtschaftlich vertretbares Verhältnis zwischen 
Schutzwürdigkeit der Daten und Sicherungsaufwand 
zu achten und Risikoanalysen durchzuführen. 

Der Bundesrechnungshof hat die obersten Bundesbe-
hörden gebeten, darauf hinzuwirken, daß die aufge-
zeigten oder vergleichbaren Mängel auch im nachge-
ordneten Bereich besei tigt werden. Er hält den Einsatz 
privateigener Arbeitsplatzcomputer zur Erledigung 
dienstlicher Aufgaben für nicht gerechtfertigt und un-
ter Datensicherungsgesichtspunkten für riskant. Ei-
nige Bundesbehörden haben bereits Konsequenzen 
aus den Prüfungsergebnissen gezogen und Regelun-
gen für den Einsatz von Arbeitsplatzcomputern einge-
führt. 

Der Bundesrechnungshof wird zu gegebener Zeit un-
tersuchen, ob die Empfehlungen umgesetzt worden 
sind. 

65.3 Neuorganisation des Rüstungsbereiches 

65.3.1 

Im Jahre 1984 ließ der Bundesminister der Verteidi-
gung (Bundesminister) von einer internen Arbeits-
gruppe die Struktur des Rüstungsbereiches untersu-
chen. Ziele waren, ein wirksameres Kostenmanage-
ment zu schaffen, die Organisa tion für die Entwick-
lung und Beschaffung von Wehrmaterial zu straffen, 
die Entscheidungsprozesse zu vereinfachen und zu 
beschleunigen sowie die wehrtechnische Forschung 
und Technologie zu stärken. 

Der Bundesminister bat den Bundesrechnungshof, ihn 
bei seinen Überlegungen zur Neuordnung des Rü-
stungsbereiches beratend zu unterstützen. 

Der Bundesrechnungshof hat daraufhin die Bereiche 
„Forschung und Technologie " und „Projektmanage-
ment" geprüft und sich dabei auf die Lenkungs- und 
Kontrollaufgaben im Ministe rium konzentriert. Er hat 
darüber hinaus die von der Arbeitsgruppe erarbeite-
ten Modelle zur Neuorganisation bewertet. Das Er-
gebnis seiner Prüfung hat er dem Bundesminister im 
Dezember 1985 und September 1987 mitgeteilt. 

65.3.2 

Der Bundesrechnungshof hat insbesondere folgende 
Schwachstellen festgestellt: 

— Die organisatorische Trennung zwischen der 
wehrtechnischen Forschung in der Unterabteilung 
Rüstungsforschung und der Projektbearbeitung in 
den Unterabteilungen Land, Luft und See der Rü-
stungsabteilung hat sich nicht bewährt. Dies er-
schwert eine Integra tion der einzelnen Bereiche. 

— Eine wirkungsvolle Steuerung von Rüstungspro-
jekten ist nicht gewährleistet, weil gegenwärtig 
die militärische Seite (Systembeauftragte der Teil-
streitkräfte) und die zivile Seite (Projektreferenten 
der Rüstungsabteilung) im Management in allen 
Phasen des Waffenentstehungsgangs gleichbe-
rechtigt zusammenwirken. Dies erschwert zügige 
Entscheidungen und verzögert die Arbeitsab-
läufe. 

— Das Management leidet bei den immer zahlreicher 
werdenden internationalen Vorhaben unter Korn-
petenzstreitigkeiten zwischen den Teilstreitkräf-
ten und der Rüstungsabteilung über die Frage der 
Delegationsleitung in internationalen Lenkungs-
gremien. 

— Die Befugnisse und Verantwortlichkeiten der Ma-
nagementträger zur Steuerung der fachlichen, 
personellen, terminlichen und finanziellen Ele-
mente eines Vorhabens sind nicht klar und nicht 
auf das Ziel eines entscheidungsfähigen Manage-
ments hin geregelt. 

— Wirtschaftlichen Fragen sowie Fragen der Kosten-
steuerung und -kontrolle wird nicht immer die ge-
botene Bedeutung beigemessen. 
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65.3.3 

Neben etwa hundert kurzfristig umsetzbaren Verbes-
serungsvorschlägen — insbesondere zum Verfahren 
— hat der Bundesrechnungshof auch eine nur länger-
fristig zu verwirklichende strukturelle Änderung der 
Rüstungsorganisation empfohlen. Danach sollten die 
Forschungs- und Technologieaufgaben nach Auflö-
sung der Organisationseinheit „Rüstungsforschung" 
in die Fachreferate der Unterabteilungen „Rüstung" 
integriert werden. Waffensysteme sollten nur durch 
einen verantwortlichen Leiter ( „Manager") gesteuert 
werden. Gleichzeitig sollten die einzelnen Phasen des 
sogenannten Waffenentstehungsgangs gestrafft und 
technisch-wirtschaftlichen Aufgaben größeres Ge-
wicht beigemessen werden. 

65.3.4 

Der Bundesminister hat inzwischen die Ergebnisse 
weiterer eigener Organisationsuntersuchungen sowie 
die Prüfungsergebnisse des Bundesrechnungshofes 
ausgewertet. Er hat im März 1988 eine Weisung erlas-
sen, in der er neben Verfahrensänderungen Grund-
sätze zur Neuordnung der Rüstungsaufgaben aufge-
stellt und die Verwirklichung struktureller Änderun-
gen eingeleitet hat. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiter mit dem Bundesminister erörtern. 

65.4 Bericht zum Rüstungsvorhaben 
Jagdflugzeug 90/European Fighter Aircraft 

Auf Anregung des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages hat der Bundesrechnungshof den 
Ablauf des Rüstungsvorhabens „Jäger 90" (Jagdflug-
zeug 90/European Fighter Aircraft) bis zum Abschluß 
der Definitionsphase geprüft und dem Haushaltsaus-
schuß in der 27. Sitzung am 4. Mai 1988 anläßlich sei-
ner Beratung über die Freigabe der für die Entwick-
lung des Vorhabens veranschlagten Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen berichtet. 

Er hat im Sinne einer möglichst zeitnahen Unterstüt-
zung des Parlaments bei finanziell weitreichenden 
Entscheidungen auf die Probleme und Risiken hinge-
wiesen, die mit diesem Vorhaben verbunden sind. Der 
Bundesrechnungshof wird auf Bitten des Haushalts-
ausschusses die Durchführung des Vorhabens in an-
gemessenen Zeitabständen weiterhin prüfen und das 
Parlament über das Ergebnis seiner Feststellungen 
unterrichten. 

65.5 Abführung der Beiträge zur 
Rentenversicherung und zur 
Bundesanstalt für Arbeit durch die 
Krankenkassen 

Die Beiträge zur Rentenversicherung der Arbeiter, 
Rentenversicherung der Angestellten und zur Bun-
desanstalt für Arbeit (Bundesanstalt), die für versiche-
rungs- und beitragspflichtige Beschäftigte und andere 

Personen zu entrichten sind, werden von den Trägern 
der gesetzlichen Krankenversicherung (Einzugsstel-
len) zusammen mit den Krankenversicherungsbeiträ-
gen bei den Arbeitgebern eingezogen. Die Kranken-
versicherungsträger haben die eingegangenen Ren-
tenversicherungsbeiträge unverzüglich, mindestens 
zweimal in der Woche, an den zuständigen Träger der 
Rentenversicherung abzuführen (§ 1433 Reichsversi-
cherungsordnung, § 155 Angestelltenversicherungs-
gesetz). Die Beiträge zur Bundesanstalt sind an zwei 
von ihr bestimmten Wochentagen abzuliefern (§ 183 
Arbeitsförderungsgesetz i. V. m. § 5 Abs. 1 Beitrags-
einzugsverordnung vom 27. April 1972, BGB1. I 
S. 754f., zuletzt geändert durch Verordnung vom 
18. Dezember 1975, BGB1. I S. 3152). 

Die Weiterleitung der eingezogenen Beiträge an nur 
zwei Tagen in der Woche führt bei den Trägern der 
Rentenversicherung und der Bundesanstalt immer 
wieder zu einem — bis zu sechs Kalendertagen — ver-
zögerten Eingang eines erheblichen Teils ihrer Bei-
tragseinnahmen. Ihnen werden liquide Mittel für 
mehrere Tage vorenthalten. Dadurch werden nicht 
unerhebliche Einnahmeausfälle (Zinsverluste) verur-
sacht. Im Jahre 1986 betrugen bei einem durchschnitt-
lichen Zinssatz von 3,75 v. H. die Zinsverluste allein 
der Träger der Rentenversicherung schätzungsweise 
über 11 Mio. DM. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung (Bundesminister) auf die 
Mängel des Ablieferungsverfahrens hingewiesen. Er 
hat empfohlen, durch eine Gesetzesänderung die Trä-
ger der Krankenversicherung zu verpflichten, die ein-
gezogenen Beiträge zur Rentenversicherung statt 
zweimal in der Woche arbeitstäglich abzuliefern. 

Der Bundesminister ist der Empfehlung gefolgt. Der 
von der Bundesregierung beschlossene Entwurf eines 
Gesetzes zur Einordnung der Vorschriften über die 
Meldepflichten des Arbeitgebers in der Kranken- und 
Rentenversicherung sowie im Arbeitsförderungsrecht 
und über den Einzug des Gesamtsozialversicherungs-
beitrags in das Vierte Buch Sozialgesetzbuch — Ge-
meinsame Vorschriften für die Sozialversicherung — 
(Drucksache 11/2221) sieht vor, daß die Einzugsstelle 
den Trägern der Rentenversicherung und der Bundes-
anstalt die für diese gezahlten Beiträge einschließlich 
Zinsen auf Beiträge und Säumniszuschläge arbeits-
täglich zuleitet. 

65.6 Übertragung von Verwaltungsaufgaben 
des Zivildienstes auf Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege 

Auf Anregung des Rechnungsprüfungsausschusses 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundesta-
ges hat der Bundesrechnungshof die Wirtschaftlich-
keit der mit den Verbänden der Freien Wohlfahrts-
pflege abgeschlossenen Verträge über die Wahrneh-
mung von Verwaltungsaufgaben des Zivildienstes 
untersucht. Die Prüfung hat im wesentlichen ergeben, 
daß der für die Wahrnehmung gleicher Aufgaben er-
forderliche Personal- und Sachaufwand von Verband 
zu Verband recht unterschiedlich und die Kostener-
stattung überhöht ist. 
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Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (Bundesmi-
nister) empfohlen, unter Berücksichtigung der vom 
Bundesrechnungshof aufgezeigten Möglichkeiten, 
insbesondere durch eine Vereinheitlichung der Auf-
gabenwahrnehmung und eine angemessene Kosten-
erstattung, darauf hinzuwirken, die Wirtschaftlichkeit 
zu verbessern. Künftige Vereinbarungen sollten auf 
der Grundlage erhobener und nachvollziehbarer Da-
ten erfolgen. 

Der Bundesminister hat die Empfehlungen des Bun-
desrechnungshofes in dem mit den Verbänden für das 
Jahr 1988 abgeschlossenen Vertrag teilweise berück-
sichtigt und die Erstattungen bei den Personalkosten 
um rd. 26 v. H. und bei den Sach- und Gemeinkosten 
um rd. 15 v. H., insgesamt um rd. 1,75 Mio. DM, ver-
mindern können. Die jetzige Vertragsausgestaltung 
stellt einen ersten Schritt zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit dar. Der Bundesminister hat zugesagt, 
seine Bemühungen fortzusetzen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages hat vom Bericht 
des Bundesrechnungshofes am 22. Juni 1988 zustim-
mend Kenntnis genommen. 

65.7 Bericht über die Entwicklung der 
Wirtschaftlichkeit des 
Breitbandverteildienstes der Deutschen 
Bundespost 

65.7.1 

Der Bundesrechnungshof hat im Februar 1988 den 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages über 
die Entwicklung der Wirtschaftlichkeit des Breitband-
verteildienstes der Deutschen Bundespost unterrich-
tet. Zugleich hat er den Bericht dem Bundestagsaus-
schuß für das Post- und Fernmeldewesen, den Bun-
desministern für das Post- und Fernmeldewesen, der 
Finanzen und für Wirtschaft sowie dem Verwaltungs-
rat der Deutschen Bundespost zugeleitet. 

65.7.2 

Der wesentliche Inhalt ergibt sich aus der nachfol-
gend wiedergegebenen Kurzfassung. 

Seit 1983 erstellt die Deutsche Bundespost verstärkt 
Breitbandverteilnetze zum Verteilen von Ton- und 
Fernsehrundfunkprogrammen. Die jährlichen Investi-
tionen liegen z. Z. bei rd. 1,5 Mrd. DM. Der Breitband-
verteildienst ist nach dem Telefondienst zwischen-
zeitlich der zweitgrößte Telekommunikationsdienst. 
Von den rd. 8,8 Millionen anschließbaren Haushalten 
nahmen Ende 1987 mehr als 3,2 Millionen Haushalte 
diesen Dienst in Anspruch. 

Der Bundesrechnungshof hatte im Jahre 1984 dem 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages einen 
„Bericht über die Wirtschaftlichkeit öffentlicher Breit-
bandverteilnetze" vorgelegt. Der Bundesminister hat 
sich inzwischen in allen im Jahre 1984 noch strittigen 
Punkten (wie Beurteilung der Rentabilität anhand ei- 

ner Vollkostenrechnung, Berechnungsverfahren zur 
Ermittlung der zu aktivierenden Eigenleistungen und 
deren Höhe, Höhe der Gesamtinvestitionen je Wohn-
einheit, jährliche Betriebsausgaben und Sättigungs-
dichte (Akzeptanz)) der Auffassung des Bundesrech-
nungshofes angeschlossen. 

In Abstimmung mit dem Bundesminister wurde eine 
neue Rentabilitätsrechnung durchgeführt. Bei den zu-
grunde gelegten Eingangsgrößen sowie den gelten-
den Gebühren rentieren sich z. Z. (Stand: Februar 
1988) die Investitionen in die Breitbandverteilnetze 
weder bei Vollkosten- noch bei Teilkostenbetrach-
tung während der 19jährigen Nutzungsdauer der 
technischen Einrichtungen. 

Dieses erwartete Ergebnis ist zwar nicht bef riedigend. 
Die Situation hat sich aber bei den Einnahmen und 
Ausgaben gegenüber dem Jahre 1984 wesentlich ver-
bessert. Dazu haben unter anderem die seit 1986 neu-
strukturierten Gebühren und neue Vorgaben zur Aus-
baustrategie beigetragen. 

Die Bemühungen des Bundesministers, den Breit-
bandverteildienst im Laufe der Jahre rentabel zu ge-
stalten, zeigen dementsprechend Wirkung. Das Ziel 
der Teilkostendeckung ist sehr nahe. Bei anhaltenden 
Anstrengungen und einem günstigen Verlauf der Ak-
zeptanz erscheint es sogar möglich, Vollkostendek-
kung zu erreichen. Die dafür erforderlichen Maßnah-
men müssen aber auf die Entwicklung des Dienstes 
abgestimmt sein und dürfen sich nicht allein auf Ge-
bührenänderungen beschränken. Intensivere Maß-
nahmen zur Vermarktung der Breitbandverteilan-
schlüsse sind beispielsweise ein solcher Schritt. 

65.7.3 

Das Gutachten ist am 3. März 1988 im Rechnungsprü-
fungsausschuß und am 20. April 1988 im Ausschuß für 
das Post- und Fernmeldewesen beraten worden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach eingehen-
der Erörterung folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der Ausschuß nimmt von dem Gutachten und von 
den bisher eingeleiteten Maßnahmen des Bundesmi-
nisters zustimmend Kenntnis. 

Er erwartet, daß der Bundesminister weitere Anstren-
gungen, insbesondere zur Erhöhung der Anschluß-
dichte, unternimmt, um den Breitbandverteildienst in 
abgestimmten Schritten über die Teilkostendeckung 
zur Vollkostendeckung zu bringen und damit der 
Rentabilität zuzuführen. 

Der Bundesminister wird aufgefordert, bis zum 31. 8. 
1988 zu berichten, wie er sich die Versorgung in länd-
lich strukturierten Räumen vorstellt. 

Der Bundesrechnungshof wird gebeten, den Breit-
bandverteildienst weiter zu beobachten und von sich 
aus erneut zu berichten, falls die Entwicklung der 
Rentabilität dieses Dienstes dazu Anlaß gibt." 
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66 Beratungstätigkeit des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 

66.0 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundes-
beauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
(Bundesbeauftragter) wirkt durch Vorschläge, Gut-
achten oder Stellungnahmen auf eine wirtschaftliche 
Erfüllung der Bundesaufgaben und eine dementspre-
chende Organisation der Bundesverwaltung ein-
schließlich ihrer Sondervermögen und Betriebe hin. 

Die Tätigkeit des Bundesbeauftragten bestimmt sich 
nach den Richtlinien der Bundesregierung vom 
26. August 1986 (MinBlFin 1986 S. 198). 

Im Berichtszeitraum hat der Bundesbeauftragte u. a. 
folgende Bereiche untersucht: 

66.1 Beschaffung von Bürokopiergeräten 

Der Bedarf der Verwaltung an Geräten sowie Maschi-
nen für Verwaltungszwecke ist erheblich. Aufgrund 
des schnellen technischen Wandels und der ständigen 
Neuerungen auf diesem Gebiet stellt sich bei Beschaf-
fungsmaßnahmen daher häufig die Frage, ob der Kauf 
oder die Miete der Geräte und Maschinen die wirt-
schaftlichere Lösung ist. Die hierzu erforderlichen be-
triebswirtschaftlichen Untersuchungen des Einzelfalls 
werden vielfach unterlassen oder nur unzureichend 
durchgeführt. 

Der Bundesbeauftragte hat die obersten Bundesbe-
hörden auf die Notwendigkeit derartiger Untersu-
chungen hingewiesen und für den Bereich der Büro-
kopiergeräte anhand von Berechnungsbeispielen die 
Vorgehensweise aufgezeigt. Die vom Bundesbeauf-
tragten dargestellten Fallbeispiele haben gezeigt, daß 
der Kauf der Miete in der Regel dann vorzuziehen ist, 
wenn eine lange Nutzungsdauer des Geräts voraus-
gesetzt werden kann. Bei Geräten unterer Leistungs-
klasse ist bei einer Nutzungsdauer ab zwei Jahren, bei 
Geräten höherer Leistungsklasse bei einer Nutzungs-
dauer von länger als vier Jahren der Kauf in der Regel 
vorteilhafter. 

Bei Verlängerung bestehender Mietverträge sollten 
grundsätzlich — falls nicht zum Restwert gekauft wird 
— günstigere Vertragsbedingungen angestrebt wer-
den, da Anschlußverträge zu gleichen Konditionen 
längerfristig zu höheren Gesamtkosten als der Kauf 
der Geräte führen. 

66.2 Möglichkeiten zur Verminderung der 
Ausgaben und Erhöhung der Einnahmen 
des Bundeshaushalts 

Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemerkungen 
und Prüfungsmitteilungen eine Vielzahl von Möglich-
keiten aufgezeigt, die auf eine wirtschaftliche und 
sparsame Haushaltsführung und damit auch auf eine 
Entlastung des Bundeshaushalts abzielen. Einige die-
ser Vorschläge sind bisher aus vielerlei Gründen nur 
teilweise oder noch nicht umgesetzt worden. Dies 
könnte auch darauf zurückzuführen sein, daß der Ent-
lastungseffekt als Einzelmaßnahme relativ gering er-
schien und die Einzelmaßnahmen bisher noch nicht 
zusammengefaßt dargestellt wurden. 

Der Bundesbeauftragte hat daher die vom Bundes-
rechnungshof aufgezeigten, aber bisher nicht oder 
nur teilweise realisierten Entlastungsmöglichkeiten 
zusammengefaßt und im Ap ril 1988 dem Bundesmini-
ster der Finanzen (Bundesminister) mitgeteilt. 

Der Bundesminister hat im Juli 1988 mitgeteilt, er 
sehe in der Gesamtdarstellung der Vorschläge eine 
wertvolle Hilfe bei seinen Konsolidierungsbemühun-
gen. Von den aufgezeigten Entlastungsmöglichkeiten 
habe er für die Haushaltsjahre 1989 bis 1992 Maßnah-
men mit einem Entlastungsvolumen von zusammen 
etwa 100 Mio. DM vorgesehen. Bei anderen Vorschlä-
gen zeige sich erneut, daß die Behandlung von Be-
merkungen und Prüfungsmitteilungen des Bundes-
rechnungshofes oft ein langwieriger Prozeß sei. Dies 
gelte vor allem bei Maßnahmen, die die Länderinter-
essen berührten. Er werde sich weiter um sinnvolle 
und praktikable Lösungen der aufgezeigten Entla-
stungsmöglichkeiten bemühen. 

66.3 Organisation des zentralen 
Verwaltungsbereiches des 
Bundesgesundheitsamtes 

66.3.1 

Aufgrund einer Anregung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages hat der Bundesbeauf-
tragte die Aufbau- und Ablauforganisation des Ver-
waltungsb ereiches des Bundesgesundheitsamtes 
(Bundesamt) geprüft. Die Prüfung erstreckte sich vor 
allem auf die Zentralabteilung des Bundesamtes (Re-
ferate und Institutsverwaltungen). 



Drucksache 11/3056 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

66.3.2 

Der Bundesbeauftragte hat festgestellt, daß in der 
Aufgabenwahrnehmung und im Organisationsaufbau 
sowie in den Verwaltungsabläufen folgende Mängel 
bestanden. 

66.3.2.1 Bearbeitung von Personalangelegenheiten 

Das Personalreferat befaßte sich vornehmlich mit der 
Personalverwaltung im engeren Sinne. Aufgaben der 
Personalplanung wurden weitgehend vernachlässigt. 
Die Institutsverwaltungen nahmen in erheblichem 
Umfang Aufgaben wahr, für die das Personalreferat 
zuständig ist. Das hatte beträchtliche Doppelarbeit zur 
Folge. 

66.3.2.2 Haushaltsmittelbewirtschaftung 

Das Verfahren der Mittelbewirtschaftung entsprach 
wegen nicht eindeutiger Abgrenzung der Verant-
wortlichkeiten nicht den Erfordernissen einer ord-
nungsgemäßen und wirtschaftlichen Haushaltsfüh-
rung. Es verursachte zudem unnö tige Doppelarbeit. 

66.3.2.3 Beschaffungsverfahren 

Die Regelung der dezentralen Beschaffung führte zu 
unwirtschaftlichem Personal- und Sachmitteleinsatz, 
die nicht sachgerechte Anwendung der Vergabevor-
schriften zu unwirtschaftlichen Beschaffungen. 

66.3.2.4 Bearbeitung von Organisationsangelegenheiten 

Das Organisationsreferat war fast ausschließlich mit 
fachfremden Aufgaben betraut. Eine ordnungsge-
mäße Erfüllung der organisatorischen Aufgaben (z. B. 
Organisationsuntersuchungen, Arbeitsplatzüberprü-
fungen und Personalbedarfsermittlungen) war nicht 
gewährleistet. 

66.3.2.5 Forschungsbereich 

Eine zentrale Koordinierung und Steuerung der For-
schungsarbeit des Bundesamtes fand nicht statt. Es 
bestand für die Leitung kein hinreichender Überblick 
über die für Forschungszwecke eingesetzten perso-
nellen und sächlichen Kapazitäten des Bundesam-
tes. 

66.3.3 

Zur Behebung der festgestellten Mängel hat der Bun-
desbeauftragte insbesondere empfohlen, 

— die Aufgaben des Personalreferats sachgerecht ab-
zugrenzen und dem Personalreferat bisher von an-
deren Organisationseinheiten im Personalbereich 
wahrgenommene Aufgaben zu übertragen, 

— das Personalreferat in den Stand zu setzen, sich 
verstärkt Personalplanungsaufgaben zu widmen, 

— die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel zu dezen-
tralisieren, 

— alle mit der Vergabe von Beschaffungsaufträgen 
zusammenhängenden Aufgaben in einem neuen 
Sachbereich zusammenzufassen, der dem Haus-
haltsreferat zugeordnet werden sollte, 

— das Organisationsreferat von allen fachfremden 
Aufgaben zu entlasten, ihm als besonderen Sach-
bereich das bisherige Referat „Innerer Dienst" zu-
zuordnen und es in den Stand zu setzen, die ihm 
obliegenden Aufgaben sachgerecht wahrzuneh-
men, 

— alle mit der haushalts- und verwaltungsmäßigen 
Bearbeitung von Forschungsvorhaben verbunde-
nen Aufgaben in einem neuen Forschungsreferat 
zusammenzufassen, und diesem zugleich die Ko-
ordinierung und Steuerung der Forschungsarbeit 
des Bundesamtes in Abstimmung mit der Amtslei-
tung und den Instituten zu übertragen. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit hat die Empfehlungen inzwischen umge-
setzt. 

66.3.4 

Im Gesamtergebnis wurden der Organisationsaufbau 
des zentralen Verwaltungsbereichs neu strukturiert, 
die Verwaltungsabläufe den fachlichen Erfordernis-
sen angepaßt, die verwaltungsmäßigen Zuständigkei-
ten neu abgegrenzt, Doppelarbeiten abgestellt, ohne 
zusätzliche Personalzuweisungen fachlich notwen-
dige neue Organisationseinheiten geschaffen und 
Planstellen/Stellen für andere dringliche Aufgaben 
außerhalb des Verwaltungsbereichs verfügbar ge-
macht. 

66.4 Organisation des Instituts für Arzneimittel 
und einer Abteilung des Instituts für 
Veterinärmedizin des 
Bundesgesundheitsamtes 

66.4.1 

Der Bundesbeauftragte hat auf Anregung des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestages die vom 
Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit (Bundesminister) und vom Bundesgesund-
heitsamt (Bundesamt) durchgeführte Organisa tions-
prüfung im Institut für Arzneimittel und in der für 
Tierarzneimittel zuständigen Fachabteilung des Insti-
tuts für Veterinärmedizin des Bundesamtes gutacht-
lich unterstützt. Er hat sein Gutachten vom 27. Okto-
ber 1987 dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bun-
destages übersandt, der hiervon am 11. November 
1987 zustimmend Kenntnis genommen hat. 

Aufgabe der geprüften Organisationseinheiten ist es 
insbesondere, im Zulassungsverfahren Arzneimittel 
auf Qualität, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit zu 
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prüfen, bevor sie in den Verkehr gelangen. Darüber 
hinaus werden die bei der Anwendung von Arznei-
mitteln auftretenden Risiken zentral erfaßt, ausgewer-
tet und gegebenenfalls Gegenmaßnahmen eingeleitet. 

66.4.2 

Der Bundesbeauftragte hat in seinem Gutachten fest-
gestellt, daß die geprüften Organisationseinheiten die 
ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben nicht frist-
und sachgerecht erfüllen und hohe Bearbeitungsrück-
stände gegeben sind. Hierfür gibt es sowohl externe 
wie auch interne Ursachen. 

66.4.2.1 

Maßgebliche externe Ursachen sind 

— der unverhältnismäßig starke Anstieg der Antrags-
eingänge sowohl im Zulassungsverfahren (von 
664 Anträgen im Jahre 1981 auf 5 239 Anträge im 
Jahre 1986) als auch in den Bereichen Registrie-
rung, Verlängerungen und Änderungen, 

— die besondere Bedeutung und der verstärkte Auf-
wand für Maßnahmen zur Abwehr von Arzneimit-
telrisiken (von 95 Maßnahmen im Jahre 1980 auf 
durchschnittlich 1 700 Maßnahmen in den Jahren 
1985/86), 

— der erhebliche Anstieg des Arbeitsvolumens durch 
gesetzlich übertragene neue Aufgaben oder Ge-
setzesänderungen. 

66.4.2.2 

Maßgeblich interne Ursachen sind 

— die unzweckmäßige Gestaltung der Aufbau- und 
Ablauforganisation, u. a. mit der Folge von Dop-
pelarbeit, 

— die unterlassene Überprüfung der Organisation 
durch das Bundesministerium und das Bundesamt; 
sogar bei Stellenanforderungen erheblichen Um-
fangs, 

— der unzureichende Auf- und Ausbau der Daten-
verarbeitung und damit die mangelnde Datenver-
arbeitungs-Unterstützung der Organisationsein-
heiten. 

Der Bundesbeauftragte hat die Auffassung vertreten, 
daß es nicht der richtige Weg sein könne, den hohen 
Bearbeitungsrückständen und den künftig zu erwar-
tenden Antragseingängen mit einer proportionalen, 
dem Umfang der Rückstände und der Eingänge ent-
sprechenden Personalvermehrung zu begegnen. Des-
halb hat er neben einer maßvollen und begrenzten 
Personalzuweisung vorgeschlagen, 

— die Aufgabenbereiche zum Teil neu zu gliedern 
und abzugrenzen, 

— die Verfahrensabläufe anzupassen und zum Teil 
neu zu erarbeiten, 

— eine zentrale Steuerungseinheit einzurichten und 
so u. a. die administrative und die fachliche Ver

-

antwortung klar voneinander zu trennen, damit 
das Zusammenwirken der einzelnen Organisa-
tionseinheiten transparent gestaltet und dadurch 
Doppelarbeit vermieden wird sowie Problemlö-
sungsprozesse rascher abgewickelt werden kön-
nen, 

— in Bereichen der Risikoabwehr die „wissenschaft-
liche Beurteilung" künftig nach wissenschaftli-
chen Schwerpunkten und aufgetretenen Häufig-
keiten zu gliedern, um eine größere Effizienz zu 
erreichen. 

66.4.3 

Der Bundesbeauftragte hat ferner den Ausbau der 
Datenverarbeitung, die Beschaffung neuer Daten-
banksysteme und der erforderlichen Software und 
Hardware sowie die Hinzuziehung externen Da-
tenverarbeitungs-Sachverstandes vorgeschlagen. 
Ebenso hat er auf die Beschleunigung bei der Erarbei-
tung eines neuen Arzneimittelinformationssystems 
hingewirkt. 

66.4.4 

Darüber hinaus sollen Erleichterungen im normalen 
Geschäftsablauf die Antragsbearbeitung weiter be-
schleunigen. Dazu hat der Bundesbeauftragte im we-
sentlichen empfohlen: 

— Maßnahmen zur Verfahrensbeschleunigung zu er-
greifen, 

— die fachübergreifende Nutzung bereits vorhande-
ner Grundlagenarbeit zur Vermeidung fachlicher 
Doppelarbeit zu verstärken, 

— gleiche oder vergleichbare Arbeitsschritte zu stan-
dardisieren, 

— sich auf die gesetzlich übertragenen Aufgaben 
und ihre verwaltungstechnische und/oder inhaltli-
che Präzisierung zu beschränken. 

66.4.5 

Der Bundesminister hat das Bundesamt angewiesen, 
diese Empfehlungen, die ohne Gesetzesänderung 
umsetzbar sind, zu verwirklichen. Der Bundesrech-
nungshof wird die Entwicklung weiter beobachten. 

66.4.6 

Der Bundesbeauftragte hat ferner in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesminister und dem Bundesamt weitere 
Möglichkeiten zur Verminderung des Antragstaus 
aufgezeigt, die allerdings Gesetzesänderungen erfor-
derlich machen. Ein Teil dieser Anregungen wurde 
inzwischen in der 3. Novelle zum Arzneimittelgesetz 
umgesetzt. Es wird erwartet, daß der Bundesminister 
die übrigen Empfehlungen in einer von ihm vorgese-
henen 4. Novelle zum Arzneimittelgesetz berücksich-
tigt. 
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67 Bedeutsame Fälle, in denen die Verwaltung Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes gefolgt ist 

67.1 Planung und Einführung moderner 
Informations- und Kommunikationstechnik 
(Kapitel 05 01) 

Der Bundesminister des Auswärtigen (Bundesmini-
ster) bildete im Jahre 1983 eine Arbeitsgruppe zur 
„Vorbereitung und Koordinierung von Rationalisie-
rungsmaßnahmen im Auswärtigen Amt" . Die Auf-
gabe der Arbeitsgruppe bestand insbesondere da rin, 
Rationalisierungsmaßnahmen im Bereich der Kom-
munikation nach außen, in der hausinternen Kommu-
nikation, in der Textverarbeitung, im Schriftguttrans-
port und in der Schriftgutverwaltung aufeinander ab-
zustimmen sowie auf Kompatibilität der zur Rationali-
sierung eingesetzten Anlagen und Geräte zu ach-
ten. 

Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß die 
Koordinierung von Planungs- und Beschaffungsmaß-
nahmen für die Informations- und Kommunikations-
technik nur durch die Arbeitsgruppe erfolgte und eine 
klare Kompetenzzuweisung an ein Referat unterblie-
ben war. Arbeitsgruppen könnten klare Entschei-
dungskompetenzen nach dem Geschäftsverteilungs-
plan nicht ersetzen. Der Bundesminister hat daraufhin 
die „Koordinierung des Einsatzes von Datenverarbei-
tung und Bürokommunikation" von der Arbeits-
gruppe auf ein Referat seines Hauses übertragen. 

Trotz des umfangreichen Einsatzes der Informations-
und Kommunikationstechnik sind im Bereich des 
Bundesministers bis heute noch keine hinreichenden 
Analysen zur Beurteilung der Effizienz der eingesetz-
ten Technik erarbeitet. Der Bundesrechnungshof 
hatte dies beanstandet und vorgeschlagen, bei der im 
großen Maßstab geplanten Einführung der Arbeits-
platzcomputer bereits nach einem Jahr Erfolgskon-
trollen durchzuführen und dazu auch den Grad der 
Auswirkungen auf die Ablauf- und Aufbauorganisa-
tion der Inlandsreferate und der Auslandsvertretun-
gen zu ermitteln. Der mit der flächendeckenden Ein-
führung der Informations- und Kommunikationstech-
nik verbundene Aufwand sei nur zu rechtfertigen, 
wenn damit eine Rationalisierung des Dienstbetriebs 
unter Kosteneinsparungen und/oder eine deutliche 
Effizienzsteigerung der Dienstleistungen bewirkt 
werde. 

Der Bundesminister hat zugesichert, der Anregung 
des Bundesrechnungshofes zu folgen und Nutzen

-

Kostenbetrachtungen für die neu einzuführende 
Technik auch für Teilschritte vorzunehmen, um mög-
liche Risiken und Chancen rechtzeitig erkennen zu 
können. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei-
ter beobachten. 

67.2 Zuwendung an einen Verein 
(Kapitel 05 02) 

Der Bundesminister des Auswärtigen (Bundesmini-
ster) unterstützt seit vielen Jahren durch Zuwendun-
gen einen eingetragenen Verein, der gemeinnützige 
Zwecke verfolgt. Das Spendenaufkommen dieses 
Vereins ist nach wie vor beachtlich. Die Zuwendun-
gen des Bundesministers brauchten zunehmend nicht 
mehr direkt für Projekte verausgabt zu werden, son-
dern konnten schnell wachsenden Rücklagen zuge-
führt werden. Die Anhäufung von Vermögen war so 
groß, daß die Anerkennung des Vereins als gemein-
nützig gefährdet war. 

Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß der 
Bundesminister die Höhe seiner Zuwendung nicht 
entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip bemessen 
hat. Nach §.§.  23, 44 BHO sind Zuwendungen mir zu 
veranschlagen und zu gewähren, wenn die Aufgabe 
ohne die Zuwendungen nicht oder nicht im notwendi-
gen Umfang erfüllt werden kann. Diese Vorausset-
zung sei in den letzten Jahren hier nicht gegeben 
gewesen; auch in absehbarer Zeit sei damit nicht zu 
rechnen. Im übrigen unterstütze der Bund bei Einstel-
lung dieser Zuwendungen auch weiterhin die Auf-
gabe, der sich der Verein widmet. Dieser werde durch 
Steuerbefreiungen subventioniert, denn die steuerbe-
günstigten Spenden führen zu anteiligen Minderein-
nahmen des Bundes bei der Lohn- und Einkommen-
steuer. 

Der Bundesminister hat sich der Auffassung des Bun-
desrechnungshofes angeschlossen. Die im Haushalts-
jahr 1988 für den Verein vorgesehene Zuwendung in 
Höhe von 6,5 Mio. DM wird nicht ausgezahlt. 

67.3 Ärztliche Betreuung von Bediensteten der 
Auslandsvertretungen des Bundes 
(Kapitel 05 03) 

Dem Bundesminister des Auswärtigen (Bundesmini-
ster) ist seit langem bekannt, daß die ärztliche Betreu-
ung von Auslandsbediensteten, die in gesundheitsge-
fährdenden Gebieten tätig sind, Mängel aufweist. 
Dies war im Jahre 1985 auch im Deutschen Bundestag 
erörtert worden. Trotzdem war bei Erhebungen des 
Bundesrechnungshofes im Jahre 1986 noch kein ge-
zieltes und systematisches Vorgehen des Bundesmini-
sters zur Behebung der Mängel erkennbar. 

Der Bundesrechnungshof hatte damals u. a. festge-
stellt, daß 

— notwendige Entscheidungsunterlagen, z. B. stati-
stische Erhebungen und systematische Befragun-
gen der Auslandsvertretungen zur ärztlichen Ver- 
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sorgung, aus denen Maßnahmen für die Verbesse-
rung des Gesundheitsdienstes abgeleitet werden 
könnten, nicht vorlagen, 

— Möglichkeiten der Kooperation mit Gesundheits-
diensten anderer EG-Staaten nur teilweise genutzt 
wurden, 

— eine Zusammenarbeit mit deutschen Ärzten, die 
im Rahmen von Entwicklungsaufträgen ins Aus-
land entsandt werden, nur sporadisch stattfand. 

Der Bundesminister hatte seinerzeit einen Hand-
lungs- und Regelungsbedarf anerkannt und zugesagt, 
entsprechend den Empfehlungen des Bundesrech-
nungshofes Maßnahmen zur Verbesserung der medi-
zinischen Betreuung im Ausland einzuleiten. 

Aufgrund von Nacherhebungen Ende 1987 hat der 
Bundesrechnungshof festgestellt, daß der Bundesmi-
nister wesentlichen Empfehlungen gefolgt ist: 

— Im Rahmen der europäischen Zusammenarbeit 
wurde eine völkerrechtlich verbindliche Grund-
lage für eine Zusammenarbeit der EG-Staaten im 
Gesundheitsdienst in Drittländern geschaffen und 
eine Zusammenstellung der medizinischen Ein-
richtungen und von Vorschlägen zur medizini-
schen Kooperation in diesen Gebieten gefertigt. 
Als erstes Ergebnis der Kooperation im Gesund-
heitsdienst werden nach Angaben des Bundesmi-
nisters derzeit in Accra, Luanda, Mogadischu, 
Monrovia und Rangun gemeinsame medizinische 
Notfalleinrichtungen aufgebaut. Weitere sind für 
Khartum, Kathmandu, Lilongwe, Lusaka, Bagdad, 
Kabul und Managua geplant. 

Ferner wurden Empfehlungen für eine verbesserte 
Zusammenarbeit erarbeitet, z. B. 

für eine gemeinsame Bestellung von Vertrauens-
ärzten, 

für eine arbeitsteilige Vorratshaltung, 

für gemeinsame Einrichtungen zur Notfallversor-
gung bei Unfällen, 

für den Austausch von Informationen über Fach-
ärzte, Behandlungsmöglichkeiten, Hospitäler, Be-
zugsmöglichkeiten von Medikamenten und medi-
zinischen Hilfsmitteln und 

für das Aufstellen von Blutspenderlisten. 

— Im Rahmen der deutsch-französischen Zusammen-
arbeit wurden über die Aktivitäten der europäi-
schen Zusammenarbeit hinaus eine „intensivierte 
Zusammenarbeit im Bereich der medizinischen 
Fürsorge mit dem Ziel der Einrichtung jeweils ei-
nes gemeinsamen Dienstes an den einzelnen 
Dienstorten" beschlossen und gemeinsame Ge-
sundheitsdienste in Bukarest, Niamey, Ouagadou-
gou und Sanaa geplant und teilweise bereits auf-
gebaut. 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß durch diese 
Maßnahmen nunmehr eine Verbesserung der medizi-
nischen Betreuung von Bediensteten der Auslands-
vertretungen gewährleistet ist. 

67.4 Bedarfsermittlung und 
Entscheidungsfindung beim 
Grundstückserwerb im Ausland 

Der Bundesminister des Auswärtigen (Bundesmini-
ster) gab in den letzten zehn Jahren für den Erwerb 
von bebauten und unbebauten Grundstücken im Aus-
land, die teilweise jahrelang ungenutzt blieben, etwa 
80 Mio. DM aus. 

Der Bundesrechnungshof beanstandete, daß 

— der Entscheidung über den Erwerb von Liegen-
schaften in keinem Fall  Nutzen-Kosten-Untersu-
chungen im Sinne von § 7 BHO, insbesondere die 
Untersuchung von alternativen Lösungsmöglich-
keiten, vorangegangen waren, 

— nicht nachvollziehbar ist, ob und nach welchen 
Gesichtspunkten bei der Vielzahl der anstehenden 
Bauvorhaben Prioritäten gesetzt wurden, 

— die Bedarfsträger in den Auslandsvertretungen 
über das Verfahren und den Zeitbedarf eines Im-
mobilienerwerbs nicht unterrichtet waren, 

— keine Kontrollen durchgeführt wurden, ob die mit 
dem Erwerb angestrebten Ziele auf wirtschaftliche 
Weise erreicht worden sind. 

Der Bundesrechnungshof unterbreitete dem Bundes-
minister Vorschläge für eine Verbesserung der Pla-
nungsmethoden in diesem Bereich. 

Der Bundesminister ist den Anregungen des Bundes-
rechnungshofes gefolgt und hat im Oktober 1987 den 
Runderlaß „Durchführung von Baumaßnahmen des 
Auswärtigen Amts im Ausland" bekanntgegeben, in 
dem die Aufgaben der Auslandsvertretungen als Be-
darfsträger bei der Vorbereitung und Planung von 
„großen Baumaßnahmen" mit einem Volumen über 
750 000 DM beschrieben sind. Damit ist der erste 
Schritt zu besseren Entscheidungsgrundlagen unter-
nommen. Weitere Anweisungen zu einer angemesse-
nen Form der Nutzen-Kosten-Untersuchung, der Prio-
ritätenfindung und angemessener Erfolgskontrollen, 
die folgen müssen, werden zur Zeit vom Bundesmini-
ster erarbeitet. 

Der Bundesrechnungshof wird die Weiterentwicklung 
der Baubedarfsplanung und -vorbereitung beobach-
ten und gegebenenfalls in einer weiteren Prüfung er-
neut auf greif en.  

67.5 Marktordnungsausgaben der 
Europäischen Gemeinschaften 
(Anlage E zu Kapitel 10 04) 

Der Bundesanstalt für landwirtschaftliche Marktord-
nung (Bundesanstalt) als der zuständigen Marktord-
nungsstelle obliegt es, ihr zum Kauf angebotene land-
wirtschaftliche Erzeugnisse, für die gemeinsame 
Marktordnungen dieses vorsehen, zu übernehmen, zu 
lagern und zu verwerten (Inte rvention). Sie untersteht 
der Rechts- und Fachaufsicht des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Bundesmini-
ster). Der Bundesminister erstattet der Bundesanstalt 
die Aufwendungen, die ihr bei Durchführung der In- 
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terventionen entstehen, aus Mitteln des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft (Fonds), Abt. Garantie, und — soweit die Mittel 
aus diesem Fonds nicht kostendeckend sind — aus 
dem Bundeshaushalt. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Bundesanstalt teilweise — in unzutreffender Ausle-
gung der Vorschriften der Verordnungen (EWG) 
Nr. 1883/78 und Nr. 3247/81 des Rates über die Finan-
zierung entsprechender Interventionsmaßnahmen — 
Lager-  und Finanzierungskosten für Getreide zu La-
sten des Fonds bereits ab einem Zeitpunkt in Rech-
nung stellte, zu dem ihr noch keine Kosten entstanden 
waren. 

Aufgrund der Beanstandung hat die Bundesanstalt 
auf Weisung des Bundesministers das Abrechnungs-
verfahren richtiggestellt und finanzielle Korrekturen 
gegenüber dem Fonds vorgenommen. 

67.6 Berufsschadenausgleich an Beschädigte 
im Rahmen der Kriegsopferversorgung 
(Kapitel 11 10) 

Versorgungsberechtigten Beschädigten steht u. a. ein 
Berufsschadenausgleich zu. Voraussetzung dafür ist 
insbesondere, daß ein Einkommensverlust vorliegt 
und dieser durch die anerkannten Schädigungsfolgen 
verursacht worden ist. 

Der Bundesrechnungshof hatte seit Jahren gegenüber 
den Ländern und dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung (Bundesminister) beanstandet, daß die 
Länder die Frage, ob die beiden Voraussetzungen er-
füllt sind, häufig nur unzureichend prüfen. Dies treffe 
insbesondere auf Fälle zu, in denen die Beschädigten 
unter Inanspruchnahme des vorzeitigen Altersruhe-
geldes wegen Dienst-, Berufs- oder Erwerbsunfähig-
keit oder aus sonstigen Gründen vorzeitig aufhören zu 
arbeiten. Nach der Feststellung des Bundesrech-
nungshofes haben sich in einer nicht unerheblichen 
Zahl von Fällen zu Unrecht gezahlte Leistungen bis zu 
1 500 DM und mehr monatlich ergeben. Diese Beträge 
können in der Regel aus verfahrensrechtlichen Grün-
den nicht zurückgefordert werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Länder und den 
Bundesminister gedrängt, Abhilfe zu schaffen. Dar-
aufhin hat der Bundesminister mit Rundschreiben 
vom Juli 1987 für alle Länder einheitliche Grundsätze 
aufgestellt, wie über den Berufsschadenausgleich zu 
entscheiden ist, wenn der Beschädigte vorzeitig aus 
dem Erwerbsleben ausscheidet. Damit dürften in Zu-
kunft insgesamt Zahlungen zu Lasten des Bundes von 
schätzungsweise mindestens 2,4 Mio. DM vermieden 
werden. 

67.7 Krankenhilfe für Aussiedler, Übersiedler 
und ehemalige politische Häftlinge 
(Kapitel 11 13) 

Für Aussiedler, Übersiedler und ehemalige politische 
Häftlinge, die zum Zeitpunkt ihres Eintreffens im Bun- 
desgebiet einschließlich des Landes Ber lin erkrankt 

sind oder kurze Zeit danach erkranken, fehlt es an 
einer selbständigen Rechtsgrundlage für die aus die-
sem Anlaß notwendige Krankenhilfe. Die erforderli-
che Hilfe wird bisher aufgrund von Regelungen des 
Gesetzes über die Verwaltung der Mittel der Träger 
der Krankenversicherung und des Häftlingshilfege-
setzes gewährt, die § 23 des Heimkehrergesetzes für 
entsprechend anwendbar erklären. Die letztgenannte 
Vorschrift wurde aber im Jahre 1950 für einen Perso-
nenkreis mit anderem Schicksal erlassen, so daß sie 
weder den Krankenhilfeanspruch zeitgemäß regelt 
noch den Besonderheiten der neuen Personengrup-
pen Rechnung trägt. 

Der Bundesrechnungshof hatte im Jahre 1986 die An-
wendung der geltenden Vorschriften im Land Berlin 
geprüft, wo rd. 90 v. H. der für die Krankenhilfe ver-
anschlagten Bundesmittel ausgegeben werden und 
die meisten Probleme auftraten. Die Prüfungsergeb-
nisse wurden in einer ausführlichen Problemdarstel-
lung zusammengefaßt. Beispielsweise reist der weit-
aus größere Teil der Aus- und Übersiedler mit Famili-
enangehörigen ein, ein Sachverhalt, den das Heim-
kehrergesetz aus dem Jahre 1950 nicht berücksichti-
gen mußte und auch nicht berücksichtigt hat. Solange 
keiner aus diesem Personenkreis Kassenmitglied ist, 
hat jeder Anspruch auf Krankenhilfe entsprechend 
den vorgenannten Vorschriften. Wird das unterhalts-
verpflichtete „Familienoberhaupt" Kassenmitglied, 
erwirbt es einen Krankenhilfeanspruch für sich selbst 
und für seine unterhaltsberechtigten Angehörigen. In 
diesen Fällen besteht infolge der entsprechend anzu-
wendenden Vorschriften des Heimkehrergesetzes 
rechtliche Unklarheit, ob diese Angehörigen weiter-
hin die Krankenhilfe aus Bundesmitteln zu erhalten 
haben. 

Weiter wird der finanziell aufwendige Zahnersatz 
nach den Vorschriften des Heimkehrergesetzes als 
zeitnahe „Soforthilfe" kostenfrei aus Bundesmitteln 
gewährt. Die Auslegung des Bundesministers, daß für 
die Antragstellung die vierjährige Verjährungsfrist 
des 25 Jahre nach dem Heimkehrergesetz in Kraft 
getretenen Sozialgesetzbuches (I. Teil) entsprechend 
gelte, hat dazu geführt, daß der Bund selbst für voll in 
die Sozialversicherung oder das Beamtenrecht einge-
gliederte Personen noch Restkosten oder gar die 
vollen Kosten des Zahnersatzes zu übernehmen hat. 
Schließlich wird Krankengeld als Lohnersatz auch für 
Aus- oder Übersiedler gezahlt, die vorher keine Ar-
beitnehmer waren, weil es an einer zeitnahen Defini-
tion der „Arbeitnehmereigenschaft" fehlt. Darüber 
hinaus wurden weitere Probleme festgestellt, die Um-
fang, Höhe und Dauer des Anspruchs betreffen, die 
ebenfalls für den Bund von finanzieller Bedeutung 
sind. 

Die Prüfungsergebnisse wurden dem Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung (Bundesminister) im Juli 
1987 mit Anregungen und Lösungsvorschlägen über-
sandt. 

Der Bundesminister hat die Anregungen aufgegriffen 
und eine entsprechende Änderung des Bundesver-
triebenengesetzes im Entwurf eines Gesetzes zur 
Strukturreform im Gesundheitswesen vorgeschlagen. 
Danach soll vom 1. Januar 1989 an die Krankenhilfe 
für die hier angesprochenen Personengruppen in ei- 
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ner neu einzufügenden Vorschrift des Bundesvertrie-
benengesetzes eine einheitliche, selbständige und 
zeitgemäße Rechtsgrundlage erhalten. 

Diese Regelung beseitigt die vom Bundesrechnungs-
hof aufgezeigten bisherigen Probleme und Fehlent-
wicklungen. Sie soll der Lage der Aussiedler, Über-
siedler und ehemaligen politischen Häftlinge besser 
gerecht werden. Die durch die vorgesehene Ände-
rung des Bundesvertriebenengesetzes eintretende 
Entlastung des Bundeshaushalts wird im Gesetzent-
wurf mit 2,4 Mio. DM jährlich angegeben. 

Der Bundesrechnungshof hatte im Hinblick auf ge-
genwärtig in den Ländern bestehende unterschiedli-
che Verfahrensweisen den Bundesminister weiterhin 
zu prüfen aufgefordert, wie eine einheitliche Rechts-
anwendung sichergestellt werden kann. In einer Be-
sprechung im Juli 1988 hat der Bundesminister zuge-
sagt, er werde bei Inkrafttreten der vorgesehenen 
neuen Regelungen in einem Rundschreiben an alle 
Sozialminister und -senatoren der Länder eingehende 
Erläuterungen geben, umabweichende Handhabun-
gen von vornherein auszuschalten. 

67.8 Verlegung von Autobahnfernmeldekabeln 
(Kapitel 12 10) 

Nach einer Weisung des Bundesministers für Verkehr 
(Bundesminister) aus dem Jahre 1967 waren Brücken 
im Zuge von Bundesautobahnen bei der Erweiterung 
des Autobahnfernsprechnetzes mit Ausweichkabeln 
zu umgehen, um die Betriebssicherheit des Netzes 
auch im Krisenfall zu erhalten. Die Verlegung der 
Ausweichkabel verursachte Mehrkosten und gestal-
tete sich besonders aufwendig, wenn Wasserläufe ge-
kreuzt wurden. Hier mußten die Kabel in größerem 
Abstand zur Brücke unter der Fluß- oder Kanalsohle 
hindurchgeführt werden. 

Eine im Auftrage des Bundes tätige Straßenbauver-
waltung legte die Weisung des Bundesministers so 
eng aus, daß sie das Streckenfernmeldekabel entlang 
des unter dem Namen „Ruhrschnellweg" bekannten 
Straßenzuges nach dessen Aufstufung zur Bundesau-
tobahn A 430 wegen der Häufung von Brücken auf 
längeren Strecken nicht im Autobahngelände, son-
dern außerhalb davon in städtischen Straßen und Pri-
vatgrundstücken verlegen ließ. Dabei wurde auch ein 
Abschnitt umgangen, in dem die Autobahn in Tief-
lage zwischen Stützmauern in Form eines Troges ver-
läuft. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, aufwendige 
Umgehungen mit Ausweichkabeln im Zuge soge-
nannter Verbindungsautobahnen, das sind solche mit 
dreistelliger Nummer, künftig nicht mehr zu fordern. 
Er hat die Auffassung vertreten, daß in Gebieten mit 
einem so dichten Autobahnnetz wie im Ruhrgebiet 
genügend Leitungswege zur Verfügung stehen, auf 
die bei einer Störung des Kabels im Krisenfall zurück-
gegriffen werden kann. Im übrigen bezweifelt er, daß 
das Ausweichen in städtische Straßen und in Privat-
grundstücke eine höhere Sicherheit gewährleistet. 
Die Gefahr der Beschädigung dürfte dort eher größer 
einzuschätzen sein als im Autobahngelände selbst. 

Die Risiken aus den Gestattungsverträgen, die mit 
den Städten und privaten Grundstückseigentümern 
abzuschließen waren und dem Bund die ungeteilte 
Folgekostenpflicht auferlegten, wirkten sogar sicher-
heitsmindernd und zugleich kostensteigernd. Über-
dies wurde der Hauptzweck des Kabels, nämlich die 
Aufstellung von Notrufsäulen entlang der Autobah-
nen zu ermöglichen, gerade in der besonders gefähr-
lichen Trogstrecke durch deren Umgehung nicht er-
füllt. 

Der Bundesminister hat die Anregung des Bundes-
rechnungshofes aufgegriffen und mit den Ländern er-
örtert. Übereinstimmend wurde festgestellt, daß das 
gesamte Autobahnfernsprechnetz aufgrund der in-
zwischen erreichten Dichte eine so hohe Betriebssi-
cherheit erlangt habe, daß die Verlegung weiterer 
Ausweichkabel grundsätzlich entfallen könne. Der 
Bundesminister hat daraufhin am 16. Mai 1988 seine 
Weisung aus dem Jahre 1967 mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben. 

67.9 Ausrüstung von Wehrmaterial mit einem 
Fleckentarnanstrich 

Der Bundesrechnungshof hat im Jahre 1986 die vom 
Bundesminister der Verteidigung (Bundesminister) 
ergriffenen Maßnahmen zur Änderung des Tarnan-
strichs der Fahrzeuge und Großgeräte der Bundes-
wehr geprüft. Er hat dabei insbesondere beanstandet, 
daß auch solche Fahrzeuge und Großgeräte, die auf-
grund ihres Alters und ihres Erhaltungszustandes aus-
sonderungsreif sind und deren Aussonderung in ab-
sehbarer Zeit unumgänglich ist, einen geänderten 
Tarnanstrich erhalten sollten. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
empfohlen, bei diesen Fahrzeugen auf eine neue Lak-
kierung zu verzichten und eine Streckung des Vorha-
bens bis zum Zulauf neuer Fahrzeuge in Kauf zu neh-
men. 

Der Bundesminister ist der Empfehlung gefolgt. Er hat 
im September 1987 u. a. entschieden, die Radfahr-
zeuge der ersten Generation (rd. 40 v. H. des Fahr-
zeugbestandes) nicht mit dem Fleckentarnanstrich 
auszustatten. Hierdurch werden unwirtschaft liche 
Ausgaben in Höhe von etwa 80 Mio. DM vermie-
den. 

67.10 Raumbedarf für 
Verteidigungskreiskommandos 

Die Bundeswehr verfügt auf der untersten Komman-
doebene des Territorialheeres über 80 Verteidigungs-
kreiskommandos. 

Der Bundesrechnungshof hatte den Raumbedarf bei 
mehr als einem Viertel dieser Dienststellen untersucht 
und dabei beanstandet, daß noch zahlreiche Verteidi-
gungskreiskommandos unwirtschaftlich in Einzelob-
jekten untergebracht waren. Der Bundesminister der 
Verteidigung (Bundesminister) hat der Anregung des 
Bundesrechnungshofes folgend nunmehr zugesagt, 
Verteidigungskreiskommandos künftig grundsätzlich 
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in Kasernen zu stationieren und Einzelobjekte aufzu-
geben. Auf Dauer wird das zu nicht unerheblichen 
Einsparungen von Haushaltsmitteln führen. 

Beispielsweise hat der Bundesminister inzwischen 
veranlaßt, daß ein Verteidigungskreiskommando aus 
einer Jugendstilvilla in eine nahe gelegene Truppen-
unterkunft verlegt wird. Der Bundesrechnungshof 
hatte dem Bundesminister vorgehalten, daß die Lie-
genschaft für den Zweck ungeeignet und deren Un-
terhaltung zu aufwendig war; in fünf Jahren mußten 
insgesamt 800 000 DM Bauunterhaltungsausgaben 
geleistet werden. Durch die geplante Verlegung 
der Dienststelle werden sich jährlich allein rd. 
180 000 DM Bewachungskosten einsparen lassen. 

Der Bundesminister hat auch seine Absicht aufgege-
ben, ein anderes Verteidigungskreiskommando aus 
einer Truppenunterkunft in ein bundeseigenes, denk-
malgeschütztes Gebäude mit Festsaal, an dem sonst 
kein Bundeswehrbedarf bestand, zu verlegen. Damit 
konnten Ausgaben von rd. 1,8 Mio. DM für geplante 
Instandsetzungs- und Umbaumaßnahmen vermieden 
werden. Die Liegenschaft ist inzwischen dem allge-
meinen Grundvermögen zugeführt worden. 

Der Bundesrechnungshof hatte weiterhin darauf hin-
gewiesen, daß die Raumnormen für die Dienststellen 
nicht bedarfsgerecht und in sbesondere für deren 
technischen Bereich zu großzügig bemessen waren. 
Der Bundesminister will die Raumnormen unter Be-
rücksichtigung der Vorschläge des Bundesrech-
nungshofes überarbeiten. Dadurch werden künftig 
voraussichtlich Bauausgaben in Höhe von insgesamt 
etwa 8 Mio. DM eingespart werden können. 

67.11 Blutentnahmegefäße in der Bundeswehr 
(Kapitel 14 08) 

Der Bundesrechnungshof hat im Institut für Wehrme-
dizin und Hygiene in Koblenz festgestellt, daß dort zur 
Blutgruppenbestimmung ein Blutentnahmegefäß ver-
wendet wird, das dezentral zum Stückpreis von 
0,40 DM beschafft wird. Dagegen verwandten die 
Medizinischen Untersuchungsstellen der Bundes-
wehr für jährlich etwa 150 000 Blutgruppenuntersu-
chungen ein Blutentnahmegefäß, das zentral vom 
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung zu ei-
nem um etwa 2 DM höheren Stückpreis beschafft 
wurde. Durch die allgemeine Einführung des vom In-
stitut angewendeten Systems werden jährlich etwa 
300 000 DM eingespart. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat dies aner

-

kannt und verwendet nunmehr auch für die zentrale 
Versorgung das preisgünstigere Blutentnahmegefäß. 

67.12 Arbeitsleistung der Zahnarztgruppen in 
der Bundeswehr 
(Kapitel 14 08) 

Der Bundesrechnungshof hatte in seinen Bemerkun-
gen 1986 (Drucksache 10/6138 Nr. 76.3) berichtet, daß 
auf seine Initiative im Haushalt 1987 der Mittelansatz 
für Überweisungen an zivile Zahnärzte durch eine 

verstärkte Inanspruchnahme von Zahnärzten der 
Bundeswehr um 4 Mio. DM auf 66 Mio. DM gekürzt 
worden war. 

Gemeinsam mit der Vorprüfungsstelle der Wehrbe-
reichsverwaltung II hat der Bundesrechnungshof im 
Jahre 1986 gezielt ergänzende Untersuchungen in 
den Zahnarztgruppen der Teilstreitkraft Heer im 
Wehrbereich II vorgenommen. Hierbei konnten wei-
tere erhebliche Leistungsreserven aufgezeigt wer-
den. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat die Feststel-
lungen anerkannt und zugesagt, durch geeignete 
Maßnahmen für eine deutliche Leistungssteigerung 
zu sorgen, um dadurch den Mitteleinsatz für Überwei-
sungen an zivile Ärzte weiter senken zu können. Der 
Ausgabenansatz wurde im Bundeshaushaltsplan 1988 
um 2 Mio. DM auf 64 Mio. DM und im Entwurf des 
Haushaltsplanes 1989 um weitere 7 Mio. DM auf 
57 Mio. DM gesenkt. Der Bundesrechnungshof wird 
die Entwicklung weiter beobachten. 

67.13 Leistungen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(Kapitel 31 03) 

67.13.1 

Der Bundesrechnungshof hat bei einem Studenten-
werk — Ausbildungsförderungsamt — den Vollzug 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) 
schwerpunktmäßig geprüft und dabei erhebliche Ar-
beitsrückstände festgestellt. Nicht zeitgerecht abge-
wickelt waren insbesondere 

— Leistungen, die unter Vorbehalt gezahlt, deren 
Voraussetzungen aber nicht endgültig festgestellt 
worden waren, 

— Rückforderungen von Förderungsleistungen, die 
ohne Rechtsgrund gezahlt worden waren, sowie 

— zahlreiche Widersprüche. 

Der zuständige Landesminister und das Studenten-
werk haben die vom Bundesrechnungshof vorge-
schlagenen Verbesserungen im konzeptionellen, or-
ganisatorischen und personellen Bereich weitgehend 
verwirklicht. Zusätzlich sollen die Ergebnisse einer 
Organisationsprüfung und die alsbaldige Einführung 
eines Textverarbeitungssystems den ordnungsgemä-
ßen Vollzug des Bundesausbildungsförderungsgeset-
zes künftig sicherstellen. 

67.13.2 

Der Bundesrechnungshof hat ferner festgestellt, daß 
die Studentenwerke in den vergangenen Jahren in 
erheblichem Umfang Förderleistungen jeweils neu zu 
berechnen hatten und dadurch zusätzlich belastet wa-
ren. Grund hierfür sind die jährlichen Anpassungen 
der staatlichen Sozialleistungen, insbesondere bei 
Waisenrenten und Waisengeldern. Bereits eine ge-
ringfügige Anhebung dieser Leistungen macht den 
Erlaß neuer Bewilligungsbescheide erforderlich, ob- 
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gleich in vielen Fällen der als Ausbildungsförderung 
zu zahlende Betrag sich nicht ändert. Der Bundes-
rechnungshof hält es wegen der Vielzahl der Einzel-
fälle und der geringfügigen finanziellen Auswirkun-
gen der Neuberechnungen aus Gründen der Wirt-
schaftlichkeit und zur Vereinfachung des Verwal-
tungsverfahrens für geboten, eine generelle Ge ring-
fügigkeitsgrenze — wie im Wohngeldgesetz — in das 
Bundesausbildungsförderungsgesetz einzufügen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat 
die Empfehlung begrüßt und eine entsprechende Re-
gelung in Aussicht gestellt. 

67.14 Umtausch von Devisen aus 
Projektmitteln 
(Kapitel 23 02) 

Bei Prüfung von Vorhaben der Technischen Zusam-
menarbeit mit Entwicklungsländern hatte der Bun-
desrechnungshof festgestellt, daß für die im Rahmen 
dieser Vorhaben tätigen Fachkräfte die Möglichkeit 
bestand, beim Umtausch in die einheimische Landes- 
währung die in einigen Partnerländern existierenden 
illegalen Wechselkurse in Anspruch zu nehmen. Der 
Bundesrechnungshof hatte darauf hingewiesen, daß 
sich die vom Bundesminister für wirtschaft liche Zu-
sammenarbeit (Bundesminister) mit der Projektdurch-
führung beauftragte Institution aufgrund der beste-
henden Länderabkommen und Projektvereinbarun-
gen auch zur Einhaltung der einheimischen Devisen-
bestimmungen verpflichtet habe. Devisen dürften nur 
zum offiziellen oder zugelassenen (geduldeten) Devi-
senkurs erworben werden. Der Bundesrechnungshof 
hatte den Bundesminister auch darauf aufmerksam 
gemacht, es gelte das Währungs- und Wirtschaftssy-
stem der betreffenden Partnerländer aufzubauen und 
zu stärken. Diese Absicht dürfe nicht durch den ille-
galen Umtausch aus Projektmitteln unterlaufen wer-
den. Er hatte daher dem Bundesminister Vorschläge 
unterbreitet, wie der Devisenumtausch zu unzulässi-
gen Wechselkursen zu verhindern sowie der Devisen-
zufluß in die Vorhaben zu verringern und besser zu 
überwachen sei. 

Der Bundesminister und die von ihm beauftragte Insti

-

tution hielten zunächst bestehende interne Bestim

-

mungen für ausreichend, Mißbräuche zu vermeiden. 

Im Rahmen einer weiteren Prüfung hatte der Bundes-
rechnungshof zusätzliche Erkenntnisse über die Mög-
lichkeiten, zu illegalen Wechselkursen Devisen um-
zutauschen, gewonnen und den Bundesminister er-
neut aufgefordert, durch verbesserte Regelungen Ab-
hilfe zu schaffen. Die Revisionsabteilung der beauf-
tragten Institution hatte bei ihren Überprüfungen fest-
gestellt, daß in einigen Fällen Devisen aus Projektmit-
teln tatsächlich zu einem illegalen Wechselkurs ge-
tauscht worden sind. 

Die beauftragte Institution hat daraufhin in Abstim-
mung mit dem Bundesminister die einschlägigen Re-
gelungen verbessert, um künftig den Umtausch von 
Devisen zu unzulässigen Wechselkursen möglichst zu 
verhindern. Dem Anliegen des Bundesrechnungsho-
fes wurde damit Rechnung getragen. 

67.15 Zuordnung von Dienstposten zu den 
Funktionsgruppen im Bereich der 
Deutschen Bundesbahn 

Die Bundesregierung hat verordnet, daß für be-
stimmte Funktionen die Obergrenzen für Beförde-
rungsämter nach § 26 Abs. 1 des Bundesbesoldungs-
gesetzes (BBesG) überschritten werden dürfen (Ver-
ordnung zu § 26 Abs. 4 Nr. 2 BBesG vom 23. Dezember 
1971, BGB1 I S. 2162, zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 19. Dezember 1986, BGB1 I S. 2630 — Funk-
tionsgruppenverordnung — ). Zweck dieser Verord-
nung ist es, für besonders herausgehobene Funktio-
nen günstigere Stellenobergrenzen zuzulassen und 
hierdurch sowohl für diese als auch für die sonstigen 
Funktionen dem Grundsatz einer sachgerechten Be-
wertung verstärkt Rechnung zu tragen. 

Die Deutsche Bundesbahn hatte im Jahre 1983 „Vor-
läufige Erläuterungen zu den Tätigkeiten bzw. 
Dienstposten der Beamten von Funktionsgruppen" 
( „Erläuterungen") bekanntgegeben, um eine einheit-
liche Anwendung der Funktionsgruppenverordnung 
zu gewährleisten. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß bei der 
Deutschen Bundesbahn zahlreiche Dienstposten nicht 
richtig zugeordnet waren. 

Dies war überwiegend darauf zurückzuführen, daß 
die „Erläuterungen" für einzelne Funktionsgruppen 
nicht hinreichend konkret gefaßt waren und bei der 
Anwendung ungerechtfertigte Ermessensspielräume 
zuließen. Darüber hinaus lagen Fehler bei der Erfas-
sung und der Eingabe in das Datenverarbeitungssy-
stem vor. 

Der Vorstand hat daraufhin eine Überprüfung einge-
leitet und die Zuordnung von insgesamt 1 285 Dienst-
posten ändern lassen. Die aufgrund der Empfehlun-
gen des Bundesrechnungshofes überarbeitete Neu-
fassung der „Erläuterungen" hat der Vorstand zum 
1. August 1987 in Kraft gesetzt und damit eine Ent-
scheidungsgrundlage für eine sachgerechte Personal-
bemessung geschaffen. 

67.16 Planungsvorgabe in der 
Fernsprechvermittlungstechnik 

Die Deutsche Bundespost paßt die technischen Ein-
richtungen in den Fernsprechortsvermittlungsstellen 
in kurzen, in der Regel zweijährigen Ausbauabschnit-
ten an die Bedarfsentwicklung an. Unabhängig davon 
geht sie in zunehmendem Maße von analoger elektro-
mechanischer zu digitaler elektronischer Technik 
über. 

Für die Ausbauvorhaben in herkömmlicher elektro-
mechanischer Technik in den Jahren 1988 bis 1991 
sollte bei der Bemessung der technischen Einrichtun-
gen ein Zuschlag von bis zu 5 v. H. auf die Fernsprech-
verkehrswerte eingeplant werden. Im Gesamtbereich 
der Deutschen Bundespost würde dies nach stichpro-
benweisen Erhebungen Neubeschaffungen in der 
Größenordnung eines dreistelligen Millionen-Betra-
ges erforderlich machen. 
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Der Bundesrechnungshof hat zusätzliche Neube-
schaffungen in der genannten Größenordnung von 
derzeit noch elektromechanischen Einrichtungen im 
Hinblick auf den eingeleiteten Beschaffungsüber-
gang von analoger elektromechanischer zu digitaler 
elektronischer Technik für wirtschaft lich nicht vertret-
bar gehalten, zumal in kurzer Zeit genügend elektro-
mechanische Einrichtungen aus Auswechslungsbau-
vorhaben für derartige Maßnahmen zur Verfügung 
stehen werden. Er hat den Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen (Bundesminister) aufge-
fordert, auf die zusätzlichen Beschaffungen alter 
Technik zu verzichten. 

Der Bundesminister hat dem unverzüglich entspro-
chen und die Direktionen in einem Fernschreiben ent-
sprechend angewiesen. 

67.17 Abgrenzen der Anschlußbereiche von 
Breitbandverteilnetzen 

Breitbandverteilnetze dienen der Verteilung von Ton-
und Fernsehrundfunkprogrammen. Um bei deren 
Ausbau die bereits bestehende Infrastruktur des Fern-
sprechnetzes zu nutzen, forderte eine zentrale Vor-
schrift, die Anschlußbereiche beider Netze „dek-
kungsgleich abzugrenzen" . Dabei blieben jedoch die 
unterschiedlichen technischen Kriterien für die flä

-

chenmäßige Ausdehnung der Netze unberücksich-
tigt. 

In Anwendung dieser Vorschrift wurden Anschlußbe-
reiche von Breitbandverteilnetzen nach Kriterien für 
das Fernsprechnetz oft kleiner geplant, als dies tech-
nisch notwendig war. Es können Verstärkerquellen 
und Verbindungskabel eingespart werden, wenn ins-
besondere bei dichtbesiedelten Flächen die techni-
schen Möglichkeiten ausgeschöpft werden. Beispiel-
haft wurden für eine Großstadt bei vorsichtigen Be-
rechnungsansätzen Einsparungsmöglichkeiten in 
Höhe von 500 000 DM ermittelt. Insgesamt sind beim 
Ausbau der Breitbandverteilnetze Einsparungen in 
Höhe etlicher Millionen DM möglich. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen (Bundesminister) des-
halb vorgeschlagen, die Planungsvorschriften ent-
sprechend zu ändern. 

Der Bundesminister hat hierauf umgehend die Direk-
tionen angewiesen, ab sofort bei der Planung von 
Anschlußbereichen der Breitbandverteilnetze zu un-
tersuchen, ob kleine Fernsprechanschlußbereiche zu-
sammenzufassen seien. 

Der Bundesrechnungshof wird zu gegebener Zeit prü-
fen, inwieweit die Anweisungen beachtet und die er-
reichbaren Einsparungen erzielt worden sind. 

Die Bemerkungen sind vom Großen Senat des Bundesrechnungshofes beschlossen worden. 

Frankfurt am Main, 5. Oktober 1988 

Bundesrechnungshof 

Dr. Zavelberg 






